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Militärorganiſation 


der 


ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft. 
(Pom 13. Wintermonat 1874.) 
(Sn Kraft getreten den 19. Hornung 1875.) 


Die Bundesverſammlung 
der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 


Geſtützt auf die Artikel 18, 19, 20 und 21 der Bundes⸗ 
verfaſſung vom 29. Mai 1874; 

Nach Einſicht einer Botſchaft des Bundesrathes vom 

rachmonat 1874, 


beſchließt: 


J. Wehrpflicht. 


Irt. 1. Jeder Schweizer wird zu Anfang des Jahres 
flichtig, in welchem er das zwanzigſte Altersjahr zu⸗ 
ſt. Die Wehrpflicht dauert bis zum Schluſſe des 
8, in dem er das vierundvierzigſte Altersjahr vollendet. 
It. 2. Von der Wehrpflicht find während der Dauer 
Amtes oder ihrer Anſtellung enthoben: 

M Die Mitglieder des Bundesrathes, der Kanzler und 

die Bundesgerichtsſchreiber; 





ho 
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. Die Beamten und Angeſtellten der Poſt— und Tele⸗ 


graphenverwaltung, der Verwaltung des eidg. Kriegs⸗ 
materials, der Pulververwaltung, der eidg. Militür- 
werkſtätten, der eidgenöſſiſchen und fantonalen Zeug— 
häuſer, ſowie die Kantonskriegskommiſſäre; 


. Die unentbehrlichen Vorſteher und Krankenwärter 


der öffentlichen Spitäler, die Direktoren und Ge— 
fangenwärter der Strafanſtalten und Unterſuchungs— 
gefängniſſe, die Offiziere und Soldaten der kanto— 
nalen Polizeikorps, ſowie die Zoll- und Grenz— 
wächter; 


. Die Geiſtlichen, welche nicht zu dedgenugen be⸗ 


ſtellt ſind; 


. Die Lehrer der öffentlichen Schulen können * be⸗ 


ſtandener Rekrutenſchule von weitern Dienſtleiſtungen 
diſpenſirt werden, wenn die Erfüllung ihrer Berufs- 
pflichten dieß nothwendig macht (Art. 81); 


. Die Angeſtellten der Eiſenbahnunternehmungen, 


denen der Unterhalt und die Bewachung der Bahn 
obliegt, die Angeſtellten des Bahnbetriebes, das 
Bahnhof- und Stations-Perſonal, endlich die An— 
geſtellten der konzeſſionirten Dampfſchiffunterneh— 
mungen, denen der Fahrdienſt obliegt. Wenn 
der Kriegsbetrieb der Eiſenbahnen und Dampfidiffe 
angeordnet wird (Art. 207), ſo leiſten die genann— 
ten Eiſenbahn- und Dampfſchiff-Angeſtellten ihren 
Dienſt als ſolche und ſind auch für die betreffende 
Zeit von jeder Erſatzſteuer befreit. 

In Bezug auf die Eiſenbahnangeſtellten bleiben 
die Beſtimmungen der Art. 29, 72 und 209 vor— 
behalten. 


Art. 3. Die dienſttauglichen Schweizerbürger, welche 
zwar der Wehrpflicht enthoben (rt. 2), aber noch nicht 
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eingetbeilt find, haben gleichwohl ben Rekrutenkurs in einer 
Maffengattung mitzumachen und werden einem Truppen- 
körper zugetheilt. 

Art. 4. Von der Ausübung der Wehrpflicht, ſind die- 
jenigen ausgeſchloſſen, welche in Folge ſtrafgerichtlichen Ur⸗ 
theils nicht im Beſitze der bürgerlichen Rechte und Ehren 
ſind. 

Art. D. Die Mitglieder der Bundesverſammlung find 
während der Dauer der Sibungen von den militäriſchen 
Uebungen befreit. 


IT. Abtheilungen und affengattungen des Bundesheeres. 


Art. 6. Das Bundesbeer beſteht aus zwei Nbthei- 
lungen: 

A. Dem Auszug; 
B. Der Landwehr. 

Art. 7. Das Bundesheer begreift neben bem General- 
ftab und ben Stäben ber eingelnen Heerestheile folgende 
Œruppengattungen in fi: 

. Infanterie (Füſiliere und Schützen); 

. Kavallerie (Dragoner und Guiden); 

. Artillerie (Kanoniere, Trainſoldaten, Parkſoldaten 
und Feuerwerker); 

. Genie (Sapeure, Pontonniere und Pionniere); 

Sanitätstruppen; 

Verwaltungstruppen. 

Art. 8. In den verſchiedenen Waffen⸗ und Truppen⸗ 
gattungen werden folgende Einheiten gebildet: 

a. Infanterie: das Bataillon, beſtehend aus vier 

Kompagnien; 
b. Kavallerie: die Dragoner-Schwadron und die 
Guiden-Kompagnie; 
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llerie: bie fabrende Batterie (leidte und 
>), die Gebirg8batterie, die Bolitionstompagnie, 
atftolonne, die Feuerwerker-Kompagnie, das 
bataillon ; 

ie: das Geniebataillon; 

itätstruppen: das Selblasareth und Die 
pottfolonne ; 

oaltungstruppen: die Serwaltungstom- 
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tzliche Beſtand dieſer Truppeneinheiten iſt in 
bis XVII enthalten. 
Die in biejen Beſtänden aufgeführten Aerzte, 
ärter und Trüger gehören zu den @anitüts- 
die Quartiermeilter zu ben Verwaltungs— 
» werden bom Bunbe den veridiebenen Gin- 
ilt. 
Die Truppenkörper des Auszuges werden 
Îf erſten, diejenigen der Landwehr aus den 
rgängen der geſammten dienſtpflichtigen Mann— 





Im Kriegsfalle fünnen die Truppenkörper 
aus denen der Landwehr des eigenen oder 
me ergänzt oder verſtärkt werden. 


Von der Beſtimmung des Art. 10 ſind 


Jauptleute aller Waffengattungen; für dieſe 
zt die Geſammtdienſtzeit im Auszuge fünfzehn 


"9 

ztabsoffiziere (Majore, Oberitlieutenants und 
ten); biele fünnen während der gangen Dauer 
Bebrpflidt entweder dem Auszug oder der 
mebr zugetheilt werden; 


—— 


3) die Soldaten und Unteroffiziere der Kavallerie; 
dieſe treten nach zehn Jahren Auszügerdienſt in die 
Landwehr; 

4) die im Art. 29, Lemma 2 genannten Detachemente 
der Pionniertompagnien. 


III. Rekrutirung. 


Art. 13. Niemand darf in eine Waffengattung des 
Bundesheeres aufgenommen werden, der nicht die dazu er— 
forderlichen Eigenſchaften beſitzt. 

Art. 14. Die Unterſuchung und Entſcheidung über 
die perſönliche Dienſtfähigkeit, ſowie über die Zutheilung 
au einer Waffengattung ſteht der eidgenöſſiſchen Militär— 
verwaltung unter Mitwirkung der kantonalen Behörden zu. 
Die Vorſchriften über die Beſtellung der Unterſuchungsbe— 
hörde und das von dieſer zu beobachtende Verfahren wer— 
den von dem Bunde erlaſſen. 


Art. 15. Die in das wehrpflichtige Alter Tretenden 
haben ſich in demjenigen Kanton zur Aushebung und Re— 
krutirung zu ſtellen, in dem ſie zur Zeit der Aushebung 
wohnen, und werden in der Regel dort ausgerüſtet, einem 
Truppenkörper zugetheilt und in dem betreffenden Kreiſe 
inſtruirt. 

Wenn vorauszuſehen iſt, daß ein Wehrpflichtiger in 
der nächſten Zeit ſeinen bleibenden Aufenthalt in einem 
andern Kanton oder Militärbezirk nehmen werde, ſo kann 
er dieſem letzteren zur Eintheilung, Ausrüſtung und In— 
ſtruktion zugewieſen werden. 

Eingetheilte Wehrpflichtige, die in einem andern als 
ihrem bisherigen Militärkreis (Art. 18 und 19) ihren blei— 
benden Aufenthalt nehmen, können einem Truppenkörper 
ihres neuen Wohnortskreiſes zugetheilt werden. 


OUR APE 


Der Eintritt in das Bundesheer erfolgt im 
der Dienftpfligt jofort nach Vollendung des 
tridtes. | 
Der Uebertritt des ülteften Jahrganges des Aus— 
t nidt vor der Sutbeilung eines neuen Jabr- 
Rrieg8gefabr fann der Bundesrath den Ueber- 
andwehr und den Austritt aus lebterer ber- 


Der Bundesrath wird das Territorium der 
aft in der Weiſe in Diviſionskreiſe ein- 
ſämmtliche Snfanteriebataillone einer Armee— 
Jo weit möglich aud alle übrigen zu dielem 
zrenden Æruppentürper aus der Mannſchaft 
Kreiſes gebildet werden können. Die Grenzen 
jollen in der Regel mit denen der Rantone 
n. 
Zum Swefe der Bildung der Infanterie— 
rden die Kantone in Kreiſe eingetheilt, deren 
u bemeſſen iſt, daß ein jeder die Mannſchaft 
8 höchſtens drei Bataillonen in je eine Heeres— 
ſtellen hat. 
ndesrath ſetzt nach Anhörung der Vorſchläge 
die Kreiseintheilung feſt. 
die Infanteriebataillone eines Kantons ver— 
webibifionen zugetheilt werden, iſt bei der Bil— 
taillonskreiſe auf die Armeediviſionskreiſe Rück— 
en. 

Der Bund iſt berechtigt, in ſämmtlichen 
iel Mannſchaft auszuheben, als sur Bildung 
ſchen Truppeneinheit (Art. 27 —31) nothwen⸗ 


Die geſetzlich vorgeſchriebenen von den Kan⸗ 
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tonen unD bem Bunde zu ftellendben Æruppentürper und 
deren Cadres find vollzählig au erbalten. 


Der Bund wird burd eine Verordnung feffftellen, in 
welchem Verhältniß bie Ueberaübligen auf bie eingelnen 
Truppenkörper vertbeilt werden ſollen. 

Art. 22. Iſt ein Kanton nidt im Stanbde, die Offi- 
zierscadres auf bem gejebliten Stand zu erbalten, fo ift 
der Bunbdesrath beredtigt, ben betreffenden Truppenkörpern 
überzählige Offisiere anderer Pantone zuzutheilen. 


Art. 23. Wenn in einem oder mebreren Rantonen 
die Zahl der Ueberaübligen fo groß ift, daß daraus eine 
neue Ætruppeneinbeit gebilbet werden fann, ſo wird eine 
jole entweder von dem Bund (Art. 27—31) oder ben 
Rantonen (Art. 32—35) durch bejonberen Beſchluß der 
Bundesverſammlung errichtet. 


Art. 24. Ueber die Rekrutirung ſowohl, als über den 
Beſtand und die Ergänzung der Truppenkörper ſind von 
den Kantonen Kontrolen und Verzeichniſſe zu führen, für 
welche von dem Bunde einheitliche Formulare vorgeſchrieben 
werden. Die genaue Vollziehung dieſer Vorſchrift iſt von 
Seite des Bundes zu überwachen. 


Art. 25. Jährlich nach ſtattgehabter Kontrolbereinigung 
find ben Bataillons-, Kompagnie-, Schwadrons-, Batterie- 
2. Kommandanten namentliche Verzeichniſſe über die in 
dem Beſtande ihrer Truppenkörper vorgekommenen Aende— 
rungen zu übergeben. 


Art. 26. Die Kommandanten dieſer Truppenkörper 
haben ihrerſeits über die Erhaltung des geſetzlichen Beſtan— 
des zu wachen und von allfälligen Lücken oder ſonſtigen 
Verſtößen gegen die geſetzlichen Beſtimmungen ihren Vor—⸗ 
geſetzten Kenntniß zu geben. Dieſe ſind verpflichtet, die 
zur Abhilfe noöthigen Reklamationen zu erheben. Die Be- 
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tite und Anträge über die im Divifionsberband ftebenden 
Truppenkörper geben durch den Dibifionär, die übrigen 
durch den Waffenchef an das Militärdepartement. 


uppeneinbeit des Bundes und der Kantone. 


tuppeneinbetten des Bunbdes. 


a. Raballerie. Der Bund bildet und 
t Muguge zwölf Guibentompagnien 
In bder Landwehr wird nur der perjonelle 
r Kompagnien formirt. 

b. Artillerie. Der Bund bildet und 


Holonnen . . . Auszug 16 Landwehr 8 
erwerkerkompagnien , 2 7 2 
inbataiflone . . = 8 — 8 


inbataillone geben diviſionsweiſe den Genie— 
den Feldlazarethen und den Verwaltungskom— 
ihnen nach Tafel XIII, XV und XVII zu— 
rain ab und können zu dieſem Zwecke durch 
der Landwehrtrainbataillone verſtärkt werden. 


c. Genie. Der Bund bildet und unter- 
zuge und in der Landwehr acht Genieba- 
Jon denen jedes beftebt aus 
eurkompagnie, 
tonnierkompagnie, 
mierkompagnie. 

&, XI, XII und XIII.) 

enbabn-Abtheilungen werden durch Ar— 
mente verſtärkt, welde ohne Unteriheidung der 
on ben Verwaltungen der im Betrieb befind- 
ihnen aus bem Perſonal der Reparatur-Mert- 


ftätten und bemjenigen für Unterbaltung und Erneuerung 
des Sberbaues zu ftellen find. 

Der Perjonalbeftand dieſer Abtheilungen wird auf Die 
Babnunternebmungen im Verhältniß ibrer kilometriſchen 
Länge verleat. 

Die Zutheilung bder Betreffenden ju den Eijenbabn- 
abtbeilungen bauert fo lange, als ibre Anftelung in der 
genannten Eigenſchaft. Nachher treten fie in ibre frühere 
militäriſche Gtellung zurück. 

Die Verwaltungen haben vierteljährlich dem Militär— 
departement von den eingetretenen Aenderungen im Be— 
ſtande des Perſonals Kenntniß zu geben und es werden 
die Abgänge auf dem Kontingent einer Bahn durch die 
Neuangeſtellten erſetzt. 

Die Stärke und Vertheilung dieſer Abtheilungen wird 
durch eine Spezial-⸗Ordonnanz feſtgeſetzt. 

Dieſe Abtheilungen erhalten ihre Inſtruktion in den 
Schulen und Wiederholungskurſen der Pionniere. 

Art. 30. d. Sanitätstruppen. Die Sanitäts— 
truppen zerfallen in zwei, in Bezug auf Verwaltung und 
Unterricht coordinirte Abtheilungen: das Medizinal— 
perſonal und die Veterinäroffiziere. 


I. Das Medizinalperſonal 
beſteht aus 


A. Auszug. 1) ben Sanitätsoffizieren und Mann- 
ſchaften der acht Helblagarethe in dem durch Tafel XV vor- 
gefdriebenen Beſtand. 

2) Den bei den Stüben und Truppeneinbeiten einge- 
theilten Sanitüsoffisieren und Mannſchaften. 


B. Landwehr. Die zur Landwehr übertretenden 
Offigiere und Mannſchaften werden vermenbet : 
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1) Sur Sutbeilung an die Truppeneinheiten ber Lanb- 


La.‘ 


wehr. 


Jum Dienſt in ben ſtehenden Spitälern. 


zur Bildung von fünf Reſerve-Transportkolonnen 
Tafel XVI). 


zur Bildung der für die Landwehr nöthigen Am- 
zulancen (Tafel XIV). 


erzählige Sanitätsofſiziere des Auszuges können in 
wehr verwendet werden. 


II. Die Veterinäroffiziere 


Stäben (Stabspferdärzte) (Tafel XXI—XX VIII) 
ruppeneinheiten (Korpspferdärzte) (Tafel I-XVII) 


31. e. Verwaltungstruppen. Zu den 
ngStruppen gebüren : 
Auszug. 1) Adt Berwaltungsfompagnien in 
h Tafel XVII vorgeſchriebenen Beftanbde. 
Die ben Stäben (Tafel XXI—XXVIII) und ben 
inbeiten zugetheilten Quartiermetifter. 
dandwehr. Die gleiden Sormationen wie im 


Truppeneinheiten der Rantone. 


32. Die Jnfanteriebataillone werden von 
onen geftellt : 


Bürid 

Bern . 
Luzern 

Uri . 
Schwyz . 
Obwalden 
Nidwalden 
Glarus 

Zug . . 
Dtelburg . 
Solothurn. 
Baſel-Stadt . . 
Baſel⸗Landſchaft 
Schaffhauſen. 
Appenzell A. 


Ig 

utgau . . . 

Teffin . . .… , 

Waadt 
Wallis 

Neuenburg 
Genf......... 


Auszug. Landwehr 


Bataillone.l Bataillone. 


10 10 
20 20 
6 6 
1 1 
2 2 
| “4 
1} — 
1 1° 
1 1 
5 5 
3 3 
1 1 
2 2 
a fa) 
1°/4 1°/4 
— 4 —/. 
7 7 
3 8 
7 7 
3 3 
4 4 
9 9 
4 4 
3 3 
2 2 
98 98 : 


Die Kompagnien des Rantons Appenzell A.«“R. werden 
mit bdenen des Kantons Appenzell J.-R., und die des 
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Kantons Unterwalden ob dem Wald mit denen des Kan⸗ — 


tons Unterwalden nid dem Wald je zu einem Bataillon 
vereinigt, deſſen Stab vom Bundesrathe auf Vorſchlag der 
betreffenden Kantonsregierungen ernannt wird. Die Unter⸗ 
offiziere des Stabes ernennt der Bataillonskommandant. 
Die Zutheilung der Trainſoldaten und der Korpsausrüſtung 
erfolgt auf dem Wege der Verordnung. 


Art. 33. Die Schützenbataillone werden aus 


ben von ben Kantonen formirten Kompagnien zuſammen⸗ 


geſetzt: 


cooh à: 


Grauslinbek R 





À — —* | Landwehr. 
* ” | Rompag. Bataillon.| Kompag. Bataillon. 
IBaadt . 4 4 
: dtreiburg . 1 1 
Neuenburg 1 1 
nn 
: Wallis. 1 1 
Bern 4 4 
* Bean ... 2 2 
Lugern . . . . 1 1 
MRibtoalben ve 1 1 
à Margau . … 2. 2 
—2— — 1 
————— — 1 
Zürich. 4 4 
PRE J. 1 1 
1 ie 
D 2. 2 
:. 1 
dr: 1 
1 1 
1 1 





Œefin . 5 : .. : 
be — 

— wyz 

“| — 
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Offiziere des Bataillonsſtabes werden von dem 
ith, Die Unteroffiziere des Bata.ongitabes bon 
aillonskommandanten ernannt. 

Zutheilung der Trainſoldaten und der Rorpsaus- 
im die Sbübenbataillone wird auf dem Wege J 
ing geregeli. 

84 Die Dragonerſchwadronen werden bon nach⸗ 
Rantonen gebilbet : 


Landwehr. 


Dragoner- | Dragoner- 
Schwadron. | Ebwadron. 


id . 8 3 
en 7 7 
jen . 1 1 
iburg 2 2 
lothurn 1 1 
jaffhauſen 1 1 
Gallen 2 2 
rgau 2 2 
urgau 1 1 
tadt 4 4 
24 24 





der Landwehr wird bon ben Rantonen nur der 
> Beſtand der Dragoner-Schwadronen organiſirt. 
werden nur im Kriegsfalle beritten gemacht. 
Bund iſt berechtigt, die zur Landwehr übertretende 
aft auch in anderer Weiſe zu verwenden. 





SET Le 


Art, 35. Nachſtehende Kantone ftellen die Truppen⸗ 
einheiten der Artillerie: 














Landwehr. 
Feld⸗ Gebirgs⸗Poſit.⸗ Feld⸗Poſit.⸗ 
Batter. Batter. Komp.JBatter. Komp. 
P.⸗Etat. 
ürich. 6 — 1 1 
pv : 10 — 1 1 3 
Quaern . 3 — — 1 — 
Freiburg. 1 — 1 — 1 
Golotburn . 2 — — 1 — 
Baiel-Stabt. . 1 — 1 — 1 
Baſel⸗Landſchaft 1 — — — — 
Appenzell À. R. 1 — 1 — 1 
Gt. Gallen . 4 — 1 1 1 
Graubitnden — 1 — — — 
Aargau 6 — 1 1 2 
Thutgau . 2 — — 1 — 
Teffin . 1 — — — 1 
Waadt 6 — 2 1 2 
Wallis — 1 — — — 
Neuenburg 2 — — — — 
Genf . . 2 — 1 — 1 
48 10 8 15 


Sn den Selbbatterien der Landwehr baben die Kan— 
tone nur ben Perſonalbeſtand nad Boridrift der Tafel IV 
au bilden. Im Salle des Bedürfniſſes wird bie Batterie 
otganifirt und ausgerüſtet. 

Die übrigen Ranoniere und Trainfoldaten der Feld— 
batterien, ſowie biejenigen der Gebirgsbatterien des Aus— 

2 
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zugs werden beim Üebertritt in die Landwehr ben Poſi— 
tionsfompagnien, Parkkolonnen und Zrainbataillonen ber 
Landwehr einverleibt. 


Art. 36. Die gemäß ben Ueberſichten zu den Ar—⸗ 
tikeln 32, 33, 34 und 35 von den Kantonen zu ſtellenden 
tattijen Ginbeiten fônnen nach Maßgabe der militäriſch 
dienſttauglichen Bevölkerung eines Kantons durch Bundes⸗ 
beſchluß abgeändert werden. 


C. Offiziere und Unteroffiziere der Truppen— 
einheiten. 


Art. 37. Die Ernennung der Offiziere der einzelnen 
Truppenkörper (Art. 32—35), mit Ausnahme der Offiziere 
der vom Bund geſtellten Truppen (Art. 27—31), der Stäbe 
der ©dübenbataillone (Art. 33) und der fontbinirten In- 
fanteriebataillone (Art. 32) ftebt unter Beadtung der in 
ben folgenben Artikeln entbaltenen Vorſchriften ben Kan— 
tonen ju. 

Art. 38. Aus ben Unteroffigieren und ben Soldaten, 
Wwelde von den Offisieren der betreffenden Ginbeiten oder 
ben Snftruftoren biezu tauglid ertlärt werden, bezeichnen 
die fantonalen Sebôrden biejenigen, melde eine Offigier- 
biloungsidule (Art. 106) zu bejuden baben. 


Art. 39. Diejenigen Unteroffisiere und Soldaten, 
welche in den Offizierbildungsſchulen (Art. 106) bas Beug- 
nig der Befübigung erworben, werden von ben Regie— 
tungen ber Santone zu Lieutenanten ernannt. 

Art. 40. Die Beférderung vom Lieutenant zum Ober- 
lieutenant erfolgt nad Bebarf und nach bem Dienftalter, 
Diejenige vom Oberlieutenant zum Hauptmann und bom 
Dauptmann sum Major (Batailonsfommandanten) auf ein 
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Zeugniß genügender Fähigkeit ausſchließlich nach der Tüd- 
tigkeit, ohne Rückſicht auf das Dienſtalter. 

Dieſe Zeugniſſe werden von den Oberinſtruktoren der 
Waffe ausgeſtellt und zwar bei der Infanterie und den 
Schützen für die Beförderung zum Oberlieutenant im Ein⸗ 
verſtändniß mit dem Hauptmann; für die Beförderung zum 
Hauptmann im Einverſtändniß mit bem Bataillonstom- 
manbanten; für Die Befürderung zum Major im Cinver- 
ſtändniß mit dem Regimentsfommanbdanten ; bei den übrigen 
Waffen unter Sujtimmung des Abtheilungstommanbanten, 
unter welchen die zu ernennenden Pauptleute au fteben 
fommen. | 

Bei bder Jnfanterie und den Schützen find die Seug- 
nifle mit bem Viſum des Divifionürs, bei ben anbern 
Waffen mit demjenigen des Waffenchefs zu verieben. 

Art. 41. Die Offiziere der Stübe der Shübenbatail: 
{one (Art. 33), ſowie der fombinitten Infanteriebataillone 
(rt. 32), ferner die ſämmtlichen Offistere der burd ben 
Bund geltellten Truppen (Art. 27—31) werden unter Be- 
adtung der in ben Artikeln 39, 40 und 42 enthaltenen 
Vorſchriften vom Bundesrath ernannt. 

Das Militärdepartement bezeichnet diejenigen Unter- 
offiziere und Soldaten dieſer Truppen, welche eine Offizier⸗ 
bildungsſchule zu beſuchen haben (Art. 38). 

Art. 42. Ohne die vorgeſchriebenen Fähigkeitsaus— 
weiſe (Art. 39 und 40) darf Niemand zum Offizier ernannt 
und als ſolcher befördert werden, der nicht im vorhergehenden 
Grade Dienſt geleiſtet und den dafür vorgeſchriebenen Un— 
terricht erhalten hat. Die Vorſchriften der Artikel 39, 46 
und 95 ſind vorbehalten. 

Art. 43. In allen Waffengattungen werden die Un- 
teroffiziere, unter Vorbehalt der beſondern Beſtimmungen 
für die Sanitäts- und Verwaltungs-Unteroffiziere (Art. 
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45 und 48), durch bie Hauptleute auf den Vorſchlag ibrer 
Offiatere ernannt und befördert. Bei der Infanterie, den 
Schützen und ben Srainbataillonen unterliegen dieſe Er— 
nennungen der Genebmigung des Bataillonsfommanbanten, 
dem aug die Grnennung und Befoörderung der Unteroffi- 
ziere des Bataillonsſtabes zuſteht. 


Art. 44. Die Ernennung der Korporale und der Ge- 
freiten erfolgt aus den @olbaten, welche entweder in der 
Rekrutenſchule oder in einem Wiederholungskurſe ein Fähig— 
keitszeugniß erwarben; die der Rorporale der Artillerie und 
des Genie aus den Gefreiten, biejenigen der Wachtmeiſter 
aus ben Rorporalen — bei ben Ranonieren und dem Ge— 
nie aus ben Gefreiten — und ber Feldweibel aus ben 
Wachtmeiſtern oder Rorporalen. Die zu Befördernden müſſen 
den für ibren Grad vorgeldriebenen Unterridt mit Erfolg 
durchgemacht haben. 

Die Adjutant-Unteroffiziere werden aus der Zahl der 
Wachtmeiſter und der Feldweibel ernannt. 

Art. 45. Der Divifionsarait ernennt und befürdert 
die Unteroffigiere der Sänitätstruppen auf ben Vorſchlag 
der Rommanbanten der Unterridtsfurie, der Chefs der Am— 
bülancen und der Sruppenürate. 

Art. 46. Su Sanitätsoffizieren (mit Ausnahme der 
au ben Sanitätstruppen gehörenden Verwaltungsoffiziere) 
dürfen nur wiſſenſchaftlich gebildete Aerzte und Apotheker 
verwendet werden. Die Ernennung darf durch den Bunbdes- 
rath erſt erfolgen, wenn fie den im Art. 127 vorgeſchrie⸗ 
benen Unterrichtskurs mit Erfolg beſtanden haben. 

Die Aerzte treten mit dem Grade des Oberlieutenants 
in die Armee. 

Art. 47. Die Beförderung der Sanitätsoffiziere bis 
und mit dem Grade eines Majors geſchieht auf den ge— 
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meinſamen doppelten Vorſchlag des Diviſionsarztes und des 
Oberinſtruktors; für die Beſetzung der Stelle eines Feld⸗ 
lazarethchefs iſt auch das Gutachten des Divifionärs einzu⸗ 
holen. 

Art. 48. Die Fouriere der Truppeneinheiten, ſowie 
die Unteroffiziere der Verwaltungskompagnien werden von 
den Kommandanten dieſer Truppenkoörper vorgeſchlagen und 
ernannt, ſobald ſie die im Art. 132 vorgeſehene Schule mit 
Erfolg beſtanden haben. 

Die Beförderung der Unteroffiziere in den Verwaltungs⸗ 
kompagnien geſchieht durch die Kommandanten derſelben, 
wenn die Betreffenden im vorhergehenden Grad wenigſtens 
einen Wiederholungskurs oder eine zweite Fourierſchule 
(Art. 132) durchgemacht haben. 

Art. 49. Die Quartiermeiſter, ſowie die Offiziere der 
Verwaltungskompagnien werden aus den Fourieren, den 
Verwaltungsunteroffizieren und tauglichen Truppenoffizieren 
und Unteroffizieren auf den Vorſchlag der Kommandanten 
der betreffenden Truppenkörper ernannt, nachdem ſie in der 
Offizierbildungsſchule (Art. 132) das Zeugniß der Befübi- 
gung fi erworben baben. 

Art. 50. Der Bundesrath ift beredtigt, die entgegen 
den Beftimmungen biejes Gelebes getroffenen Wahlen und 
Befbrderungen ungültig zu ertlären. 


V. Aie sufammengefebten Truppenkörper. 


A. Bilbung der zuſammengeſetzten Truppen- 
körper. 


Art. 51. Aus den Truppeneinheiten werden folgende 
zuſammengeſetzte Truppenkörper gebildet: 


Jnfanterie Aus zwei oder drei Snfanterieba: 
das Snfanterieregiment. 

3 zwei oder drei Snfanterieregimentern die Infan— 
igade. 
Kavallerie. Aus zwei oder drei Dragonerſchwa— 
das Kavallerieregiment. 

» Dragonerſchwadronen, welche direkt bem Ober— 
bo unterſtellt ſind, bilden die K.a valleriereſerve. 
Artillerie. Aus amet oder drei Feld- oder Ge- 
terien das Artillerieregiment. 
8 zwei bis vier Poſitionskompagnien eine Abthei— 
zoſitionsartillerie. 

8 zwei Parkkolonnen der Diviſionspark. 

8 zwei oder drei Artillerieregimentern die Artil— 
rigade, der in der Armeediviſion der Diviſions— 
getheilt iſt. 

e Truppenkörper der Artillerie, welche dem Ober- 
do der Armee direkt unterſtellt werden, bilden die 
eriereſerve. 

Sanitätstruppen. Die Sanitätstruppe 
zmeediviſion beſteht aus bem Feldlazareth und 
t Corps zugetheilten Sanitätsperſonal. 
Verwaltungstruppen. Die Verwaltungs— 
» der Armeediviſion beſteht aus der Ver— 
Skompagnie und dem bei den Truppeneinheiten und 
iben ber Divifion eingetbeilten Verwaltungsperſonal 
ermeifter). 

. 52. Zwei ober drei Jnfanteriebrigaden, melde 
ippentürpern anberer YWaffengattungen unter einem 
ndo vereinigt merben, bilden die Armeebibvifion. 
t 53. In Friedenszeiten bat der Bundesrath, in 
ten Der Oberfommandant der Armee bas Recht, 
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dürfniſſe andere als die in ben Artikeln 


ſehenen Kombinationen zu treffen. 

em Bundesrath liegt die Pflicht ob, die 
2 genannten Truppenverbände sujammen- 
elben die Armee nach dem in Art. 18 
Mabe zu organiſiren und Die in den Trup— 
n den Stäben entſtehenden Lücken zu er— 
neeeintheilung iſt alljährlich zu veröffent— 


te Infanterie der Landwehr wird in Bri- 

Ueber die meitere Organiſation der Srup- 
ndtmebr verfügt der Bundesrath nadÿ den 
3 Geſetzes (rt. 51). 


nten und ©tübe der zuſammen— 
ebten Truppenkörper. 


18 Kommando der zuſammengeſetzten Trup⸗ 
1) wird folgendermaßen beſtellt: 


rper. Kommando. 
a. Infanterie. 


Infanterie⸗Oberſtlieutenant. 
Oberſt-Brigadier. 


b. Kavallerie. 


ziment. Kavballerie-Major oder Oberſt⸗ 
lieutenant. 


c. Artillerie. 


ment. 
Poſitionsar⸗Major oder Oberſtlieutenant. 








Tr ' - 
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Truppenkörper. Kommando. 
Der Diviſionspark. Major. 
Die Artilleriebrigade. Oberſt. 


d. Sanität. 
Die Sänitätstruppe der Di- Oberſtlieutenant (Divifions- 


viſion. arzt). 
Die Veterinärtruppe der Di- Hauptmann oder Major (Di- 
viſion. viſionspferdarzt). 


e. Verwaltung. 


Verwaltungstruppe der Divi- Oberſtlieutenant (Divifions- 
ſion. kriegskommiſſär). 

Art. 57. An der Spitze der Armeediviſion ſteht 
der Oberſt-Diviſionär. 

Art. 58. Außer den im Art. 56 aufgeführten Stellen 
wird in allen Waffengattungen die nöthige Anzahl von 
Offizieren mit entſprechendem Grade ernannt, welche zur 
Zutheilung an die Kommandanten, zur Bildung der Stäbe 
(rt. 65), zu den techniſchen Arbeiten der Landesverthei— 
digung, ſowie zur Uebernahme von beſondern Kommandos 
(Etappen, feſte Plätze, Depots ꝛc.), oder zu andern Dienſt⸗ 
leiſtungen beſtimmt ſind. 

Art. 59. Sämmtliche in den Art. 56, 57 und 58 ge- 
nannten Offigiere werden unter Beobadtung folgender Bor- 
fbriften vom Bundesrathe obne Berückſichtigung des Dienit- 
alters aus Ddenjenigen Offiaieren gewählt, welche ſeit zwei 
Jahren den nächſtvorhergehenden Grad bekleidet und in 
demſelben Dienſt gethan haben. 

Art. 60. Die Wahl der im Art. 56 aufgezählten Of- 
fisiere erfolat aus bem zweifachen Boridlage einer Kom— 
miffion, die unter dem Vorſitz des Chefs des Militürdepar- 
tements aus Dem Divifionür, bem Waffenchef und dem 





= 2% — 


Oberinſtruktor der betreffenden Waffe, ſowie aus demjenigen 
Sommanbdanten beltebt, unter bellen Befebl der zu Er— 
nennenbde zu fteben kommt. 

Art. 61. Die in den Artikeln 56 und 58 begriffenen 
Ganitütsoffigiere merden auf ben gemeinjamen Vorſchlag 
des Oberfeldarztes und des Sanitäts-Oberinſtruktors, bie 
Veterinäroffiziere auf den Vorſchlag des Oberpferdarztes 
ernannt. Für die Beſetzung der Stelle eines Divifions- 
arztes iſt auch das Gutachten des Diviſionärs einzuholen. 

Art. 62. Die höhern Verwaltungsoffiziere der Stäbe 
(Art. 65) werden aus den Quartiermeiſtern und den Offi— 
zieren der Verwaltungskompagnien auf den doppelten Vor— 
ſchlag des Kommandanten der Armeediviſion und des Ober— 
kriegskommiſſärs gewählt. 

Art. 63. Die Vorſchläge für die Wahl der Diviſio— 
näre (Art. 57) geſchehen durch eine Rommiifion, melde 
unter dem Vorſitz des Chefs des Militärdepartements aus 
ven jämmtliden Divifionüren beltebt. 

Art. 64. Die Organijation des bem General beige- 
gebenen großen Urmeeltabes, an Ddeflen Spike der 
Chef des Generalftabes ſteht, mird durch eine beſondere 
Verordnung des Bundesrathes feſtgeſtellt. 


Art. 65. Die Stäbe, welche den in Art. 56 aufge- 
fübrten Offigieren beigegeben find, werden in bder Regel 
nach den Poridriften der Tafeln XXI big XX VIIT gebildet. 


Art. 66. Der Adjutantendienſt bei ben Stüben 
(tt. 65) wird von ©ubalternoffisieren der Truppenein- 
heiten verſehen, melde hiezu bon ben Offisieren, denen fie 
augetbeilt werden jollen, vorgellagen, und bon bem Mili- 
tüthepattement auf unbeftimmte Seit fommanbdirt merben. 
Dieſelben fabren während biejer Zeit fort, ibrem Korps 
angugebbren, und werden in demſelben burd die Behörde, 














erswahl in ber betreffenden Sruppeneinbeit 
ſörung des Offisiers, bem fie zugetheilt 


ie Adjutanten merden in der Regel nad 
nft in dieſer Gigenihaft wieder au 
Bt. Dieſe Verlebung erfolgt unter allen 
1 Die Adjutanten zu einem bübern Grad 
auptmannes ernannt merden. 


o lange ihr Dienſtverhältniß bauert, können 
hne ihre Zuſtimmung und diejenige des 
ie zugetheilt ſind, nicht zum Dienſte bei 
alten werden. 

ür den Büreaudienſt der Stäbe wird vom 
nöthige Anzahl von Stabsſekretären 
en werden den Stäben auf den Vorſchlag 
dommandanten zugetheilt. 

kretäre treten mit bem Grade eines Adju— 
ein und können bis ju dem eines Lieu— 


VI. Der Generalſtab. 


ür ben Dienft des Generalftabes wird ein 

bilbet, welches, abgeſehen von der Eiſen— 

Art. 72), aus folgenden Offisieren beftebt : 

3 Oberſten, 

ÿ Obetitlieutenanten oder Majoren, 

> Hauptleuten. 

e Wahl der Offisiere des Generalſtabes ge- 

zundesrath, aus benjenigen Offigieren aller 
welche bon den Oberinftruftoren, ben 
ben Divifionären dazu vorgeſchlagen wer— 








— 
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Generalſtabsſchule (Art. 98) mit Erfolg 


e beſondere Abtheilung des Generalſtabes 
rſonal der Adminiſtration und des Be— 
hnen gewählt. 

e haben in Friedenszeiten die Organi— 
JetriebeS ber Eiſen bahnen, ſowie den 
chung und Wiederherſtellung der Bahnen 


es Kriegsbetriebes werden ſie dem Ober— 
ben. 

Zutheilung der einzelnen Offiziere des 
die verſchiedenen Kommandoſtäbe (Art. 
|) das Militärdepartement auf den Vor— 
es Gtabsbüreau (Art. 250). 

der @pibe des Generalitabes ftebt im 
des Stabsbüreau (Art. 250), mel- 
iber zu etlafjenden beſonderen Verord— 
ft, was auf die Organiſation und den 
denen Abtheilungen, das Perſonelle und 
Stabes, Bezug hat. 

er der Beihilfe der nöthigen Zahl von 
m leitet und beſorgt das Stabsbüreau 
r die Aufſtellung und die Bewegung der 
lt und verarbeitet die Erhebungen und 
Arbeiten über die eigene und Die frem— 


Beſtimmungen betreffend die Sffüiere. 
Entlaſſung. 


er Wehrpflichtige kann zur Bekleidung 
zur Uebernahme jedes ihm übergebenen 
ten werden. 
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. Ein Offigier fann auf Berlangen des Mili- 
nt, unbeſchadet feines Grades, von einem ibm 
t Rommanbdo burd eine Wahlbehörde enthoben 
te Enthebung mub erfolgen, wenn fie von dem 
der einem anbern dem Oberbefehlshaber direkt 
Offiaier wegen Unfübigfeit verlangt wird und 
departement dieſes Verlangen unteritübt. 

die Enthebung eines Oberften in Srage, ſo 
egebren von der Mehrzahl der Dibvifionüre un- 
Jen. | 
z. Wenn in Kriegszeiten Gefahr im Verzuge 
ſt dem General das Recht zu, an der Stelle der 
Wahlbehörden Offiziere zu ernennen oder ibres 
au entbeben, obne in dem einen oder andern 
e durch Art. 39, 40, 42, 60—69 und 77 be- 
iriften gebunden zu fein. 
), Die Entlaffung der Offiziere vor Ablauf der 
dienſtzeit und mit der Wirkung, daB fie feinen 
au leiften baben und in bie Klaſſe der Steuer- 
en, geſchieht durch die Wahlbehörde in folgen- 


ein Offizier in fremden Dienſt getreten iſt; 
er ohne Urlaub für mehr als ein Jahr aus 
—chweiz ſich entfernt, oder ſeine Abweſenheit 
als ein Jahr über den bewilligten Urlaub hin— 
hne genügende Entſchuldigung verlängert; 

er ohne Erlaubniß im Auslande ſich befindet 
m Salle einer Bewaffnung ohne genügende Ent— 
igung nicht in das Vaterland zurückkehrt; 
derſelbe nach Verkündung einer Marſchbereit— 
ohne Urlaub die Schweiz verläßt, unvorgreif- 
er Strafe, welche nach dem Militärſtrafgeſetz 
ihn verhängt werden kann. 





sl 


80. Penn ein Offigier in oder auber ben 
ich ſchlechter Auffübrung oder einer Hanblung 
acht, welche fig mit feiner militäriſchen Stelung 
rägt, jo fann von dem Militärdepartement, dem 
en Divifionüt oder von jeinem ſonſtigen höchſten 
en Die Entlaffung desſelben mit der in dem boti- 
ef bezeichneten Wirkung verlangt werden. Ueber 
8 Begehren entſcheidet ein Militärgericht nach den 
Militärſtrafgeſetz hierüber aufzuſtellenden Formen 
nd\äben. 


VIII. Unterricht. 


A. Vorunterricht. 


81. Die Kantone ſorgen dafür, daß die männ— 

end vom 10. Altersjahr bis zum Austritt aus 
arſchule, dieſelbe mag letztere beſuchen oder nicht, 
en angemeſſenen Turnunterricht auf ben Militär— 
rbereitet werde. 


er Unterricht wird in der Regel durch die Lehrer 
velche die dazu nöthige Bildung in den kantonalen 
ungsanſtalten und durch ben Bund in den Re— 
len (Art. 2) erhalten. 


Kantone ſorgen ferner dafür, daß ber sum Mili— 
vorbereitende Turnunterricht allen Jünglingen 
tritte aus der Schule bis sum zwanzigſten Alters⸗ 
eilt werde. Für die zwei älteſten Jahrgänge können 
ide auch Schießübungen angeordnet werden. 
Bund wird die zur Vollziehung der vorſtehenden 
ten erforderlichen Weiſungen an die Kantone er—⸗ 
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Unterridt des Auszuges. 


. Allgemeine Beftimmungen. 


Zu ben Unterrichtskurſen des Auszuges find 
8 Auszuges, ferner bie lnteroffigiere ber 
baten der adt erſten Jahrgänge und über— 
Unteroffigiere und Soldaten einsuberufen, 
als die für zehn, beziehungsweiſe adt 
etzlich vorgeſchriebenen Uebungen gemadt 


ivallerie werden ſtets alle zehn Jahrgänge 
n einberufen. 

Die Bunbesverlammlung beltimmt jährlich 
des Voranſchlages, ob noch meitere Jabr- 
foaten und Unteroffizieren der einzelnen 
t an ben Unterrichtskurſen des betreffenden 
, nebmen baben. 

Die Obliegenbeiten der Unteroffiziere, die 
freiung einzelner Jahrgänge bei den Unter— 
n, werden durch die anweſenden dem Grade 
den Unteroffiziere verſehen und die hiedurch 
itern Lücken in gleicher Weiſe oder durch 
en ausgefüllt. 

vertreter werden von den Kommandanten 
ſeiten, bei der Infanterie durch die Haupt— 
und üben in dieſer Eigenſchaft die Straf— 
aigen Grade aus, welche ſie vertreten; ſie 
où ihres eigenen Grades. 

Die Mannſchaft, welche vor dem Eintritt in 
9 keinen Dienſt geleiſtet hat, ift verpflichtet 
erricht und wenigſtens zwei Wiederholungs⸗ 
LA 











———— 


Die Studirenden wiſſenſchaftlicher Fächer bleiben dienſt⸗ 
pflichtig; bei ihrer Militärinſtruktion und bei den Waffen⸗ 
übungen ſoll jedoch Rückſicht genommen werden, daß daraus 
den Studien derſelben möglichſt wenig Nachtheil erwachſe, 
und es darf zu dieſem Ende von den allgemeinen Be— 
ſtimmungen über die Inſtruktion abgewichen werden. 

Art. 86. Bei ſämmtlichen für die Inſtruktion in 
dieſem Geſetze vorgeſehenen Uebungszeiten ſind die Ein— 
rückungs- und Entlaſſungstage nicht inbegriffen. 

Art. 87. Die Inſtruktoren der einzelnen Waffengat— 
tungen können ohne beſondere Entſchädigung auch zur In— 
ſtruktion bei andern Waffen, ſowie in der Militéradmini- 
ſtration verwendet werden. 

Art. 88. Die Verwendung der Inſtruktoren richtet ſich 
nach ihrer Klaſſifikation im Inſtruktionskorps und nicht nach 
ihrem Grade. 

Art. 89. Von dem Inſtruktionskorps darf mit Aus— 
nahme der dazu gehörigen Generalſtabsoffiziere bei allen 
Waffen höchſtens ein Viertheil in das Heer eingereiht werden; 
niemals darf ein Stellvertreter zugleich mit demjenigen 
eingetheilt ſein, den er zu erſetzen hat. 

Die Eintheilung der ſämmtlichen Inſtruktoren bleibt 
für den Kriegsfall vorbehalten. 

Art. 90. Bei allen Truppeninſtruktionen und beſon— 

ders bei den Wiederholungskurſen ſollen die Offiziere und 
Unteroffiziere zum Unterricht verwendet werden. 
Art. 91. Die Lehr- und Unterrichtspläne der Militär— 
ſchulen werden von dem Oberinſtruktor der betreffenden 
Waffe entworfen und dem Waffenchef vorgelegt, der ſie 
mit ſeinen Vorſchlägen dem Militärdepartement zur Ge— 
nehmigung übermacht. 

Die Unterrichtspläne für die Uebungen kombinirter 
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Truppenkörper verſchiedener Waffen werden zu Handen des 
Militärdepartementes bon dem Diviſionär entworfen. 

Art. 92. Am Schluſſe des Unterrichtsjahres findet | 
für jede Waffengattung eine gemeinfame Beratbung über | 
die in dem Unterridt vorzunehmenden Verbeſſerungen fiatt, | 
an welcher neben den büberen Snftruftoren Die Waffen⸗ 
chefs Theil zu nebmen baben. 

Art. 93. Außer der gelebliden Dienſtzeit fünnen die 
Ætuppenoffisiere des Auszuges au privaten Arbeiten vet- 

_ pflidtet werden. 

Die Oberleitung dieſer Arbeiten ftebt bei der Infan- 
tevie ben Divifionsfommanbdanten und bei ben ibrigen 
Waffengattungen ben betreffenden Abtheilungschefs des 
Militärdepartements (Waffenchefs) (Art. 247) zu. 

Art. 94. An dem eidgenöſſiſchen Polytechnikum find 
eigene Kurſe für allgemein militärwiſſenſchaftliche Fächer 
(Taktik, Strategie, Kriegsgeſchichte 2c.) einzurichten und es 
werden überdies die nôthigen Anordnungen getroffen, um 
ben Unterridt in ben Fächern, bie fid ibrer Natur nach 
bafür*eignen, für bie militäriſche Bildung nubbar zu ma- 
Gen, inſoweit dieß obne Beeintrüdtigung des geſetzlichen 
Lehrganges und Endzweckes der Schule geſchehen kann. 

Der Bund wird eine entſprechende Einrichtung des 
Unterichtsganges in den höheren kantonalen Lehranſtalten 
veranlaßen und unterſtützen. 

Art. 95. Diejenigen Zöglinge, welche ſich durch eine 
Prüfung über den guten Erfolg dieſes Unterrichts (Art. 94) 
ausweiſen und ihre Militärinſtruktion mit Auszeichnung be- 
ſtehen, können mit Oberlieutenantsgrad in bas Heer ein- 
gereiht werden. 


Art. 96. Den Feldweibeln, Fourieren und bei der 
Artillerie auch den Wachtmeiſtern kann von dem Oberin— 
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ſtruktor der Waffe ein Theil der Offizierbildungsſchule er⸗ 
laſſen werden. 


2. Generalsſtab. 


Art. 97. Der Generalsſtab wird für ſeinen Dienſt aus⸗ 
gebildet durch: 


A. Die Generalsſtabsſchule. 
B. Die Abtheilungsarbeiten (Art. 99). 
C. Die Theilnahme an Sruppenübungen. 


Art. 98. Die Generalsſtabsſchule zerfällt in zwei 
Kurſe: den erſten von 3ebn Wochen, eine Generalsftabs- 
teije bon zwei Wochen inbegriffen, für Lieutenante und 
Hauptleute, welche in den General8ftab eintreten wollen; 
ben zweiten bon ſechs Wochen, eine Generalsſtabsreiſe 
von zwei Wochen inbegriffen, für Hauptleute und Majore 
des Generalsſtabs, welche den erſten Kurs mit Erfolg durch— 
gemacht haben. 

Bu dieſen Schulen können auch andere Offiziere ein— 
berufen werden. 

Art. 99. Su den Abtheilungsatheiten, in 
denen Die bem General8ftab im Frieden obliegenden Ar— 
beiten (Art. 75) erledigt werden ſollen, werden jeweilen 
minbeftens ſechs Offisiere auf zwei bis drei Monate einbe- 
tufen. | | 

rt. 100. Die den Divifionen und Brigaden zuge— 
theilten GeneralSitabäoffisiere nebmen an den Sujammen- 
aügen Diejer Truppenkörper Theil. Das Militärbeparte- 
ment wird zu dieſen Uebungen aud ſolche Generalsftabsoffi- 
atere fommanbiren, bie bem Armeeſtabe zugetheilt find. 
Ferner werden Die jüngern GeneralsftabSoffigiere zu Wieder— 
holungskurſen und Rekrutenſchulen derjenigen Waffen ein— 
berufen, aus denen ſie nicht hervorgegangen ſind. 
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3. Infanterie. 


t, 101. Der Unterricht der Infanterie und der 
nmwird in acht Kreiſen ertheilt, in der Weiſe, daß 
inmte Infanterie je einer Armeediviſion bem glei— 
eiſe zugetheilt wird. 

t. 102. An der Spitze des Inſtruktionskorps ſteht 
Dberinftruttor der Infanterie. Der— 
hrt die Aufſicht über die Inſtruktoren; er leitet die 
ſchulen, und es kann ihm auch die Beſorgung an— 
nterrichtszweige übertragen werden. 

t das Schießweſen wird ein beſonderer 3 n- 
ot aufgeſtellt. 

r jeden Kreis wird ein Kreisinſtruktor auf- 
welchem die nöthige Anzahl von Inſtruktoren 
und zweiter Klaſſe nebſt den erforderlichen Hilfs— 
ven für Spezialfächer beigegeben werden. 

e — ſämmtlicher Inſtruktoren geſchieht durch den 
rath. 


t. 103. In jedem Kreiſe findet jährlich die nöthige 
von Rekrutenſchulen ſtatt, für welche die Dauer auf 
vierzig Tage feſtgeſetzt wird. 
jt Tage vor dem Beginn der Rekrutenſchule und 
ganze Dauer derſelben wird ein entſprechendes 
inberufen, welches aus den neuernannten Offizieren 
) und Korporalen (Art. 44), ſowie ben neu beför⸗ 
Unteroffizieren gebildet wird. 


k 104. Die Infanterie- und Schützenbataillone eines 
reiſes haben alle amet Sabre Wiederholungskurſe in 
ter bon ſechszehn Tagen zu belteben, zu denen der 
tad Die eingelnen Bataillone, die Regimenter, Die 
na und bie Divifionen einberufen werden. | 

t Bundesrath ift ermädtigt, in bejondern Fällen 
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Ausnahmen von dieſer Reihenfolge der Wiederholungskurſe 
zu geſtatten. Dieſe Uebungen werden von den betreffenden 
Truppenkommandanten unter Zuzug der Stäbe geleitet und 
es können zu denſelben auch Truppenkörper anderer Waffen⸗ 
gattungen beigezogen werden. Bei den Uebunge 
viſion find die dazu gehörigen Spezialwaffen einzu 

Die Kompagnieoffiziere und die gewehrtragende 
offiziere und Soldaten der Infanterie und der Shi 
Auszugs ſind in denjenigen Jahren, in welchen ſi 
andern Militärunterricht erhalten, zu Schießübungen 
in freiwilligen Schießvereinen oder in beſonders 
nenden Vereinigungen, verpflichtet. 

Die Einrichtung dieſer Uebungen, ſowie die 
der jährlich dabei abzugebenden Schüſſe, wird d 
Reglement geordnet. 

Art. 105. Die allgemeinen Schießſchulen 
fanterie- und Schützenoffiziere und Unteroffiziere fir 
jährlich ſtatt und haben eine Dauer von vier Wod 
dieſelben ſind die angehenden Offiziere in der R 
zweiten Jahr ihrer Brevetirung einguberufen. < 
Schulen können auch Offiziere und Unteroffiziere 
Waffen einberufen werden. 

Art. 106. Jedes Jahr wird in der Regel i 
Kreiſe eine Offizierbildungsſchule (Art. 36 
balten, welde eine Dauer von ſechs Wochen bat. 


4, Kavallerie. 


Art. 107. Der Unterridt der Guiden-: und D 
Refruten bdauert ſechszig Tage. An bdiejem 1 
haben auber ben Refruten die nôtbigen Cadres «a 
offizieren und neuernanuten Offiieren theilzunehn 


Art. 108. Su ben jährlich ftattfindbenden À 
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Ralusasfurien der Mavallerie, melde eine Dauer von 
en baben, werden Die GabreS vier Tage vorher 
ê 
» Kurſe finben in beftimmter Reibenfolge entweder 
Înen oder mebreren Schwadronen und Rompag- 
‘in Verbindung mit andern Baffengattungen ftatt. 
109. Für Die neu ernannten orporale und 
tete, ſowie für die zu Hauptleuten vorgelblagenen 
mante wird jébrlid eine Cadresſchule von 
ben abgebalten. 

110. Die Offizierbildungsſchulen 
net und Guiden haben eine Dauer von ſechszig 
Sn Die zweite Hälfte berlelben werden die zu 
vorgeſchlagenen Unteroffiziere einberufen. Die 
ird jährlich abgebalten. 
111. Die Wiederholungskurſe ſind für Dragoner 
en getrennt. Die übrigen in den Art, 107, 109 
vorgeſehenen Kurſe find für beide Abtheilungen 
iftlich. 
112. Das Inſtruktionsperſonal iſt für die Dra— 
»Guiden gemeinſchaftlich und beſteht aus einem 
iktor nebſt der nöthigen Anzahl von Inſtruktoren 
) ameiter Klaſſe und ben erforderlichen Hilfsin— 


5. Artillerie. 


113. Der Retrutenunterridt der Artillerie 
ifundfünfzig, für bie Refruten der Seuermerter- 
mn und der Srainbataillone zweiundvierzig Tage. 
Rekruten werden in dieſe Sdulen zur Bildung 
8 einberufen: 


e zu Hauptleuten vorgeſchlagenen Oberlieutenante, 








2) die neuernannten Sieutenante, 

3) die neuernannten Unteroffigiere, 

4) die zur alfälligen Ergänzung dieſer Cadres nôtbi- 

gen Offiziere, Unteroffigiere, Arbeiter und Spielleute. 

Art. 114. Die B'iedberbolungsturie der Artil- 
lerie findben alle zwei Sabre ftatt; diejenigen der Feldbat— 
tetien in der Dauer von achtzehn Tagen; die der Trainba- 
taillone in der Dauer von vierzehn Tagen; bdiejenigen der 
übrigen Ginbeiten in der Dauer von ſechszehn Tagen, und 
zwar in einem beftimmiten Turnus mit eingelnen ober 
mebreren Zruppen-Cinbeiten oder in Verbindung mit Bie- 
derholungskurſen der übrigen Waffen. 

Art. 115. Die jährlich abzuhaltenden Unteroffi— 
ziersſchulen haben eine Dauer von fünf Wochen. An 
denſelben haben die zur weitern Beförderung beſtimmten 
Gefreiten und Unteroffiziere Theil zu nehmen. 

Für die Wachtmeiſter der Park- und Poſitionsartillerie 
ſind beſondere Unteroffiziersſchulen einzurichten. 

Zu dieſen Unteroffiziersſchulen wird die nöthige Zahl 
von Offizieren kommandirt. 

Art. 116. Die jährlich abzuhaltende Offizierbil— 
dungsſchule zerfällt in zwei Abtheilungen, von denen die 
erſte eine Dauer von ſechs, die andere eine von neun Wo— 
chen hat. In die zweite Abtheilung dieſer Schule ſind 
auch die zu Offizieren vorgeſchlagenen Unteroffiziere beizu— 
ziehen. 

Art. 117. Die ©ffigiere erhalten ihren weitern 
Unterricht in den Schulen, welche in den Art. 113, 115, 
134—138 näher bezeichnet ſind. 

Art. 118. Außer den regelmäßigen jährlichen Schulen 
können nach Bedürfniß noch beſondere Spezialkurſe ange— 


ordnet werden. 
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nſtruktionsperſonal der Artillerie be— 
nſtruktor, der Anzahl von nöthigen 
zweiter Klaſſe und den erforderlichen 


6. Genie. 
nterricht der Sapeur⸗, Pontonnier⸗ 
dauert fünfzig Tage. 
werden die nöthigen Cadres bei— 
tfter Linie: 
ten vorgeſchlagenen Oberlieutenante, 
m Lieutenante, 
ten Wachtmeiſter, Feldweibel und 


ederholungskurſe der Sapeure, Pon- 
finden alle zwei Jahre ſtatt in der 
agen. 

hrlich abzuhaltenden Offizierb il— 
| neun Wochen; an denſelben nehmen 
vorgeſchlagenen Unteroffiziere Theil, 
Dauer der Schule verkürzt werden 


enieoffiziere, welche den Stäben zu— 
n, welche au ben techniſchen Arbeiten 
beſtimmt ſind, erhalten ihren Unter- 
nilitär-techniſchen Kurſe und nehmen 
lrt. 98 und 99 erwähnten Schulen 


inſtruktionsperſonal des Genie wird 
lerie beſtellt. 


Sanitätstruppen. 


krutenſchulen für die Sanitäts— 
ter und Träger) dauern fünf Wochen. 
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Verwaltungstruppen. 


e Mannſchaft der Verwaltungskom— 


jet Verwendung angemeſſenen Unterricht. 
r Die zu Fourieren der Truppen— 
ateroffizieren der Verwaltungskompagnien 
eroffiziere und Soldaten wird eine Schule 
mindeſtens einundzwanzig Tagen abge— 


dungsſchule (Art. 39 und 41) dauert 
e. 

e Hhöhern Offiziere des Verwal— 
Hauptmann aufwärts) erhalten ihren 
rſchulen, deren Dauer auf zweiundvierzig 
derholungskurſe, deren Dauer auf adt- 
feſtgeſetzt wird. Die Abhaltung dieſer 
tbolungsfurie richtet ſich nach dem Be- 


9. Centralſchulen. 


des Jahr wird, unter der Benennung 
ein Unterrichtskurs von ſechs Wochen 
ere aller Waffen abgehalten. 
jule wird der ſpezielle Unterricht für die 
bunden. 
neuernannten Hauptleute der Infanterie 
verden in die jedes Jahr abzuhaltende 
e einberufen; dieſelbe dauert ſechs Wochen. 
das vierte Jahr findet ein Unterrichts— 
Tagen für die Bataillonskommandanten 
der Schützen ſtatt (III. Centralſchule). 
 neuernannteg Oberſtlieutenante erhalten 
niß abzuhaltenden IV. Centralſchule 





einen Unterridt bon ſechs Wochen, wovon ein Tbeil zu 
Rekognoszirungen verwendet wird. 

Art. 138. In die zweite, dritte und vierte Central—⸗ 
ſchule können auch Offiziere des entſprechenden Grades von 
andern Waffen einberufen werden. 


C. Uebungen und Inſpektionen der Landwehr. 


Art. 139. Die Kompagnieoffiziere, die gewehrtragen⸗ 
den Unteroffiziere und die Soldaten der Infanterie und 
der Schützen der Landwehr ſind verpflichtet, an den im 
Art. 104 genannten Schießübungen theilzunehmen. 

Die Infanterie- und Schützenbataillone haben überdieß 
alle zwei Jahre eintägige Inſpektionen zu heſtehen. 

Die ſämmtlichen übrigen Truppenkörper dagegen haben 
alljährlich eine eintägige Inſpektion zu beſtehen. 

Inſofern ein Aufgebot der Landwehr in Ausſicht ſteht, 
iſt der Bundesrath verpflichtet, die Truppenkörper derſelben 
zu beſondern Uebungen einzuberufen. 2 


D. freimillige Sdiebbeteine. 


Art. 140. Die freimilligen ShieBbereine, fomie die im 
Art. 104 erwähnten bejondern SdieBbereinigungen werden 
bom Bunbe unterftübt, inſofern ſie organiſirt find und bie 
Schießübungen mit Ordonnanzwaffen und nad militärifer 
Vorſchrift {tattfinden. 

Der Bunbdesrath wird in dieſer Beziehung die meiter 
nöthigen Berfigungen treffen. 
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zewaffnung und Ausrüſtung der Mann- 
ft und der Truppenkörper. 


gemeine Beſtimmungen. 


ſie Geſetze über die Bewaffnung und Be— 
esheeres werden von der Bundesverſamm—⸗ 
Ausführung nothigen Reglemente und 
Bundesrathe erlaſſen. 

a8 ſämmtliche Kriegsmaterial, zu deſſen 
nach Vorſchrift der bisherigen Bundes- 
ſind, iſt unter Mitwirkung des Bundes 
men und es haben die Kantone das 
n Koſten zu ergänzen. (Bundesverfaſſung, 
iungen Art. 1, Lemma 3.) In dieſem 
fen: die Bekleidung und Ausrüſtung der 
erſönliche Bewaffnung für alle Truppen— 
psausrüſtung, die Geſchütze und Kriegs— 
llerie, ſowie alle übrigen geſetzlich vorge— 
iſchen Ausrüſtungsgegenſtände. 

al iſt unveräußerlich und es ſteht die Ver— 
t Ginne der nachfolgenden Beſtimmungen 
ift zu. 

Senn ein Kanton die Pflichten vernad- 
durch dieſes Geſetz in Bezug auf die Be— 
rüſtung ſeiner Truppen oder das übrige 
ferlegt ſind, ſo iſt der Bundesrath ver— 
n des ſäumigen Kantons bas Mangelnde 
ie ſonſt erforderlichen Anordnungen zu 


es. A8 


B. Befleibung, Bemaffnung und perjünlide 
Ausrüſtung. 


Art. 144. Die Bekleidung und perſönliche Ausrüſtung 
der Mannſchaft geſchieht nach den eidgenöſſiſchen Spezial— 
geſetzen und Vorſchriften durch die Kantone. 

Art. 145. Die Kantone haben die Pflicht, auch die 
Mannſchaft der eidgenöſſiſchen Truppeneinheiten (Art. 27 — 
31) auszurüſten und zu bekleiden. | 

Art. 140. Die Refruten find mit neuen ordonnanz- 
und muſtergemäßen Kleidern und Ausrüſtungen in die eid- 
genöſfiſchen Sdulen zu ſchicken. Der Bund vergütet den 
Rantonen die bdaberigen Roften nad der Zahl der in bie 
Schulen eingetretenen Retruten und zwar nadÿ einem al- 
jäbrli® von der Bundesverſammlung feſtzuſetzenden Tarif. 
In Diejem Betrag ift die Entſchädigung für den Unterbalt 
inbegriffen (Art. 20 der Bundesverfaſſung). 

Art. 147. Der Bundesrath wird auf dem Wege der 
Berordnung die Sabl der effeftiven Dienfttage feltitellen, 
nach welden ein MBebrpflibtiger ben Erſatz der eingelnen 
Bekleidungs- und Ausrüſtungsgegenſtände beanfpruden fann. 
Die baberigen Auslagen der Kantone werden ibnen vom 
Bunbde erjebt. 

Art. 148. Der Bund erjebt den Kantonen im Hernern 
diejenigen Bekleidungs⸗ und Ausrüſtungsgegenſtände, 

a. welche bem Inhaber durch unverſchuldetes Unglüd 

außer dem Dienſt zu Grunde gehen, | 

b. melde im eidgenöſſiſchen Militäroienft obne Ber- 

ſchulden des Inhabers unbraudbar werden. | 

Art. 149. Alle neuernannten Offisiere, ſowie ſolche, 
welche ſich im Verlaufe ihrer Dienſtzeit beritten zu machen 








haben, werden für die Koſten ihrer Bekleidung und Muse F J 
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bundesräthliche Verordnung feſtzu— 
igt. | 

g wird nad einer-Sabl von effet- 
durch Berordnung beftimmt wird, 


Ablauf der gejetliden Dienftbauer 
tſchädigung im Verhältniß der nidt 
fjuerftatten. 

weizeriſchen Deere dürfen weder Or— 
auswärtigen Regierunßen verliehene 
erden. 

lcher Auszeichnungen iſt allen Offi— 
1ù Soldaten unterſagt. 

ragen von Uniformſtüken nach be— 
wie von reglementariſch vorgeſchrie— 
en in bürgerlichen Verhältniſſen iſt 
Der Bund wird hierüber die erforder— 
n erlaſſen. 

ntone find verpflichtet, die Beklei— 
ig ihrer Mannſchaft ſtets in gutem 
abgehende Stücke zu erſetzen, ohne 
ie in ben Art. 146, 147 und 148 
ig beanſpruchen zu können. 

und ſorgt für die geſezlich vorge— 
zewaffnung des Bundesheeres und 
Gattung der vorhandenen Waffen 
rper auszurüſten ſind. 


e Bewaffnung der Rekruten werden 
ffungen und die vorhandenen über— 
det. 

cſönliche Bewaffnung bleibt in der 
aſtzeit im Beſitze des Mannes. 
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rgung der vorübergehend der Mann— 
menen Waffen (Art. 155); 

der im rt. 157 vorgeſchriebenen 
men. 


ntlide bon bem Bunde und den Ran- 
üftungs- und Bewaffnungsgegenftände 
ilt der Beftimmung des Art. 155 der 
: bem Dienite anvertraut, bleiben aber 
e8 und können weder verüubert no 


bot Ablauf ber gejeblihen Dienſtzeit 
jrunde aus dem Dienfte tritt, bat 
z8- und Bewaffnungsgegenſtände zu- 
Rantone baben für die Vollziehung 
owie aud dafür zu ſorgen, daß bie 
as Gebiet der Eidgenoſſenſchaft ver- 
ng den kantonalen Zeughäuſern zur 
Jen. 

MBebrmann ift verpflibtet, die Aus— 
gutem Stand zu erbalten. Er haftet 
ilen oder Nachläſſigkeit entftandene 


migjäbriger Dienftieit bebült der Mann 
fter oder Manteljad, ſowie das Pub- 
alle übrigen Gegenſtände bat derjelbe 
oner Die Pferdeausrüſtung ſchon nach 
Auszuge — abzuliefern. Dié Aus— 
ein Reglement feſtgeſetzt. 


orpsausrüſtung. 


en Truppeneinheiten der Kantone und 
Dicjenigen Geldbübe und Fuhrwerke, 
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die in den Tafeln I—XVII verzeichnet find. Gie 
mit ber geſetzlich vorgeſchriebenen Munition und der 
mentariſchen Gerüthidaften nebſt der Pferdeausrüſtur 
Kochgeſchirr und dem Sanitätsmaterial der Tru 
Korpsausrüſtung.“ 


Art. 163. Soweit das in den Kantonen vork 
Material (Art. 142) für Ausrüſtung der Truppe 
nicht ausreicht, wird daſſelbe vom Bunde neu ang 
der auch den in Folge des eidgenöſſiſchen Dienſtes en 
den Abgang zu ergänzen hat. 

Art. 164. Der Beſtand der Werkzeuge, mit de: 
Eiſenbahnabtheilungen ausgerüſtet werden, wird bu 
Verordnung feſtgeſtellt, und iſt von den Eiſenbah— 
nehmungen gegen Gebrauchsentſchädigung zu ſtellen (A 

Art. 165. Die Korpsausrüſtung bleibt in de 
wabrung ber Rantone, welche für die gebürige Auf 
tung und Unterbaltung berjelben zu forgen baben, 
folgende Vorſchriften su beobachten find: 

1) Die Ausrüftung eines jeden Korps tft in d: 
bifionsfreije (Art. 18) aufzubewahren, zu 1 
das Korps gebürt. 

2) In den Zeughäuſern ift, ſoweit müglid, bi 
rüſtung eines jeden Korps räumlich geſonder 
zuſtellen. 


D. Kriegsmaterial der höhern Tru! 
verbände. 


Art. 166. Alles zur Ausrüſtung der Armee 
Kriegsmaterial, ſoweit es nicht sut perſönlichen Be 
und Ausrüſtung, zur Bekleidung oder zur Korpsaus 
gehört (Art. 162), ſteht unter der direkten Verfügur 
Verwaltung des Bundes. Dahin gehören: 


— 48 — 


) Die Geſchütze, Fuhrwerke und die ſonſtige Aus— 
rüſtung der nach Art. 35 zu errichtenden Landmebr- 
feldbatterien; 

) die Ergänzungsgeſchütze, im Verhältniß von je einem 
für jede Batterie; 

) das geſammte Material der Poſitionsartillerie; 

) das Material der Geniereſerve (Tafel XX); 

)) die Ausrüſtung des Diviſionsparks (Tafel XVIII); 

5) das geſammte Sanitätsmaterial, mit Ausnahme des 
Korpsſanitätsmaterials (Tafel XIV, XV und XVI); 

7) Das gejammte Material der Vertwaltungstruppen 
(Tafel XVII); 

) alle gum Depotpart gebürenden Fuhrwerke und Ge- 
räthſchaften; 

) die den Stäben zugetheilten Fourgons und Fuhr— 
werke (Tafel XXI—XX VIII). 

Zu dem vorſtehenden Material gehört auch der dafür 

ſchriebene Beſtand an Pferden, nebſt der Pferdeaus⸗- 

ng. 

Art. 167. Die im vorigen Artikel aufgeführten Be— 

e werden von dem Bunde aus ſeinem eigenen Material, 

aus demjenigen der Kantone (Art. 142) gebildet. 

Mangelnde wird vom Bunde ergänzt. 

Art. 168. Dem Bunde liegt die Beſorgung und Ver— 

ing des ibm augetbeilten Materials (Art. 166) ob. In 

g auf bie Dislolation befjelben gelten folgende Bot- 

ten : 

) Das sur Ausrüftung einer Armeediviſion gehörende 
Daterial, der Divifionspart, bas Sanitäts- und 
Verwaltungsmaterial, die Fourgons der Stäbe ꝛc., 
ſind in dem Territorium der Diviſion zu bermabren. 

2) Die Aufbewahrung des Materials iſt in der Art 
einguridten, bab jeber eingelnen ber in Art. 166 
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aufgezählten Gruppen ein abgeſonde 
gewieſen wird. 

3) Das nicht in den Diviſionsverband ge 
material ſoll mit Rückſicht auf ſeine 
Verwendung dislocirt werden. 


P. Munition. 


Art. 169. Die Erſtellung der Kriegsmu 
der Eidgenoſſenſchaft. 

Art. 170. Der ordentliche Beſtand der 
Handfeuerwaffen wird nach der reglementar 
Gewehrtragenden berechnet und es ſollen a 
tronen vorhanden ſein: für jeden Gewehrtro 

1) der Infanterie und der Schützen 20 

2) für jeden Dragoner und Guiden 60 

83) -für jeden Sapeur, Pontonnier, Pior 

artilleriſten, ſowie für jeden beritter 
40 Patronen. 

Art. 171. An Artillerie-Munition ſoll 
ſein; 

a. für die Feldbatterien (Art. 25) und à 

gejbübe auf jedes Gelbüb 400 Sd: 

b. für die Gebirgsbatterien auf jedes 

Schüſſe; 

ce. für jedes Poſitionsgeſchütz 200 Schü 

Art. 172. Abgeſehen von dieſen fert 
(Art. 170 und 171) hat der Bund dafür 
an vorgearbeiteter Munition und an Robn 
große Vorräthe vorbanden find, daß im Sri 
gänzung der Munition in vollem Maße gef 

Art. 173. Von den in bden Art. 17( 
nannten Munitionsbeltänden wird den Kan 


—— 


ben, welcher von den Truppeneinheiten als 
ition und als Ausſtattung der Korpsfuhrwerke 
geführt wird. 

die Parts beſtimmte Munition iſt in der Ver— 
Eidgenoſſenſchaft. 

» Aufbewahrung, Beſorgung, und Inſpektion 
1 gelten die in ben Art. 165 und 168 enthal⸗ 
riften. 


X. Inſpektion. 


A. Perſonelles. 


4. Die Inſpektion der Rekrutenſchulen, 
erbildungsſchulen, der Offizier- und 
zierſchulen, ſowie der Spezialkurſe ſteht 
nterie und die Schützen den Diviſionären und 
jen Waffengattungen den Waffenchefs ju. Die 
n werden bon ben Divifionüren abwechſelnd 


tidte fiber dieſe Inſpektionen —— an das 
tement erſtattet. 


D. Die Wiederholungskurſe werden bon 
ffizieren inſpizirt: 


1) Infanterie. 


r der Wiederholungs⸗ Inſpektoren. 
kurſe. 
ataillon Regimentskommandant. 
aillon Diviſionär. 
Brigadier. 


Diviſionär. 
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2) Ravallerie. 


Dragoner-Sbivadron 


Dragonet-Regiment 
Guiden-Rompagnie 


Rommandant des 
Regiments. 
Waffenchef. 
Waffenchef. 


3) Artillerie. 


Batterie Kommandant des 
regiments. 
Artillerieregiment Kommandant der 
brigade. 
Artillerie⸗Brigade Waffenchef. 
Poſitions⸗Kompagnie Kommandant der? 
Abtheilung. 
Poſitionsartillerieabtheillung. Waffenchef. 
Park⸗-Kolonne Kommandant des ‘ 
Partes. 
Divifionspart Brigadefommanbda: 
tillerie. 
Trainbataillon Waffenchef der Ar 
4) Genie. 
Geniebataillon Diviſionsingenieur 
fenchef des Genie 
5) @anitütstruppen. 
Feld⸗Lazareth Diviſionsarzt. 


6) Verwaltungstruppen. 


Verwaltungs⸗Kompagnie 


Diviſions⸗-Kriegske 


Die Inſpektionen über die Uebungen kombini 


ffengattungen werden bon 


berechtigt, ausnahmsweiſe 
tionen zu beauftragen. 

ren haben den Beſtand des 
ig deſſelben, die Bekleidung, 
er Mannſchaft zum Gegen⸗ 
pen des Diviſionsverbandes 
geſetzten an den Diviſionär, 
nzureichen. 

ſeine eigenen, wie ihm zu— 
derlichen Anträgen ebenfalls 


nsweiſe oder andere größere 
Militärdepartement beſtellt. 


je der Verordnung iſt für 
errichtes und der Inſpektion 
eſem Zwecke das Militär— 
f der Infanterie namentlich 
ttung in den verſchiedenen 
en. 


‘telles. 


über das den nachſtehenden 
büufern aufbewahrte Rriegs- 
olgende Offiziere ftatt : 
Inſpektor. 
terie. 


Bataillons-Kommandant. 


lerie. 
Hauptmann. 


= 9 
Truppenkörper. Inſpektor 
3) Artillerie. 
Fahrende Batterie 


Gebirgs-Batterie Hauptmann. 
Park-Kolonne 
Diviſionspark Kommandant des ‘ 


Parts mit ben : 
danten ber Parttc 


Jrainbataillon Bataillonstomman 
4) Genie. 
Bataillon Kommandant mit d 


leuten der Kompe 
5) Sanitätstruppen. 


Feld-⸗Lazareth Chef des Feld-La; 
6) Verwaltwaltungstruppen. 
Verwaltungs-Kompagnie Chef der Verwaltu 
pagnie mit eine: 
Chef. 


Das Militärdepartement iſt beredtigt, bdieil 
tionen ausnahmsweiſe burd andere Offisiere vor! 
laſſen. 

Alles übrige Kriegsmaterial wird von dem 
chef inſpizirt. 

Art. 178. Die Inſpektion erſtreckt ſich über 
obigen Truppeneinheiten, dem Diviſions- und Gen 
getheilte magazinirte Kriegsmaterial; ſie hat die 
Die gehörige Aufbewahrung, die Vollſtändigkeit,— 
guten Stand des Materials zu ermitteln. 

Art. 179. Die Rapporte der im Divifio 
flebenden Snipeftoren geben burd bdie vorgelebten 


LORIENT 
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ſionär und bon dieſem an das Militärdeparte— 
elbes aud die Rapporte der Maffendefs zu 
Mit den Beridten find die ſachgemäßen An: 
binden. 
0. Alljährlich nach Eingang der apporte über 
nen des Perfonellen und Materiellen (Art. 175 
vird bas Militärbepartement Die Divifionüre 
ung der in der Armeeverwaltung nothwendigen 
en einberufen. ; 


XI. Pferdeftellung, 


. Ullgemeine Beftimmungen. 


1. Der Bund und die Rantone baben zu den 
eiten die nach Inhalt dieſes Gelebes gehörenden 
ellen. | 

erigen Soften werden den Rantonen vom Bunde 


32. Die Offisiere haben fig gegen eine beſon— 
bigung felbff beritten zu maden. Der Bun- 
das Recht, menn ein grôberes Truppenaufgebot 
1 berordnen, daß dieſes vor bem Dieniteintritt 
babe, ſowie die sur Vollziehung einer ſolchen 
nöthigen Berfügungen zu erlaſſen. 

3. In Berbindbung mit ben Remontendepots 
xberegieanftalt unterbalten werden. 


4, Außer den ju den fantonalen Sruppenein- 
enden Pferden und den Offisierspferden werden 
Pferde vom Bunde geſtellt. 

35. Dem Bunde ſteht das Verfügungsrecht über 
uf dem Gebiet der Eidgenoſſenſchaft befindlichen 


ER 


Pferde au, ſoweit biejelben zur Mobilifitvung der 
erforderlich ſind. 

Wenn bei einem bevorſtehenden größeren Trup 
gebot die Beſchaffung der Pferde auf dem Vertr 
Für Die Kantone und den Bund nicht mehr mögl 
mit außerordentlichen Koſten verbunden erſcheint, ſo 
Bundesrath verpflichtet, eine Piketſtellung der Pfert 
ordnen. 

Art. 186. Die Piketſtellung der Pferde bat d 
kung, daß vom Tage der Verkündung derſelben an À 
der in eigenem oder eines Dritten Namen ein Pfer 
fig obne Erlaubniß der eidgenöſſiſchen Militärbebôrde 
Beſitzes entäußern darf. Die Uebertretung dieſes À 
wird mit einer Strafe bis auf Fr. 500 belegt. 

Art. 187. Mit dem Beſchluſſe der Piketſtellu 
vom Bunde die Unterſuchung ſämmtlicher Pferde 
net, bei der das Veräußerungsgebot für die untauc 
fundenen Pferde wieder aufgehoben wird. 

Art. 188. Die tauglich erfundenen Pferde 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes, ſowohl für die e 
ſiſchen als die kantonalen Truppen, und zwaren 
Zeitfolge des Aufgebotes der letztern, durch Verr 
der kantonalen Behörden in den Dienſt berufen. 

Art. 189. Die Aufhebung der Piketſtellung 
durch den Bundesrath. 

Art. 190. Das Verwaltungsreglement beſtin 
Entſchädigung, welche für den täglichen Gebrauch, 
fälligen Minderwerth und den Verluſt der im Di 
ſtandenen Pferde zu leiften ift. 


B. Ravalleriepferbe. 


Art. 191. Die für die Dragoner und Guiden 
nothwendigen Pferde werden vom Bunde angetauft 


—— 


ang des Oberinſtruktors der Raval- 
ſchulen zugeritten. 
rmann frei, ein eigenes Pferd in 
tellen, inſofern daſſelbe die nöthi— 
Dieſe Pferde werden geſchätzt 
ſätzungspreiſes den Eigenthümern 
dieſe Pferde in allen Beziehungen 
Jeles durch die nachſtehenden Are 
de abgegebenen Pferde (Art. 192) 


uſſe der Remontenſchule werden die 
gekauften Pferde gegen Bezahlung 
riſch feſtgeſtellten Schätzungspreiſes 
heilt, welche zu deren Uebernahme 


Regel bleiben die Pferde im Be— 
|} aber bon demſelben weder ver⸗ 
iethet, noch ſonſt zum Gebrauche 
den. Sie find von dem SfRaval- 
| auber dem Dienſt gebôrig zu er- 
und dürfen von ibm zu jedem 
ben, welcher die militäriſche Dienit- 
tidt beeinträchtigt. 

Mann aus irgend einem Grunde 
aufgebot zu folgen, fo bat er das 
tlangen in ben Dienft zu ftellen. 
ſtigt, daſſelbe auch dann voriber- 
n, wenn der Beſitzer längere Zeit 
hig iſt, oder ſich nachläſſiger Be— 
[rt. 201) ſchuldig macht. In die— 
zund für die Zeit, während der er 
leibt, dem Manne nur die Hälfte 
ten Betrages. 
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Art. 195. Die dem Kavalleriſten zufallende Hälfte 
des Uebernahmspreiſes beziehungsweiſe des Schätzungswerthes 
wird durch alljährliche Rückzahlung eines Zehntheils derſel— 
ben amorftiſirt. 

Art. 196. Wenn der Mann mit demſelben Pferde die 
ganze zehnjährige Dienſtzeit (Art. 12) durchgemacht hat, 
ſo geht daſſelbe in ſein Eigenthum über. 

Art. 197. Iſt der Mann beim Dienſtaustritt im Be— 
ſitze eines Pferdes, das nicht die ganze Dienſtzeit durchge— 
macht hat, oder tritt er vor Beendigung der Dienſtzeit aus, 
fo bat der Bund bas Recht, das Pferd gegen Bezahlung 
des noch nicht amortiſirten Reſtbetrages an ſich zu ziehen. 


Art. 198. Geht ein Pferd im eidg. Dienſt zu Grunde, 
ſo hat der Bund den noch nicht getilgten Theil des Amorti⸗ 
ſationsbetrages zu bezahlen. Geht das Pferd außer dem 
Dienſt ab, ſo bezahlt der Bund keinerlei Entſchädigung. 

Art. 199. Wird ein Pferd im Dienſte militäruntaug— 
lich, ſo wird es gegen Bezahlung des noch nicht amortiſirten 
Betrages vom Bunde übernommen. 

Pferde, welche außer dem Dienſt militäruntauglich wer— 
den, kann der Bund ebenfalls übernehmen; er hat aber in 
dieſem Falle dem Manne als Entſchädigung nur die Hälfte 
des von demſelben bezahlten Uebernahms- oder Schätzungs— 
preiſes (Art. 191 und 192) zu vergüten, inſoweit dies 
durch die bisherige Amortiſation nicht ſchon geſchehen iſt. 
Hat der Mann auf dem Wege der Amortiſation ſchon die 
Hälfte oder mehr bezogen, ſo findet keine weitere Entſchädi— 
gung ſtatt. 

Art. 2)0. Abgegangene oder dienſtuntauglich gewor— 
dene Pferde werden nach der Vorſchrift der Art. 191 und 
192 erſetzt. 

Art, 201, Kavalleriſten, welche ſch böswilliger Be: 





—— 


ingen, grober Vernachläßigung in Ernährung und 
ing oder nachtheiligen Gebrauches ihrer Pferde ſchuldig 
können vom Bundesrathe ihrer Anſprüche auf Amorti- 
und Entſchädigung ganz oder theilweiſe verluſtig er— 
erden und find überdieß bem Bunde für den erlittenen 
nhaftbar. 

t. 202. Der Bund iſt berechtigt, auch mit dritten 
n Verträge betreffend die Uebernahme von Kaval— 
cden auf Grundlage der Rechte und Pflichten, welche 
191 u. ff. feſtgeſtellt find, abzuſchließen. 

t. 203. Wenn ſich über die Anwendung bder Art. 
02 Anſtände erheben, fo entſcheidet darüber bas 
departement, in letzter Inſtanz der Bundesrath. 

t. 204. Die ſämmtlichen Kavalleriepferde werden 
em Dienſt in Bezug auf ihre Unterbringung, Be— 
„Ernährung und ihren Gebrauch bon Offizieren 
fffe überwacht, welche dem Waffenchef der Kavallerie 
den des Militärdepartements ihren Bericht abzugeben 


e Inſpektion kann auch andern Perſonen übertragen 


CII. Subrleiffungen und Eiſenbahntransport. 


t. 205. Die Gemeinden ſind verpflichtet, alle durch 
etze und Reglemente vorgeſehenen Fuhren gegen ge— 
Entſchädigung zu leiſten. 

t. 206. In Friedenszeiten geſchieht der Babnirans- 
n Truppen und Kriegsmaterial nach Vorſchrift der 
beſtehenden Geſetze und Reglemente. 

t. 207. In Zeiten von Krieg oder Kriegsgefahr 
Oberbefehlshaber, und, ſo lange ein ſolcher nicht 
iſt, der Bundesrath berechtigt, den Kriegsbetrieb 





* 
+ med. — 


Digitized by Google 


— OÙ — 


g beftebender Anlagen als dringlich er- 
die ſofortige Vollziehung anordnen. 

ür den Transport von Truppen, Rriegs- 
irfniſſen der Armee, melde während des 
tfinden, wird die Hälfte derjenigen Taxen 
die gleichen Transporte im gewöhnlichen 
ind. 

tte von Kranken und Verwundeten ge— 
h. 

ür ben Schaden, welcher den Eiſenbahn⸗ 
urch die Vollziehung der Art. 207—2138 
r Bund Entſchädigung, deren Betrag im 
as Bundesgericht feſtgeſtellt wird. 

Île hiefür bezüglich der Eiſenbahnen auf— 
ten gelten auch für die ſchweizeriſchen 
das zu ihrem Betrieb vorhandene Mate— 


ing und Verpflegung. Teiſtungen der 
Gemeinden. 


eder im eidgenöſſiſchen Dienſt ſtehende 
vom Bunde den in Tafel XXIX für 

febten Sold. 

» Inſpektionen wird weder Sold noch 

reicht. 

rinrückungs- und Entlaſſungstage zu lei— 

g wird durch das Verwaltungsreglement 


ür die Unterrichtskurſe von Offizieren, 
ihre Truppen zu machen haben, wird der 
beſondern Schulſold feſtſtellen. 
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Ar. 219. Unteroffisiere und Soldaten, melde zu an- 
dern Kurſen als denjenigen ibrer Korps einberufen werden, 
erbalten eine erhöhte Beſoldung. 

Art. 220. Die berittenen Offisiere erbalten auber dem 
Gold eine durd bas Verwaltungsreglement zu beftimmenbe 
Entſchädigung für die Offisierbedienten und effeltio gebal- 
tenen Reitpferde. 

Art. 221. Der Bund ſorgt für die Berpflegung und 
das Quartier der Truppen. 

Die Gemeinden find verpflidtet, auf Anordnung Der 
fompetenten Militärſtellen die Truppen und Pferde einzu— 
quartieren und zu verpflegen. Die Entſchädigung wird ſo— 
wohl für die Truppenübungen als für Kriegsfälle durch das 
Verwaltungsreglement beſtimmt, welches überhaupt die wei— 
tern Vorſchriften über die Verpflegung der Truppen auf- 
ſtellt. 

Art. 222. Alle für den eidgenöſſiſchen Militärdienſt 
erforderlichen Lebensmittel und Getränke ſind von der Be— 
zahlung aller Arten Steuern, Abgaben und Konſumoge— 
bühren in den Kantonen und den Gemeinden befreit. 

Daſſelbe gilt von den Militäranſtalten und Militär— 
werkſtätten der Eidgenoſſenſchaft, die mit keinerlei kanto— 
nalen oder Gemeindeſteuern belaſtet werden dürfen. 

Art. 223. Die Beſoldung und Verpflegung der zum 
kantonalen Dienſt anfgebotenen Truppen (Art. 244) ges 
ſchieht nach den eidgenöſſiſchen Vorſchriften auf Koſten der 
Kantone. 

Art. 224. Die Gemeinden, in denen Truppen Quar- 
tier beziehen, haben unentgeltlich anzuweiſen: die erforder⸗ 
lichen Lokale für die Büreaux der Stäbe, für die Wacht— 
ftuben, die Kranken- und Arreſtzimmer und die Parkplätze 


für die Kriegsfuhrwerke. 
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>. Die Gemeinden, in welchen die in den Art. 
linea 3), 139 und 140 vorgefdriebenen Ue: 
Inſpektionen abgebalten werden, haben bie nd- 
: in ſchicklicher Weiſe unentgeltlid anzuweiſen. 
6. Die Kantone, Gemeinden, Rorporationen 
| find im Kriegsfalle verpflidtet, sum Zwecke der 
militäriſcher Anordnungen ibr bewegliches und 
; Eigenthum auf Verlangen der kompetenten 
andanten zur Verfügung zu ſtellen. Die hiefür, 
Kriegsſchaden überhaupt zu leiſtende volle 
g liegt dem Bunde ob. 


XIV. Rechtspflege. 


7. Die Rechtspflege wird bei allen im eidgenöſ⸗ 
antonalen Dienſt ſtehenden Truppen nach den 
der eidgenöſſiſchen Militärſtrafgeſetzgebung ver- 


8. Der Bundesrath ernennt die Offiziere 
irjuſtiz, welche nach der jeweiligen geſetzlichen 
der Militärrechtspflege nothwendig ſind. 

D. Un der Spitze der Offiziere der Militür- 
x Oberauditor, welcher, abgeſehen von den 
Gerichtsorganiſation übertragenen Funktionen, 
ifſicht des Militärdepartements die Verwaltung 
echtspflege leitet und überwacht. 


XV. Aufgebot. 


0. Die Kantone haben bon jedem Schweizer⸗ 
auf ihrem Gebiete Aufenthalt oder Niederlaf- 
nen hat, einen Ausweis über die Erfüllung 
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ſeiner Wehrpflicht oder der daherigen Erſatzleiſtun 
langen. | 

Dieſer Ausweis wird dur einen Akt geleift 
Form durch den Bund feſtgeſtellt wird. 

Art. 231. Von jeder ertheilten Niederlaſſu 
Aufenthaltsbewilligung iſt der Militärbehörde des 
in welchem der Betreffende eingetheilt iſt, Kenntniß 


Art. 232. Die von dem Bunde verfügten : 
der eidgenöſſiſchen und der fantonalen Truppeneinh 
der eingelnen benjelben angebôrenden Offigiere un 
offigiere werden bon den Rantonen vollzogen. 

Det Bund bat das Redt, über die Vollzieh 
Aufgebote allgemeine Vorſchriften au erlaffen. 

Art. 233. In dem Aufgebot einer Truppen 
die geſammte anweſende bienftfäbige Mannſchaft 
ſchluß der Ueberzähligen begriffen. Inſofern ein: 
nur in ihrem reglementariſchen Beſtande aufgeboi 
find von allfälligen Ueberzähligen in erſter Linie ? 
Jahrgänge und fobann biejenigen Wehrmänner zu 
deren Abweſenheit für ire Familien bejonders n 
iſt. 

Art. 234. Die Kantone ſind verpflichtet, M 
von Wehrpflichtigen, welche durch den Militärd 
letztern in Noth gerathen, ausreichend zu unterſtü 
ihnen Rathgeber und Beiſtände zu ordnen; dageg 
ihnen ſowohl als den Gemeinden unterſagt, der 
genöſſiſchen Dienſt ſtehenden Mannſchaft Unteritib: 
baarem Geld zu verabreichen. | 

Art. 235. Der Bundesrath wird durch eine 
nung feftitellen, in welcher Weiſe bei einem Aufg 
petjonelle Orgaviſation der Truppenkörper und! 
rüſtung derſelben mit dem zugehörigen Kriegsmat 
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at. Nach dieſer Berordnung baben fid auch 
Militärbehörden zu ridten. 

Sobald ein grüberes Sruppenaufgebot in 
wird der Bunbesrath den Urmeeftab (Art. 
thetlweie einberufen und bis sur Ernennung 
ie bem Stabe obliegenden Arbeiten durch bas 
rent leiten. 

Bei jedem eidgenöſſiſchen Aufgebot zum 
leiſtet die dazu berufene Mannjbaft ben 
einer burd ben Bundesrath feſtzuſetzenden 


jungen über das Bundesbeer. Dberbefebl. 


Die Berfügung über das Bundesheer mit 
geſetzlich dazu gehörenden Kriegsmaterials 
mUnterrichtszwecken als zur Handhabung der 
g und zur Vertheidigung gegen Außen, in 
Eidgenoſſenſchaft zu. 

Sobald ein Aufgebot bon mehreren Armee- 
lusſicht ſteht, wählt die Bundesverſammlung 
, welcher bis nach beendigter Sruppenauf- 
berbefehl führt. 
rige Entlaſſung des Generals durch die Bun— 
g kann nur auf den beſtimmten Antrag des 
erfolgen. 

Iſt der General zeitweiſe verhindert, den 

en, ſo wird derſelbe von dem Chef des Ge— 
nommen. 
General aus irgend einem Grunde unfähig, 
> au führen, ſo bat der Bundesrath die Stelle 
habers ſofort bis zum Zuſammentritt der 
alung zu beſetzen. 


— — 
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Art. 241. Der Bundesrath ertheilt gemäß den Be- 
ſchlüſſen der Bundesverſammlung (Art. 85, Ziffer 6 und 9 
der Bundesverf.), ſowie kraft der ihm ſelbſt obliegenden Ver— 
pflichtungen (Art. 102, Ziffer 1, 5, 8, 9, 10, 11 und 12 der 
Bundesverf.) bem Oberbefehlshaber verbindlide Inſtruk— 
tionen über den durch die Truppenaufſtellung zu erreichenden 
Endzweck und ſtellt ihm die erforderlichen Streitmittel zur 
Verfügung. 

Art. 242. Der General ordnet alle militäriſchen Maß— 
regeln an, welche er zur Erreichung des ihm bezeichneten 
Endzweckes für nothwendig und dienlich erachtet. Er ver— 
wendet die ihm zur Verfügung geſtellten perſonellen und 
materiellen Streitmittel nach ſeinem Gutfinden und hat 
überdieß im Sinne von Art. 226 das Recht, über alles nicht 
aum Deere gebôrige RriegSmaterial, ſowie itber alles bemeg- 
lide und unbemeglide Eigenthum, bas fid im Bereid der 
Truppenaufſtellung befinbet, bebufs Ausführung feiner mili- 
täriſchen Anordnungen zu verfügen. Wenn der General das 
Aufgebot mweiterer Weerestheile für begrünbdet eradtet, ſo 
wird baflelbe burd ben Bunbesrath verfügt und vollzogen. 

Art. 243. Dem Bundesrathe liegt dem General ge- 
genitber bie Pflidt ob, für die Ergänzung der ibm ur 
Verfügung geltellten Streitmittel ſowohl in perſoneller als 
materieller Beziebung zu forgen. 

Dasjenige unter die Befeble des General fallende 
Perjonal und Material, welches von ibm militäriſch nicht 
verwendet werden fann, wie Sriegsgefangene, Deferteure, 
üibertretende fremde Korps, die Kranken der ſtehenden Spi— 
tüler 20, wird bon ihm der Verfügung und der Admini— 
ſtration des Bundesrathes übergeben. 

Art. 244. Die Kantone haben das Recht, über ihre 
Ætuppentürper und die dazu gehörende Korpsausrüſtung 
(Art. 162, 163 und 165) zu verfügen, ſo lange dieſes nicht 

5 
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gejdiebt (Art. 19 ber Bundesver— 


reie einer eidgenöſſiſchen Truppen- 
ewilligung des eidgenöſſiſchen Srup- 
erſammlung oder Bewegung kanto— 
en. 

chaden, welchen die Bekleidung, Be— 
rrige Kriegsmaterial im kantonalen 
der Abgang an Munition von den 


. Militarbeamte. 


Militärdepartement ſind als Chefs 
ungsabtheilungen folgende, von dem 
höhere Militärbeamte beigegeben: 
fs für die Waffengattungen der In- 
, Uttillerie und Genie (Waffenchefs), 
bsbüreau, 

Kriegsmaterials, 


t, 
miſſär. 
[ten das nöthige Hilfs-und Büreau— 


affenchefs liegt auber den beſondern 
en aufcrlegten Serpflidtungen bie 
ttung und Antragitelung in fol- 
Depattements ob : 

Snfanterie inSbelonbdere : 


tungen betreffend bas Aufgebot, bie 
die Ausrüſtung der Truppenkörper, 


ſowie alle Angelegenbeiten, welche fig auf die Armee 
als Ganges beziehen; 

2) Beftand und Ausrüſtung der Stübe der höhern Trup— 
penverbände; 

3) Uebungen kombinirter Truppentürper. 

b. Sämmilichen Waffenchefs: 

4) Rekrutirung und Beſtand der Korps. Ernennung und 
Entlaſſung der Offiziere und Unteroffiziere; 

5) Unterricht im Allgemeinen. Inſtruktionsperſonal. Vor— 
ſchläge für die jährlichen Truppenübungen und Schu— 
len. Unterrichtspläne. Perſonelle Organiſation der 
Unterrichtskurſe; 

6) Bewaffnung und Ausrüſtung der Truppen. Korpsaus— 
rüſtung und übriges Kriegsmaterial; 

7) Aufſicht über die Feſtungswerke. Fragen der Befeſti— 
gung überhaupt (Geſchäftskreis des Waffenchefs des 
Genie); | 

8) Allgemeine Beroronungen und Reglemente : 

9) Die jährlichen Voranſchläge. 

Art. 249. Die Waffenchefs vermittein im Namen des 


Departements in allen Angelegenbeiten, die in ihren Ge- 


ſchäftskreis Fallen, ben Verkehr mit ben eidgenöſſiſchen und 
fantonalen Militärbehörden und Offigieren. 

Unter Borbebalt der endliden Entideidbung des Mili— 
türdepartements haben fie folgende Geſchäfte von fid aus 
au erlebigen : 

1. Organijation der Schulen und Unterridtsfurie nach 
den bon ben Departement genebmigten Vorſchlägen. 
Einberufung der Offüuiere, Unteroffisiere und Truppen 
in dieſe Kurſe durch Bermittlung der fantonalen Mi- 
litärbehörden. Difpens- und Entlafiungsbegebren. 

2. Verkehr mit ber Verwaltung des Kriegsmaterials 
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über Ausrüſtung der Edulen und Kurſe in mate- 
rieller Beziehung. 

8. Retrutivung der Guiden, Auffidt und Führung 
der Rontrolle über die Ravalleriepferde (durch den 
Waffenchef der Kavallerie). Rekrutirung der Park— 
kolonnen, der Feuerwerkerkompagnien und des Armee— 
train (durch den Waffenchef der Artillerie). Rekru— 
tirung der Genietrnppen (durch den Waffenchef des 
Genie). Verwaltung des perſonellen Beſtandes der 
Truppenkörper. 

Art. 250. Der Chef des Stabsbüreau ſteht im 
Frieden an der Spitze des Generalitabsforps und beſorgt 
die iÿm in dieſer Eigenſchaft nad den Art. 74 und 75 ob— 
liegenden Geſchäfte. | 

Er verwaltet das Militärarchiv und die wiſſenſchaft⸗ 
lichen Sammlungen. | 

Unter jeiner Oberaufſicht ſteht die Lanbestopographie 
und das topographiſche Büreau. 

Art. 251. Die Adminiſtration des Kriegsmaterials zer— 
fällt in die techniſche und in die Verwaltungs— 
abtheilung, von denen jede ihren eigenen Vorſteher hat. 

Art. 252. Der Chef dertechniſchen Abthei— 
lung iſt mit allen Arbeiten, welche auf die Herſtellung und 
Die Reparatur des Kriegsmaterials (Waffen, Geſchütze, 
Kriegsfuhrwerke, Munition ꝛc.) Bezug haben, beauftragt. Gr 
entwirft die Vorſchläge über die Ausführung der betreffen— 


- ben Geſetze und Verordnungen. Er legt dem Departement 


bie Ordonnanzen und Reglemente über das Kriegsmaterial 
vor. Ihm liegt die Aufſicht ob über ſämmtliche dem Mili— 
tärdepartement unterſtellte Werkſtätten. 

Art. 258. Der Chef der adminiſtrativen Ab— 
theilung bat bie Pflicht, das vorhandene und bon dem 


TA 
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Chef der techniſchen Abtheilung zu übernehmende Kriegs— 
material unterzubringen, den gewöhnlichen Unterhalt des— 
ſelben zu beſorgen und darüber das Inventar zu führen. 
Er beſorgt die Zutheilung der Bewaffnung und Rorpsaus- 
rüſtung an die Kantone und die eidgenöſſiſchen Zeuahäuſer, 


deren Vorſteher er unter ſeiner Aufſicht hat, und 
nach ben Weiſungen der Waffenchefs die Kurſe un: 
mit der nöthigen Ausrüſtung und Munition. Ur 
Aufſicht ſtehen die kantonalen Zeughäuſer. 

Art. 254. Der Oberfeldarzt hat die Le 
geſammten Miltärſanitätsweſens im Frieden nach 
ſondern hierüber beſtehenden Geſetzen und Yero 
Er beſorgt und verwaltet die Rekrutirung und 
ſonalbeſtand des Sanitätskorps und überwacht d 
rielle, ſowie den Unterricht dieſer Abtheilung. 

Dem Oberpferdarzte liegen in Bezug 
Veterinärweſen die gleichen Pflichten ob. 

Art. 255. Der Oberkriegskommiſſär 
der Spitze der Militärverwaltung, die er nach den 
Verwaltungsweſen beſtehenden Geſetzen und Verc— 
leitet. Er hat die Aufſicht über den Unterricht de 
verwaltungsperſonals. 


XVIII. Mebergangsbeftimmungen und vollziehun 


Art. 256. Die unter der bisberigen Gefebge 
dem Militärdienſt Befreiten, welche nidt in de 
dieſes GejebeS begriffen find, bleiben von der À 
enthoben und aud von ber Beftimmung des Ar 
genommen, jo ange die Vorausſetzungen des Gefet 
welches fie befreit wurden, für fie zutreffen. 

Dieſe Beſtimmung gilt aud für jämmtlide 
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e mit bem 31. Chriſtmonat 1874 
gelegt baben; Die jüngern falen 
gegenwärtigen Gefebes. 

n Bebrpflidtigen, welche bei dem 
»s bereits eingetbeilt find und fit 
orgeſehenen Fälle befinden, werden 
ben. 


aug des Bunbesbeeres (Art. 10 des 
obadtung des Art. 12 im Jahr 
ren 1843—1855 gebornen Mann⸗ 
derjenigen der Jahrgänge 1831— 


goner- und Guibenrefruten, meldÿe 
eilung fommen, werden nach ben 
8 beritten gemadt. 

Dragonerfompagnien Eingetheilten, 
mn Guiden, welde den neuen Korps 
en für ben Reft ibrer Dienftieit 
1 und bütfen bielelben obne Er— 
tements nidt verüubern, ſo lange 


fer Rategorie werden auf often 


ung erbalten die eingetheilten Ka— 
esrathe feſtzuſetzende jährliche Ent- 


ziere des bisherigen eidgenöſſiſchen 
n Geſetze noch dienſtpflichtig find 
Militärbehörde ſich freiwillig zu 
ereit erklären, werden von dem 
der Stäbe der zuſammengeſetzten 
57 und 58 des Geſetzes) und des 


— 


Generalſtabes (Art. 70), ſowie zur Beſetzung der Offiziers— 


ſtellen der eidgenöſſiſchen Truppenkörper (Art. 27—€ 
wendet, oder den Kantonen zur Eintheilung in ihre 
peneinheiten (Art. 32—35 zugewieſen. 

Bis zur Abänderung des Geſetzes vom 27. Augu 
(LL. 606) über die Strafrechtspflege bei den eidgen 
Truppen bleibt die bisberige Organtjation des Juf 
befteben. 

Art. 261. Der Bundesrath it ermüdtigt, à 
Befleidbung und perſönliche Ausrüftung des Genet 
und der neugebildeten Truppenkörper, ſowie über i 
teen in biejer Richtung erforderlien Aenderungen di 
gen Beftimmungen zu erlalen. 

Art. 262. Durch das vorliegende Geſetz merde 
ben weitern damit im Widerſpruch ſtehenden eidgen 
und fantonalen Gejeben, Verordnungen und Regl 
folgende Gefebe auber Wirkſamkeit gefebt: 

a. Geſetz über Die eidgenöſſiſche Militärorga 

vom 8. Mai 1850 (Aeltere A. Samml. I. 

b. Geſetz vom 19. Seumonat 1850 über die En 
von der Wehrpflicht (IT. 39). 

c. Geleb oom 27. Auguſt 1851 itber die Beitr 
Santone und ber Eidgenoſſenſchaft an Ma 
und Kriegsmaterial sum ſchweizeriſchen Bun 
(IT. 449). 

d. Gejeb vom 15. Seumonat 1862 über Abänd 
und Ergänzung der Militärorganiſation (VI 

Art. 263. Der Bundesrath wird beauftra 
Grunbdlage der Beftimmungen des Bundesgeſetzes t 
Brabmonat 1874 Betreffend bie Volksabſtimmunge 
Bundesgeſetze und Bundesbeſchlüſſe die Publitatior 
Geſetzes zu beranftalten und ben Beginn der Wir 
deſſelben feſtzuſetzen. 
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Tafel I. 
Infanterie- nnd Schützenkompagnie. 





Hauptmann 1 
Oberlieutenants 2 
Qieutenants 2 ; 
Feldweibel 1 
Fourier 1 
Wachtmeiſter 8 
Korporale 16 | 
26 
Pionniere 4 
Trompeter 3 
Tambouren“) 2 
Wärter 1 
Soldaten 144 
154 
Total 185 


smpagnien erbalten ftatt ver Zambouren einen 


NE CAUSE NT). 


Le Ta Le 
Tafel IT. 
Beftand des Infanterie- und Schützenbataillous. 
S ta b. 
Reitpferbe. 
Bataillonsfommandant mit Majorsgrad 1 2 
Batailonsadjudant mit Hauptmannsgrad 1 2. 
Quartiermeifter 1 1 
Aerzte 2 2 
— —— 
Fähnrich (Adjudant-Unteroffizier) 1 
MBaffenunteroffisier 1 
Pionnierunteroffigiet 1 
Trainunteroffiaier 1 
Trainſoldaten 6 
Trompeterkorporal 1 
Mütterunteroffiier 1 
Mürter 2 
Trägerunteroffizier 1 
Träger | 12 
Büchſenmacher 2 
29 
Vier Kompagnien zu 185 Mann 740 
744 
Zugpferde. 
2 Halbcaiſſons 4 
1 Fourgon 


8 
1 Bagagemwagen 2 
2 Proviantwagen 4 


7 


— — — 


7 


13 


— — — 


20 


Kavallerie. 


uiden⸗Kompagnie. 


2 
2 

1 

— 

7 

1 

3 

30 
— 
43 


find zu je zwei 
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Tafel IV. 


Beſtand einer Feldbatterie. 


Hauptmann 
Oberlieutenants 
Lieutenants 
Arzt 

Pferdarzt 


Adjudant⸗Unteroffizier 
Feldweibel 

Fourier 
Trainwachtmeiſter 
Kanonierwachtmeiſter 
Trainkorporale 
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Ranoniergefreite 
Traingefreite 
Wärter 

Träger 
Hufſchmiede 
Schloſſer 
Wagner 

Sattler 
Trompeter 


bi jen 


Kanoniere 
Trainſoldaten 


OX D ND ei ri ND D re & 


* 


Reit 


15 


138 


Total 160 


Zugpferde 
Vorrathsp 


gen. 
atterie. 
Reitpferde. 
2 
2 
2 
1 
1 
7 8 
1 
1 
1 
1 
15 — 4— 
148 
170 12 
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Pferde. 


12 Reitpferde. 
71 Saumthiere. 
83 Thiere 


6 Geſchütze. 

2 Vorrathslaffeten. 

60 Munitionskiſten. 

8 Werkzeug- und Vorrathskiſten. 
2 Arztkiſten. 

2 Pferdarztkiſten. 


Tafel VI. 

Beſtand einer Poſitionskompagnie. 
Hauptmann 1 
Oberlieutenants 2 
Lieutenants 2 
rat 1 

6 
Feldweibel 1 
Fourier 1 
Wachtmeiſter 15 

17 
Gefreite 15 
Wärter 1 
Träger 2 
Schloſſer 2 
. Bagner 1 
Trompeter 4 
Kanoniere 74 

99 


122 


—— 


Tafel. VII. 
nd einer Parftolonne. 
Mann. Reitpferde. 
1 2 
2 2 
2 2 
1 1 
1 1 
7 8 
1 l 
1 1 
1 1 
1 1 
5 — 
4 4 
128 — 8 
10 
16 
1 
2 
2 
2 
4 4 
36 
67 
140 
160 20 
115 
rde 5 
t120 
20 


Total 140 Pferde. 
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Taſel VIII. 


Beſtand eines Trainbataillons. 


Mann. Reitpfe 
Bataillonskommandant, 

Major 1 2 
Adjutant, Lieutenant 1 1 
rat Cd 1 

8 


J. Abtheilung: 


Hauptmann oder Oberlieute- 


nant 
Lieutenant 
Pferdarzt 


Feldweibel 
Fourier 
Trainwachtmeiſter 
Trainkorporale 


Traingefreite 
Trompeter 
Wärter 
Hufſchmiede 
Sattler 
Trainſoldaten 


1 1 
1 1 
1 1 
3 
1 1 
1 1 
1 1 
4 4 
— — 
14 
2 2 
1 
2 
2 
60 
81 


94 
Zugpferde 114 
Reitpferde 16 
Total 130 Pferde. 


Mann Reitpferde. 
1 1 
2 2 
| 1 
Love 4 4 
1 1 
1 1 
3 3 
6 : 6 
11 11 
18 
3 3 
3 
2 
2 
1 
76 
C1 3 
Total 120 18 
pferde 150 
pferde 18 


ldes Bataillons: Mann 214 
Pferde 298 
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Tafel IX. 

Beſtaud einer Senerivertertompagnie. 
Hauptmann 1 
Lieutenant 1 

2 
Feldweibel 1 
Fourier 1 
Wachtmeiſter 10 
12 
Wärter 1 
Trompeter 2 
Feuerwerker 143 
146 
Total 160 
Tafel X. 

Beſtand einer Sappeurkompagnie. 
Hauptmann 1 | Reitpferde 1 
Oberlieutenant 1 ee 1 
Lieutenants 2 

4 
Feldweibel 1 
Fourier 1 
Wachtmeiſter 10 
12 
Gefreite 10 
Tambouren 2 
Wärter 1 
Träger 2 
Sapeure _122 
137 


Total 153 Mann. Reitpferde 2 
6 
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Tafel XI. 
nd einer Pontonnierkompagnie. 


1 Reitpferde 1 
1 — 1 
2 ” 2 


107 
Total 123 Mann. Reitpferde 4 








Telegraphiſten 
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Tofel XII. 
Beſtand einer Pionnier-Kompagnie. 


Hauptmann 
Feldweibel 
Fourier 
Tambouren 
Wärter 
Träger 


CRE 


I. Abtheilung: Telegrapben. 


Oberlieutenant 1 
Lieutenant 1 
Wachtmeiſter 5 
Gefreite 5 
Pionniere 19 

9 


darunter 1 Adju⸗ 
dant-Unteroffiz.) 


40 


IT. Abtheilung: Eiſenbahn— 
arbeiter. 


Oberlieutenant 
Lieutenants 
Wachtmeiſter 
Gefreite 
Pionniere 


bei 
— 


60 


Reitpferde 


1 


bad 


Total 108 Mann. Reitpferde 6 


8. 
erde. Zugpferde. 


le. 
8 Pferde. 
8 , 
4, 
48, 
12 ; 
4, 
8 ” 
4, 
3 ” 
2 ” 
6 ” 
be 7 ; 





114 Pferde. 


— 
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Tafel XIV. 
Beſtand einer Ambnlance. 
Reitpferde. 
Ambulancedef, Hauptmann 1 1 
Aerzte, Hauptleute oder Ober- 

Lieutenants 3 — 
Quartiermeifter 1 — 
Apotheker, Lieutenant _1 — 

| 6 
Wärterunteroffiziere 2 
Wärter 10 
Trägerunteroffiziere 2 
Träger 20 

Total 40 


Fuhrwerke und Zugpferde. 


1 Fourgon 4 
1 Bleſſirtenwagen 2 
1 Proviantwagen 2 
1 Gepäckwagen 2 


4 Subriwerte 10 Bugpferde. 


== 66 = 


Tafel XV, 
Beltand eines Feldlazareths. 


Reitpferve. 
reths, Major l 2 
+, Hauptmann 
oder Lieutenant 1 1 
otheker, Hauptmann oder 
Lieutenant 1 — 
[oprediger : 1—2 — 
breiber 1 — 
anfenwärterunteroffiaier 1 — 


MBenigitens 5 Ambul., jede 

mit einem SBeftande von 40 

Mann und 1 Reitpferd — 200 
Fuhrwerk⸗Kolonne 
Materialreſerve-Kolonne. 


Total des Feldlazareths 207 


Fuhrwerke und Zugpferde eines 
Feldlazareths. 


Fuhrwerke. Zugpferde. 
Ambulancen, jede mit 4 
Fuhrwerken und 10 Zug— 
20 50 


{ 
‘ 
l 


J — 82 
Materialreferbe-Rolonne : 
Materialfourgons 2 8 


Total 22 90 
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Tafel XVI. 
Beſtand einer Zransbortiolonne der Sanitätsreſerve der 
Armee. 
Chef: Arzt, Hauptmann 1 
Arzt, Dberlieutenant 1 
Waͤrterunteroffiziere 2 
Wärter 10 
Total 14 


Fuhrwerke und Zugpferde. 
32 Requiſitionsfuhrwerke mit 64 Pferden. 





Tafel XVII. 
Berwaltungs-Rompagnie. 
Mann. Pferde. 

Chef der Kompagnie, Major 1 1 
Arzt 1 
Quartiermeilter, Lieutenant 1 

8 1 
I, Geftion: Berpflegunasabtheilung: 
Abtheilungschef, Oberlieutenant 1 1 
Offuiere, Lieutenants 2 
— 2 
Wärt 1 
Butermeifer, Wachtmeiſter 1 
Füder 20 
Schreiner 1 
Metzgermeiſter, Wachtmeiſter 1 
Metzger 10 
Grant oldaten 2 

41 1 
IT. Gettion: Magazinabtheiluna. 
Abtheilungschef, Rommiflariats- 

bauptmann 1 1 

Kommiſſariatsoffiziere, Lieutenants 3 
Fouriere 3 
Magazinarbeiter 7 1 
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Dette. Zugpferde. 
räthſchaftswagen 4 
2 
4 
iantwagen 144 
154 
fe XVIII. 


n und Pierden des ang zwei 
nacfebten Divifionspartes. 


Fuhrwerke. 
A. B. 


J. J. 
Sektion. Sektion. 
caiſſons 13 13 


iantwagen 1 1 
14 
II, II. 
Sektion.  Geltion. 
rie⸗Caiſſons 12 12 


zungsgeſchütze 3 
ldſchmiede 1 
iſtwagen 1 
on 1 
mtivagen 1 
zzeugwagen 1 
verkerwagen 1 
erie⸗Halb⸗ 
ſons — 1 
ier⸗Rüſtwagen 2 2 
23 


30 


22 
36 
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Fafel XIX. 
Beſtand ex Fuhrwerlen eines Depotparts. 


13 Infanterie-Halbcaiſſons (1 per Bataillon). 
12 Artillerie-Gaijjons (2 per Batterie). 
6 Porratbslaffeten (1 per Batterie). 
Dieje Paris haben feine augetbeilte Bejpannung und 
dienen zum Munitionsnachſchub aus den Depots, lei es 
vermittelft der Eiſenbahn oder durch Requifitionspferde. 


Tafel XX. 
Beftaud des Materials der Geniereierve. 


Fuhrwerke. 4 Sapeur-Rüftoagen 16 Zugpferde. 
2 Halb-Caiſſons 4 F 
4 Bagage-Wagen 8 — 
4 Proviantwagen 8 — 
1 Feldſchmiede 4 


54 Bock- und Balkenwagen 216 
1 Pontonnier-Riüftwagen 4 
Referte 4 
Sotal 70 Fuhrwerke 264 Zugpferde. 
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Tafel XXI. 
Stab des Snfanterieregiments. 


und Reit⸗ ug⸗ 
Mannſchaft. pferde. pferde. 


ntéfommandant, Oberſt⸗ 


int 1 2 

nt, Hauptmann oder Lieutenant 1 2 

ermeifter, Sauptmann 1 1 

diger 1—2 — 

eroffizier 1 1 

Adjudant-Unteroffizier 1 1 

nt-Unteroffisrer, Caiſſonchef 1 — 

ntstrompeter 1 1 

ldat 1 — 2 
9—10 8 2 

Fourgon. Zugpferde. 
n Regimentsſtab | 1 2 


Tafel XXII. 


Stab der Snfanteriebrigade, 
Reit- Zug⸗ 
pferbe. pferde. 
ndant, Oberft-Brigadier 
ſtabsoffizier, Hauptmann 
-Adjudant, Hauptmann 


utenant 
trompeter 
kretär 
(dat 


[un nono co 


OO | peut jud jen jet fi pen ji jui 


; | Bugpferbe. 
: Brigadeftab 1 2 


CA 
2 
8 
D 
* 


—— 


Tafel XXIII. 
Stab des Kaballerieregiments. 


Reitpferde. 
Kommandant, Oberſtlieutenant oder Major 1 3 
Adjudant, Hauptmann oder Lieutenant 1 2 
Quartiermeifter, Sauptmann 1 1 
Arzt 1 1 
4 7 
Tafel XXIV. 
Stab einer Pofitionsartillerie-Abtheilung. 
Reitpferde. 
Kommandant, Oberitlieutenant oder Major 1 3—2 
Hojudant, Hauptmann oder Lieutenant 1 2 
| 2 5—4 
Tafel XX V. 
Stab eines Artillerieregiments. 
Reitpferde. 
Kommandant, Oberſtlieutenant oder Major 1 3—2 
Deflen Adjudant, Lieutenant 1 2 
2 5—4 
Tafel XX VI. — 
Stab einer Artilleriebrigade. 
Reitpferde. 
Kommandant, Oberſt-Brigadier 1 3 
Stabschef, Oberſtlieutenant 1 8 
Mbjudanten, Hauptmann oder Lieutenant 2 4 
Quartiermeifter, Sauptmann 1 1 
Stabsſekretär 1 — 
6 11 


I 


Armeediviſion. 
Reitpferde. 
2 
mant 1 2 
1 — 
3 4 
J. 
viſion. 
Reit- Zug—⸗ 
pferde. pferde. 
4 
tabs⸗ 
| 1 3—2 
ann 1 2 
im 1 2 
ann 
1 2 
3 . 
1 2 
1 2 
1 2 
1 1 
r 
3 3 
1 2 
1 1 
À — 
J— 
1 1 
1 1 
. 2 — 4 
23 28—27 4 
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1 Fourgon für ben Rommanboftab der Divijion 
1 ” nn Divifionsfriegstommifiür 


Tafel XXIX. 
Beſoldung der Truppen. 


Beſoldungen. Fouragerati 
St. Rp. wirklich gehalt 


Oberbefehlshaber 50. — 6 
Chef des Generalſtabes 40. — 4 
Feldkriegskommiſſär 25. — 3 
Generaladjudant und Di- 

viſionär 30. — 
Oberſt-Brigadier 25. — 
Oberſt 20. — 
Oberſtlieutenant 15. -- 
Major 12. — 
Hauptmann 10. — 
Hauptmann im Generalſtab 10. — 
Oberlieutenant 8. — 
Lieutenant 7, — 
Feldprediger 10. — 
Stabsſekretär (Adjudant- 

Unteroffiaier) 6. — 
Mbjudant-Unteroffisier 3. — 
Feldweibel 2. 50 
Fourier 2. — 
Berittene Wachtmeiſter 2. — 
Oberfeuerwerker 2, — 
Unberittene Wachtmeiſter 1. 50 
Berittene Rorporale 1. 50 
Uebrige Rorporale 1, — 


Berittene Gefreite 1. 20 
Unberittene Gefreite —. 90 
Krankenwärter 1. — 
Träger —. 80 
Trainſoldat 1. — 
Guide und Dragoner 1. — 


Uebrige Soldaten 
Rekruten aller Waffengat— 
tungen —. 50 
1. Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten erhalten ohne 
Unterſchied je eine Mundportion. 
2. Einzelne Guiden, welche den Stäben zugetheilt 
werden, erhalten eine tägliche Zulage von Fr. 1. 50. - 
3. Die Adjudanten erhalten eine tägliche Zulage von. 
Fr. 2. 
Alſo beſchloſſen vom Ständerathe, 
Bern den 13. Wintermonat 1874. 
Der Präſident: Köchlin. 
Der Protokollführer: J. L. Lütſcher. 
Alſo beſchloſſen vom Nationalrathe, 
Bern, den 13. Wintermonat 1874. 
Der Präſident: K. Ruchonnet. 
Der Protokollführer: Schieß. 


Der ſchweizeriſche Bundesrath 
beſchließt: 
Aufnahme des vorſtehenden Bundesgeſetzes in das Burn 
desblatt. 
Bern, den 16. Wintermonat 1874. 
Der Bundespräſident: Schenk. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft: Schief. 


08. 


Beſchluß 


vom 25. Jänner 1875, 
betreffend die Friedhofpolizei. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf Art. 53 der Bundesverfaſſung, wel— 
er feſtſetzt, daß die Verfügung über die Begräbnißplätze 
den bürgerlichen Behörden zuſteht; 

In Erwägung, daß dieſe Beſtimmung den Art. 282 
des Geſetzes vom 7. Mai 1864 über die Gemeinden und 
Pfarreien aufhebt, welcher Artikel die Friedhofpolizei den 
Pfarreiräthen überweist; 

In Erwägung, daß es dringend nothwendig iſt, für 
Vollziehung des genannten Artikels der Bundesverfaſſung 
und für Ausübung der Polizei auf den Friedhöfen zu ſorgen; 

Im Hinblick auf Art. 218, 394 und 395 des Geſetzes 
vont 28. Dai 1850 über die Geſundheitspolizei; 

Auf Vorſchlag der Direftionen der Polizei und des 
Innern, 


beſchließt: 


Art. 1. Die Polizei und das Verfügungsrecht über 
die Friedhöfe ſteht den Gemeindsbehörden zu. 

Art. 2. Die gegenwärtig beſtehenden Pfarreifriedhöfe 
werden öffentliche Friedhöfe und ſind zu ausſchließlicher 
Verfügung der Gemeinde oder Gemeinden geſtellt, aus denen 
die Pfarreien beſtehen. 
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Die Gemeinde oder Gemeinden, welche auf dieſe Weiſe 
ein Recht haben auf einen öffentlichen Friedhof, bilden einen 
Kreis. 


Art. 3. Allfällige Verträge zwiſchen den Gemeinben, 
welche bezwecken, die Benutzung der Friedhöfe zu reguliren, 
ſind der Genehmigung des Staatsrathes zu unterſtellen. 

Art. 4. Diejenigen Gemeinden, welche ſich vom Kreis 
trennen und einen öffentlichen Friedhof zu ihrer alleinigen 
Benutzung erſtellen wollen, find hiezu berechtigt, wenn ſie 
ihre Miteigenthums- und Benutzungsrechte an ben Fried⸗ 
hof des Kreiſes, zu dem ſie gehörten, unentgeltlich abtreten. 


Art. 5. Der Staatsrath kann eine ſolche Trennung 
anordnen, wenn der gemeinſchaftliche Kirchhof für die Be— 


dürfniſſe der Bevölkerung zu klein geworden iſt. 


In dieſem Falle muß der Antheil derjenigen Gemein⸗ 
den, tele zur Trennung genöthigt wurden, von denjeniæ : : 


gen, welche im Befie des Griebhofes bleiben, losgekauft 
werden. 


den können. 


Der Gemeinderath des Ortes, an welchem der Todes⸗ : | : 
fall vorgelommen, jorgt für bieje Beerdigung in allen Fäl- 
en, wenn ber Verſtorbene Niemand binterläpt, ber biefe . : - 


Gorge übernimmt. 


Art. 7. Die Polizei über Den Friedhof des Kreiſes | 
ftebt bem Gemeinderath bderjenigen Gemeinbde au, in welcher 


der Friedhof liegt. 


Art. 8. Die Grüber des iffentligen Friedhofes wer⸗ 


ben in ununterbrochener gerader Linie angelegt. 


In ben alten Kirchhöfen, wo die bisanbin befolgte L 


Art. 6. Jede im Gebiete — verſtorbene 
Perſon ſoll auf anſtändige Weiſe im öffentlichen Friehhoff 
des Kreiſes, au welchem die Gemeinde gebôrt, —— wer⸗ ——— 
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Ordnung oder die Bodenbeſchaffenheit nidt erlaubt, bie 
Grüber der Reihe nad zu öffnen, ftellt die Gemeindsbe— 
j hörde des Yauptortes in einem Reglement die Ordnung 
feſt, in welcher die frein Plätze nach und nach ausgefüllt 
— werden. 

Art. 9. In jedem offentlichen Friedhof können von 
dem Gemeinderath oder den Gemeinderäthen des Kreiſes, 
Geſellſchaften, Korporationen oder Familien Abtheilungen 

—xdes allgemeinen Kirchhofes eingerdumt werden. 

à Die auf ſolche Rongeffionen bezüglichen Bertrüge und 
3 Reglemente unterliegen der Genehmigung des Staatsrathes. 
5 Art. 10. Der Staatsrath kann Geſellſchaften, Korpo— 
. rationen oder Familien in jeder Gemeinde des Kantons, 
unter ben Bedingungen des Geſundheitspolizeigeſetzes, Pri- 
#.  batfit@büfe geftatten. 

Die den gegenwürtig beltebenden Privatfriebhüfen er⸗ 

theilten ſtonzeſſionen bleiben auch fernerhin in Kraft. 


— Art. 11. Die Aufnahme und die Erlaubniß zur Be- 
| erdigung in den nad ben Beftimmungen der Art. 9 und 
— 10 bewilligten Friedhöfen ſteht den Konzeſſionsinhabern zu. 
— Im Falle einer Verweigerung findet die Beerdigung 

— auf bem éffentligen Friedhof ſtatt. 
St. Art. 12. Alles, was ſich auf die religiöſen Gebräuche 
ue per Beftattungen besiebt, ſowohl in der Pire als auf dem 
A Kirchhof, bleibt der ausſchließlichen Befugniß der kirchlichen 

Behörden anheimgeſtellt. 

Art. 13. Die Beſtimmungen des Geſetzes über die 
Geſundheitspolizei vom 28. Mai 1850, betreffend die Poli- 
aei der Beerdigungen und der Friedhöfe (Titel IV, Kapitel 
V und VI), abgeändert durch bie Art. 1 bis 7 des Be- 
ſchluſſes vom 2. Heumonat 1852 werden aufredt erbalten. 


Art. 14. Allfällige Anſtände binfibtlid des gegen— 
7 


3 


— 98 — 


wärtigen Beſchluſſes zwiſchen ben Gemeinden unter fid, 
oder zwiſchen Gemeinden und Privaten, werden durch den 
Oberamtmann entſchieden, unter Vorbehalt des Rekurſes 
an den Staatsrath. 


Art. 15. Der gegenwärtige Beſchluß tritt mit ſeiner 
Veröffentlichung in Kraft. 

Derſelbe ſoll durch Anſchlag, durch Einrückung in's 
Amtsblatt und Aufnahme in die Geſetzesſammlung ver— 
öffentlicht werden. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 25. Jänner 
1875. 


Der Präſident: Bailant. 
Der Kanzler: %s. Bourgknedt. 


Beſchluß 


vom 29. Jänner 1875, 


betreffend Aufhebung des über die Ställe der 
Ortſchaft Arrüffing verhängten Viehbannes. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Nach Renntnipnabme der Beridte, aus benen bervor- 
gebt, daß ber Viehſtand des Weilers Arrüffing ſeit der durch 
Beſchluß vom 14. November 1874 veroroneten Abſchlach— 
tungen fein verdächtiges Merkmal mebr aeigt ; 

In Anbetradt, dab das Maximum der durd Art. 24 
des Bunbdésgelebes vom 8. Hornung 1872 für die Sperre 
feſtgeſetzten rit mit dem 2. Februar nächſthin ablüuft. 
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Daß die vorgeſchriebenen Entſeuchungsmaßregeln getrof- 
fen wurden; 

Auf den Antrag der Polizeidirektion, 

beſchließt: 

Einziger Artikel. Die über die Stallung des Weilers 
Arrüffing, Gemeinde Remund, unterm 11. November 1874 
verhängte, und durch Beſchluß vont 14. des genannten 
Monats beſtätigte Viehſperre iſt vom 3. nächſtkünftigen 
Februar an aufgehoben. 

Gegeben im Staatsrathe, zu Freiburg, den 29. Jänner 
1875, um vermittelſt Einrückung in's Amtsblatt und in 
die Geſetzesſammlung zur öffentlichen Kenntniß gebracht zu 
werden. 

Der Präſident: Bailant. 
Der Kanzler: fs. Sourgknecht. 


Reglement 


vom 29. Jänner 1875, 
betreffend den Bezug der Fiskalbußen. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Auf den Antrag der Finanzdirektion, 
beſchließt: 
Erſtes Kapitel. 
Bezug der kraft eines kantonalen Geſetzes aus— 
geſprochenen Bußen. | 
Art. 1. Der Bezug der Bußen geſchieht durch die 
Einregiſtrirungsbüreaux, unter der Aufſicht und Kontrolle 
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der Regierungseinnehmer (Art. 21 des Geſetzes bom 30. 
Mai 1863). 


2. Das Cinregiftrirungsblireau ſchreitet sum Bezug, 
ſobald bas Urtheil vermittelft Vorweiſung zur Ginregiftri- 
rung zu ſeiner Kenntniß gelangt iſt. Die Gerichtskanzlei 
iſt verpflichtet das Urtheil innert der Friſt von 30 Tagen 
einregiſtriren zu laſſen (Art. 20 des Geſetzes vom 30. Mai 
1863), und ſchreibt zu dieſem Behufe die zu beziehenden 
Bußen in ein zweckdienliches Bud ein. 


3. Die Geridtsidreibereien übermachen jedes Trimelter 
bem Staatsſchatzamte eine in zwei Doppeln aufgeltellte 
Tabelle der zu Guniten des Staates ausgeiprodenen Geld- 
bußen. 

Die Gerichtsſchreiber, welche ſich in der Uebermittlung 
dieſer Tabellen an das Staatsſchatzamt Verſpätungen zu 
Schulden kommen laſſen, verfallen für jede Woche Ver— 
ſpätung in eine Geldbuße von 5 Fr. 


4. Gin Doppel bievon verbleibt bebufs Rontrolle auf 
dem Staatsſchatzamte; bas andere mird nebſt dem Gin- 
nabmenberzeidniB der von jedem Einregiſtrirungsbüreau 
des Kreiſes einzuziehenden Bußen dem betreffenden Staats- 
einnebmer übergeben. 


5. Die Einregiſtrirungsbüreaux zahlen den Staatsein- 
nebniern jeben Monat, sugleid mit den Einregiſtrirungsge— 
gebübren, ben Betrag der bezogenen Buben ein. Sie über— 
geben dem Ginnebmer ebenfalls bas Gejud zur Einſper— 
rung der Berurtheilten, welche ihre Bube nibt bezahlt baben. 


6. Die Einregiſtrirungsbüreaux find perſönlich verant- 
wortlich für die nidt besablten Bußen, wenn fie nidt innert 
Jahresfriſt vom Tage des Urtheils an die Cinferferung des 
Schuldners verlangt haben. 
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7. Am Ende eines jeden Trimeſters vergleid 
Einnehmer die Tabelle der einzuziehenden Bußen n 
monatlichen Einzahlungen der Einregiſtrirungsbürea 
machen letztere auf allfällige Verſpätungen im Be 
Bußen, ſowie der nicht verlangten Einkerkerungen aufm 


8. Die Einregiſtrirungsbüreaux verlangen die | 
kerung des Schuldners, ſobald ſeine Zahlungsunf 
entweder durch eine unfruchtbare Betreibung oder eine 
liche Urkunde erwieſen iſt. 


9. Der Staatseinnehmer übermacht das Einſper 
geſuch ſofort bem Oberamte, welches dasſelbe, gle 
ein anderes Urtheil, vollziehen ſoll, unter Beobacht 
doch der allenfalls eintretenden Friſten, wie ſelbe i 
536 und 537 der Strafprozeßordnung vorgeſehen fi 


10. Die Staatseinnehmer verzeigen der Finanzd 
die Ginregifirirungsbüreaux, welche ſich Verſpätun 
Schulden kommen laſſen, oder die Vorſchriften des 
wärtigen Reglementes nicht regelmäßig beobachten 
Unterlaſſungsfalle werden die Einnehmer perſönlich 
wortlich, unter Vorbehalt ihres Rekurſes gegen die 
giſtrirungsbüreaux. 


11. Außer in beſondern von der Finanzdirektio 
geheißenen Fällen, werden hinſichtlich des Bezuges 
zweiten, der jeweiligen Jahresrechnung vorangehenden 
ausgeſprochenen Bußen keine Rückſtände angenommel 


12. Sollten ungeachtet der Beſtimmungen de 
hergehenden Artikels ſolche Rückſtände vorkommen, ft 
die für den Bezug feſtgeſetzte Proviſion abgezogen. 
dieß iſt der Vorſteher des Einregiſtrirungsbüreau's, 
für ben Fall, wo er die Vorſchrift des Art. 10 nid 
achtet bai, ber Ginnebmer gebalten, den au beziebend 


— 102 — 


trag der Staatskaſſe einzuzahlen, gerade wie wenn der Be- 
zug wirklich ſtattgehabt hätte. 

10 Die Einnehmer, welche die ihnen durch gegen- 
Reglement und insbeſondere durch Art. 9 und 10 
en Berpflidtungen nidt pünktlich erfüllen, werden 
Bezug verantwortlich. Sie fünnen bdiejer Berant- 
it nur enthoben werden, indem fie der Finana- 
eine vom Oberamt ausgeltellte Beldeinigung vor- 
ap der Berurtheilte die Gefängnibitrafe beftanden 


Ihrerſeits werden die Oberamtmänner, unter Ent- 
der Staatseinnehmer und der Einregiſtrirungsbü— 
ir den Bezug derjenigen Bußen verantwortlich, für 
on ihnen die Einkerkerung des Verurtheilten ver— 
rd, wenn ſie die Einſperrung nicht ſofort vollziehen, 
das Geſuch an ihr Büreau gerichtet iſt. 


Zweites Kapitel. 


ezug der kraft eines Bundesgeſetzes 
ausgeſprochenen Bußen. 


Die Beſtimmungen der vorhergehenden Artikel ſind 
anwendbar auf ben Bezug der von ben freibur- 
zerichten fraft eines Bundesgelebes ausgeſprochenen 
unter Vorbehalt der in nadfolgenden Artiteln ent- 
Mbänderungen oder Beltimmungen. 


Handelt es fid um Uebettretungen bon Bunbdes- 
jo fünnen bdie fontonalen Behörden weder für 
D Soften einen Rabatt gewähren, nod die Gefäng— 
erlaſſen. 

Die anläßlich der Geſetzesübertretung mit Be— 
legten Gegenſtände (Art. 2 des Bundesgeſetzes vom 
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23.—24. Gebtember 1856) find ein privilegittes Unter- 
pfanb des Bundes. Sie bienen zur Bezahlung der Bube 
und der Koſten vor jeder andern Forderung, und ſelbſt ge— 
genüber von Perſonen, welche ſich als Eigenthümer ausge— 
ben und der Geſetzesübertretung fremd ſind, mit Ausnahme 
derjenigen Fälle, wo der Eigenthümer beweiſen kann, daß 
ihm die Gegenſtände gegen ſeinen Willen und ungerechter 
Weiſe entwendet wurden, um die Uebertretung zu begehen 
(Bundesgeſetz vom 23.—24 September 1856). 


18. Werden mehrere Mitſchuldige gemeinſchaftlich zu 
einer nnd derſelben Geldbuße verurtheilt, ſo haften fie ſoli— 
dariſch für deren Bezahlung (Bundesgeſetz vom 23.—24. 
September 1856). 


19. Die Gerichtskanzleien haben das Urtheil betref- 
fend Verurtheilung zur Buße innert der Friſt von fünf 
Tagen einregiſtriren zu laſſen. Der Zuwiderhandelnde oder 
Mitſchuldige, welcher die Buße innert 10 Tagen von ſeiner 
Unterziehung oder Verurtheilung an nicht bezahlt hat, wird 
vom Einregiſtrungsbüreau aufgefordert, die Buße innert 
8 Tagen zu berichtigen. 

Dieſe Aufforderung geſchieht durch einen der Poſt über— 
gebenen Brief, wofür letztere Quittung auszuſtellen hat. 
Die gleiche Aufforderung wird, eintretenden Falls, an den 
Bürgen und die bei der Uebertretung bekannten Mitſchul— 
digen gerichtet (Art. 23 des Bundesgeſetzes vom 23.—24, 
September 1856). 

20. Wird die Buße innert 8 Tagen nicht bezahlt, 
ſo läßt der Einnehmer die allfällig mit Beſchlag belegten 
Gegenſtände öffentlich verſteigern. (Art. 26 des Bunbdes- 
geſetzes vom 23.—24, September 1856.). In Ermanglung 
ſolcher Gegenſtände trifft er ſofort die nöthigen Maßregeln, 
um zur Pfandnahme und zum Verkauf zu gelangen oder 
ein Zahlungsunfähigkeitszeugniß zu erhalten. 
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Wird die Bube entweder ganz ober theilweiſe 
hlt, ſo wird der rückſtändige Betrag in Gefängniß— 
gewandelt und zwar im Verhältniß von 4 Fr. 
Gefängnißtag. Die Dauer der Gefängnißſtrafe 
) ein Jahr nicht überſchreiten (Art. 29 des Bun— 
vom 23.—24. September 1856). 


Das Einkerkerungsgeſuch wird in ber gleihen 
> unter der gleichen Berantwortlidleit geftellt, wie 
die kraft eineS fantonalen Gelebes ausgeſprochenen 
tgejebt find. 

Der Betrag der eingezogenen Buben wird ſofort 
Bezuge der Finanzdirektion einbezablt, welche 
ihrerſeits dem eidgenöſſiſchen Juſtiz- und Poli- 
nent übermittelt. 


Iſt die Gefängnißſtrafe beſtanden, ſo wird die be- 
oſtennote dem Einnehmer übergeben, welcher ſelbe 
tzdirektion einhändigt. 

Vorweiſung dieſes Aktenſtückes entlaſtet die Hinanz- 
den Einnehmer vom Bezug der Buße, und über— 
rſeits die Koſtennote für Einſperrung, behufs Rüd- 
dem eidgenöſſiſchen Juſtiz- und Polizeidepartement. 


ben im Staatsrathe zu Freiburg, den 29. Jänner 
n vermittelft Einrückung in's Amtsblatt und in 
esſammlung öffentlich bekannt gemacht zu werden. 


Der Präſident :Baillant. 
Der Ranaler: £s. Bourgineht. 
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Beſchluß 


vom 29. Jänner 1875, 


betreffend Organiſation der, der Erziel 
direktion beigegebenen, berathenden St 
fommijjion. 


Der Staatsrath des fiantons Freibur 


Im Hinblick auf Art. 2, 8 und 4 des Geſetz 
28. Bintermonat 1874 über bas Primar- und S 
ſchulweſen; | 

Auf Antrag der Erziehungsdirektion, 


beſchließt: 

Art. 1. Die berathende Studienkommiſſion be 
12 Mitgliedern unter dem Vorſitz des Erziehungst 

Dieje Mitglieder werden vom Staatsrath 
Dauer von 4 Jahren ernannt und find wieder wä 

Art. 2 Die Kommiſſion zerfällt in 4 © 
nämlich: 

Die franzöſiſche Sektion, beſtehend aus 4 Mit 

Die deutſche Sektion, beſtehend aus 2 Mitglie 

Die techniſche Sektion, beſtehend aus 2 Dit 

Die Seftion von Murten beftebend aus 4 Mit 

Jede Geftion fann getrennt oder mit anbern € 
bereinigt, unter bem Vorſitz des Erziehungsdirekto 
eines von bemielben ernannten Abgeordneten, tager 

Art, 3. Die geſammte Kommiſſion gibt ibr E 
ab über Entwürfe von Schulgeſetzen und Reglemen 
allgemeinem Intereſſe. | 
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Sie ipridt ihre Wünſche aus über alle das Unterridts- 
weſen betreffenden Sragen. 

Art. 4 Die franzöſiſche Sektion ift belonders mit 
der Prüfung der Büder und Methoden beauftragt, welche 
im franzöſiſchen Rantonstheil im Gebraud find. 

Sie übt die Befugnifle aus, mwelde der Studientom- 
miffion burd das Geleb über das Kollegium vorbehalten ſind. 
Sie hat die Aufſicht über die von Normalſchule Altenryf. 
Sie wohnt den Prüfungen dieſer verſchiedenen Anſtalten, 
ſowie den Prüfungen der franzöſiſchen Lebramtsfandidaten 
bei, welche ſich um ein Fähigkeitspatent bewerben und 
entſcheidet über das Ergebniß. 


Art. 5. Die deutſche Sektion iſt beſonders mit der 
Prüfung der Bücher und Methoden beauftragt, welche im 
deutſchen Kantonstheil im Gebrauch ſind. 
| Sie wohnt ben Prüfungen oder deutſchen Abtheilung 

des Kollegiums, ſowie der Prüfung der deutſchen Lebramts- 
kandidaten bei, welche ſich um ein Fähigkeitspatent bewer— 
ben und entſcheidet über das Ergebniß. 


Art. 6. Der franzöſiſchen und deutſchen Sektion ſtehen 
Die durch Art. 6 des Reglements vom 27. Brachmonat 
1851 über die Kantonsbibliothek vorgeſehenen Befugnifie zu. 


Art. 7. Die techniſche Seltion wird zu Rathe gezogen 
über Die Auswahl von Lehrbüchern der exaften Wiſſenſchaften, 
welche in ben verſchiedenen öffentlichen Unterribtsanftalten 
einzuführen find, ſowie über Sragen, die fit auf ben Unter- 
richt in ben exakten Wiſſenſchaften beziehen. 

Sie erfüllt die Verrichtungen, welche ihr durch die Art. 
11 und 13 des Beſchluſſes vom 4. Wintermonat 1872 über 
die Organijation der Induſtrieſchule zugeſchieden find. 


Mit. 8 Die Befugnifje der Rommijfion von Murten 
bleiben burd den Beſchluß vom 3. Jänner 1859 beſtimmt, 
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inſoweit fie nidt dem Geſetz vom 28. Bintermonc 
zuwiderlaufen. 


Art. 9. Die Mitglieder der berathenden Stud 
miſſion werden von der Staatskaſſe (oder eventuell 
Kollegiumskaſſe) mittelſt Taggeldern im Betrage vo 
für eine Kommiſſionsſitzung und 3 Fr. für eine € 
ſitzung entſchädigt. 

Ein Mitglied der Sektion Murten erfüllt die 
tung des Sekretärs dieſer Sektion. Dasſelbe erhäl— 
ſeinen Taggeldern als Kommiſſionsmitglied, eine 
Entſchädigung von 50 Fr. als Honorar, ſowie für! 
koſten und Auslagen. 

Die über eine halbe Stunde vom Sitzungsorte 
ten Mitglieder erhalten ferner eine Wegentſchädigr 
1 St. 50 für jede Stunde, Hin⸗- und Rückweg inb 
wenn ſie auf ihre Koſten reiſen. 


Art. 10. Der gegenwärtige Beſchluß ſoll in 
Landesſprachen durch bas Amtsblatt bekannt gema 
in die Geſetzesſammlung aufgenommen werden. 
mit dem 1. März 1875 in Kraft. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 29. 
1875. 


Der Prüfident: Pailant. 
Der Kanzler: Ts. Bourgknedt. 
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Beſchluß 


vom 5. Hornung 1875, 


fire ben Bezug der Steuer auf Handel und 
Gewerbe für 1875. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Mad Cinfidt des Geſetzes vom 22. Mai 1869 und 
vom 20. Gbriftmonat 1862; 

Mad Einſicht des Dekrets vom 23. Bintermonat 1874; 

Im Hinblick auf Artikel 12 des Beldluiles vom 27. 
Wintermonat 1874; 

Auf den Antrag der Finanzdirektion, 


beſchließt: 


Art. 1. Die Einnehmer werden darüber wachen, daß 
der Sekretär jeder Bezirkskommiſſion die definitiven Regi— 
ſter jeder Gemeinde, ſobald möglich aufftelle und dieſelben 
der Finanzdirektion gemäß den in deren Kreisſchreiben vom 
25. Januar 1873 enthaltenen Vorſchriften zuſende. 

Art. 2. Die Ausgleicher werden ſich am 8. März ver⸗ 
ſammeln, um die erhobenen Einſprachen zu prüfen, und 
mit Vorbehalt des Rekurſes an die Kantonal-Kommiſſion 
oder an die Finanzdirektion, darüber endgültig abzuſprechen. 

Der erſte Gehülfe des Steueramtes wird die Stelle 
eines Sekretärs verſehen. 


Art. 3. Die Entſcheidungen der Ausgleicher ſollen dem 


| DPräfibenten der Bezirkskommiſſionen (Staats-Einnehmer der 
Hauptorte) bis fpäteftens den 31. März zugewieſen werden. 
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Art. 4 Die Steuer ſoll einem Gemeindeporgeiebten 
vom 20. April bis 10. Dai bezablt werden. Die Verſpä— 
tungsſtrafen find im Art. 41 und 43 des Geſetzes beſtimmt. 


Art. 5. Die Gemeinberüthe beftellen die ganze au be— 
ziehende Steuer dem Einnehmer bis ſpäteſtens zum 25. 
Mai. Im Verſpätungsfalle find die Gemeinden den glei— 
chen Strafen wie für den Bezug der Steuer bon Liegen- 
ſchaften und Kapitalien unterworfen. 


Art. 6. Die Steuerpflichtigen, welche ihre Erklärungen 
und Einſprachen zu gehöriger Zeit den Bezirkskommiſſionen 
abgeben, und ihr Rekursrecht bei der Kantonal-Kommiſſion 
ausüben wollen, haben folgende Regeln zu befolgen: 


a) Der Rekurs wird in einer Denkſchrift übermittelt, 
welche die nöthigen Gründe und Erklärungen enthal— 
ten ſoll, auf daß die Kommiſſion dieſelben würdi— 
gen könne. Dieſelbe ſoll von der Abſchrift des 
Verbalprozeſſes der Bezirkskommiſſion betreffend die 
Quote, worüber rekurirt wird, begleitet ſein; 


b) Der Rekurs ſoll vor bem 10. Mai beim Oberamt- 
mann abgelegt werden; jede fpütere Gingabe, ſowie 
alle biejenigen, welche nidt nad ben geſetzlichen 
Förmlichkeiten abgefapt find, werden abgewiejen ; 
das Oberamt weiſet von Amtswegen die nad die— 
fer beftimmten rit eingelegten Refurie ab. 


Art. 7. Der Oberamtmann übermeist den Relurs an 
ben Gtaatseinnebmer des Dauptortes zur Prüfung und 
Begutmadung. Der Einnehmer ſchickt denſelben mit Be- 
tit, fammt bem Schatzungsbogen des Steuerpflidtigen 
an das Oberamt zurück. 


Der Oberamtmann übermittelt ben Altenſtoß mit Bei- 
fügung jeines Gutadtens der Finanzdirektion. 
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Art. 8. Alle dieſe Aktenſtöße ſollen bis ſpäteſtens den 
25. Mai der Finanzdirektion eingereicht werden. 

Wei 9. Die Finanzdirektion wird mit der Vollzie— 
gegenwärtigen Beſchluſſes beauftragt. Derſelbe 
beiden Sprachen durch Einrückung in das Amts- 
o in die Geſetzesſammlung, ſowie durch Anſchlag 
wöhnlichen Orten, öffentlich bekannt gemacht werden. 
eben im Staatsrathe zu Freiburg, ben 5. Hornung 


Der Präſident: Bailant. 
Der Ranaler: £s. Sourghnedt. 


Beſchluß 


vom 5. Hornung 1875, 
ffend die Wahl eines Nationalrathes. 


r Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Jer Abſicht den nunmehr verſtorbenen Herrn Natio— 
darl Viſſaula, welcher am 2. Jänner abhin ſeine 
ig genommen hat, zu erſetzen; 

) Einſicht der Art. 10 und 11 des Bundesgeſetzes 

Gbriftmonat 1850 und des Bundesgeſetzes vom 
1872 : 
ben Antrag der Direftion des Innern, 

beſchließt: 

1. Der 21. eidgenöſſiſche Wahlkreis, wie ſolcher 
t. 1 des Bundesgeſetzes vom 20. Juli 1872 er- 
t, ſoll zu einer Erſatzwahl des demiſſionirenden 
tionalrathes Karl Viſſaula ſchreiten. 
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Bu dieſem Zwecke find die eidgenöſſiſchen Wahlverſamm— 
lungen auf Sonntag den 7. nächſtkünftigen März, um 
1 Uhr Nachmittags, im gewöhnlichen Lokale der Gemeinde— 
verſammlungen zuſammenberufen. In der Stadt Freiburg 
beginnt der Wahlgang halb neun Uhr Morgens und darf 
nicht vor halb zwölf Uhr geſchloſſen werden. 


Art. 2. Stimmfähig iſt jeder Schweizerbürger, geiſtlichen 
oder weltlichen Standes, der das zwanzigſte Altersjahr zu— 
rückgelegt hat, im Beſitze ſeiner bürgerlichen und politiſchen 
Rechte ſich befindet, Inhaber einer Niederlaſſungs- oder 
Aufenthaltsbewilligung im Kanton iſt und auf den Bürger- 
regiſtern ſeiner Wohnortsgemeinde verzeichnet ſteht. 


Art. 3. Sur Wahl ſelbſt wird geſchritten in Gemäß— 
heit der Vorſchriften des Bundesgeſetzes vom 19. Juli 1872, 
betreffend die eidgenöſſiſchen Wahlen und Abſtimmungen, 
ſowie in Gemäßheit der Vorſchriften der Art. 2, 4, 6 erſter 
Abſatz, 7 und folgende des Rantonaldelretes vom 7. Sexbit- 
monat 1857. 

+ Art. 4 Die Berbandlungen ne mit Verleſung 
des Bunbesgelebes vom 19. Juli 1872, der obengenannten 
Doridriften des Defrets bon 7. Herbſtmonat 1857, ſowie 
des gegenwärtigen Beſchluſſes eröffnet. 

Art. 5. Das Büreau beſchäftigt ſich unmittelbar nach— 
her mit den Einſprachen und Streitfragen, welche ſich in 
Bezug auf die Aufnahne oder auf den Ausſchluß aus dem 
Bürgerregiſter erbeben könnten. 

Art. 6. Sogleich nach Veröffentlichung des gegenwär⸗ 
tigen Beſchluſſes werden die Gemeinderäthe von Amtswegen 
die ſeit den letzten Wahlen nöthig gewordenen Aufnahmen 
und Ausſchlüſſe in den Bürgerregiſtern beſorgen. Sie wer— 
den bon Amtswegen alle Schweizer auf das Regiſter brin- 
gen, welche das 20. Altersjahr zürückgelegt haben, in der 
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Gemeinde ibren Wohnſitz baben, es fei denn, fie koͤnnten 
beweiſen, daß der eine oder andere Schweizer durch die Ge- 
febgebung des Rantons Freiburg jeines Aftivbürgerredtes 
beraubt if. 


Art. 7. Die Biürgerregifter jollen bis zum 21. Fünf- 
tigen Sornung beridtigt und vom gleichen Tage an, neun 
Ubr Morgens, auf dem Schreibamt einer jeden Gemeinbde 


zur Einſicht ber ftimmfäbigen Bürger aufgelegt jein. 


Die Huflage dauert bis sum 5. März, Abends 5 Ubr, 
wo fie enbaültig geſchloſſen werden. 

Art. 8. Die Stimmfähigkeitskarten und Wahlzeddel 
follen auf Gorge der Gemeinderüthe einer jeden Gemeinde 
ben in die Bürgerregifter eingetragenen Bürgern bis 
ſpäteſtens am 4. März zugeftellt werden. 

Yebe nicht auf dem amtlihen Wahlzeddel eingegangene 
Stimmabgabe ift null und nidtig. 

Art. 9. Der Gemeinberath jeder Gemeinde verfam- 
melt fid vorber, um ben Prüfibenten und Vizepräſidenten 
des Büreau’8 zu ernennen. Dieſe, ibrerieits, wüblen vor 
der eidgenöſſiſchen Wahlverſammlung vier Stimmensäbler 
und werden ibnen die Wahl anzeigen. 

Art. 10. Der Gemeinderath, der Präfident und Vie- 
Präfident volliieben bie ibnen aufgetragenen Wahlen mit 
der ftrengften Unpartbeilibfeit und in Gemäßheit des Art. 
10 des Defrets vom 7. Herbſtmonat 1857. Die Ziehung 
durch's Loos für bas Präſidium geſchieht vor der Abftim- 
mung in Gegenwart ber Verſammlung. 

Art. 11. Mad beendigtem Wahlgeſchäft bebt der Prü- 
fibent die Berjammlung auf und beauftragt das Büreau, 
das Ergebniß der Wahlverhandlungen gemüb Art. 19 des 
Deftets vom 7. Gerbftmonat 1857 dem DOberamtmanne 
au Übermachen. 





Die Ridtigteit des Protokolls wird durch bie Unter- 
frift ber Mitglicber des Wahlbüreau's beglaubigt. 

Art. 12 Die Eröffnung der Stimmzeddel, ſowie die 
Betanntmadung des Wahlergebniſſes und die weitern Ber- 
RE fol⸗ 
genden des vorerwähnten Dekrets 

Art. 13. Der gegenwärtige Beſchluß ſoll Sonntag, 
den 14. laufenden Hornung durch Verleſen und Anſchlag in 
beiden Sprachen zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 

Gegeben im Staatsrathe, ju Freiburg, den 5. Hor⸗ 


nung 1875. 
Der Präſident: Baillant. 
Det Kanzler: A48. Sourgknecht. 


Beſchluß 


vom 9. März 1875, 


betreffend bas Grgebnib der unterm 7. Müra 

1875 im 21. eidgen. Kreis flattgebabten Babl- 

verbandiungen zur Ernennungeines Abgeord— 
neten in ben Rationalratb. 





Der Staatsrath des Rantons Freiburg, 


Im Qinblit auf Art. 9 des Bundesgeſetzes vom 9. 
Juli 1872 über die Nationalrathswahlen, 


beſchließt: 
Art. 1. Das Ergebniß der Wahlverhandlungen des 
21. eidgen. Kreiſes, welcher den 7. März 1875 zur Vor⸗ 
nahme der Wahl eines Abgeordneten in den ſchweizeriſchen 
Nationalrath verſammelt war, iſt Folgendes: 


F 


; 
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eineib unb die Berleitung gum Meineid. 
swillige Eigenthumsbeſchädigung, injofern fie fri- 
nalredtlide Verfolgung begrünbet. 

Auslieferung findet aud ftatt megen Theilnabme 

ber vorbezeichneten firafbaren Hanbdlungen, mag 
nabme vor oder nad der Verübung ftattfindben. 

3. Sein Schweizer wird von Seite der Schweiz 
Regierung des Bereinigten Rôünigreides und von 
fer kein britilher Unterthban an die Schweiz aus- 
werden. 

4. Die Auslieferung ſoll nidt ftattfinden, wenn 
bec ſchweizeriſchen Regierung verfolgte Perſon im 
en Koͤnigreich oder die Seitens der Regierung des 
on Königreiches, verfolgte Perfon in einem Kanton 
ia wegen berjelben firafbaren Handlung, wegen 

Auslieferung nachgeſucht wird, in Unterjubung 
ind außer Berfolgung gelebt worden oder ſich nod 
uchung befindet oder bereits beſtraft worden ii. 
m Die von der ſchweizeriſchen Regierung verfolgte 
n Bereinigten Rônigreih, oder wenn die Geitens 
mung des Vereinigten Königreiches verfolgte Per⸗ 
nem Kanton der Schweiz wegen einer andern ſtraf⸗ 
idlung in Unterſuchung liegt oder beſtraft worden 
nn die Auslieferung verſchoben werden, bis dieſe 
mgehörigem Rechtsgang in Freiheit geſetzt worden 


d ein ſolches Individuum wegen Verpflichtungen, 


be mit Privatperſonen abgeſchloſſen bat, in jenem 


n welchem es Zuflucht genommen bat, geribtlid 
der mit Perjonalarreft belegt, fo ſoll deſſen Aus- 
dennoch ftatifinben, dabei aber der belübigten 
8 Recht vorbebalten bleiben, ibre Anſprachen vor 
tenten Behörde geltend zu machen. 


| nn, Li 
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nb, finbet dieſe Beftimmung teine An⸗ 


HuslieferungSbegebren muß immer auf 
ge geftelt werden, und zwar in ber 
engliſchen Gefanbten bei bem Bunbdes- 
Grobbritannien burd ben ſchweizeriſchen 
dondon, welder von Ihrer Majeſtät für 
zertrages al8 diplomatiſcher Repräſentant 
mnt wird, bei bem Staatsſekretär für die 
egenheiten. 
uche auf Auslieferung eines Beſchuldig⸗ 
rhaftsbefehl, welcher von der zuſtändigen 
uslieferung begehrenden Staates erlaſſen 
beiſe beigebracht werden, welche nach ben 
, wo der Beſchuldigte aufgefunden wird, 
rechtfertigen würden, wenn die ſtrafbare 
zangen wäre. | 
luslieferung8begebren eine bereits berut- 
nuß bas Gtrafurtheil beigebradt werden, 
zuſtändigen Geridte des die Auslieferung 
8 gegen den Berurtbeilten erlafjen wor⸗ 


ile, welche in contumaciam erlaffen wor⸗ 
Auslieferungsgeſuch nibt gegründet wer- 


beffen kann ein flüdtiger Verbreder in 
uch verhaftet werden auf Grund eines 
er bon einem Poligeimagifirat, Friedens⸗ 

einer andern fompetenten Bebürde auf 
nzeige oder Sage und augleid auf einen 
er nad einem ſolchen gerichtlichen Ber- 
td, daß nad ber Anfidt des Beamten, 
ftsbefehl erläpt, deſſen Erlaß geredtfertiat 








o EN 


wäre, wenn bas Serbreden in bemjenigen 
Gebiete der Vertragsparteien begangen word 
weldem der Beamte Geridtsbarteit ausübt. 
indeflen bebungen, daß in bem Yereinigten R 
einem ſolchen Salle der Beflagte ſo ſchnell wie 
einen Poligeimagiftrat in Lonbon gejendet werden 
Requifitionen mögen vermittelff der Poſt obe 
Telegraphen gemadt werden. 

Der Angeflagte ſoll indef des Verhaftes er 
den, wenn innert einer billigen Friſt, Die von i 
magiſtraten anaujeben tft und bei deren Fixiru 
umſtändungen des eingelnen alles au berüdfic 
das Begebren nidt in Gemäbheit der im Art 
tenen Beltimmungen geftellt worden iſt. 

Art. 11. Die Auëslieferung erfolgt nidt 
von fünfzehn Œagen jeit ber CGrgreifung und 
wenn die Beweiſe für genügend befunden word 
nach ben Geſetzen des erſuchten Staates entwed 
weiſung des Ergriffenen zur Hauptunterſuchun 
fertigen, falls die ſtrafbare Handlung im G 
Staates begangen wäre, oder darzuthun, daß de 
mit der von den Gerichten des erſuchenden Sta 
theilten Perſon identiſch iſt. 

Art. 12. Die Bebôrden des erſuchten € 
ben bei der Prüfung, welde ibnen na ben 1 
Beltinmungen obliegt, den beſchwornen Depoſi 
Zeugenausſagen, mwelde in dem andern Staate 
koll genommen find, dbebgleichen den Abſchriften 
ebenjo ben im anbern Staate erlaljenen Haftbe 
Urtheilen vole Beweiskraft beigulegen, voraus 
dieſe Schriftſtücke durch einen Richter, eine : 
Perſon oder einen andern Beamten dieſes Ste 
zeichnet oder beſcheinigt und durch einen beeidig 
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ig des Amisfiegels eines engliſchen 
des ſchweizeriſchen Bundeskanzlers be⸗ 


Die zur Auslieferung genügenden Be 
Jet Monaten von bem Tage der Et 
jen an beigebradf werden, fo ift der 
Fuß au feben. 

n Beſchlag genommenen Gegenfiänbe, 
Berbaftung der auszuliefernden Perſon 
, follen, wenn die auftänbige Bebürde 
ung erjudten Staates die Ausantwor⸗ 
ronet bat, bei Vollziehung der Aus- 
ben werden und bieje Ueberlieferung 
auf bie entfrembeten Gegenftünbe, 
les etfireden, was zum Beweis der 
dienen kann. 


etiragenden Theile verzichten darauf, 
nigen Koſten, welche ihnen aus der 
aterhalt des Auszuliefernden und ſeinem 
enze des requirirten Staates erwachſen, 
en, willigen vielmehr gegenſeitig da— 
bſt zu tragen. 

Zeſtimmungen des gegenwärtigen Ver⸗ 
Kolonien und auswärtigen Beſitzungen 
hen Majeſtät Anwendung finden. 

f Verhaftung und Auslieferung eines 
welcher in einer dieſer Kolonien oder 
jen Zuflucht gefunden bat, fol durch 
Generalkonſul in London bei dem 
Swärtigen Angelegenheiten geſtellt wer⸗ 
horſchrift dieſes Vertrages und der be— 
verfahren hat. 
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Ihrer Großbritanniſchen Majeſtät ſoll 
ſtehen, in den britiſchen Kolonien und ausn 
ungen über die Auslieferung folder Individi 
Schweiz ein im Vertrag genanntes Verbre 
aber innerhalb dieſer Kolonien und ausw 
ungen Zuflucht gefunden haben, auf mi 
Grundlage mit den Beſtimmungen des gegen 
trages beſondere Anordnungen zu treffen. 


Begehren betreffend die Auslieferung vo 
welche aus einer Kolonie oder austwärtigen ; 
Grobbritannijhen Majeftät geflüdtet find, | 
Beftimmungen der voritebenden Artikel des 
Dertrages bebanbdelt werden. 


Art. 17. Der gegenwärtige Bertrag | 
nach feiner, in Gemäßheit der durch die G 
hohen vertragenden Theile vorgeſchriebenen 
ten Berdffentlidung in Kraft treten. Der 
bon jebem der beiden boben vertragenden Th 
werden, bleibt jebo® nach erfolgter Auftünb: 
Monate in Sraft. 


Der Bertrag wird ratifizirt, und Die 
werden nad bier Wochen, oder wo float f 
ausgewechſelt werden. 


Sur Urkunde deſſen haben bie beibder! 
mächtigten die gegenwärtige Uebereinkunft ut 
mit ihren Wappen unterſiegelt. 


Go geſchehen zu Bern, den einunddr 
des Jahres eintaufend adtbunbert und biert 


(Gig.) à. M. 
(Gig.) à. @. € 
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izeriſche Bundesrath 


ils ratifizirt und in allen Theilen 
nd verſpricht im Namen der ſchwei— 
aft, denſelben, ſoweit es von ihr 
u beobachten. 

eſſen iſt gegenwärtige Ratifikation 
und vom Kanzler der ſchweizeriſchen 
zeichnet und mit dem eidgenöſſi— 
hen worden. 


Bern, den achtzehnten Juni ein- 
c unb fiebenaig (18. Juni 1874). 


hweiz. Bunbesrathes, 


rüfibent: Scheuk. 
der Eidgenoſſenſchaft: Schieß. 


n vorſtehenden Vertrag iſt bon den 

mächtigten am 28. November 1874 
und bon beiden Kontrahenten ge- 

t bon Port zu Wort alſo lautet: 


n Bevollmüdtigten des Bundes- 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft 
er Königindes Vereinigten 
zroßbritannien und Irland, 
iz folgenden Gegenſtand in Erwä⸗— 


ufmerkſamkeit auf die Thatſache ge— 
Abſatz von Art. 16 des Vertrages, 
18 Geſuch um Verhaftung eines flüch⸗ 
er ſich nach einer der Kolonien oder 
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auswärtigen Befitungen Ihrer Großbritanniſchen T 
gewendet bat, durch den ſchweizeriſchen Generaltoniul : 
don an ben Staatsſekretär für die auswärtigen Ang 
beiten gerichtet werden joli, mit den Gejeben Englant 
in Cinflang ftebt. Gie find baber übereingetomn 
erklären, daß der zweite Abſatz befagten Artikels,« 
ginnend: „Der Antrag auf Verhaftung“ und ſchl 
„der beſtehenden Geſetze zu verfahren hat“, — nm 
nichtig ſein und an Stelle deſſelben die nachfolgender 
eingeſchaltet werden ſollen: 


„Der Antrag auf Auslieferung eines flüchtigen 
„chers, welcher in einer dieſer Kolonien oder auër 
„Beſitzungen Zuflucht gefunden hat, ſoll bei dem Gou 
„oder bei der höchſten Behörde der betreffenden 
„oder Beſitzung durch den in derſelben reſidirenden 
„ieriſchen Konſul oder in Ermangelung eines ſolche 
„den Konſularagenten eines andern Staates, weld 
„dieſen ſpeziellen Fall die Wahrnehmung der ſchwei 
„Intereſſen in der fraglichen Kolonie oder Beſitzun 
„traut wird, geſtellt werden. 

„Der Gouverneur oder die höchſte Behörde, 
„oben erwähnt ſind, ſollen bezüglich ſolcher Auslie 
„begehren möglichſt conform mit den Beſtimmun 
„vorliegenden Vertrages entſcheiden. CS ſteht ibn 
„frei, die Auslieferung zu bewilligen oder ben à 
„Regierung zum Entſcheid zu überweiſen.“ 


Die andern Punkte von Artikel 16 bleiben 
im Vertrag vereinbarten Form in Kraft. 


Dieſes Protokoll ſoll als integrirender Beſtand 
Vertrages angeſehen und beobachtet werden. 


Zur Urkunde deſſen haben die Unterfertigten 
unterzeichnet und ihre Siegel beigeſetzt. 
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t boppelter Ausfertigung in Bern ben 


374, 


zevollmächtigte der Schweiz: 
IJ. M. Knüſel. 
ichtigte von Großbritannien: 
Edwin Corbett. 


fe Bundesrath erklärt daher im Wei— 
de Beſtimmungen als integrirende Be- 
ptvertrages in allen Theilen in Kraft 
, und er verſpricht im Namen der 
noffenfaft, dieſelben, ſo weit es bon 
nbaît beobachten zu laſſen. 

e deſſen iſt die gegenwärtige Urkunde 
1 Bunbesprüfidenten und dem Kanzler 
untergeidnet tworben, ben 31. Dezem⸗ 


nen des ſchweiz. Bunbesrathes, 
unbesprüfibent: Genk. 
r der Eidgenoſſenſchaft: Schieß. 


Beſchluß 


om 22. März 1875, 
Bezug der Vermögensſteuer. 


ath des fantons Freiburg, 


8 Art. 86 des Geſetzes vom 20. Herbſt⸗ 
3 Gejebes vom 12. April 1862, betref- 
teuer; | 


* , 
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h die Erſtellung ber endgültigen Regifter für bas 
) geredtfertigt wird. 

6. Die Gemeinde-Einnehmer baben die bon den 
btigen gemadten Einzahlungen jorgfältig au 
amit e8 nidt nöthig werde, bie Pormeifung der 
der Abſchlagszahlung ju verlangen. 

7. Die Gemeinbderüthe werden den vollſtändigen 
eſes erften Bezuges vor bem 20. Juni an Die 
tebmer ihres Kreiſes einbezablen. 

alle von Verſpätung find bie Vorſchriften bes 

»m 12. April 1862, unabgeleben vom ftaatliden 

inwendbar. 

8. Die Finanzdirektion iſt mit der Vollziehung 

wärtigen Beſchluſſes, welcher durch Anſchlag an 

mliden Orten, durch Einrücken in Die Geſetzes⸗ 
und bas Amtsblat bekannt gemacht wird, be- 


Jen im Staatsrathe ju Sreiburg, ben 22. März 


Der Präſident: £. Pailant. 
Det Vize-Kanzler: À. Weitzel. 


Beſchluß 


vom 24, März 1875, 
nd ben Verkehr auf ben —— 


! Staatsrath des Kantons Sreiburg, 


Ginfidt bes Art. 8, zweiter Abſatz, des es 
Herbſtmonat 1855; 
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Im Hinblick auf Art. 141 des St 
23. Wintermonat 1849; 

In der Abfidt für den Verkehr auf 
von Freiburg und Korbers neue Polizeimaß 


Auf den Antrag der Baudirektion, 
beſchließt: 


Art. 1. CS wird keine allzugroße 3 
gängern ober irgend eine fonftige Anbäuf 
auf den Hängbrücken geftattet, moburd der 
oder Unfülle verurjadt werden fünnten. 

Art. 2 Kinder unter 10 Vabren dür 
in SBegleitung von anbdern Perjonen bet 
einem alle Darauf verfammeln, um 
fpringen u. ſ. 10. 

Art. 3. Wagen und Pferde diürfen nv 
die Brüden gefübrt werden. 

Art. 4 Geſpanne, an der Hand ge 
wie Großvieh dürfen Diejelben nur au 
kleinen Gruppen, und in ber von den Mt 
Entfernung überidreiten. 


Art. 5. Der Uebergang von Trupp 

der Weiſe au geſchehen: 

a) Die Yhtillerie fäbrt, und zwar 
fung auf einmal, mit eingelnen 
nitionswägen binter einanbder, d 
Brüde ; 

b) Die Ravallerie reitet binter eim 
Reiben und bloß in Kompagn 
Schwadronen; 

c) Die Infanterie überſchreitet dieſe 
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J. 


Normal⸗Reglement 
für Kaäſereien 


mbet auf die Zubereitung für ben gemein- 
ſchaftlichen Verkauf der Milchprodukte. 


Jahr tauſend adt bunbert . . : 
n de Mitglieber bder gaͤſereigeſelſſchaft 


” Gebeiten dieſer nidt bloß und allein ber 
ing iwegen, fonbern aud für den gemeinſchaft⸗ 
jammiverfauf ber Käſe und Nebenprodukte, wie 
olken, Zieger u. a. m. gebildeten Geſellſchaft beft- 
. befürdern ; 


rner Mißbräuchen und Betriügereien voraubeugen ; 
Folgendes bejdloffen : 


À. — Yligemeine Beitinmungen. 


1. Gegenwärtiger Geſellſchaftsvertrag, abgeſchloſ⸗ 
echs aufeinander folgende Jahre, welche am 1. 
Jänner ihren Anfang nehmen, wird nach Ab— 
et erſten Friſt von ſechs Jahren, für einen fri- 
aum von ſechs Jahren und ſo weiter erneuert, 
Dauer der Geſellſchaft ſonſt unbeſchränkt iſt. Bei 
g dürfen die Vertrags-Beſtimmungen nur neben- 
enderungen erleiden, jo durch die Erfahrung ein⸗ 
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gegeben und von der Mehrheit der zur General⸗ 
lung berufenen Mitglieder gutgeheißen worden ju 

Art. 2. Jede Perſon, welche, auch ohne de 
unterzeichnet zu haben, aber mit der Zuſtimmung 
miſſion, ihre Milch ein einziges Mal in die K 
bracht, wird als Mitglied der Geſellſchaft und 
allen Artikeln des Reglementes beipflichtend ange 

Art. 3. Gegenwäͤrtiger Geſellſchaftsvertrag eb 
lediglich auf gemeinſchaftliche Käſebereitung und 
verbundenen Nebenſachen. 

Der Käſeverkauf geſchieht in Bauſch und B 
zum gemeinſchaftlichen Vortheile. Mit den Neber 
wird auf gleiche Weiſe verfahren; jedoch können 
Geſellſchaftern nach Verhältniß ihrer Milchliefe 
abreicht werden. In dieſem Falle wird der K 
Rechnung dieſer Nebenprodukte führen, damit der 
dieſelben in ſeiner General-Rechnung anfdlaga 
das Soll der Geſellſchafter eintragen kann, und 
Bezahlung von der Rechnung jedes Einzelnen, be: 
theilung der Jedem zukommenden Antheile am 
des Käſes und der andern Milcherträge erhoben. 


In Betreff der Molken fünnen dieſelben j 
ben Mitgliedern, nach Verhältniß ihrer Milchliefer 
abreicht werden. 

Art. 4. Wenn die Geſellſchaft Gebäude 
werden ſolche im Kadaſter unter bem Namen, 
ſellſchaft von ...... “ eingetragen; im entg 
Balle follen die Liegenfbaften unter bem Name 
genthümer eingeſchrieben werden. 

Art. 5. Die Auflöſung (Liquidation) der € 
darf erft in Folge eines regelmäbigen von der 
Mebrheit der Mitglieber, die gegentvärtigen Bert 


zeichnet baben, ober beren beredtigten Bertreter gefaßten 
Beldluiles, flattfinden. - 

In ben Berathungen ber Berjammiung der Gejell- 
ſchaft werden Die Stimmen nad ber wirklichen Betbeili- 
gung eines jeben Mitgliedes gezählt. Somit bat berjenige, 
der eine bis fünf Kühe belibt, eine Stimme, von fünf bis 
zehn Kühen, zwei Stimmen, u. ſ. 1. 

Art. 6. Das von der Geſellſchaft ausgeſchloſſene oder 
das ſich freiwillig zurückziehende Mitglied iſt nicht berechtigt 
ſeinen Antheil an den Geräthſchaften oder ſonſtigen Mobi— 
liar⸗ Gegenſtänden der Geſellſchaft herauszuverlangen. Es 
bleibt allenfalls Miteigenthümer der Immoblien, verliert 
aber die Nutznießung und kann ſeine Miteigenthumsrechte 
nur im Falle einer gänzlichen Auflöſung der Geſellſchaft 
geltend machen. 


B. — Pflichten der Mitglieder und Polizei⸗Ordnnng 
der Käſerei. 


Art. 7. Jedes Mitglied ſoll ſeine Milch täglich, Abends 
und Morgens, zu der im Reglemente vorgeſchriebenen 
Stunde, in die Käſerei bringen. 

Art. 8. Die Milch einer friſch gekalberten Kuh ſoll 
erſt ſieben Tage nach dem Kalbern, diejenige einer auf dem 
Markte gekauften oder von einem Markte zurückgeführten 
Kuh erſt zwei Tage nach der Rückkehr in den Stall, in die 
Rüferei gebracht werden. 

Art. 9. Jeder Geſellſchafter darf fich bie für eine 
Haushaltung nöthige Milch vorbebalten, obne jedod Dies 
ſelbe verfaufen oder, ju Hauſe, in Butter oder Käſe jed- 
weder Art umwanbdeln zu fünnen. 


Art. 10. Jede Ueberiretung ber vorhergehenden Artikel 
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Jedes Mitglieb bebült bas Redt einen Nas für ſeinen 
Dausbebarf au erheben; e8 darf aber bie Wahl nur bie 
beim Verlaufe verworfenen Kaͤſe treffen und au dem von 
der Kommiſſion beftimmten Preife. 


C. — Ernennung der Konmiſſion. 


Ihre Pflichten und Redte, ſowie dicjenigen 
des Prüfibenten und Sdreibers. 


Art. 15. Sur Vollziehung der Geſellſchafts⸗Statuten 
wird vermittelſt Wahlzeddel und von der abfoluten Mehr⸗ 
beit, eine Rommiffion, beſtehend aus drei oder finf Mit- 
gliebern und zwei Suppleanten, aus ben Geſellſchaftern 
aujammengefebt. Dieſe Rommiffion wird auf 3ebn Jahre 
gewählt und iſt immer wieder wählbar. Die durch Tob, 
Entlafſung oder Unfähigkeitsgründe erledigten Stellen wer⸗ 
den, wie oben angedeutet, wieder beſetzt. Bei der Bildung 
des Ausſchuſſes führt bas älteſte der gegenwärtigen Mit⸗ 
glieder ben Vorſtand, und werden ibm zwei Stimmengübler 
und zwei Schreiber beigegeben. Die Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes wählen aus ihrer Mitte einen Präſidenten und 
einen Schreiber, der zugleich Rechnungsführer iſt. Ihre 
Amtsdauer iſt drei Jahre; fie find dann aber wieder 
wahlbar. In Abweſenheit des Prüfibenten, ſteht bas älteſte 
Mitglied der Kommiſſion ſeinem Amte vor. 

Art. 16. Die Kommiſſion bat Auftrag, die Uebertre⸗ 
tungen des ReglementesS ju erwahren, Gelbbuben und Aus⸗ 
ſchließung au verbängen, allfällige Entſchädigungen feſtzu⸗ 


worden, fo fiebt man nidt ein, marum ein einziger Geſellſchafter 
einen Verluſt erleiven follte, ber nidt ibm, wohl aber einer unregel⸗ 
mäfigen Zubereitung zuzuſchreiben ift. 
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ftelen, den Kaſer zu beauffidtigen, zu dingen 
berabidieben, Die Käufe und Verkäufe zu beſor— 
vorgeſehenen und unvorhergeſehenen Auslagen zu e: 
und überhaupt alle ſich auf bas Wohl der Ge 
beziehenden Angelegenheiten wahrzunehmen. 


Art. 17. Wenn es ſich um Wiederaufbau oder 
Ausbeſſerungen an den Gebäuden der Gefelljbaft, : 
käufe oder Berüuberung von Liegenjdaften, um % 
oder Anleiben, und Berfauf ber Käſe banbdelt, {0 
vorläufige Zuſtimmung der Generalverſammlung un 
nothwendig. 


Art. 18. Der rechnungsführende Schreiber 
ben Mitgliedern ben Erlös des Käſeverkaufes und | 
Vertheilung, nach Verhältniß des Gewichtes, na 
Zahlung des Erwerbes der Käſe geſchehen. Bei d 
zahlung des jährlichen Verkaufes werden die Koſte 
zogen und erhoben. 


Alle, kraft gegenwärtigen Reglementes, ausgeſp 
Geldbußen und Entſchädigungen geſchehen und we 
Namen und zum Nuben der Geſellſchaft einkaſſirt 
Ertrag wird auf Abſchlag der Fabrikations- und 
Koſten für das betreffende Jahr verwendet. 


Da der rechnungsführende Schreiber für die 
vertrauten Gelder verantwortlich iſt, jo darf er a 
kleinen Gehalt, den die Kommiſſion feſtſtellen wird, ? 
machen. 


Art. 19. Der Schreiber wird ſeinen jährliche 
nungs-Abſchluß pünktlich und ipäteltens am . 
vor der Kommiſſion ablegen, und wird dieſe Rechnu 
geſchehener Genehmigung beim Präſidenten zur be 
Einſicht eines jeden Mitgliedes niedergelegt. 
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Jin der Rubrit der Einnahmen enthalten (2): 


tivſaldum der vothergebenden Rechnung; 
mariſche Angabe der gelieferten Milch, nach 
ihl Zentner und Pfund des gemachten Käſes, 
Erlöſes des Käſes; 

antität der in natürlichem Zuſtande bertauf- 
ch, ſowie auch den Erlös dieſes Verkaufes; 
antität und den Erlös des Rahms; 

antität und den Erlös der Butter; , 
antität und den Erlös des Ziegers; 


Kaͤſereien im Kanton find im Stande eine ge- 
; Werthes der in die Kaͤſerei gelieferten Milch auf. 
Intenntnig rübrt baber, daß den Nebenprodukten 
rth beigelegt wird und daß, ba Yeber der Reihe 
mtbeil liefert und ben Kaſer ernübrt, man dieſe 
ehörig anſchlagen tann. 

Mißbräuchen vorzubeugen und nach ben Grunbd- 
iltnißmäßigen Gerechtigkeit zu verfabren, tit es 
das Holz gemeinſchaftlich angeſchafft werde: da⸗ 
ſellſchafter, der Waldungen beſitzt, nicht verhindert, 
ſellſchaft zu verkaufen, ſtatt daß, wie es bis da⸗ 
, einige Geſellſchafter über ihren Antheil in An⸗ 
worden, während andere, je nach der Laune des 
weniger davon enthoben werden. 

gelmaͤßig geführten Rechnung wird Alles klar und 


, wenn man einerſeits alle Produkte, auch wenn 
n in rohem Zuſtande den Geſellſchaftern geliefert 
Einnahmen rechnet und anderſeits die Ausgaben 
ikten abzieht, ſo wird es dann ein Leichtes ſein, 
Summe auf die gelieferte Milch zu vertheilen. 
eiſe wird man ermitteln können, um wie viel die 
ſie in fetten, balbfetten ober magern Käs um- 
fauft wird und anberfeité wie viele Maß oder 
pin Pfund Käs gebraudt werden. 
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g) Den Anſchlag der Molken und der 
niſſe; 

h) Den Ertrag der Geldbuben ; 

i) @onitige Ginnabmen vortommende 
In bdie Rubrif der Ausgaben weri 


e a) Der Lobn und Unterbaltsfoiten de 


b) Die Berivaltungstoften und Abgat 

c) Die Ausgaben für Anjbaffung de 

d) Jegliche Betricbstoften, wie Anjda| 
magen, Erhaltung des Gejdirres 

e) Verbeſſerungskoſten und unertwarte 

f) Der jedem Geſellſchafter verabreidt 

g) Die jummarijde Angabe der Aus 

Butter, Sieger, Molken, wenn {old 
ſellſchaftern verabreidt worden fin 

h) Das Saldum der Kaſſa, meldes 

Rednung übertragen mir. 

Der Rubrif f, melde die den Mitg 
Gelbvertheilungen enthält, ſoll eine Bel 
werden, worin das umſtändliche Bergeib 
lung, nebft der am Rande der ibn betr 
angebradten Unterſchrift des Geſellſchafte 

Art. 20. Der rechnungsführende S 
miſſion iſt zugleich Schreiber der Mitgli 
er führt ein Protokoll, worin die Berath 
Verſammlung regelmäßig eingetragen wer 

.Art. 21. Entdeckt der Käſer oder 
irgend einen Betrug, jo zeigt er Dies de 
und mindeſtens zwei ihrer Mitglieder w 
wägen eines jeden Geſellſchafters, im 2 
Milch zum Wägen gebracht wird, bei; 
begeben ſich dann die nämlichen Perſonen 
Geſellſchafter, laſſen in ihrer Gegenwart 
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jen der nämliden Kühe, auf welcher 
men den gangen Unterjudungsgang 


wird burd eine einfade. Vorladung 
te Kommiſſion geladen, um jeine Ber- 
nbringen. ft wirklich eine Unregele 
den, ſo verurtbeilt die Rommiffion 
iner ber nadftebenden Strafen: 
iung. | 

Be. 

digung. 

ung. 

ſung. 

(8 eine der obigen Strafbeſtimmungen 
erden. 

räſident beruft die Kommiſſion, ſo 
der Geſellſchafter, ſo oft es die An— 
oder wenn mindeſtens fünf Geſell⸗ 
mg verlangen (!). 


flichten des Käſers. 


ſer ſteht unter dem Befehle der Kom— 
Entſchädigungsſtrafe ſeinen Vertrag 
ten Zeit aufkünden, es ſei denn, daß 
Entlaffung vor bent Termine bewil⸗ 
ibm zur gejebten Zahlungszeit ent- 


ung ber Generalverfammlungen und ver 
nwenbung folgenber Regeln immer von 

bei ber General: und Kommiſſionsver⸗ 
pDälfte mebr Eins der Mitglieder anweſend 
mmenberufen werden. Wenn es fid um 
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Käſer in ſeinen Dienfiberrid- 
bulben fommen, fo bat ibn für 
t oder ein Mitglied der Rom- 
jen. In jedem Riüdfalle, {ann 
er Geldbuße, ſei e8 zu einem 
on 2 bis 5 Fr. verurtheilen. 
Käſer die Molten, Sdotten 
ißheit des von der Rommiffion 
Stheilen. (Siehe Art. 3 oben.) 


beftimmungen. 


fter ertlären, daß fie auf jeden | 
etibte veraidten, und die bon 
Beneralverſammlung gefaßten 
er des Regreſſes für Entſchä— 
t, das außerhalb der Geſell— 
Vorſchriften der Civil-Prozeß⸗ 
hmen. 

»Statuten treten erſt nach 
e8 ſchließlich in Kraft. (Geſetz 
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loſſen zu....... 
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Daft gebürenden Gebüude merden im 
tamen der Käſereigeſellſchaft von 
egenſchaften aber, welche nidt ihr Gigen- 
unter bem Ramen der Eigenthümer 


nn Die Auflöſung der Geſellſchaft erit 
er Stimmenmehrheit der Gejelidafter 
en Vertreter regelmäßig gefaßten Be- 


die Auflöſung nicht wegen Eintreffen 
en 4, 6 und 7 des Artikels 1972 des 
bnten Umfiünde bon Rechtswegen ftatt ; 
Umitände die Auflöſung und Liquida- 
zur Solge baben (1). 


on der Geſellſchaft ausgeſchloſſene Mit— 
je, bas ſich freiwillig zurückzieht, wird 
eines Antheils an den Geräthſchaften 
fiax-Gegenftänden der Geſellſchaft nicht 
t, auf jeden Fall, Miteigenthümer der 
ct aber die Nutznießung und kann ſeine 
gänzlicher Liquidation geltend machen. 


r Geſellſchafter und Polizeiordnung 
der Käſerei. 


Geſellſchafter wird ſeine Milch täglich, 
18, zu der im Reglemente feſtgeſetzten 
bringen. 


der Fall, ſo ſoll im obigen Abſchnitte des 
äbnung geſchehen, ba jene Beſtimmung von 
ſchafter bei Gründung der Geſellſchaft ab⸗ 


Art. 6. Die Mild 
etft jieben Tage nad den 
dem Markte gefaujten oi 
etit zwei Tage nad da 
Käſerei gebradi. 

Art. 7. Jeder Geje 
Hausbedarfe nôtbige Mild 
verkaufen, noch zu Hau 
Käſegattung umwandeln 

Art. 8. Es iſt jede 
ſagt, von einem Mitglied 
zu entlehnen, um ſeinen 
Milch zurückzubehalten, u 

Art. 9. Jede Zun 
wird mit einer Buße vr 
50 St. beſtraft, unbeſchat 

Art. 10. Es ſoll nu 
Zuſatz von Waſſer oder 
werden, und wird dieſelb 
Verdorbene oder auf irge 
nicht angenommen. 

Art. 11. Abgeſehen 
Müller'ſchen Methode, kan 
Vorwänden den Mitglied 
ſeinen Stall verwehren, w 
der Quantität und Qual 

Art. 12. Jeder Geſ 
lung gegen beide obigen 
wird, unbeſchadet der a 
Geſellſchaft ausgeſchloſſen. 

Art. 13. Die fetten 
Gutachten der Kommiſſior 


ER 


18\dieBt, jo fann der Eigenthümer ſol- 
aare vetlangen, bah die Gelellidaft ihm 
je des Dauptverfaufes, abnebme. Rad 
t beriwotfenen Käſe wird Die Preisdif— 
genthümer nad Verhältniß der im Laufe 
en Waare vertheilt. 


eiſe wird über geſtohlene oder durch die 
äſers oder ſonſt verloren gegangene Käſe 


nn Käſe findet letzte Beſtimmung ſelbſt⸗ 
lnwendung. 


Ernennung der Kommiſſion, 


und Befugniſſe, ſowie auch die— 
äſidenten und des Schreibers. 


ufs Vollziehung gegenwärtigen Vertrages 
ahlzeddel und mit abſoluter Stimmen— 
drei oder fünf Mitgliedern und zwei 
ſende Kommiſſion aus der Mitte der 
It.  Diefelbe iſt für ....... Jahre 
mer wieder wählbar. Wird eine Stelle 
itlaſſung oder aus irgend welchen Un— 
edig, ſo ſoll dieſelbe auf oben erwähnte 
en. Bei der Bildung des Ausſchuſſes 
der anweſenden Mitglieder den Vorſitzz 
g und werden ihm, als Beiſtänder, zwei 
) zwei Schreiber beigegeben. Die Kom⸗ 
wählen unter ſich einen Präſidenten 
:; letztere werden für drei Jahre ernannt 
äblbar. In Abweſenheit des Präſiden⸗ 
teſte Mitglied deſſen Amtsverrichtungen. 


LT, 
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Art. 15. Der Rommiffion liegt die Re 
ob. Hiezu bebdient fie fi des Regiſters des 
alle bie ibm anbefoblenen Angaben fiber d 
gewandelten oder verfauften Milbquantit 
Holzlieferungen, Butter-, Ziegerprodukte und 
bleibſel darin aufzeichnet. 


Es wird ein Mitglied der Kommiſſi— 
dieſer Buchhaltung, ſowie mit der jübrlid 
nung beauftragt, welche die Kommiſſion prüfe 
neralverſa ng unterſtellen ſoll. Die Re 
umſtändlich geführt werden, daß man dar 
Ertrag der Maß Milch nach allen ihren 
entnehmen kann. 


Art. 16. Die Kommiſſion iſt beauftre 
tretungen gegentwürtigen Reglementes zu er 
Geldbuben ju verurtbeilen, die Ausſchließung 
die Entſchädigungskoſten feſtzuſtellen, den K 
ſichtigen, ihn zu dingen, die Käufe und : 
nehmen, die vor⸗ und unvorgeſehenen Ausgab 
und überhaupt das Intereſſe der Geſellſchaft 


Art. 17. Wenn es ſich um Wiederauf 
tige Ausbeſſerungen an den Gebäuden der 
An⸗ oder Verkauf von Liegenſchaften, um 
Darlehen, ſowie um den Geſammtverkauf de 
ſo iſt der Vorbericht der ſämmtlichen Geno 
läßlich. 

Art. 18. Der Präſident und der € 
Auftrag die Geſellſchaft, bei allen Handlu— 
trägen, welche in deren Namen verſchrieben 
zu vertreten und werden behufs deſſen mit 
Vollmacht der Kommiſſion oder der Verſa— 
dieſe dazu berechtigt iſt, verſehen. 
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jenn der Käſer oder irgend ein Geſellſchafter 
tdeckt, ſo hat er der Kommiſſion Anzeige 
n, und ſollen dann zwei Mitglieder der— 
wägen eines jeden Geſellſchafters, im Augen—⸗ 
dilch zur Ausmeſſung gebracht wird, bei— 
Ikſtunde begeben ſich die nämlichen Perſonen 
erdächtigen Geſellſchafter, laſſen in ihrer 
n, vergleichen dann die Milch mit derjeni— 
Kühe, auf welcher ein begründeter Verdacht 
en ben ganzen Vorgang zu Protokoll. Der 
D bann burd einfade Angeige des Präſi— 
Rommiffion gelaben, um eine Vertheibi- 
ubringen. Iſt eine erwieſene Unregelmübigleit 
jliept die Kommiſſion, je nad dem Halle, 
einer bon den folgenden Gtrafen: 


ung ; 

uße; 

ädigung; 

eiſung. 

er Schuldige zu mehr als einer von den 
en zugleich verurtheilt werden. 

Der Präſident läßt die Kommiſſion, ſowie 
ßenoſſenſchaft zuſammenberufen und führt 
orin die Berathungen jeder Verſammlung 
tragen werden. 


). — Pflichten des Käſers. 
Der Käſer ſteht unter dem Befehle der Kom— 


Sr ſoll die Bücher, worin die Milchlieferung 
ellſchafters, Abends und Morgens aufge— 
inlich und regelmäßig führen. 
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2. borde 


Beſchluß 


om 2. April 1875, 


abmabl eines Großrathsmit— 
»es im Glanefreis. 


ath des fiautons Freiburg, 


eine Erſatzwahl für den Hrn. Julius 
n des Olanefreiles, melder dur Schrei⸗ 
ng 1875 bem Gerichtspräſidenten des 
ndgiltige Abreiſe angezigt bat, vor— 


z der Direftion des Innern, 


beſchließt: 
ablgemeinden des Glanekreiſes find auf 
Ipril nächſthin, Nachmittags ein Ubr, 
dokale der Gemeindeverſammlungen ein- 


tôffnung der Bürgerregiſter ſoll in jeder 
kreiſes von Bekanntmachung des gegen- 
an geſchehen. 

n gemäß Kapitel II, Abtheilung a, des 
Rai 1861 ergänzt werden, unter Vor- 
ten ber neuen Bunbesberfaffung, laut 
iltsfriſt der niebergelaffenen Schweizer⸗ 
ng des Wahlrechtes auf drei Monate 


Auflage der Bürgerregiſter ſoll mit dem 
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geſchluß 
7. April 1875, 


fſtellung und Reviſion der 
Steuer auf Liegenſchaften, 
zehalte und Penſionen. 


b des Kantons Freiburg, 


geſchluſſes des Großen Rathes vom 
welcher die Steuer auf das Ver—⸗ 
chen Kapitalien für das Jahr 1875 
für die unbebauten Liegenſchaften 
60 vom Tauſend für die bebauten 
3%/, vom Hundert für das Einkom⸗ 


t ben Bezug der durch die geſetzge— 
ten Steuer die nöthigen Maßregeln 


er Finanzdirektion, 
beſchließt: 


iegenſchaften. 

acht Tagen, welche auf Veröoffent⸗ 
jen Beſchluſſes folgen, werden die 
bebauten und unbebauten Liegen⸗ 
er für die abzuziehenden Hypothekar⸗— 
miſſion jeder Gemeinde zur Der- 


zemeinden, deren Kadaſter neu auf—⸗ 
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geftellt oder revidirt worden ifi, für biejenigen Gemeinden 
aud, beren Kadaſtration ſo weit vorgerüdt if, um bei der 
Aufſtellung der Steuerregifier als Grundlage ju bienen, 
ebenjo für bie {don früber kadaſtrirten Gemeinden, beren 
Steuerregifier twegen Mangel an Leerem Raum erneuert 
werden müſſen, werden zwei Regiſter ervidtet, und zwar 
eines für die unbebauten und das anbere für die bebauten 
Liegenſchaften. 

Art. 3. Die infolge Erbſchaft, Verkauf, Tauſch, Thei⸗ 
lung bei Liegenſchaften 2c. eingetretenen Handaänderungen, 
welche noch nicht im Steuerregiſter eingetragen ſind, ſollen 
von ben Betheiligten vor dem l. Juni den Steuerkom⸗ 
miſſionen angezeigt werden. 


Art. 4. Die Steuerkommiſſionen, “ait gemük den 
Beftimmungen des Art. 2 des gegenwärtigen Beſchluſſes 
neue Regiſter aufſtellen müſſen, baben joldes vor bem 
30, Juni zu thun. 

Die Nummern der Rapitel im Rapitaliens und Hypo⸗ 
thekarſchuldenregiſter ſollen mit ben Kapitelnummern der 
neuen Liegenſchaftsregiſter übereinſtimmen. | 

Dieſe Liegenjdaftsregifter find in amei Doppeln burd 
Bermittlung der Oberamtmänner der Hinangbireltion ju 
überſenden. 


Kapitalien (Titel). 
(Litelfieuer, Kapitel IT des Geiebes bom 25. Wintermonat 1868.) 


9 
Art. 5. Während dem gleichen Zeitraum (vor bem 
1. Suni) jollen die nad dem 15. Mai 1874 und bot dem 
15. Mai 1875 erridteten Zinsſchriften, welche noch nidt in 
den Steuerregiſtern eingeſchrieben ſind, durch die Gemeinde⸗ 
il 
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ſchreiber eingetragen und der Finanzdirektion mittelft ber 
Handaͤnderungs⸗Verzeichniſſe, welche jäbrlid den Gemeinden 
augeltellt werden, wie früherhin eingegeben werden. 


Dieſe Vorſchrift betrifft ſowohl die Titel, welche durch 
die Gemeindeſchreiber, in Folge des Viſums der Finanz⸗ 
direktion, oder in Folge Abtretung eingeſchrieben, als die, 
welche durch die Hypothekenbeamten ſeit der Inkrafttretung 
genannten Geſetzes mit dem Viſum verſehen worden ſind. 


Dieſe Einſchreibungen geſchehen wie bis anhin auf 
der Gemeindeſchreiberei gemäß dem Art. 6 des Beſchluſſes 
vom 27. Januar 1869. 


Nur diejenigen Kapitalien werden in den Steuerregi⸗ 
ſtern für das Jahr 1875 geſtrichen, welche vor dem 15. Mai 
1875 bezahlt worden ſind, und es hat dieſe Löſchung in der 
durch Art. 13 und 14 des beſagten Beſchluſſes vorgeſchriebenen 
Weiſe zu geſchehen. 

Demnach wird die Finanzdirektion die Löſchung der⸗ 
jenigen Hypothekartitel verweigern, welche dem Hypotheken⸗ 
amt nicht vorgewieſen worden ſind, und die demnach nicht 
auf dem monatlichen Verzeichniß des Hypothekenamtes ſtehen. 


Art. 6. Die Hypothekenbeamten und die Gemeindeſchrei⸗ 
ber haben die Berpflidtung, alle Titel, welde ibnen nach 
der für das Viſum einberaumien Zeit vorgewieſen merbden, 
der Sinanabireltion gu iübermaden, um mit bem Viſum 
derſelben nebft der Bemerfung über Nachlaß oder Anwendung 
der verwirkten Bube verſehen zu werden, aud jebes Viſum 
diefer Titel zu beriweigern, menn fie vorher ber Finanz⸗ 
direftion nidt borgemielen worden find. - 


Art. 7. Die Schreiber im Steueramt follen ebenfalls 
die Löſchung der Titel in ibren Regiftern verweigern, melde 
ihnen nidt borgewiejen werden. 


et 
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Jede Uebertretung bdiejer Boridrift wird in Gemäßheit 
des Art. 15 des Gejebes vom 25. Bintermonat 1868 
beftraft. 

Art. 8. Die Hypothekarkaſſe liefert der Finanzdirektion 
bas Verzeichniß aller zur Zilgung angenommenen Rabitalien; 
fie wird Die Steuer dem ihr zu bezeichnenden Staatsein- 
nebmer entrichten. 


Der Abzug der Rapitalien, der Hypothekartikel auf dem 
Rapitel der Schuldner, geſchieht amtlid durch die Finanz- 
direktion nad Ginfidt ber von der Direftion der Anftalt 
eingereidten Verzeichniſſe. 


Art. 9. Glaubt fid eine Gemeinde beredtigt, für das 
laufende Jahr die Ginfdreibung in ihren Regifiern von 
folden Titeln ju verlangen, welche einem Gläubiger ange- 
bôren, deſſen Wohnſitz nad ibrem Ermeſſen die erforderlide 
Handänderung veranlaſſen kann, ſo bat fie den Steuer- 
pflidtigen bis ſpäteſtens im Monat Dai bievon zu benads 
richtigen. Weigert fid bieler, fo fol bie Gemeinde im 
Laufe des Monats Juni ibren Relurs bem Gtaats- 
rath einreiden, unter Strafe der Abweiſung jeder Gin- 
ſprache. 


Art. 10. Kein Steuerpflichtiger kann für das laufende 
Jahr wegen Wohnſitzänderungen ſeine Titel gültigerweiſe 
bon einer Gemeinde in eine andere übertragen, ohne vot- 
her fpüteftens im Laufe des Monats Mai fein diesbezüg⸗ 
lides Begebren bder betbeiligten Gemeinde eingereidt ju 
haben. Verweigert die Gemeinde die verlangte Auslieferung 
der Titel, jo ſoll der Gläubiger während dem Monat Juni, 
unter Strafe des Ausſchluſſes für das laufende Jahr, an 
den Staatsrath rekurriren. 


/ 
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ud außer dem Sauton angelegte 
Kapitalien. 
es Geſetzes vom 25. Wintermonat 1868.) 


n ben Kapiteln 3 und 4 des Geſetzes 
n müſſen bon ibren Gigenthimern bis 
fenden Jahres angegeben werden. 


em 20. Dai laſſen die Gemeinberäth e 
[en an: 1) alle in ben Megiflern bon 
Perſonen; 2) an alle Diejenigen, von 
en, daß fie dieſem Steuerzweige unter: 
enen ſich hiezu der Bürgerregiſter, Ur— 
ereiteten und ſo vollſtändig und aus— 
iufgeſtellten Tabellen. 


dieſer Vertheilung läßt die gleiche 
»Blätter zurückfordern, und unmittel⸗ 
nndekommiſſion zuſammenberufen, um 
hniß der Steuerpflichtigen und die 
ilegen. 


e gleiche Zeit und vor der Einſamm— 
äßt die Gemeindebehörde vermittelſt 

nach bem vormittägigen Sonntags- 
hy Anſchlag, die Steuerpflichtigen an 
mern, ihre kraft Art. 17 und 37 des 
ntermonat 1868 ſteuerbaren Werth⸗ 
eſer Artikel, ſowie die von denjenigen, 
terlaſſen, verwirkten Strafen (Art. 34 
werden abgeleſen. 


| Gefebes iſt der Steuerpflichtige ge- 
elbſt dann zu machen, wenn man ihm 


ben nôtbigen Schatzungsbogen nidt eingebänbigt bat. In 
dieſem Salle bat er einen ſolchen von der Gemeindeſchreiberei 
au betlängen. 

Art. 14. Die Rommiffion wird gemäß den Beftim- 
mungen der Art. 22 bis 30 des Gejebes vom 25. Binter- 
monat 1868, und Art. 37, 38, 39, 40 und 41 des Be- 
ſchluſſes vom 27. Januar 1869 verfabren. 


Art. 15. Die BPesitisfommiffionen verjammeln fid 
bom 6. Suni an, um gemäß ben Beftimmungen der Art. 26, 
27 und 28 des Gejebes und 41, 42, 43, 44, 45, 46, 48 
und 49 des Vallziehungsbeſchluſſes au vetfabren : 

Art. 16. Su dieſem Zwecke. 


a) Berlammeln fit die Bezirkskommiſſionen unter Bor- 
fit des Staatseinnehmers am 6. Juni, enttuerfen 
die Grunbdlage der Steuerquote der Steuerpflidtigen 
und bereiten die zu faſſenden Beſchlüſſe vor. 

Der Prüfident und die Eteuerausgleider können 
ben etften Serbandlungen einer vom Präſidenten 
bezeichneten Bezirisfommiffion beiwohnen. 


b) Iſt die Vorbereitungsarbeit beendigt, jo gehen die 
Bezirkskommiſſionen auseinander bis zu dem Tage, 
welcher ihnen vom Präſidenten und ben Steuer- 
ausgleichern bezeichnet wird. 

Die dann vollzählige Bezirkskommiſſion prüft die 
Arbeit und die Vorſchläge der Gemeindekommiſſionen 
und Bezirkskommiſſionen und erfüllt die Berpflid- 
tung, welche ihr Art. 26 und der erſte Abſatz des 
Art. 27 des Geſetzes, und die Art. 41, 42, 43, 44, 
45 und 46 des Vollziehungsbeſchluſſes auflegen. 


c) Sobald eine Bezirkskommiſſion ihre Arbeit vollendet 
hat, ſo werden die Regiſter, welche die mit Bleiſtift 
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e Quote jebes Steuerpflichtigen ent⸗ 
| Bermittlung des Oberamtes den Ge- 
zurückgeſendet. 
eräthe beobachten die Vorſchriften des 
des erſten Abſatzes des Art. 28 des 
der Art. 47, 48, 52, 53 und 54 des 
Jeflufes. 
mmiffionen verſammeln fit jpüteftens 
) Ablauf ber für die Retlamationen 
fünfzehn Tage. 
mn bie Art. 28 des Geſches und 49, 55 
Lollziehungsbeſchluſſes vom 27. Jänner 
vendung. 
nachen bem Präſidenten der Steuer⸗ 
ie ihnen zuläſſig ſcheinenden Reklama⸗ 
t ihrem Gutachten. Die Art. 37 und 
es vom 22. Mai 1869 ſind anwendbar 
folgt werden. Cine ſpätere erfolgende 
die Zeit der Verſammlung der Steuer⸗ 
it Vollendung der ihnen durch die Be- 
es Art. 37 des Geſetzes vom 22. Mai 
gten Arbeiten feſt. 


t der Bezirkskommiſſionen beruft bie- 
5, Juni an eine nad der andern und 
g genug, damit die endgültigen Regilter 
jreiber ber Rommiffionen für ben 10. 
bgefañt und ben Gemeindejdreibern 
ten fünnen. Lebtere ſollen die Regifter 
am 25. Heumonat ben Oberamtmüns 
Jen. 


Gemeindefommiffion und die Besirts- 
von Amtswegen bie Steuerpflihtigen, 
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welche feine oder nur eine unvollfiändige Schatzung gemadt 
baben. 

Art. 18. Die Steuerpilidtigen. deren Schatzung durch 
die Kommiſſion nidt angenommen wurde, werden unmittel- 
bar durch den Gemeinderath in Kenntniß geſetzt; menn, 
nad ibrer Einſprache, die Bezirkskommiſſion dieſelbe zurück⸗ 
gewieſen oder nicht völlig angenommen bat, jo gibt die 
Kommiſſion dem Steuerpflichtigen Kenntniß, indem fie ibm 
eine Abſchrift des Protokolls zuſtellt, welches die von der 
Kommiſſion angerufenen Beweggründe erwähnen ſoll. 

Art. 19. Der letzte nützliche Termin für den Rekurs 
an die Finanzdirektion erlöſcht mit dem letzten Tage des 
Bezuges. 

Es wird bon der Direktion kein Relurs angenommen, 
wenn die Schatzungsblätter durch die Stenerpflichtigen 
nicht ausgefüllt wurden, oder kleine Einſprache bei der 
Bezirkskommiſſion gemacht tourbe, währeund der Auflage 
des Stenerregiſters und nach bem letzten Tage des 
Bezuges. 

Der letzte nützliche Tag für die Einſprachen wird vom 
Gemeinderath bezeichnet, welcher die nöthigen Maßregeln 
ergreift, damit Die Steuerpflichtigen hievon Kenntniß er⸗ 
halten. 


Schulden. 


Art. 20. Vor dem 1. Brachmonat haben die Bethei⸗ 
ligten der betreffenden Gemeinden die theilweiſen oder 
totalen Löſchungen von Hypothekarſchulden, welche in Abe 
zug ihres Steuerantheils zu bringen ſind, anzugeben. 

Der Steuerpflichtige, welcher fortfahren würde, Kapi⸗ 
talien oder Hypothekarrenten widerrechtlich in Abzug zu 
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bringen, bat ben breifahen Werth der borenthaltenen Steuer 
au bezahlen. 


Dieje Berpflidtung gebt auf bie Erben über Geſetz 
über die Bermôgensfteuer bon 20. September 1848, Art. 52). 


Art. 21. Die Schuldner von Hypothekartiteln, die 
bon ihrem perſönlichen Steueranſatz noch nicht in Abzug 
gebracht, oder welche nach Abſchluß der Regiſter für das 
Jahr 1874 und vor dem 15. Mai 1875 errichtet worden 
find, können biejelben bis am 30. Juni unter Beobachtung 
der vorgeſchriebenen Sormalitäten in bie bejondern Regifter 
berjenigen Gemeinden eintragen lafjen, wo bie verunter- 
pfänbeten Liegenſchaften fid befinden. 


Art. 22. Die obigen Beltimmungen find nidt anwend⸗ 
bar auf die bon der Hypothekarkaſſe sur Tilgung libernom- 
menen Titel, in Betreff welcher alljährlich gemäß Art. 30 
des Gelebes vom 3. Degember 1853 auf die im Art. 8 
angegebene Weiſe verfabren wird. 

Die Steuerpflidtigen, welche in Folge Abtretung 
bot dem 15. Mai 1875 Sduldner der Hypothekarkaſſe ge- 
worden finb, miflen dafür {orger, daß Île von dieſer An- 
flalt bor bem 30. Juni nächſthin als ſoche anerfannt wer- 
ben, wenn fie anftatt der frühern Schuldner in die Regifter 
der Hypothekarſchulden eingetragen werden wollen. 


Einkommen. 
(Gehalte und Einkommen.) 


Art. 23. Das Regiſter der Einkommensſteuer ſoll den 
Steuerkommiſſionen behufs Vornahme der Reviſion besfel- 
ben innert der für die Angabe der beweglichen, von der 
Titelſteuer nicht erreichbaren Kapitalien vorgeſchriebenen 
Drift zur Verfügung geſtellt werden, 
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Art. 24 Die für die Yanbdels und Gewerbeſteuer 
aufgeftellten Kommiſſionen funitioniren aud für die Steuer 
auf bem Ginfommen, das von Gebalten und Penſionen 
herrührt, joie für das bewegliche Rapital. 

Art. 25. Der Cinfommensfteuer find unterworfen : 
Die von ôffentfiten oder Privatanftellungen berriübrenden 
Gebalte und die Penfionen. 

Diejelben werden auf dem Regiſter berjenigen Ge 
meinde aufgetragen, in melder der ©teuerpflidtige ſein 
bürgerliches und politiftes Domizil Hat. 

Art. 26. Die Schatzungsbogen ſollen ebenfalls forg- 
fältig allen Perſonen zugejendet werden, von welchen bie 
Gemeindebehörden vorausſetzen können, daß fie diefer Steuer 
unterworfen find, und zwar dies an der Hand der Bür⸗ 
gerregiſter, Dokumente und Tabellen, die zum Voraus und 
ſo vollſtändig und ausgedehnt als möglich aufzuſtellen find. 

Dieſe wieder eingelangten Schatzungsbogen ſollen von 
den Kommiſſionen zu gleicher Zeit geprüft werden, wie 
diejenigen, von welchen in den Art. 12, 14, 15, 16, 17, 
18 und 19 die Rede iſt. 

Art. 27. Die im vorhergehenden Artikel beſtimmte 
Einkommensſteuer iſt zu bezahlen im Verhältniß zu der 
Zeit, in welcher der Steuerpflichtige den Gehalt oder die 
Penſion bezogen hat, vom Abſchluß der Regiſter des vori⸗ 
gen Jahres (Juni 1874) bis zum Abſchluß der Regiſter 
des laufenden Jahres (Juni 1875) an gerechnet, inſofern 
der Steuerpflichtige wenigſtens drei Monate im Kanton 
wohnhaft geweſen iſt. 

Art. 28. Die Kommiſſionen werden in das Regiſter 
der Einkommensfteuer diejenigen Vervollſtändiguͤngen und 
Abanderungen eintragen, die fie für nothwendig erachten 
(Gleiches Geſetz, Art. 80). 
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Art. 29. Im Halle des Wegzuges des Steuerpflichti⸗ 
gen vor bem Steuerbezug bat Die Gemeindbebebôrde bie 
Pflicht und bas Redt, die gecigneten vorjorgliden Maßre⸗ 

au treffen, um Die Bezahlung der sur Zeit der Abreiſe 

jen Steuerquote au fidern. Die fo bezogene oder ge- 
te Steuerquote wird auf das Regifier eingetragen, 

t wenn der Steuerpflidtige den Kanton verlaſſen bütte. 


Art. 30. Das Minimum des verſteuerbaren Einkom⸗ 
z iſt Fr. 20. Das Maximum der in Abzug zu brin⸗ 
en Bruchtheile beträgt Fr. 20. 


Art. 31. Die in genannten Artikeln 1, 3, 4, 5, 11, 
ind 21 angegebenen Friſten find peremptorii®. 


Einſprachen. 


Art. 32. Das Aufliegen der Regiſter für die Steuer 
Jewegliden, von der Titelſteuer nicht erreichbaren Ka⸗ 
en, und für die Steuer auf den Gehalten und Pen⸗ 
n finbet ſtatt in der durch ſpätere Bekanntmachung im 
zblatt beſtimmten Zeit. 


Nach Verfluß dieſer Friſt wird keine Einſprache 
augenommen. 

Art. 33. Die Gemeinderäthe baben fi nad den 
mmungen ber rt. 27 und 28 des Gefebes und nach 
Art. 44, 47 und 48 des Vollziehungsbeſchluſſes zu 
n. 

Art. 34. Den Steuerpflichtigen wird in Erinnerung 
icht, daß ſie ihren Schatzungsbogen ausgefüllt und bei 
Zezirkskommiſſion in der im Artikel 32 feſtgeſetzten 
Einſprache erhoben haben müſſen, wenn ihr Rekurs 
ie Finanzdirektion beritdfidtigt werden ſoll. 
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Art. 35. Die gegen die Steuertare gerichteten Re- 
kurſe müſſen in ben durch Art. 58 des Vollziehungsbe⸗ 
ſchluſſes vom 27. Jänner 1869 vorgeſehenen Formen 
eingereicht werden. 


Schlußbeſtimmungen. 


Art. 36. Die Mutationsbelege für die Liegenſchaften 
und Kapitalienſteuer (Titelſteuer) ſind den Oberamtmän— 
nern ſpäteſtens bis 8. Juni zu übermachen, die Belege für 
Schuldenabzüge bis 8. Juli, die Belege für die Einkom— 
mensſteuer, das Generalregiſter und die Regiſter der beweg⸗ 
lichen und von der Titelſteuer nicht erreichbaren Kapitalien 
bis am 25. Juli, nachdem alle durch den gegenwärtigen 
Beſchluß vorgeſchriebenen Förmlichkeiten erfüllt find, und 
die Belege und Regiſter auf bem Direktionsbüreau aufbe- 
Wwabrt werden fünnen, obne daß man nöthig bat, biejelben 
den Gemeinden oder den Steuerkommiſſionen zurückzu⸗ 
ſenden. 

Die Oberamtmänner überſenden fie ſofort der Finanz— 
direktion, welche den Steueranſatz jedes Steuerpflichtigen 
feſtſetzt. 

Art. 37. Gegen die Gemeinden, deren Kommiſſionen 
mit der Aufſtellung und der Uebergabe der Tabellen im 
Rückſtande ſind, wird exekutoriſch verfahren. 

Art. 38. Die Finanzdirektion iſt mit der Vollziehung 
des gegenwärtigen Beſchluſſes beauftragt, der in beiden 
Sprachen gedruckt, öffentlich bekannt gemacht, und an den 
gewohnten Orten angeſchlagen werden ſoll. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 7. April 
1875. | 

Der Präſident: Pailant. 
Der Ranaler: £ BSourgknecht. 
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Beſchluß 


vom 16. April 1875, 


betreffenb bie Bolfsabftimmung über die 
Bunbdesgeiebe vom 24. Chriſtmonat 1874, 


Der Staatsrath des Kantons Freibura, 

In Betraÿt des Art, 89 der Bunbesberfafjung und des 
Bunbesgelebes vom 17. Brachmonat 1874 betreffend die 
Volksabſtimmungen über Gefebe und Beſchlüſſe; 

In Betradt des Bundesbeſchluſſes vom 7. April 1875, 
burd welchen fonftatitt toirb, daß 106,560 ftimmfübige 
Schweizerbürger verlangen, das Bundesgeſetz vom 14. Cbrift- 
monat, betreffend Seftftellung und Beurfundung des Civil- 
ſtandes und bie Ehe folle der Volksabſtimmung unteritellt 
werden und 108,674 ſtimmfähige Schweizerbürger das gleiche 
Berlangen ftellen in Bezug auf das Bunbdesgeleb des nüm- 
liÿen Datums über die politifte Stimmberedtigung ber 
Schweizerbürger, und durch welchen Beſchluß die Wähler 
der ganzen Eidgenoſſenſchaft zuſammenberufen werden, um 
ſich über Annahme oder Verwerfung der genannten Geſetze 
auszuſprechen; 

Auf Antrag der Direktion des Innern, 

beſchließt: 

Art. 1. Die politiſchen Gemeindsverſammlungen des 
ganzen Kantons haben Sonntag, den 23. Mai nächſthin, 
über Annahme oder Verwerfung der obengenannten Bundes⸗ 
geſetze abzuſtimmen. 

Art. 2. Dieſe Abſtimmung findet gemeindeweiſe ſtatt 
und beginnt Nachmittags ein Uhr. In der Stadt Freiburg 
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beginnt fie jedoch ſchon acht Uhr Morgens und der Wahl⸗ 
gang darf nicht vor Mittag geſchloſſen werden. 


Art. 3. Jeder Schweizerbürger, weltlichen oder geift- 
lichen Standes, welcher das zwanzigſte Altersjahr erfüllt 
hat, im Genuße ſeiner bürgerlichen und politiſchen Rechte 
ſteht, niedergelaſſen oder Aufenthalter und im Bürgerregiſter 
der Gemeinde, in welcher er wohnt, eingetragen iſt, wird 
an ſeinem Wohnorte zur Abſtimmung zugelaſſen. 


Art. 4. Sollten über die Stimmfähigkeit eines Bür- 
gers Zweifel obwalten, ſo kann der Gemeinderath von ihm 
verlangen: 

a) Die Vorweiſung ſeines Heimathſcheines; 

b) Eine Erklärung bon Seite der Heimathgemeinde, 
aus welcher hervorgeht, daß er im Beſitze ſeiner 
bürgerlichen und politiſchen Rechte iſt und ſich in 
keinem der in Art. 6 des Geſetzes vom 22. Mai 1861 
vorgeſehenen Fällen befindet ; 

c) Cine ähnliche Grtlärung ab Seite der Gemeinbe, 
in welder er aulebt mobnbaît war, für ben Sal, 
wo er feinen Wohnort im Laufe des Jabres geün- 
dert bütte. 


Art. 5. Su dieſem Zwecke fdreiten die Gemeinderüthe 
unverzüglich zur Rebifion der Bürgerregifter, indem fie von 
Amtswegen die Namen berjenigen Bürger eintragen, welche 
ſeit den letzten eidgenöſſiſchen Wahlen das Stimmrecht 
erlangt und diejenigen ſtreichen, welche dasſelbe ſeit dem 
eben angegebenen Zeitpunkt verwirkt haben. 

Art. 6. Die Bürgerregiſter werden vom 7. Mai nächſt⸗ 
Bin, Morgens 9 Ubr an, auf dem Schreibamt jeber Ge 
meinde aufgelegt fein, wo bie Wähler davon Einſicht id 
men {ünnen. 
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Dieje Regifter bleiben aufgelegt bis zum Augenblid 
des endgüldigen Schluſſes berfelben. 
Art. 7. Die Gemeinberüthe laffjen vor dem 16. Mai 
an alle dazu Beredtigten von Haus qu Haus vertheilen: 
a) Gine Stimmfübigteitsfarte ; 
b) Ginen eidgenöſſiſchen Wahlzeddel mit ben Fragen, 
über tele fid das Schweizervolk mit Ya oder 
Nein aussufpreden bat. 

Dieje Zeddel können zu Hauſe ausgefüllt wer— 
den, jedoch muß die Stimmabgabe bon Hand ge— 
ſchrieben ſein. | 

Art. 8. Einſprachen betreffend Aufnabme oder Strei- 
Qung eines Bürgers auf bem Wahlregiſter, welche nidt 
vor Schluß der Bürgerregilter erboben werden, finden eine 
Berückſichtigung. | 

Art. 9. Dieſer endgültige Schluß der Regiter finbdet 
ben 21. Mai um 5 Uhr Abends in Gegentvart des Ge- 
meinberatbes ftatt und zwar vermittelft Zuſammenzählung 
der ftimmfübigen Bürger jeder Gemeinde. 


Art. 10. Das Bitreau, das die Abſtimmung in jeber 
Gemeinde zu leiten bat, fol ſo zuſammengeſetzt werden 
und die Geſchäfte leiten, mie e8 in ben rt. 18 bis 22 
des Wahlgeſetzes vom 22. Mai 1861 vorgeldrieben ift. 


Art. 11. Die Berjammlung wird erdffnet mit Yer- 
lefung des Bunbesgeiebes vom 17. Bradmonat 1874, des 
Bundesbeſchluſſes vom 7. April 1875 und des gegenwär— 
_tigen Beſchluſſes. 


Art. 12. Hierauf beginnt der Namensaufruf in alpha— 
betifder Orbnung für alle Aktivbürger in der Gemeinbde ; 
man fdreitet sur Abſtimmung und zur Süblung der Zeddel 
gemäß Art. 37, 38, 89, 40, 41, 42 und 43, erſter Abſatz, 
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Hit. 44, 46 und 47 des vorbin erwähnten Wahlgeſetzes 
vom 22. Mai 1861. 


Art. 13. Der Sekretär ſchreibt der Reibenfolge nach 
unter Aufficht des Prüfibenten und der Stimmenaübler auf 
ein bon Amtswegen geliefertes Abitimmungsformular bie 
Stimmabgaben über die vorgelegten Gragen, mit Ya oder 
Mein, nad Maßgabe, wie Sole abgelejen werden und für 
jebes Geſetz belonders. 

Art. 14. Das Protokoll bat genau anzugeben: bie 
Zahl ber Aktivbürger jeder Gemeinde, die Zahl der Stim- 
menden, nach Abzug der ungültigen Zeddel, die Anzahl 
der Stimmenden, welche jedes Geſetz angenommen, ſowie 
die Anzahl derjengen, welche dieſelben verworfen haben. 

Das Protokoll muß von allen Mitgliedern des Büreau, 
ſowie von dem Schreiber mé db und der Verſammlung 
vorgeleſen werden. 


Art. 15. Die Protokolle ſowohl, als die eingeſammel⸗ 
ten Stimmfähigkeitskarten und Stimmzeddel werden noch 
während der Sitzung verſiegelt, und ſpäteſtens am folgen- 
den Tage dem Oberamt übermittelt. 

Art. 16. Der Oberamtmann nimmt, gemaß Art. 49 
des Gelebes vom 22. Mai 1861, die Süblung ber in feinem 
Bezirke abgegebenen Stimmen vor und übermittelt bas 
Ergebniß, begleitet von dem Protokoll und den RO | 
jeber Gemeinde, obne Verzug bem Gtaatsrath. 

Art. 17. Das allgemeine Ergebniß, naddem es _ 
Staatsrath zur Prüfung vorgelegt worden, wird mit den 
DProtofollen jeder Gemeinde bem Bundesrath ſpäteſtens 
innert 10 Tagen übermacht. (Bunbdesgeleb vom 17. Brad- 
monat 1874, Art. 13.) 

Art. 18. Allfällige Cinipraden gegen die Gültigkeit 
des Abſtimmungsergebniſſes müſſen bem Staatsrath ſchrift⸗ 
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Rd eingereidt werden und zwar innert ſechs Tagen, vom 
Tage der Belanntmadgung des Abſtimmungsergebniſſes im 
Kanton an gerednet. Später eingereidte Reklamationen 
werden nidt beridfiptigt. (Geek über die eidgenöſſiſchen 
Abftimmungen vom 19. Heumonat 1872, Art. 10). 

Art, 19. Gegenwärtiger Beſchluß ſoll in beiben Spras 
en gebrudt, Sonntag, den 25. Ifd. Mts., durch Berlefung 
und Anſchlag, ſowie burd Einrücken ins Amtsblatt und 
in die Gejebesfamminng und burd Huflegung eines Exem⸗ 
plats auf bem Schreibamt einer jeden Gemeinde öffentlich 
bekannt gemadt werden. 

Gegeben im Staatsrathe zu Sreiburg, den 16. April 
1875. 

Der Präſident: Baillant. 
Der Kanzler: %s. Vourgknecht. 


Beſchluß 


vom 23. April 1875, 


betreffenb die poligeilide Beaufſichtigung der 
bei Eiſenbahnbauten beſchäftigten Angeſtellten 
und Arbeiter. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 
Im Hinblick auf Art. 3 und 4 des Dekretes vom 
8. Mai 1863 betreffend die außerordentlichen Polizeimaß⸗ 
regeln; 
Auf Antrag der Polizeidirektion, 
beſchließt: 
Art. 1. Die Polizei über die verſchiedenen kantons⸗ 
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fremben Angeftellten und Arbeiter, wmelde an den im Kan⸗ 
ton im Bau begriffenen Eiſenbahnen arbeiten, wird bireft 
von der Sentralpolizei ausgeübt. 


Art. 2. Jeder Ingenieur oder Angeltellte, Unternebmer 


oder Unteratforbant, Aufſeher oder einfader Arbeiter bat 


regelmäßige Legitimationspapiere, heftebend aus einem gül- 
tigen Heimathſcheine, Paß oder Wanderbuch abzugeben. 

Art. 3. Gegen Abgabe dieſer Papiere wird den In⸗ 
genieuren und andern Angeſtellten, Unternebmern, Unter- 
affotbanten und Aufſehern eine Niederlaſſungs- oder Aufent- 
baltSbewilligung (permis chargé) ausgeſtellt. 

Diele Bewilligung, gültig für vier Sabre, foftet ſechs 
Franken. 

Art. 4. Die Legitimationspapiere der Eiſenbahnarbeiter 
werden durch beſonders dazu beauftragte Landjäger, aus 
den Händen der Arbeiter ſelbſt oder aus denen ihrer Koſt⸗ 


herren gegen Beſcheinigung in Empfang genommen und 


auf der Zentralpolizei hinterlegt. Dagegen erhalten die— 
ſelben Aufenthaltsbewilligungen, welche auf den zu dieſem 
Zweck bezeichneten Landjägerpoſten hinterlegt bleiben. 

Für dieſe Bewilligung wird eine Gebühr von ein 
Franken achtzig Rappen (Fr. 1,80 Cent.) entrichtet. 

Sie iſt für ſechs Monate gültig. 


Art. 5. Die Ueberſendung der Papiere, die von den 
Landjägern in Empfang genommen wurden, haben regel⸗ 
mäßig jeden 1. und 3. Montag jeden Monats zu geſchehen. 


Art. 6. Die Ingenieure und Unternehmer find ge- 
balten, ben Landjägern Namensverzeichniſſe aller Angeſtellten 
und Arbeiter ibrer Abtbeilung au liefern, um die Rontrolle 
au ermôglien und die Urbeit der Landjäger zu erleidtern. 

Det Stand biejer Verzeichniſſe wird ebenfalls alle 

12 
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14 Tage, ju der im borfiebenden Artikel angegebenen Zeit 
der Sentralpoligei übermittelt. 

Art. 7. Wenn ein Arbeiter einen anbderen Arbeits- 
plat besieben till, bat er die Aufenthaltsbewilligung gegen 
Abgabe des Empfangideines beim betreffenden Landjäger— 
poſten zurückzufordern, um fie bei demjenigen Poften abau- 
geben, au welchem der neue Arbeitsplatz gehört. 

Für die neue Hinterlegung wird 15 Rappen bezogen. 
Will der Arbeiter den Kanton verlaſſen, ſo erhält er ſeine 
Papiere nur zurück gegen Abgabe der vom Poſten ſeines 
letzten Arbeitsplatzes zur Abreiſe viſirten Aufenthalts⸗ 
bewilligung. 

Art. 8. Wer einen Arbeitsplatz bezieht, ohne die in 
Art. 2 vorgeſchriebenen Papiere abzugeben, wird mit einer 
Buße von 10 bis 50 Franken oder mit Gefängniß von 4 
bis 10 Tagen beſtraft. (Strafgeſetzbuch Art. 461, Nr. 10.) 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der einen Fremden 
bei ſich aufnimmt, welcher die verlangten Papiere nicht 
abgegeben hat. (Ebendaſelbſt.) 

Art. 9. Die in Art. 6 des Geſetzes vom 25. Winter⸗ 
monat 1862 vorgefebenen Provbifionen fommen ben mit der 
Aufſicht beauftragten Landjägern zu. 

Art. 10. Die Sentralpoligeidireltion ift mit Bollaie- 
hung des gegenwärtigen Beſchluſſes beauftragt, welcher ſofort 
in Kraft tritt. 

Art. 11. Vorſtehender Beſchluß wird durch Aufnahme 
in's Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung, ſowie durch 
Anſchlag öffentlich bekannt gemacht. 

Gegeben im Staatsrathe ju Freiburg, ben 23. April 
1875. 

Der Prüfibent: Pailant. 
Der Kanzler: Ls. Bourgknecht. 
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Beſchluß 


vom 28. April 1875, 


betreffend das Ergebniß der am 25. April 1875 

im Glanebezirk ſtattgehabten Wahlen für die 

Ernennung eines Abgeordneten in den Großen 
Rath, an Stelle des Herrn Badoud. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Rad Einſicht des Art. 49, 3. Abſatz, des Geſetzes 
vom 22. Mai 1861, | 


berotdnet: 


Nachſtehende Tabelle, iwelde bas Ergebniÿ ber am 
25. April 1875 im Glanebezirk flattgebabten Erſatzwahl 
in den Großen Rath angibt, ſoll durch Einrückung in's 
Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung öffentlich bekannt 
gemacht werden. 
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Folglich ift Herr Ludwig Robadey, Oberamtsftatthalter 
des Glanebezirks, zum Abgeordneten in den Großen Ratb 
für ben Glanefreis ermannt. | 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 28. April 
1875. 


Der Präfibent: Baifant. 
Der Ranaler: £s. BSourgknecht. 
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Beſchluß 


vom 7. Mai 1875, 


in Ergänzung des Beſchluſſes vom 16. April 1875, 
betreffend die Abſtimmung vom 23. Mai über 
die Bunbdesgelebe vom 24. Chriſtmonat 1874. 


Der Staats-Rath des fiantons Freiburg, 


Im Hinblick auf das Rreisidreiben des Bunbesrathes 
vom 4. April 1874; 

Sn der Abſicht, ben Poſt-, Gijenbabn- und Dampf- 
f@iffangeltellten, foie den auf Reiſen befindliden Schwei⸗ 
zerbürgern die Möglichkeit zu bieten, an der Abſtimmung 
vom 23. Mai über die Bundesgeſetze vom 24. Chriſtmonat 
1874 Theil zu nehmen; 

In der Abſicht, in gleicher Weiſe ben zahlreichen Bür- 
gern, welche ſich, in Folge Alpfahrt, zur Zeit der genannten 
Abſtimmung in einer andern Gemeinde, als der ihrigen, 
aufhalten, dieſelbe Erleichterung zu gewähren; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
beſchließt: 


Art. 1. Die Eiſenbahn-, Poſt- und Dampfidiffange- 
flellten, die durch ihre Dienftpflidt gebindert find, an ihrem 
Wohnſitz zu ftimmen, die auf Reiſen befindlichen Schweizer⸗ 
bürger, ſowie bie Bürger, welche in Folge des Aufenthaltes 
auf den Alpen zeitweilig von ihrem Wohnorte abweſend 
find, können, wenn fie im Beſitz eines Stimmfähigkeits⸗ 
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jbeines find, wübrend der Wahlhandlung von dem Wahl⸗ 
büreau der Gemeinde, auf deren Gebiet fie fid aufbalten, 
zur Theilnahme an der Abftimmung vom 23. Mai lau- 
fenden Sabre zugelaſſen werden. 

Art. 2. Die Zahl der Wähler, welche in der oben 
angegebenen Weiſe geftimmt baben, wird nidt sur Total- 
ſumme der eingeldriebenen Wähler gezählt, ſondern im 
Protokolle getrennt angegeben. 

Art. 3. Der gegenwärtige Beſchluß wird durch An- 
ſchlag an den gewohnten Orten, ſowie durch Einrücken in's 
Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung bekannt gemacht. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 7. Mai 1875. 


Der Präſident: YWaifant. 
Der Kanzler: Ts. BSourgknecht. 


Bundesgeſetz 


betreffend Feſtſtellung und Beurkundung des 
Zivilſtandes und die Ehe. 


(Vom 24. Chriſtmonat 1874.) 


Die Bundesverſammlung der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft, 


in Ausführung der Artikel 53, 54 und 58, Ga 2 
der Bunbesberfaffung; 


nach Ginfibt einer Botſchaft des Bunbesrathes bom 
2, Beinmonat 1874, 











beſchließt: 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


Art 1. Die Feſtſtellung und Beurkundung des Zivil⸗ 
ſtandes iſt im ganzen Gebiete der Eidgenoſſenſchaft Sache 
der bürgerlichen Behörden. 


Die Zivilſtandsbeamten müſſen weltlichen Standes 
ſein, und find einzig berechtigt, Eintragungen in die Zivil— 
ſtandsregiſter zu machen oder Auszüge aus denſelben zu 
verabfolgen. 


Art. 2. Von jedem Zivilſtandsbeamten find drei 
Standesregiſter unter der Bezeichnung: 
Geburtsregiſter, 
Todtenregiſter, 
Eheregiſter, 
nach gemeinſamen Formularien zu führen, 7. vom 
Bundesrath feſtgeſtellt werden. 


Die Anſchaffung der nach den daherigen Vorſchriften 
zu haltenden Regiſter iſt Sache der Kantone. 


Sie ſind doppelt und gleichförmig zu führen. Je auf 
Ende des Jahres find fie abzuſchließen und vom Zivilſtands⸗ 
beamten als gleiblautend zu bejdeinigen. Die eine Aus- 
fertigung bleibt zur Verfügung des Zivilſtandsbeamten; 
die andere ift innerhalb 10 Tagen nach Jahresſchluß ber 
in jebem Kanton zu bezeichnenden Amtsitelle einzureichen, 
um in beren Archiv niebergelegt und aufbewahrt ju werden. 


Gintragungen, tele nad Ginreidung der zweiten 
Ausfertigung in der erften angebradt werden, find ſofort 
berjenigen Amtsſtelle, in deren Gewahrſam die zweite Aus- 
fertigung ſich befindet, in beglaubigter Abſchrift mitzutheilen 
und durch letztere in der Ausfertigung anzumerken. 
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Art. 8. Die Cintheilung der Zivilſtandskreiſe, ſowie 
die Beftimmungen über die Ernennnng und Entſchädigung 
der Zivilſtandsbeamten bleiben den Rantonen überlaffen. 


Die Umſchreibung der fantonalen Kreiſe iſt bor dem 
Vollzuge gegenwärtigen Geſetzes und bernad bei jeber Aen— 
derung bem Bundesrathe mitautheilen. 


Art. 4 Jede Geburt, jeder Todesfall, jede Eheſchlie— 
Bung ift zunächſt eingutragen in dem Kreiſe, mo fie ftatt- 
gefunden baben. 

Art. 5. Den Zivilſtandsbeamten liegt ob: 


a. Die Cintragung allet in ibrem Kreiſe vorfommenbden 
Geburten und Sterbefülle, Verkündungen und Trau- 
ungen in Die betreffenden Megifter, ſowie aud bie 
Bornabme der Verkündungen beziehungsweiſe der 
Trauungen. 


b. Die amtliche Mittheilung dieſer Eintragungen inner⸗ 
halb 8 Tagen an die ſchweizeriſchen Zivilſtands- 
beamten des ordentlichen Wohnſitzes, ſowie des 
Heimatortes, wenn dieſe Geburten, Sterbefälle und 
Trauungen Perſonen betreffen, welche in einem 
andern Zivilſtandskreiſe wohnhaft oder heimatberech⸗ 
tigt ſind. 

c. Die Eintragung ähnlicher Mittheilungen aus andern 
Kreiſen des In- und Auslandes über Geburten, 
Sterbefälle und Trauungen, ſowie die Eintragung 
der von den Gerichten ausgeſprochenen definitiven 
Scheidungen oder Nichtigerklärungen von Ehen, 
ſofern dieſelben Einwohner oder Heimatberechtigte 
ihres Kreiſes angehen, in die betreffenden Abthei— 
lungen ihrer Geburts-⸗, Todten- und Eheregiſter. 


d. Auf bas Verlangen von Betheiligten, die Verabfol— 
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gung bon Auszügen aus biejen Regiftern gegen 
Entribtung der bezüglichen Schreibgebühr. 


e. Die Anfertigung ſtatiſtiſcher Auszüge und Radivei- 
ſungen zuhanden der Bundeshörden nach den von 

letztern aufgeſtellten Formularien gegen eine durch 
den Bundesrath zu beſtimmende Entſchädigung. 

f. Die Anfertigung weiterer Regiſter, ſofern ſolche 
durch fantonale Geſetze und Verordnungen vorgeſchrie⸗ 
ben werden, ſowie die Ablieferung derjenigen Aus— 
zuge, welche für die kantonale und die Gemeinbde- 
Verwaltung erforderlich find. 

Art. 6. Die Eintragungen in die Zivilſtandsregiſter 
ſollen chronologiſch, ohne Offenlaſſung eines Zwiſchenraumes, 
mit fortlaufender jährlich abzuſchließender Nummerirung 
geſchehen. 

Es ſoll darin nichts mit Abkürzungen geſchrieben und 
fer Datum init Ziffern ausgedrückt werden. Alle Eintra⸗ 
gungen, Ausfireidungen und Ranbbemerlungen müſſen von 
dem Zivilſtandsbeamten unterzeidnet ein. 

Art. 7. Es barf in bie Zivilſtandsregiſter nichts 
tbrer Beftimmung Fremdes eingelbrieben werden. 

Die Hamilien- und BPerjonennamen bder darin ange- 
fübrten Perſonen find nad Mabgabe der den Beamten 
borgelegten Geburtsideine und jonftigen Zivilſtandsakten 
vorzumerten; fie fünnen mit der Angabe des Berufes der 
Perſon, oder des Amtes, das biejelben bekleidet oder befleidet 
bat, begleitet werden. 


Art. 8 Der Zivilſtandsbeamte bat die Gintragung 
in die Regijter unverzüglich nach Empfang der betreffenden 
Erklärungen, beziehungsweiſe der ibm sugebenden Protofolle, 
Auszüge oder Urtheile vorzunebmen, 
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Die Gintragungen und die nad Vorſchrift gegenwärti— 
gen Gelebes von Amies wegen zu madenden Mittheilungen 
geſchehen tarfrei. 

Für anderweitige Auszüge und Abſchriften find Schreib— 
gebühren nach einem von den betreffenden Kantonsregierungen 
aufgeſtellten und vom Bundesrathe genehmigten Tarife zu 
entrichten. 

Art. 9. Der Zivilſtandsbeamte darf an den in die 
Standesregiſter gemachten Eintragungen weder Aenderungen, 
noch Ergänzungen vornehmen. 

Berichtigungen in den Zivilſtandsregiſtern können nur 
durch Urtheil der zuſtändigen kantonalen Gerichte angeordnet 
werden. 

Sofern jedoch ein offenbarer Irrthum vorliegt, kann 
die kantonale Aufſichtsbehörde deſſen Berichtigung im Ver- 
waltungswege anordnen. 

Alle, die Berichtigung eines Zivilſtandsregiſters an- 
ordnenden Eniſcheide oder Urtheile, find ihrem weſentlichen 
Inhalt nach bei der betreffenden Stelle am Rande vorzu⸗ 
merken. | | 
Art. 10. Alle Belege, welche den Einfdreibungen in 
die Geburts-, Todtens und Eheregiſter zu Grunde liegen, 
foflen in brei gejonberten, der Gintheilung im Art. 2 ent- 
predenden Abtheilungen, nach Jahrgängen nummerirt, 
vom Zivilſtandsbeamten aufbemabrt werden. 


Art. 11. Die Sivilitandaregifter und die vom Sivil- 
ſtandsbeamten ausgeftellten und als ridtig beglaubigten 
Auszüge gelten als üffentlite Urfunden, welden volle Be- 
weistraft zukommt, fo Lange nidt der Nachweis ber Fäl⸗ 
ſchung oder der Unridbtigleit ber Anzeigen und Geltitelungen, 
auf Grund beren Die Gintragung ftattgefundben bat, er⸗ 
bracht ift. 
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Art. 12. Die Zivilſtandsbeamten find für ihre Pflicht⸗ 
erfüllung ihren tantonalen Bebôrden verantwortlich, welche 
ihnen nach Maßgabe dieſes Geſetzes die noͤthigen Inſtruk⸗ 
tionen ertheilen. Die Kantonsregierungen ſind verpflichtet, 
über die Amtsführung der Zivilſtandsbeamten allſjährliche 
Inſpektionen anzuordnen und über deren Ergebniſſe dem 
Bundesrathe Bericht au erſtatten. Derjelbe iſt befugt, ba, 
wo ſich Mängel oder Uebelſtände erzeigen, nach Erforder⸗ 
niß einzuſchreiten und gegebenen Falles auf Koſten des 
betreffenden Kantons das Nöthige anzuordnen. Der Bun⸗ 
desrath iſt ferner befugt, beſondere Inſpektionen vornehmen 
au laſſen. 


Art. 13. Der Bundesrath kann da, wo er es für 
angemefjen eradtet, bie diplomatiſchen und fonfularifÿen 
Bettreter der Cidgenoffenjhaft im Auslande ermädtigen, 
Geburten und Todesfälle ſchweizeriſcher Angehöriger zu 
erwahren und Ehen zwiſchen Schweizern unter fig, foie 
Ehen zwiſchen Schweizern und Ausländern abzuſchließen. 


Gr wird zu dieſem Zweck auf Grundlage dieſes Ge— 
jebes bie nôtbigen Reglemente und Verordnungen erlaſſen. 


B. Befonbere Beſtimmungen über die Führung ver 
Geburtsreniiter. 


Art. 14 Jede Geburt und jede nach dem ſechsten 
Monat der Schwangerſchaft erfolgte Fehlgeburt muß innert 
drei Tagen dem Civilſtandsbeamten des Kreiſes, in welchem 
ſie ſtattgefunden hat, mündlich angezeigt werden. 

Die Anzeige bon Geburten, welche in öffentlichen Ans 
ſtalten (Entbindungs-, Kranken- und Gefängnißanſtalten 
u. ſ. w.) ſtattfinden, geſchieht durch amtliche Bujdrift (des 
betreffenden Anſtaltsvorſtehers. 
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Art. 15. Sur Angeige find verpflidtet : 

1) der ebelide Bater, beziehungsweiſe ein dazu gebôrig 
Bevollmächtigter; 

2) die Hebamme oder der Arzt, welche bei der Nieder— 
kunft zugegen geweſen find; 

8) jede andere dabei zugegen geweſene Perſon; 

4) derjenige, in deſſen Wohnung oder Behauſung die 
Niederkunft erfolgt iſt; 

5) die Mutter, ſobald ſie dazu im Stande iſt. 


Die Verpflichtung der in der vorſtehenden Reihenfolge 
ſpäter genannten Perſonen tritt nur dann ein, wenn ein 
früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden oder derſelbe 
an der Erſtattung der Anzeige gehindert iſt. 


Art. 16. In das Geburtsregifter ſoll eingetragen 
werden: 
a. Ort, Jahr, Monat, Tag und Stunde der Geburt; 
Bei Zwillings- oder Mehrgeburten iſt die Ein— 
tragung für jedes Kind beſonders und mit möglichſt 
genauer Angabe der Zeitfolge der Geburt vorzu— 
merken; 


b. Familienname, Perſonenname und Geſchlecht des 
Kindes; 
Für todtgeborene oder vor dem Zeitpunkte der 
Anzeige verſtorbene Kinder iſt kein Perſonenname 
einzutragen. 


ce. Familien- und Perſonennamen, Beruf, Heimat und 
Wohnort der Eltern, wenn das Kind ehelich, oder 
der Mutter allein, wenn es außerehelich geboren iſt; 


d. Familien⸗ und Perſonenname, Beruf, Heimat⸗ und 
Wohnort des Anzeigenden. 





— 191 — 


Die Cintragung in das Geburtsregifier ſoll jofort 
nad erbaltener Anzeige geſchehen und ift in demſelben vom 
Anzeigenden zu untergeidnen. 


Wenn der Anzeigende nidt unterzeidnen fann, fo ift 
bievon im Regiſter bejondere Vormerkung zu maden. 


Art. 17. Wenn dem SivilftandSbeamten die in ber 
Anzeige gemadten Angaben nidt glaubwürdig erfdeinen, 
jo wird er bie nôtbigen Grbebungen veranitalten und die 
Cintragung erft bornebmen, nadbem er fit von der Rid- 
tigfeit ber Ungaben überzeugt bat. 


Iſt der Unjeiger dem Beamten nidt perſönlich befannt, 
fo bat febterer die Sbentität feftitellen zu laffen. 


Art. 18. Veränderungen in den Standesredten, melde 
fid nad ber Gintragung in das Geburtsregifter ereignen 
(Feſtſtellung der Vaterſchaft eines außerehelichen Kindes 
durch gerichtliches Urtheil, freiwillige Anerkennung, Legiti— 
mation, Adoption u. ſ. w.), ſind auf Antrag eines der 
Betheiligten als Randbemerkung im Geburisregiſter beizu⸗ 
fügen, wenn die Thatſache durch öffentliche Urkunde aus⸗ 
gewieſen iſt. 

Im Falle gerichtlicher Zuerkennung eines unehelichen 
Kindes iſt davon durch die betreffende Gerichtsbehörde dem 
zuſtändigen Zivilſtandsbamten Anzeige zu machen. 

Die bei Anlaß der Geburtsanzeige Seitens des Vaters 
erfolgte Anerkennung eines unehelichen Rindes. ift im Re— 
giſter vorzumerken, wenn die betreffende kantonale Gejebs 
gebung eine ſolche geſtattet. 

Art. 19. Für die in der Gemeinde aufgefundenen 
Findelkinder bat die Gemeindepolizeibehörde die Pflicht, 
binnen der erſten 3 Tage nach der Auffindung behufs der 
Eintragung in das Geburtsregiſter anzugeben: 
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a. Ort, Zeit und Umſtände der Auffindung; 

b. bas Geſchlecht des Kindes, ſowie deſſen vermuthliches 
Alter, körperliche Merkmale und Kennzeichen des— 
ſelben; 

c. die Beſchaffenheit der bei dem Kinde vorgefundenen 
Kleider und Sachen; 

d. die ihm beizulegenden Namen; 

e. die Perſon, bei welcher das Kind untergebracht iſt. 


C. Beſondere Beſtimmugen über die Führnung der 
Lobtenregiiter. 


Art. 20. Jeder Sterbefall ift längftens innerbalb 
48 Gtunden dem Zivilſtandsbeamten des Kreiſes mündlich 
anzumelden. 

Bu der Anzeige verpflichtet iſt bas Familienhaupt, be- 
ziehungsweiſe die Wittwe oder die ſonſtigen nächſten Angehö⸗ 
rigen des Verſtorbenen, und wenn ein ſolcher Verpflichteter 
nicht vorhanden oder an der Anzeige gehindert iſt, Derjenige, 
in deſſen Wohnung oder Behauſung der Sterbefall ſich er⸗ 
eignet' hat, oder die Perſonen, welche beim Tode zugegen 
geweſen ſind, endlich in deren Ermanglung die Ortspolizei. 

Die Beſtimmungen der Art. 17, 14, Lemma 2 und 
Art. 15, letztes Lemma finden auch in Beziehung auf die 
Anzeigen der Sterbefälle Anwendung. 

Art. 21. Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde 
darf keine Beerdigung vor der Eintragung des Todesfalles 
in das Zivilſtandsregiſter ſtattfinden. Iſt die Beerdigung 
dieſer Vorſchrift entgegen geſchehen, ſo darf die Eintragung 
des Todesfalles nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
nach Ermittlung des Sachverhaltes erfolgen. 
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Art. 22. Das Todtenregifter ſoll enthalten : 
a. Jabr, Monat, Tag und Stunde des Todes, fowie 


C. 


d. 


den Ort, wo derſelbe erfolgt iſt; 


. Familien⸗, Perſonen⸗ und allfällige Beinamen 


des Verſtorbenen und ſeiner Eltern, ſeine Heimat, 
ſeinen Wohnort (in Städten, Straßen und Haus⸗ 
nummer), die Sonfeifion, Beruf und Zivilſtand 
(ledig, verheirathet, verwittwet oder geſchieden), 
Jahr, Monat und Tag der Geburt; 

Familien⸗ und Perſonennamen und Beruf des 
lebenden, verſtorbenen oder geſchiedenen Ehegatten; 
die Todesurſache, wenn immer möglich ärztlich 
bezeugt. 


Die Eintragung in das Tobtenregifter ſoll ſofort nach 
erhaltener Anzeige geſchehen und iſt in demſelben vom An- 
zeigenden zu unterzeichnen. Wenn der Anzeigende nicht 
unterzeichnen kann, ſo iſt hievon im Regiſter beſondere 
Vormerkung zu machen. 

Art. 23. Fur alle im Zivilſtandskreiſe todt aufge⸗ 
fundenen unbekannten Perſonen wird die Todesanzeige 
durch die Gemeindepolizei vollzogen. 

Die Eintragung ſoll enthalten: 

a. Ort, Zeit und Umſtände der Auffindung der Leiche; 

b. das Geſchlecht und muthmaßliche Alter derſelben; 


6. 


die koͤrperlichen Merkmale und beſondere Kenn⸗ 
zeichen derſelben; 


d. die Beſchaffenheit der bei der Leiche vorgefundenen 


Kleider und Sachen; 


e. die muthmaßliche Todesurſache. 


Namen und Heimat des Verſtorbenen find, wenn fie 
bekannt werden, einzutragen. 


18 
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Art. 24 Als tobt ertlürte Berjbollene find in ben 
Tobtenregiftern mit der Bemerfung eingutragen, die Gin- 
tragung erfolge auf Grund einer Zobesertlärung der zu⸗ 
ftänbigen Behörde. 

Die Behoͤrde, welche die Todeserklärung ausfpridt, 
hat den Zivilſtandsbeamten des letzten bekannten Wohnſitzes 
des Betreffenden, ſowie des Heimatortes davon Mittheilung 


zu machen. 


D. Beſondere Beltinmungen über die Eheſchließnng und 
bie Führung der Eheregiſter. 


L Bon ben sur Cingebung einer Ehe erfordets 
liden Cigenidaften und Bebingungen. 


Art, 25. Das Redt zur Ehe flebt unter dem Schutze 
des Bunbdes. 

Dieles Redt darf weder aus kirchlichen oder ülonomi- 
den Rückſichten, nod wegen bisberigen Verhaltens oder 
aus anberen poligeiliten Grünben beſchränkt werden. 

Die in einem Rantone oder im Auslande nad der 
dort geltenden Gejebgebung abgeſchloſſene Ehe joli im Ge- 
Diete der Eidgenoſſenſchaft als Ehe anertannt werden. 

Dur den Abſchluß der Ehe erwirbt bie Grau bas 
Deimatredt des Pannes. 

Dur Die nadfolgende Ehe ber Cltern werden bot: 
ehelich geborene Kinder derjelben legitimirt. 

Jede Erhebung von Brauteinzugsgebühren oder an 
dern ähnlichen Abgaben iſt unzuläßig. (Art. 54 der Bun- 
desverfaſſung.) 

Art. 26. Zu einer giltigen Ehe gebôrt die freie 
Einwilligung der Brautleute. Zwang, Betrug oder Irrthum 
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in ber Perſon eines der Ehegatten ſchließt die Vorausſetzung 
der Einwilligung aus. 


Art. 27. Um eine Ehe einzugehen, muß der Braͤuti⸗ 
gam das achtzehnte, die Braut das ſechszehnte Altersjahr 
zurückgelegt haben. 

Perſonen, welche das zwanzigſte Altersjahr noch nicht 
vollendet haben, bedürfen au ihrer Verehelichung der Ein- 
willigung des Inhabers der elterlichen Gewalt (des Vaters 
oder der Mutter). Sind dieſelben geſtorben oder find fie 
mit in der Lage, ibren Willen zu äußern, fo ift die Ein— 
Willigung des Vormundes erfordberlid. Gegen Eheverwei⸗ 
gerung des Vormundes ftebt ben Betreffenden der Relurs 
an Die zuſtändige Vormundſchaftsbehörde zu. 

Art. 28. Die Cingebung der Ehe ift unterſagt: 

1) Perſonen, die {don verheirathet find; 

2) wegen Verwandſchaft und Schwägerſchaft: 

a. zwiſchen Blutsverwandten in allen Graden der 
auf- und abſteigenden Linie, zwiſchen vollbürtigen 
Geſchwiſtern und Halbgeſchwiſtern, zwiſchen Oheim 
und Nichte, zwiſchen Tante und Neffe, gleichviel 
beruhe die Verwandtiſchaft auf ehelicher oder außer⸗ 
ehelicher Zeugung; 

b. zwiſchen Schwiegereltern und Schwiegerkindern, 
Stiefelterr und Stiefkindern, Adoptiveltern und 
Adoptivkindern; 

8) Geiſteskranken und Bloͤdfinnigen. 


Wittwen und geſchiedene Frauen, desgleichen Ehefrauen, 
deren Ehe nichtig erklärt worden iſt, dürfen vor Ablauf 
von dreihundert Tagen nach Auflöſung der frühern Ehe 
keine neue eingehen. 
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IL Bon ben auf die Abſchließung der Ehe 
bezüglichen Förmlichkeiten. 


Art. 29. Jeder im Gebiete der Eidgenoſſenſchaft vor⸗ 
zunehmenden Eheſchließung muß die Verkündung des Ehe— 
verſprechens vorausgehen. Die Verkündung bat am Wohn⸗ 
orte, ſowie am Heimatorte jedes der Brautleute zu erfolgen. 
Wird im Auslande mit Berufung auf beſtehende Landes⸗ 
geſetze die Verkundung als überflüffig oder unzuläſſig abge- 
lehnt, ſo wird dieſelbe durch eine diesfällige Beſcheinigung 
erſetzt. 

Art. 80. Behufs Vornahme der Verkündung von 
Eheverſprechen find bem Zivilſtandsbeamten vorzuweiſen: 

a. die Geburtsſcheine beider Brautleute; 

b. für Perſonen, welche das 20. Altersjahr noch nicht 
zurückgelegt haben, die Zuſtimmungserklärung des 
Inhabers der elterlichen Gewalt oder des Vormun⸗ 
des, beziehungsweiſe der zuſtändigen Vormundſchafts⸗ 
behörde; 

c. falls nicht beide Theile perſönlich erſcheinen, ein 
von ihnen unterzeichnetes und von der zuſtändigen 
Amtsftelle beglaubigtes Eheverſprechen. 

Art. 31. Wenn ſich aus den gemachten Angaben 
und beigebrachten Belegen ergibt, daß die vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllt ſind, ſo faßt der Zivilſtandsbeamte den 
Verkündungsakt ab und beſorgt deſſen Veröffentlichung; er 
übermittelt den Verkündungsakt von Amtes wegen den 
ſchweizeriſchen und ausländiſchen Zivilſtandsbeamten in deren 
Kreiſen nach Vorſchrift des Art. 29 die Verlündung eben⸗ 
falls ſtattfinden ſoll. 

Alle dieſe Handlungen erfolgen tarfrei, inſoweit fie 
von ſchweizeriſchen Zivilſtandsbeamten vorzunehmen ſind. 
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Wenn auswärtige Bebürden bebufs der Berebelidung 
bon ſchweizeriſchen oder eigenen, in der Schweiz geborenen 
oder fit aufbaltenden Angehörigen bienftlite Verrichtungen 
ſchweizeriſcher Zivilſtandsbeamten in Anſpruch nebmen, jo 
ſind lebtere verpflidtet ben baberigen Begebren Solge au 
geben. 

Iſt der Brüutigam ein Ausländer, ſo ſoll die Bertün- 
dung nur auf Vorlage einer Erklärung der zuſtändigen 
auswärtigen Bebürde erfolgen, worin die Anerkennung der 
Ehe mit allen ihren Folgen ausgeſprochen iſt. 

Die Kantonsregierung iſt ermächtigt, hievon zu dispen⸗ 
firen und die mangelnde Beſcheinigung durch eine andere 
paſſende Anordnung zu erſetzen. 

Art. 32. Der Verkündungsakt ſoll enthalten: 

Die Familien- und Perſonennamen, den Beruf, Wohn⸗ 
und Heimatort der Brautleute und ihrer Eltern, ſowie bei 
verwittweten oder geſchiedenen Perſonen, die Familien⸗ 
und Perſonennamen des früheren Ehegatten und die Friſt, 
binnen welcher Einſprachen anzumelden ſind. 

Art. 33. Im ganzen Gebiete der Eidgenoſſenſchaft 
iſt der Verkündungsakt durch den geſetzlich angewieſenen 
Zivilſtandsbeamten und zwar in allen Fällen gleichmäßig, 
mittelſt ñffentlichen Anſchlags oder einmaliger Einrückung 
in das Anitsblatt bekannt zu machen. 

Art. 34. Einſprachen gegen den Eheabſchluß ſind 
binnen zehn Tagen nach ſtattgehabter Veröffentlichung der 
Verkündung bei einem der Zivilſtandsbeamten, welche die 
letztere beſorgt haben, anzumelden. Dem Zivilſtandsbeamten 
des Wohnortes des Bräutigams iſt innerhalb zweimal 
24 Stunden nach Ablauf dieſer Friſt von Seite der andern 
zur Verkündung verpflichteten Zivilſtandsbeamten Anzeige 
zu machen, ob eine Einſprache erhoben ſei, oder nicht. 
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Jede Einſprache, welche ſich nidt auf eine ber in den 
Artikeln 26, 27 und 28 dieſes Gejebes enthaltenen Por: 
ſchriften ftlibt, iff von Amtes wegen zurückzuweiſen und in 
feinerlei Weiſe au beridfidtigen. 


Art. 35. Wenn Einſprachen gegen den Eheabſchluß 
etfolgen, ſo theilt ber Sivilftanb8beamte des Wohnortes des 
Bräutigams dieſelben lebterm mit, und es bat biejer fid 
fobann binnen einer Srift von zehn Tagen ju erklären, ob 
er die Einſprachen anerfenne oder nidr; im lebtern alle 
ift bem Ginipreder davon Kenntniß zu geben, welder bin- 
nen der Friſt von weitern zehn Tagen die Klage bei dem 
zuſtändigen Richter des Mobnortes bes Brüutigams, oder 
wenn biefer feinen Wohnſitz in der Schweiz bat, beim jus 
ſtändigen Ridter des Wohnortes ber Braut anbängig zu 
maden bat. Geſchieht lebteres nidt, fo füllt: bie Ein— 
ſprache dabin. 

Art, 36. Nach Ablauf bon vierzehn Tagen nach ber 
am Wohnorte des Brüutigams ftattgebabten Verkündung 
ift den Brautleuten auf ihr Berlangen von dem bdortigen 
Zivilſtandsbeamten, fofern innert dieſer Friſt bei demſelben 
keine Eheeinſprache angemeldet oder wenn eine ſolche durch 
die zuſtändige Behörde abgewieſen worden iſt, ein Verkünd⸗ 
ſchein auszuſtellen, in welchem beſcheinigt wird, daß die 
Ehe geſetzlich verkündet worden und gegen deren Vollzug 
keine Einſprache beſtehe. 

Eine Verkündung, welche nicht innerhalb ſechs Monaten 
der Abſchluß der Ehe folgt, verliert ihre Giltigkeit. 

Art. 37. Auf Vorweis der Verkündbeſcheinigung voll⸗ 
zieht der SivilftandSbeamte Die Trauung, welche in der 
Regel in dem Kreiſe, wo der Bräutigam ſeinen Wohnſitz 
bat, ſtattfinden ſol.. In Fällen von Todesgefahr kann der 
Zivilſtandsbeamte mit Zuſtimmung der zuſtändigen kanto— 
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nalen Behoͤrde auch ohne vorausgegangene Verkündung die 
Trauung vornehmen. 

Auf die ſchriftliche Ermächtigung des Zivilſtands⸗ 
beamten des Wohnfitzes des Bräutigams darf die Eheſchlie⸗ 
ßung auch von dem Zivilſtandsbeamten eines anderen 
Kreiſes im Gebiete der Eidgenoſſenſchaft vollzogen werden. 
In dieſem Falle bat letzterer unverweilt einen Srauumgs- 
ſchein behufs Eintragung in die amtlichen Regiſter des 
Wohnortes auszufertigen. 

Iſt der Bräutigam Ausländer, ſo kann die Trauung 
nur auf Vorlage einer Erklärung der zuſtändigen auswär—⸗ 
tigen Behoͤrde erfolgen, worin die Anerkennung der Ehe 
mit allen ihren Folgen ausgeſprochen iſt, — das Dispen⸗ 
ſationsrecht der Kantonsregierungen nach Art. 31, Schluß⸗ 
lemma, vorbehalten. 

Art. 38. Die Vornahme der Trauungen iſt an wenig⸗ 
ſtens zwei Tagen jeder Woche zu ermöglichen ˖ 

Die Trauung findet in einem Amislokale und öffent⸗ 
lich ſtatt. 

Bei ärztlich bezeugter ſchwerer Erkrankung eines der 
Verlobten, kann die Trauung auch in einer Privatwohnung 
vollzogen werden. 

Sn allen Fällen iſt die Gegenwart von zwei voll⸗ 
jübrigen Zeugen nothwendig. 

Art. 39. Die Ehe wird dadurch abgeſchloſſen, daß 
der Zivilſtandsbeamte die Verlobten einzeln fragt: 

„N. N. erklärt Ihr hiemit, die N. N. zur Ehefrau 
nehmen zu wollen?“ 

„N. N. erklärt Ihr hiemit, den N. N. zum Ehemann 
nehmen zu wollen?“ 

„Nachdem Ihr beide erklärt habt, eine Ehe eingehen 
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au tuollen, erklüre id dieſe im Ramen des Geſetzes als 
geſchloſſen.“ 

Unmittelbar nachher findet die Eintragung in das 
Eheregiſter ſtatt, welche durch die Eheleute und die Zeugen 
zu unterzeichnen iſt. 

Art. 40. Eine kirchliche Trauungsfeierlichkeit darf erſt 
nach Vollziehung der geſetzlichen Trauung durch ben bit= 
gerlichen Traubeamten und Vorweiſung des daherigen Ehe⸗ 
ſcheines ſtattfinden. 

Art. 41. Sofern voreheliche Kinder durch die na 
folgende Ehe legitimirt werden, ſo haben die Eltern bei 
der Trauung oder ſpaäteſtens innerhalb dreißig Tagen nach 
derſelben dieſe Kinder dem Sivilftandsbeamten ihres Wohn⸗ 
ortes anzuzeigen. 

Hat jedoch die Eintragung aus irgend einem Grunde 
nicht ſtattgefunden, ſo kann aus dieſer Unterlaffung ben 
vorebeliden Kindern und ibren Nachlommen in ihren Rech⸗ 
ten kein Nachtheil erwachſen. 


Art. 42. Das Eheregiſter ſoll enthalten: 

a. Familien- und Perſonennamen, Heimat, Geburts⸗ 
und Wohnort, Beruf und Geburisbatum beider 
Ehegatten; 

b. Familien⸗ und Perſonennamen, Beruf und Wohn⸗ 
ort ihrer Eltern; 

c. Familien- und Perſonennamen des verſtorbenen 
oder geſchiedenen Gatten, wenn eines der Ehegatten 
bereits verheirathet war, nebſt dem Datum des 
Todes, beziehungsweiſe der Scheidung; 

d. das Datum der Verkündungen; 

e. das Datum des Eheabſchluſſes; 

f. bas Verzeichniß der eingelegten Schriften; 

ge die Ramen, Vornamen und den Wohnort der Zeugen. 
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E. Beſendere Beſtimmungen über die Scheidung and bic 
Ridtisertiärung der Che, und die baberigen Eintragungen. 


Art. 43. Eheſcheidungsklagen und Klagen auf Ungil- 
tigfeit einer Ehe find bei dem Geridte des Wohnſitzes des 
Ehemannes angubringen. Borbebalten bleibt die Weiter⸗ 
siebung an das Bunbesgeridt nad Art. 29 des Bundes⸗ 
gejebes über Organijation der Bundesrechtspflege vom 
27. Juni 1874. 

Beim Abgange eines Wohnſitzes in der Schweiz kann 
die Klage am Heimat⸗ (Bürger-) Orte oder am lebten 
ſchweizeriſchen Wohnorte des Ehemannes angebradt werden. 

Art. 44. Rad Anbürung der Rlage (Art. 48) geftattet 
der Richter, wenn es verlangt wird, ber Ehefrau gejonbert 
vom Ehemann zu leben, und trifft überhaupt für die Dauer 
des Prozeſſes in Beziehung auf den Unterhalt der Ehefrau 
und der Kinder die angemeſſenen Verfügungen. 

Art. 45. Wenn beide Ehegatten die Scheidung 
verlangen, ſo wird das Gericht dieſelbe ausſprechen, ſofern 
ſich aus den Verhältniſſen ergibt, daß ein ferneres Zu⸗ 
ſammenleben der Ehegatten mit dem Weſen der Ehe un⸗ 
verträglich iſt. 

Art. 46. Auf Begehren eines der Ehegatten muß 
die Ehe getrennt werden: 

a. wegen Ehebruchs, ſofern nicht mehr als ſechs Mo- 
nate verfloſſen finb, ſeitdem der beleidigte Theil 
davon Kenntniß erhielt; 

b. wegen Nachſtellung nach dem Leben, ſchwerer Miß—⸗ 
handlungen, oder tiefer Cbrenträntungen ; 

c. wegen Berurtbeilung ju einer entebrenden Girafe; 

d, wegen böswilliger Berlaffung, wenn bieje ſchon amei 
Sabre angedauert Bat und eine richterliche Auffor⸗ 
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derung zur Rückkehr binnen ſechs Monaten erfolg- 
los geblieben iſt; 

e. wegen Geiſteskrankheit, wenn dieſe bereits 3 Jahre 

angedauert hat und als unheilbar erklärt wird. 

Art. 47. Wenn keiner der genannten Scheidungs⸗ 
gründe vorliegt, aber gleichwohl das eheliche Verhältniß 
als tief zerrüttet erſcheint, ſo kann das Gericht auf gänzliche 
Scheidung oder auf Scheidung von Tiſch und Bett erten- 
nen. Die letztere darf nicht auf Tüänger als zwei Jahre 
ausgeſprochen werden. Findet während dieſes Zeitraumes 
eine Wiedervereinigung nicht ſtatt, ſo fann die Klage auf 
gänzliche Eheſcheidung erneuert werden, und es erkennt als— 
dann das Gericht nach freiem Ermeſſen. 

Art. 48. Bei gänzlicher Scheidung wegen eines be— 
ſtimmten Grundes darf der ſchuldige Ehegatte vor Ablauf 
eines Jahres nach der Scheidung kein neues Ehebündniß 
eingehen. | 

Dieſe Friſt kann auf das ribterlide Urtheil ſelbſt bis 
auf drei Jahre erſtreckt werden. 

Art. 49. Die weiteren Folgen der Eheſcheidung oder 
der Scheidung von Tiſch und Bett in Betreff der perjôn- 
lien Rechte ber Ehegatten, ibrer Vermögensverhältniſſe, 
der Erziehung und des Unterrichtes der Kinder und der 
dem ſchuldigen Theile aufzuerlegenden Enſchädigungen ſind 
nach der Geſetzgebung des Kantons zu regeln, deſſen Ge- 
richtsbarkeit der Ehemann unterworfen iſt. 

Das Gericht entſcheidet über dieſe Frage von Amtes 
wegen oder auf Begehren der Parteien zu gleicher Zeit 
wie über die Scheidungsklage. | 

Diejenigen Rantone, welche hierüber eine gejebliden 
Beftimmungen haben, find gebalten, ſolche binnen einer 
pom Bundesrathe feſtzuſetzenden Friſt au erlaſſen. 
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Art. 50. Eine Ehe, melde obne bie freie Einwilli⸗ 
gung beider, ober eines ber Ehegatten burd Zwang, Betrug 
oder durch einen Irrthum in der Perſon zu Stande ge: 
kommen iſt, kann auf Klage des verletzten Theiles als 
ungiltig erklärt werden. 

Die Nichtigkeitsklage iſt jedoch nicht mehr annehmbar, 
wenn ſeit dem Zeitpunkt, in welchem der betreffende Ehe— 
gatte ſeine völlige Freiheit erlangt, oder den Irrthum er— 
kannt hat, mehr als drei Monate verſtrichen ſind. 

Art. 51. Auf Nichtigkeit der Ehe iſt von Amtes 
wegen zu klagen, wenn ſie entgegen den Beſtimmungen 
des Art. 28, Ziff. 1, 2 und 3 abgeſchloſſen worden if. 

Art. 52. Cine Ehe, die zwiſchen Brautleuten abges 
ſchloſſen worden ift, melde beide, oder von denen der eine 
Theil bas im Art. 27 borgejbriebene Mündigkeitsalter noch 
nidt erreidt batten, fann auf Klage des Vaters oder der 
Mutter oder des Bormunbes nidtig erklärt werden. 

Die Nichtigkeitsklage ift inbefjen nidt mebr annebmbar: 

a. wenn Die Gbegatten bas geleblide Alter erreidt 

baben ; 

b. wenn die Srau ſchwanger geworden ift; 

ce. wenn ber Vater oder die Mutter oder der Vormund 

ihre Einwilligung fit Die Heirath gegeben batten. 

Art. 53. Auf Nichtigkeit einer Ehe, welche ohne Einwil⸗ 
ligung der Eltern oder Vormünder (Art. 27, Alinea 2) 
und ohne vorangegangene gehörige Verkündung eingegangen 
worden iſt, kann nur von denjenigen, deren Einwilligung 
erforderlich geweſen wäre, und nur bis zu dem Zeitpunkte 
geklagt werden, in welchem die Eheleute das geſetzliche Alter 
erreicht haben. 

Art. 54. Eine im Ausland unter der dort geltenden 
Geſetzgebung abgeſchloſſene Ehe wird nur dann als ungil⸗ 
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tig erklärt, wenn bie dagegen erhobene Nichtigkeitsklage 
ſowohl nach der Geſetzgebung, unter welcher die Ehe abge— 
ſchloſſen wurde, als nach dem gegenwärtigen Geſetze be— 
gründet iſt. 

Art. 55. Wird eine Ehe nichtig erklärt, bei der fich 
beide Ehegatten in gutem Glauben befanden, ſo begründet 
dieſelbe ſowohl für die Ehegatten, als für die aus der 
Ehe hervorgegangenen oder durch dieſelben legitimirten 
Kinder die bürgerlichen Folgen einer giltigen Ehe. 

Befand ſich nur einer der Ehegatten im guten Glau- 
ben, fo bat die Ehe nur füt dieſen und nur für die Kin— 
der die birgerliden Folgen einer giltigen Ehe. 
Wearen endlich die beiben Chegatten im bôfen Glauben, 
fo treten bie bürgerliten Folgen einer giltigen Ehe nur 
für die Kinder ein. 

Art. 56, In Bezug auf Chen zwiſchen Ausländern 
darf eine Sdeidungs- oder Nichtigkeitsklage von ben Ge- 
tidten nur bann angenommen werden, wenn nadgemiejen 
wird, daß ber Staat, dem Die Eheleute angebôren, das zu 
erlaſſende Urtheil anertennt. 

Art. 57. Alle Urtheile betreffend Eheſcheidungen oder 
die Nichtigkeit einer Ehe ſind von den Gerichten, welche 
dieſelben ausgeſprochen haben, den Zivilſtandsbeamten des 
Wohnortes und der Heimatgemeinde ſofort mitzutheilen 
und von dieſem am Rande des entſprechenden Traueintrages 
im Eheregiſter vorzumerken. 


P. Strafbeſtinmungen. 


Art. 58. Die Zivilſtandsbeamten haften den Bethei— 
ligten für allen Schaden, welchen fie ibnen dur Bernad- 
lüffigung ober Verletzung ihrer Pflichten zufügen. 
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Art. 59. Bon Amtes wegen oder auf Rlage bin find 
au beftrafen : 

1) Perſonen, welche ben in den Art. 14, 15, 20 und 
21 vorgeſchriebenen Anzeigepflichten nidt nachkommen, 
mit Geldbuße bis auf 100 Franken. 

2) Civilſtandsbeamte, welche die ihnen in dieſem Geſetze 
auferlegten Pflichten verletzen, ſowie Geiſtliche, welche 
gegen ben Art. 40 des Geſetzes handeln, mit Geld⸗ 
buße bis auf Fr. 300, im Wiederholungsfalle mit 
Verdopplung der Buße und Amtsentſetzung. 

Die Geiſtlichen haften den Betheiligten ebenfalls 

für die zivilrechtlichen Folgen. 
Saͤmmtlichen intereſſirten Parteien ſteht in Beziehung 
auf die Anwendung dieſes Artikels gegen Urtheil der kan⸗ 
tonalen Gerichte der Rekurs an das Bundesgericht offen. 


G. Schlußbeſtimmungen. 


Art. 60. Die kantonalen Vollziehungs⸗Verordunngen 
zum gegenwärtigen Geſetz ſind dem Bundesrathe zur Ge⸗ 
nehmigung mitzutheilen. 

Art. 61. Dieſes Geſetz tritt unter Vorbehalt von 
Ari. 89 der Bundesverfaſſung und des Bundesgeſetzes vom 
17. Juni 1874 betreffend Volksabſtimmung über Bundes⸗ 
geſetze und Bundesbeſchlüſſe am 1. Januar 1876 in Kraft. 

Art. 62. Von dieſem Zeitpunkte an ſind aufgehoben: 

1) Das Bundesgeſetz über die gemiſchten Ehen vom 

3. Dezember 1850 (II, 130); 

2) das Nachtragsgeſetz über die gemijdten Œben vom 

3. Februar 1862 (VII, 126) ; 
3) bas Rontorbat vom 8. Juli 1808 (und 9. Juli 1818); 
4) bas Rontorbat vom 4. Juli 1820; 
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5) das Konkordat bom 6. Juli 1821; 

6) bas Rontorbat vom 14. Auguſt 1821; 

7) das Konkordat vom 11. Juli 1829; 

8) das Konkordat vom 15. Juli 1842; 

9) das Konkordat vom 1. Februar 1855; 

10) alle mit gegenwärtigem Geſetze im Widerſpruch 
ftebenden fantonalen Geſetze und Berordnungen. 


H. Uebergangsbeſtimmungen. 


Art. 63. Hat vor bem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
eine bauernde ober 3eitlide Scheidung bon Tiſch unb Bett 
flattgefunden, fo fann die gänzliche Scheidung verlangt 
werden, wenn der Grund, geſtützt auf welchen die Sdei- 
dung von Tiſch und Bett erfolgte, nach Mitgabe dieſes 
Geſetzes zur gänzlichen Scheidung berechtigte. 

Art. 64. Die Kantone haben dafür zu ſorgen, daß 
ſämmtliche auf den Zivilſtand bezüglichen Regiſter und 
Alten oder Kopien derſelben, ſoweit es zu dieſem Zwecke 
erforderlich iſt, in ben Beſitz der bürgerlichen Behörden 
übergehen. Nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſind 
die neuen Zivilſtandsbeamten allein berechtigt. Beſcheini— 
gungen und Auszüge aus ben Zivilſtandsregiſtern auszu⸗ 
fertigen. 

Art. 65. Wo die bisherigen Perſonalregiſter nur der 
Taufe, nicht aber der Geburt erwähnen, kann der Tauf⸗ 
ſchein an die Stelle des im Art. 30, litt. a dieſes Geſetzes 
geforderten Geburisſcheines treten. 


Alſo beſchloſſen im Ständerathe, 
Bern, den 24. Chriſtmonat 1874. 


Der Präſident: Köchlin. 
Der Protokollführer: J. £ Fütſcher. 





— 997 — 


Alſo beſchloſſen vom Rationalrathe, 
Bern, ben 24. Gbrifimonat 1874. 


Der Prüfident: 4. Ruchonnet. 
Der Prototollfübrer: Shief. 


Der ſchweizeriſche Bundesrath 
beſchließt: 


Aufnahme des vorſtehenden Bundesgeſetzes in das 
Bundesblatt. 
Bern, den 27. Jämner 1875. 


Der Bunbdesprüfident: Séerer. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft: Sie. 


Detret 


vom 7. Mai 1875, 


betreffenb Austauſch eines Theiles der Do: 
müne {a Soude mit der Rormalfdule 
Altenryf. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In Anbetracht des Art. 8 des Geſetzes vom 20. Mai 
1868 und der Botſchaft des Staatsrathes vom 16. April 
1875 betreffend die Dotation der Normalſchule Altenryf; 
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defretirtt: 


Art. 1. Der genannten Sdule werden zurückgewieſen: 
a) Ale Art. der Domäne Altenryf von Art. 159 bis 
Art. 198 des Kadaſters der Gemeinde Pofieux, 
ausgenommen bie Art. 165, 166 und 167. 
b) Die Art. 223, 224, 225, 226, 227, 228b, 229b, 
229c, 229d des Kadaſters der Gemeinde Ergenzach. 
Art. 2 Die Art. 166 und 167 des Kadaſters von 
Pofieux und 228a des Rabalters bon Ergenzach werden 
mit ben Staatswaldungen bereinigt. 
Art. 3. Das Defret vom 12. Mintermonat 1868 
wird hiemit zurückgenommen. 
Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 7. Mai 
1875. | 
Der Präſident: Clerc. 
Der erſte Sekretär: Ts. Vourgknecht. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet die Bekanntmachung des gegentwärtigen Defrets 
durch Ginrüdung in bas Amtsblatt und in die Geſetzes⸗— 
ſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 12. Mai 
1875. 


Der Präſident: Bailant. 
Der Ranaler: £s. Sourghnecdt. 
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Detret 


vom 7. Mai 1875, 


betreffenb den Bau der zweiten und bdritten 
Hbtheilung der Strabe Freiburg-Plaffeyen. 


Dec Große Rath des Kantous Freiburg, 


Sn Anbetradt ber Defrete vom 24. Mai 1872 und 
18. Wintermonat 1873 betreffend bie Arbeiten an der 
erſten Abtheilung der Straße von Freiburg nach Plaffeyen; 

Im Hinblick auf die Petition der Gemeinden und 
Privaten des obern Senſenbezirks vom Wintermonat 1873, 
welche den Wunſch ausdrückt, es möchte beim Bau der 
neuen Straße fo viel als moͤglich die Richtung der gegen- 
waͤrtigen Gemeindeſtraße über Plaſſelb eingehalten werden; 


In Erwägung, daß die Arbeiten der erſten Abtheilung 
bis Tentlingen bald fertig ſein werden; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. Die Straße von Freiburg nach Plaffeyen 
wird vom Dorfe Tentlingen über Giffers, Plaſſelb nach 
Plaffeyen bis zur Kapelle von Ruffenen nach dem abge— 
änderten rothen Trace neugebaut und zwar am Eingange 
von Giffers mit der grünen und in Sali und Unterried 
mit der blauen Abänderung. 

14 
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Dicjes 34,741 Fuß lange Trace begreift in fid die 
zweite und dritte Abtheilung der obgenannten Straße und 
zwiſchen Zentlingen und Giffers bie lebte Strede der erften 
Abtheilung. 

Art, 2. Nach Maßgabe ibrer Vollendung wird bieje 
Straße in die Rategorie der Kantonsſtraßen IL Klaſſe 
eingereiht. 

Art. 3. Die auf Gr. 193,200 geſchätzten Baukoſten wer⸗ 
den bom @taat und ben betbeiligten Gemeinden nad dem in 
Art. 13, litt. b, des Sefebes vom 5. Cbrifimonat 1863 
vorgeſehenen Verhältniß getragen, nämlid #/,, vom Staate 
und ?/,, von ben Gemeinbden. 


Art. 4. Der zur Laften des Staates fallende Antheil wird 
durch jährlich in's Büdget aufzunehmende Beiträge gededt. 


Art. 5. Die bei dieſem Bau betheiligten Gemeinden 
ſind: Plaffeyen, Oberſchrot, Plaſſelb, Giffers, St. Urſen, 
Tentlingen, Perfetſchied und Freiburg. 

Art. 6. Die von den Gemeinden zu übernehmenden 
Koſten werden folgendermaßen vertheilt: 


Pfaffeyen wird 22/, dazu beitragen, 


Oberſchrot 18 ‘/ 
Plaſſelb 24 ‘h : 
Giffers 15 °L 
Gt. Urſen 8 % 
Tentlingen 6 ‘4 
Perſitſchied 2 
Freiburg 10 0/ 
100 0/, 


Art. 7. Die Gemeinden haben ihren Antheil nach 
Maßgabe der Fortſchritte der Arbeiten einzuzahlen. 
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Art, 8. Der Staatsrath ift ermächtigt, an ben in 
Ausführung begriffenen Plänen die ibm nützlich oder noth- 
wendig fdeinenden Abünberungen vorzunehmen. 


Ferner iſt derjelbe mit Vollziehung des gegenwärtigen 
Dekretes beauftragt. 


Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 7. Mai 
1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Det erſte Sekretär: fs. Bourgknedt. 


Det Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet bie üffentlihe Befanntmadung des gegenwärtigen 
Defrets durch Ginridung in das Amtsblatt und in die 
Gejebeslammlung. 

Gegeben im Staatsrath ju Freiburg, ben 14. Mai 
1875. 


Der Präſident: Vaillant. 
Der Rangler: Ts. Éourghnedt. 


Geſetz 


vom 8. Mai 1875, 
über Expropriationen bei Viehſeuchen. 
Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In der Abſicht die Regeln feſtzuſetzen, welche zu befol- 
gen ſind bei Beſtimmung von ſchuldigen Entſchädigungen 
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in Süllen von Expropriationen oder Serfidrungen, die in 
Ausfuhrung der Geſetze über die Gejundbeitspoligei nothwen⸗ 
dig geworden find, um die Einſchleppung von Viehſeuchen 
oder deren Ausbreitung zu verhindern; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


L Expropriationen zur Sütterung von Thieren. 


Art. 1. Wenn es in Ausführung von eidgenöſſiſchen 
oder kantonalen Geſetzen über Viehſeuchen und um deren 
Ausbreitung zu verhindern, nothwendig wird, für die Füt— 
terung von ſequeſtrirten Thieren zu ſorgen, verfügt der 
Oberamtmann, auf den Bericht des Bezirksthierarztes hin, 
die Expropriation des nöthigen Weidgraſes oder Futters. 

Art. 2. Er läßt ſich von dem Eigenthümer, zu deſſen 
Gunſten die Erpropriation ſtattfindet, das Gras oder Futter 
angeben, worüber er zur Fütterung ſeiner Thiere verfügt 
und unterſucht, ob der expropriirte Eigenthümer dasſelbe 
brauchen kann. 

In dieſem Falle verfügt er den Zwangstauſch. 

Er verordnet dieſen Tauſch ſelbſt dann, wenn das 
auszutauſchende Produkt in einem andern Bezirk gelegen iſt 
und zeigt alsdann ſeine Entſcheid dem Oberamte des 
betreffenden Ortes an, damit er die gewünſchte Vollziehung 
erhalte. | 

Art. 3. Im einen ober andern dieſer Fälle ſucht der 
Oberamtinann vor Allem eine gütliche Berfländigung zwiſchen 
ben Betbeiligten zu Stande zu bringen. Im alle bes 
Gelingens erwähnt er ben Vertrag in jeinem Protokoll 
und läßt benfelben bon ben Parteien unterzeichnen. 
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Art. 4. ann feine Berftündigung ersielt werden, ſo 
forbert der Oberamimann den Friedensrichter des Kreiſes, in 
welchem fit die erpropriitten Probulte befindben, auf, brei 
Experten ju deren Schatzung zu ernenmen. 

Art. 5. Die na Art. 4 ermannten Experten ſchätzen 
aud die auszutauſchenden Produkte und beftimmen den Betrag 
des leberidufles, wenn ein folder bezablt werden mu, 
ſelbſt dann, wenn bie Probulte in einem andern Sreije 
gelegen find. 

Art. 6. Die Experten nebmen die Sdabung innert 
24 Stunden nad ibrer Beeidigung vor, wenn die Sbabung 
enfad ift und innert 48 Gtunben, wenn ein Tauſch ftatt- 
finbet. Sie nebmen ein Prototoll auf über ibre Berband- 
lungen. 

Sie beſtimmen den Betrag, welcher für die expropriir⸗ 
ten Produkte oder für die Vergütung des Ueberſchuſſes beim 
Tauſch bezahlt werden muß. 


Ferner beſtimmen fie, nach Uebung der betreffenden 
Gegend, die Ausdehnung, die Art und Dauer des Genuſſes 
der fraglichen Produkte und den Zahlungstermin. 


Art. 7. Das von allen Schätzern unterzeichnete Protokoll 
wird ſofort dem Oberamtmann übermittelt, der es ohne 
Verzögerung den Betheiligten mittheilt. 

Art. 8 Innert 24 Stunden von dieſer Mittheilung an 
fann jede Partei eine neue Schatzung verlangen, indem fie 
beim Friedensrichter den annübernden Koſtenbetrag, der 
dadurch verurſacht werden könnte, hinterlegt. Wird die bez 
treffende Partei im Unrecht befunden, fo find dieſe Koſten 
zu ihren Laſten. 

Die zweite Schatzung wird im gleicher Weiſe vorge⸗ 
nommen, wie die erſte. Dieſe zweite Taxe iſt definitif. 


— 2l4 — 


Falls die ameite Expertiſe die erſte nicht wenigſtens um 
einen Achtel abändert, fallen die Koſten zu Laſten desjenigen, 
welcher die zweite Expertiſe veranlaßt hat. 

Art. 9. Die Schatzung oder die Reviſion derſelben 
ſchiebt, wenn ein dringendes Bedürfniß vorhanden iſt, die 
Beſitznahme der fraglichen Produkte nicht auf. 

Der Oberamtmann ſpricht ſummariſch über alle auf 
dieſe Befitznahme bezüglichen Schwierigkeiten ab. 

Art. 10. Die Entſchädigungen und die Koſten, welche 
in Folge der in obigen Artikeln vorgeſehenen Verrichtungen 
entſtehen, ſind nach Entſcheidung der Experten zu bezahlen: 

im Sal von Expropriation durch ben Eigen— 
thimer, su deſſen Gunfien biejelbe ftattfanb ; 

im Sal von Tauſch bon bemjenigen Eigenthü— 
mer, der dabei im Vortheil iſt. 

Art. 11, Wenn jedoch in Folge außerordentlicher Um— 
ſtände die eine der Parteien einen ſehr bedeutenden Verluſt 
erleiden ſollte, iſt die Verwaltung der Viehkaſſe ermächtigt, 
derſelben einen Beitrag in der Eigenſchaft als Entſchädi— 
gung zu verabfolgen. 

Art. 12. Die Vieheigenthümer, zu deren Gunſten eine 
Expropriation ſtattfindet, ſind für allen Schaden verantwort⸗ 
lich, der durch ihre Nachläſſigkeit, durch diejenige ihrer 
Angeſtellten oder durch Nichtausführung der von den Ct- 
perten aufgeſtellten Bedingungen entſteht. 

Ebenſo können ſie zum Schadenerſatz und in eine 
Buße bis zu 200 Fr. verfällt werden, wenn fie bem Obet- 
amimann nidt alles Futter oder Gras angeben, welches 
zur Zeit der Expropriation zu ibrer Verfügung ftebt. 

Art. 13. Die Thiere, zu deren Erhaltung die Expropria⸗ 
tion vorgenommen wird, bilden ein privilegirtes Unterpfand 
zu Gunſten der Verſicherungskaſſe und des expropriirten Eigen⸗ 
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thümers, um Die Bezablung der im gegenwärtigen Geſetz 
vorgefebenen Sergütungen und Entſchädigungen au fibern 
(Gibilgejebbud 685, 689). 

Dieſes Pfandrecht wird in erfter Linie auf die Thiere 
desjenigen ausgeübt, au deſſen Gunſten die Expropriation 
verfügt wurde. 


Art. 14. ES iſt kein Grund zu einer Entſchädigung, 
wenn eine Weide in Bann erklärt wird, ſo daß ſie nicht 
abgeweidet werden kann. 


IT. Von der Zerſtörung angeſteckter Grgenftände. 


Art. 15. Wenn es in Vollziehung eidgenöſſiſcher oder 
kantonaler Geſetze über die Viehſeuchen nothwendig wird, ge- 
wiſſe Gegenſtände oder Theile von Gebäuden zu zerſtören und 
wenn die Bundesbehörde nicht unmittelbar verfügt, wird 
die Maßregel von der Polizeidirektion, auf Bericht des 
Oberamtmanns und des Kreisthierarztes verordnet, unter 
Rekursrecht an den Staatsrath. 


Art. 16. Dieſer Rekurs muß innert 24 Stunden nach 
Eröffnung der Entſcheidung eingelegt werden. 


Art. 17. Der Werth dieſer Gegenſtände wird nach 
ben vorſtehenden Art. 3, 4, 6 erſter Abſatz, 7, 8 und 9 
beffimmt. | 

_ rt, 18. Die auf dieſe Schätzung gegrindete Entibü- 
digung wird in bemjenigen Verhältniß und durch diejenigen 
Klaſſen entridtet, die durch die Art. 17, 18, 19 und 20 des 
Bunbdesgelebes über die Viehſeuchen vom 8. Hornung 1872 
und burd die Art, 10 und 11 des fantonalen Gefebes 
vom 12. Hornung 1873 bezeichnet find. 
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Art. 19. Die Staatsanwaltſchaft beſorgt, auf Verlangen 
des Betheiligten, von Amtswegen die Eintreibung der Ent⸗ 
ſchädigungen, wenn die Partei, welche dieſelben bezahlen 
ſoll, ihren Verpflichtungen innert der feſtgeſetzten Zeit nicht 
nachkommt. 


Art. 20. Alle auf Expropriationen, Tauſch, Schatzungen 
ac. bezüglichen, im gegenwärtigen Geſetze vorgeſehenen Akten 
ſind vom Stempel und Einregiſtrirung befreit, ausgenom⸗ 
men, wenn dieſelben, entweder in Folge der Beſtimmungen 
der Art. 12, 13 und 19, oder aus Gründen, welche der 
Viehkrankheitspolizei fremd ſind, ins Recht gelegt werden 
müſſen. 

Art. 21. Der Staatsrath iſt mit Vollziehuug des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes beauftragt, welches mit ſeiner Berbffent- 
lichung in Kraft tritt. 

Art. 22. Entſchädigungen, welche in Folge von ſolchen 
Expropriationen zu bezahlen ſind, die ſchon im Jahre 1875 
verfügt werden, müſſen nach ben Beſtimmungen des gegen- 
wärtigen Geſetzes in Richtigkeit gebracht werden, jedoch 
laufen die Friſten erſt von deſſen Veröffentlichung an. 


Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 8. Mai 
1875. | 


Der Präſident: €. Élerc. 
Det zweite Sekretär: Emil Perrier. 
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Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


berotdnet die Berüffentlidung des gegenmärtigen Gejebes 
durch Einrückung in's Amtsblatt und in die Geſetzes⸗ 
ſammlung. 


Der Praſident: Pailant. 
Der Ranaler: £s. Bourgknebt. 


Dekret 


vom 8. Mai 1875, 


betreffend den Bau einer Straße von Combre— 
mont⸗le-Grand nach Stäfis. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Nach Einſichtnahme der Petition der Gemeinden Nü—⸗ 
villpy, Aumont, MBüiflens, Cheiry, Tiefenthal, Montet und 
Cügy, welche Petition den Bau einer Straße von Combre⸗ 
mont-le-Grand über Nüwillhy, Aumont und „Le Pot de Fer“ 
nach Stäfis anfirebt; 

Im Hinblick auf den zwiſchen den Ständen Waadt 
und Freiburg abgeſchloſſenen und vom Großen Rathe den 
19. Auguſt 1874 ratifizirten Vertrag, betreffend den Bau 
mehrerer interkantonalen Straßen, unter welchen ſich die— 
jenigen von Combremont-le-Granb, Nüvillh und Stäfis 
befinden; 

In Berückfichtigung, daß es von Werth if, die Ge- 
meinden und Ortſchaften des oberen Broyebezirkes durch 
eine gute Straße mit ihrem Bezirkshauptorte zu verbinden; 
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Auf Antrag des Staatsrathes, 
| dekretirt: 


Art, 1. Es wird eine Straße von Combremont⸗le⸗ 
Grand über Nüvillhy, Aumont und Veſin nach Stäfis und 
Peterlingen gebaut und zwar von der Kantonsgrenze an 
bis zum ſogenannten „Pot de Fer“, d. h. bis zu ihrer 
Vereinigung mit der Straße von Peterlingen nach Stäfis. 
Die Straße wird nach dem rothen, durch das Dorf Veſin 
gelb corrigirten Trace des bon der Brücken⸗ und Straßen⸗ 
verwaltung ausgearbeiten Planes erſtellt. 

Art. 2. Nach ihrer Vollendung wird dieſe Straße als 
Staatsſtraße III. Klaſſe erklärt. 

Art. 3. Die auf 101,000 Gr. geſchätzten Baukoſten wer⸗ 
den bom Staat und den betbeiligten Gemeinden nad dem in 
Art. 13 litt. b des Geſetzes Über Straßenweſen vom 5. 
Gbrifimonat 1863 vorgeebenen Verhältniß getragen. 

Art. 4. Die beitragspflidtigen Gemeinben find : Nüvilly, 
Aumont, Befin, Cügy, Montet, Stüfis, Cheiry, Tiefentbal, 
Wuiſſens, Franex, Granges-de-Befin und Fraſſes. 

Art. 5. Der zu Laſten der Gemeinden fallende Antheil 
der Baukoſten wird folgender Weiſe vertheilt: 

1) Nüvilly 85 ‘/ 

2) Aumont 89 

3) Veſin 8 

4) Cügy 8 

5) Montet 2: 

6) Gtafis 5 

7) Cheiry 1 

8) Tiefenthal 1 
9) Wuiſſens 2 » 


Bu übertrager 97 °/, 





Ferner ift er mit Vollziehung des gegenwärtigen De- 
fretes beauftragt. 


Gegeben im Groben Rathe zu Hreiburg, den 8. Mai 


Art. 6. Der Staatsrath ift ermächtigt, die ibm nôtbig 
1875. 
Der Prüfident: 6. Élerc. 


ſcheinenden Abänderungen an dem Plane vorzunehmen. 
Der erfte Setretür: Ts. Vourgknecht. 


Der Stants-Rath des Kantons Freiburg, 


verordnet die öffentliche Bekanntmachung des gegenwäürtigen 
Dekretes durch Einrückung in das Amtsblatt und in die 
Geſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 12. Mai 
1875. 


Der Prüfident: Bailant. 
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10) Straner 1 , 
11) Granges-be-Befin 1 , 
12) Fraſſes Là 
Total 100 ,, 
Der Kanzler: £ Bourgknedt. 


a 
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Geſetz 


vom 11. Mai 1875, 


betreffend die Polizei und Kontrolle der Schieß— 
übungen. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In Erwägung, daß Art. 20 der Bundesverfafſung dem 
Bunde alle den Militärunterricht betreffenden Befugniſſe 
und die daraus hervorgehenden Koſten überbindet; 

Daß namentlich Art. 140, 2. Abſatz des Bundesgeſetzes 
vom 13. Wintermonat 1874, in Bezug auf die freiwilligen 
Schießbereine ſagt, „der Bundesrath wird in dieſer Bezie— 
hung die weiter nöthigen Verfügungen treffen“; 

Daß deshalb die kantonalen Beiträge, die bisanhin in 
Folge des Geſetzes vom 9. Mai 1863 dieſen Geſellſchaften 
gewährt wurden, keinen Sinn mehr haben, da der Kanton 
in Zukunft die Bedingungen derſelben nicht mehr feſtſetzt; 

Daß nichtsdeſtoweniger dieſe Uebungen, in Anbetracht 
der wachſenden Gefahren, welche aus der größern Trag— 
weite der neuen Feuerwaffen, ihrer heiklen Behandlung 
und der beſtändigen Vermehrung der Schießvereine entſtehen, 
beſondern Polizeimaßregeln unterworfen werden müſſen; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 


dekretirt: 


Art. 1. Das Geſetz vom 9. Mai 1863, betreffend 
die Schießvereine, wird hiemit zurückgenommen. 
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Art. 2. Die allgemeine Aufſicht über alle Schieß— 
übungen ftebt den Oberamtmännern zu (Gejeb über die 
Oberamimänner, Art. 54). 

Freiſchießen dürfen obne ibre bejondere Erlaubniß nidt 
ftattfinben (Ebendaſelbſt.) 

Art. 3. Bu dieſem Zwecke mub jedes Schießen menigitens 
at Tage vorher bem betreffenden Oberamimann angezeigt 
und bon bemielben genebmigt werden. 

Die Bezirks-Kommandanten und Waffenunteroffiziere 
find in der gleiden Friſt ebenfalls bavon zu benadridtigen. 

Art. 4 Der Oberamtmann beftimmt, nachdem ex den 
Gemeinderath angebürt und sur Gingabe allfülliger Einſpra⸗ 
den aufgefordert bat, den lab, wo irgend ein Sbieben 
veranftaltet werden darf. 

Er wacht batiber, daß bieje Anftalten keine Gefabr 
darbieten; wenn er ſolche borausfiebt, verweigert er jebe 
Bewilligung. 

Er ſorgt dafür, daß jede unberechtigte Schießübung 
ſofort aufhört und verfolgt die Schuldigen von Amtswegen. 

Art. 5. In Ausführung des Geſetzes über Straßenweſen 
(Art. 139) und des Reglementes gegen Brände (Art. 60) 
muß jeder Schützenſtand wenigſtens 50 Meter von den 
öffentlichen Wegen oder von Gebäuden entfernt ſein. 

Dieſe Beſtimmung iſt nicht anwendbar auf Die gegen- 
wärtig beſtehenden Schützenſtände, wenn fie ben Charakter 
eines bleibenden Baues haben. 

Art. 6, Die Veranſtalter jedes Schießens find zu einer 
ftrengen Beauffidtigung der Schützen, des Plabes und ber 
Cinridtung der Sdeiben, ſowie ber den Geſchoſſen ausge- 
jebten Zone verpflidtet. 

Betruntenen mub der Schießplatz verboten werden. 





en au 
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Art. 7. Uebertretungen der vorſtehenden Artikel werden 
mit einer Buße von Dr. 10 bis 50 beftraft, melde ſolidariſch 
bon ben Mitgliedern der Geſellſchaft oder menn feine Ges 
ſellſchaft ba ift, von ben Beranitaltern des Schießens ju be- 
aablen ift. 

Art. 8. Die Geſellſchaften oder die Beranftalter des Schie⸗ 
ßens find, mit Riüdgriffsredt auf bie Urheber, fix jeben 
Schaden verantwortlich, welcher von Schießübungen berrübrt. 

Art. 9. Alle vorſtehenden Beſtimmungen ſind ebenfalls 
auf Privaten anwendbar. 

Art. 10. Die ſämmtlichen, dem gegenwärtigen Geſetz 
zuwiderlaufenden Beſtimmungen werden hiemit aufgehoben. 

Art. 11. Der Staatsrath iſt mit Vollziehung des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes beauftragt, welches mit ſeiner Veröffent⸗ 
lichung in Kraft tritt. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 11. Mai 
1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: Ts. Vourgknecht. 


Der Stantsrath des Kantons Freiburg, 


berotbnet ben Drud des gegentwürtigen Geſetzes als 
Broſchüre und deſſen Aufnabme in's Amtsblatt und in bie 
Geſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 14. Mai 
1875. 


Det Präſident: Pailant. 
Der Staats-Kanzler: £s. Bourgknebt. 
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Geſetz 


vom 11. Mai 1875, 


betreffend Vollmachtsertheilung an den 
Staatsrath zur Ergreifung der nöthigen Maß— 
regeln, um die Einſchleppung der durch die 
Reblaus (Philloxera vastatrix) veranlaßten 
Rebenkrankheit zu verhindern. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In Erwägung, daß das Vorhandenſein der Reblaus 
(Philloxera vastatrix) bas letzte Jahr in verſchiedenen 
Punkten der ſchweizeriſchen Meingegenden nachgewieſen 
wurde und dieſelbe auch auf andere, bisher noch verſchonte 
Kantone übergreifen könnte; 

In Erwägung, daß es, wenn auch die Krankheit bei 
uns noch nicht beobachtet wurde, doch wichtig iſt, daß die 
Behörde die nôtbigen Mittel beſitze, um die Einſchleppung 
oder Ausbreitung derſelben zu bekämpfen; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. Der Staatsrath wird hiemit ermächtigt, die 
geeigneten Mitteln zu ergreifen, um die Einſchleppung der 
Reblaus in den Kanton zu verhindern, oder falls dieſelbe 
fich zeigen ſollte, alle diejenigen Vorkehrungen zu treffen, 
welche als wirkſam gegen Verbreitung dieſer Landplage 
anerkannt ſind. 
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Art. 2, Dieſe Bortebrungen werden getroffen unter Vor⸗ 
bebalt einer billigen, durch Experten oder in fireitigen Fällen 
burd die zuſtändigen Geridte ju beftimmenbden und zu 
vertheilendén Entidübigung. 


Art. 3. Die dem Staatsrath burd ane 
Geſetz ertheilte Bollmadt erlijdt mit bem 31. Chriſt⸗ 
monat 1876. 

Art. 4 Der Staatsrath ift mit Bekanntmachung und 
Vollziehung des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 11. Mai 
1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: Ts. BSourgknecht. 


Der Staatsrath des Kantons Freibdurg, 


verordnet die öffentliche Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Geſetzes durch Einrückung in's Amtsblatt und in die 
Geſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe ju Freiburg, ben 14. Mai 
1875. 


Der Präfibent: Baillant. 
Der Ranzler: Ts. Sourgknecht. 
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Dekret 


vom 11. Mai 1875, 


betrveffend Bemilligung eines Beitrages an 
den ©trabenbau der Gemeinde Gerniat. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf die Betition der Gemeinde Gerniat 
vom 31. Beinmonat 1874 um Gewährung eines Beitrages 
an ben Bau ber zur Berbindung biejer Gemeinde mit der 
Kantonsſtraße Boll-Boltigen beſtimmten Gemeindeftrae ; 

In Erwägung, daß Die petitionivende Gemeinde den 
Bau dieſes Verbindungsweges mit der Kantonsſtraße nicht 
unternehmen kann, ohne beträchtliche Opfer zu bringen; 

In der Abſicht die Lage dieſer Gemeinde zu erleichtern; 

Auf den Antrag des Staatsrathes, 


dekretirt: 


Art. 1. Es wird der Gemeinde Cerniat ein Beitrag 
bon Fr. 12,000 bewilligt zum Bau der von ihr zu er- 
ſtellenden Straßenſtrecke von Punkt O bis 115 des gelben, 
in Bezug auf Verbindung dieſes Dorfes mit der Straße 
von Boll nach Boltigen roſenroth abgeänderten Trace des 
definitiven Planes. 

Art. 2. Dieſer Beitrag von Fr. 12,000 iſt in jährlichen 
Ratazahlungen von Fr. 2,000 zu entrichten, anzufangen 
vom erſten Jahre an, in welchem die Arbeiten begonnen 
werden. Die zwei lebten Raten werden erſt nach gänzlicher 
Vollendung und Kollaudation des Werkes ausbezahlt. 

1855 
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Art. 3 Die rage des Unterhaltes der genannten 
Straße auf dem Gebiete der Gemeinde Creſüz bleibt vor- 
bebalten. 

Art. 4. Der Staatsrath ift mit Vollziehung des gegen- 
wärtigen Defrets beauftragt. 

Gegeben im Großen Rathe zu Hreiburg, ben 11. Dai 
1875. 

Der Prüjident: 6. Clere. 
Der erfte Sefretär: £s. Vourgknecht. 


Der Stants-Rath des Kanlons Freiburg, 


verordnet die öffentliche Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Dekrets durch Einrückung in bas Amtsblatt und in die 
Geſetzesſammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 14. Mai 
1875. 
Der Präſident: Bailant. 
Der Kanzler: £s. Vourgknecht. 


Detret 


vom 11. Mai 1875, 
betreffend Grmädtigung zu broviforifgen 
Abänderungen an der fantonalen Gejebgebung 
in Anwenbdung von Beltimmungen der Bunbdes- 

verfaſſung vom 29. Mai 1874. | 


Der Grobe Rath des Kantons Freiburg, 


In Erwägung, daß bie Bundesverfaſſung, die ent- 
ſcheidende Auslegung, die einzelnen Beſtimmungen derſelben 
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gegeben wird, oder die Grlafjung von Bundesgeſetzen oft 
die fantonalen Geſetze plôblid änbern und die Anwendung 
derſelben unmôglid machen; 

Daß es dringend nothwendig iſt, in dieſen Fällen das 
geänderte kantonale Geſetz mit der Bundesgeſetzgebung in 
Einklang zu bringen oder im Intereſſe der öffentlichen 
Ordnung durch andere Vorſchriften zu erſetzen; 

Daß es nicht möglich wäre, den Großen Rath jedes 
Mal zur Reviſion eines geänderten oder aufgehobenen Ge— 
ſetzes einzuberufen; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 


dekretirt: 


Art. 1. Der Staatsrath iſt ermächtigt, durch provi— 
ſoriſche Beſchlüſſe für Abänderung, Reviſion oder Erſetzung 
von ſolchen kantonalen Geſetzesbeſtimmungen zu ſorgen, 
welche zwiſchen den Seſſionen des Großen Rathes durch 
Entſcheidung von Bundesbehörden außer Kraft erklärt 
werden. 

Art. 2. Dieſe proviſoriſchen Beſchlüſſe bleiben nur in 
Kraft bis zur nächſten ordentlichen oder außerordentlichen 
Großrathsſitzung, in welcher fie der Ratifikation zu unter- 
ſtellen oder durch ein Geſetz zu erſetzen ſind. 

Art. 3. Das gegenwärtige Dekret tritt ſofort in Kraft. 


Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 11. Mai 
1875. | 


Der Prüjident: G Clerc. 
Der erfte Sekretär: Ts. Bourgknect. 
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Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet die Bekanntmachung des gegenwärtigen Dekretes 
durch Einrücken in's Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 31. Mai 
1875. 
Der Präſident: Paikant. 
Der Kanzler: £s. Bourgknedt. 


Geſetz 


vom 13. Mai 1875, 


betreffend Feſtſetzung einer Strafe fir bas 
Bergeben der BPrellerei in forrettionnellen 
Fällen. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In Erwägung, daß bas Strafgeſetzbuch in demjenigen 
Theile, welcher von den Vergehen handelt, keine auf die 
Prellerei bezügliche Beſtimmung enthält; 

In Erwägung, daß es wichtig iſt, dieſe Lücke auszu—⸗ 
füllen; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 


Art. 1. Der Art. 229 des Strafgeſetzbuches wird in 
folgender Weiſe vervollſtändigt: 


2) Wenn die Summe nicht mehr als 200 Franken 
beträgt mit korrektionneller Strafe wie Diebſtahl 
(Art. 416). 
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Art. 2. Die vorſtehende Beſtimmung tritt mit ibrer 
Derôffentlidung in Kraft. 
Gegeben im Groben Rathe au Freiburg, den 13. Mai 
1875. 
Der Präſident: 6. Éferc. 
Der erfte Sekretär: £ BSourgknecht. 


Der Stantsrath des Kantons Freiburg, 


berordnet die Befanntmadung des gegenwärtigen Gejebes 
durch Heftchen und deſſen Aufnahme in die Geſetzes— 
ſammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 17. Mai 
1875. 
Der Präſident: Bailant. 
Der Ranaler: £s. Sourgknecht. 


Detret 


vom 14. Mai 1875, 
betreffend Bemilligqung eines Beitrages bon 
dt. 5,000 an die bei der Rorreftion der Strabe 
bon CGorminboeuf nach Gumſchen betbeiligten 
Gemeinden. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf ben Beſchluß des Staatsrathes vom 
7. April 1875, betreffend Korrektion der Gemeindeſtraße 
von Gumiden nach Gorminboeuf ; 
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In Anbetradt des Art. 57 Des Gefebes über die 
Straßen vom 23. Bintermonat 1849; 

In Erwägung, daß der Bau Der Querlinie der 
Broyethalbahn und die Lage des Bahnhofes von Gumſchen 
die orreftion biefer Straÿe nothwendig machen; 

In Erwägung, daß dieſe Straße als Zufahrtsweg aller 
benachbarten Ortſchaften zum benannten Bahnhof dient; 

In der Abſicht dieſes gemeinnützige Unternehmen zu 
fördern; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. Es wird den Gemeinden Corminboeuf, Auta⸗ 
fond, Cheſopelloz, Loffn, Formangueires, La-Corbaz, Cor⸗ 
magens und Gumſchen, welche bei der Korrektion der 
bon der Transverſalbahnſtation Gumſchen nach Cormin⸗ 
boeuf führenden Gemeindeſtraße betheiligt ſind, ein Bei- 
trag von Fr. 5,000 gewährt. 

Art. 2. Dieſer Beitrag iſt in drei Raten von je Fr. 
2,000 und 1,000 zahlbar, welche auf die Büdgets von 1876, 
1877 und 1878 geſetzt werden. Die dritte Zahlung wird 
jedoch erſt nach Kollaudation der Arbeiten von Seite der 
Brückken- und Straßenverwaltung bezahlt werden. 


Art. 3. Der Staatsrath ift mit Vollziehung des gegen⸗ 
wärtigen Dekretes beauftragt. 


Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 14. Mai 
1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: fs. Vourgknecht. 
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Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


perordnet Die öffentliche Bekanntmachung des gegenmärtigen 
Detrets durch Einrückung in bas Umtsblatt und in bdie 
Gejebesjammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Sreiburg, ben 21. Mai 
1875. 
Der Präſident: Pailant. 
Der Vizekanzler: À. Weitzel. 


Detret 


vom 15. Mai 1875, 
betreffend Bemilligung einer Gumme von 


Fr. 20,000 zur Erhöhung des Seitenflügels des 
Regierungsgebäudes. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Nach Anhörung der Botſchaft des Staatsrathes be- 
treffend Erhöhung des Seitenflügels des Regierungsge⸗ 
bäudes um einen Stock; 

In Erwägung, daß Die Vermehrung der Verwaltun gs⸗ 
geſchäfte den Bau neuer Lotale in beſagtem Gebäude noth— 
wendig macht; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 


dekretirt: 


Art. 1. Der öſtliche Seitenflügel des Regierungs⸗ 
gebäudes wird, nach dem genehmigten, zu Fr. 20,000 ver⸗ 
anſchlagten Plane, um einen fernern, dritten Stock erhöht. 
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Art. 2. Die Koſten dieſes Baues werden burd Die 
au dieſem Zweck beſonders bemilligte, im bejonbern Biib- 
get: Auberordentlider Dienſt, Sektion V, Art. 1, aufge- 
tragenen Summe von Gt. 20,000 Beftritten. 

Art. 3 Der Staatsrath ift mit Vollziehung des ge- 
gentwürtigen Defretes beauftragt. 

Gegeben im Großen Rate zu Freiburg, ben 15. Dai 
1875. 

Der Prüfident: €. Clerc. 
Der erfte Sefretür: Ts. Vourgknecht. 


Der Stantsrath des Kantons Freiburg, 


berordnet die oͤffentliche Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Detrets durd Einrückung in bas Amisblatt und in bdie 
Geſetzesſammlung. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 21. Mai 
1875. 


Der Präſident: Paiflant. 
Der Vize-Kanzler: Af. Weitzel. 


Beſchluß 


vom 29. Mai 1875, 


betreffend Wahl bon zwei Mitgliebern des 
Großen Rathes im Kreis Greyerz. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 
In der Abſicht, für die Herren Peter Fracheboud und 








— 933 — 


J. C. Barras, welde ibre Entlaſſung als Großrathsmit⸗ 
glieder für den Bezirk Greyerz verlangt haben, eine Erſatz⸗ 
wahl zu treffen; 


Auf Antrag der Direktion des Innern, 
beſchließt: 


Art. 1. Die Wahlverſammlungen des Bezirkes Greyerz 
werden hiemit auf Sonntag, den 27. Brachmonat nächſthin, 
Nachmittags 1 Uhr in das gewöhnliche Lokal der Gemeinds- 
verſammlungen einberufen. 


Art. 2. Die Eröoͤffnung der Bürgerregifter bat in 
jeder Gemeinde dieſes Bezirkes ſofort nach Bekanntmachung 
dieſes Beſchluſſes ſtattzufinden. 


Die Bürgerregiſter find nach Kapitel Il, Sektion à 
des Geſetzes vom 22. Mai 1861 zu vervollſtändigen, jedoch 
unter Vorbehalt der Beſtimmungen der neuen Bundesver⸗ 
faſſung, welche feſtſetzt, daß im Kanton niedergelaſſene Schwei— 
zerbürger ſchon nach einer Niederlaſſung von drei Monaten 
das Wahlrecht haben. 


Art. 3. Die Bürgerregiſter find den 13. Brachmonat 
nächſthin zur Einſichtnahme aufzulegen und iſt dies durch 
Ausruf und Anſchlag bekannt zu machen (Art. 24 des 
Geſetzes). | | 

Dielelben werden ben 25. Brachmonat um 5 Ubr 
Abends in Gegenwart des Gemeinderathes geſchloſſen. 

Art. 4. Die Wahlfähigkeitsſcheine und die geſetzlich 
gültigen Stimmkarten werden von der Direktion des In— 
nern den Gemeind eräthen übermittelt, damit fie den Wäh— 
lern gemäß Art. 29 des Geſetzes und ſpäteſtens bis den 
20. Brachmonat ausgetheilt werden können. Die Aechtheit 
des Wahlfähigkeitsſcheines wird vom Gemeinderath bezeugt. 
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Dieſe Nachwahl wird, unter Vorbehalt der auf die 
Dauer der vorgängigen Niederlaſſung bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen der Bundesverfaſſung, gemäß den Vorſchriften des 
Wahlgeſetzes Kapitel I, Sektion d und e, Kapitel IT, Sek⸗ 
tion b, welche vor der Wahlverhandlung zu verleſen ſind, 
vor genommen. 

Vorſtehender Beſchluß ſoll den 6. Brachmonat nächſt⸗ 
hin durch Verleſen und Anſchlag in allen Gemeinden des 
Bezirkes Greyerz bekannt gemacht werden. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 29. Mai 
1875. 

Der Präſident: Paifant. 
Der Ranaler: Ts Bourgknecbt. 


Nachtrags⸗Geſetz 


über die Wirthſchaften, 
vom 12. Mai 1875. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf Art. 31 der Bundesverfaſſung, be- 
treffend die freie Ausitbung von Handel und Gewerben; 

In Erwägung, daß die Anwendung dieſer Beſtimmung 
Abänderungen am Geſetze über die Wirthſchaften veran— 
laſſen kann, die fid auf die verſchiedenen Arten der Patente, 
deren Dauer und Preis beziehen; 

In Erwägung, daß der in der Befugniß des Staats- 
rathes liegende Beſchluß vom 28. Chriſtmonat 1874 nur 
die Bedingungen feſtgeſtellt hat, welche zur Ausübung des 
Gewerbes zu erfüllen ſind; 
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In Erwägung ferner, daß die neuen Strafgeſetze die 
durch Die alte Geſetzgebung aufgeſtellten Strafen und Be- 
fugniſſe abgeändert haben; 


In Erwägung endlich, daß das Geſetz über die Wirth⸗ 
ſchaften nicht mit Nutzen revidirt werden kann, bevor die 
ſachbezüglichen neuen Verfügungen während einer gewiſſen 
Zeit in Ausübung waren; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. Der Staatsrath wird hiemit bevollmächtigt, 
die in Anwendung der Bundesverfaſſung in Bezug auf 
die verſchiedenen Arten von Patenten, deren Dauer und 
Preis nothwendig gewordenen Abänderungen am Geſetz 
vom 14. Mai 1864 über die Wirthſchaften und ähnlichen 
Anſtalten auf Grundlage des gegenwärtigen Geſetzes vor— 
zunehmen und zwar ſowohl in der Anwendung als durch 
beſondere Beſchlüſſe. 


Art. 2. Die in Titel VIII des genannten Geſetzes 
vorgeſehenen Strafen ſind auf die kraft des vorſtehenden 
Artikels getroffenen Verfügungen anwendbar. 


Art. 3 Das Maximum der in den Art. 157 und 
166 des Geſetzes vorgeſehenen Bußen iſt basjenige Ddes 
Art. 461 des Strafgeſetzbuches: 50 Gr. Buke und 10 Tage 
Gefängniß. 

Art. 4. Alle kraft des Geſetzes verhängten Strafen 
werden vom Oberamtmann angewendet (Organijations- 
geſetz vom 29. Mai 1869, Art. 46) mit Ausnahme der 
in Art. 118 und 119 vorgeſehenen Schließung. 

Art. 5. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit ſeiner 
Veröffentlichung in Kraft. 
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Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 12. Mai 
1875. 
Der Präſident: 6. Clerc. 
Dererfte Sekretär: £ Sourgknecht. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet die oͤffentliche Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Geſetzes durch Einrückung in bas Amisblatt und in die 
Geſetzesſammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 19. Juni 
1875. | 
Der Präſident: Sailant. 
Der Kanzler: £ Sourgtknecht. 


Gel et 


vom 15. Mai 1875, 


betreffend'Sewilligung von Reiſeentſchädi— 
gungen für die Oberamtmänner, Oberamts- 
ftellbertreter und die Sorftinipeftoren. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In Erwägung, bai bie beftänbige Sunabme der Ber- 
waltungsgeſchäfte die Oberamtmänner, die Stellvertreter 
derſelben und die Forſtinſpektoren von Tag zu Tag zu 
mehr Gängen nöthigt und daß ſomit die Auslagen dieſer 
Beamten immer grôber werden; 
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In der Abſicht die Anwendung des in Art. 10 des 
Gefebes über die Oberamimänner enthaltenen Grundſatzes 
der Wegentſchädigung weiter auszudehnen und den oben- 


erwähnten Beamten die Erfüllung der Pflichten au erleid- 


teen, welche ibnen das Geſetz auferlegt; 
Auf Antrag des Staatsrathes, 


dekretirt: 


Art. 1. Wenn die Oberamtmänner, die Stellvertreter 
derſelben und die Forſtinſpektoren genöthigt ſind, fich zur 
Beſorgung der ordentlichen und außerordentlichen Verwal⸗ 
tungsgeſchäfte mehr als eine Stunde von ihrem Wohnorte 
zu entfernen, erhalten ſie von der Staatskaſſe und über 
ihre fete Beſoldung bin eine Entſchädigung von Gr. 4 
für jeben balben Tag. 

Art. 2. Immerhin bleiben davon ausgenommen: 


a) Diejenigen Gänge, welche ben Oberamtmännern 
fraft Art. 28, 29 und 34 des Geſetzes über die 
Oberamimüänner vom 9. Mai 1848 obliegen ; 

b) Diejenigen Gänge der Soritinfpeltoren, welche für 
ben jährlichen Beſuch der der Forſt-Verwaltung 
unterſtellten Waldungen nöthig ſind. 

Art. 3. Der Staatsrath beſtimmt das Maximum der 
Entſchädigung, welches jeder dieſer Beamten im Laufe eines 
Amtsjahres erhalten kann und die Art und Weiſe der 
Kontrolle. 

Art. 4. Die durch Verrichtungen der Gerichtspolizei 
und durch Feuersbrünſte veranlaßten Gänge der Oberamt⸗ 
männer bleiben dem allgemeinen Tarif unterſtellt. 

Art. 5. Für den gleichen Gang darf die Entſchädi⸗ 
gung nur einmal berechnet werden, welches auch die Gründe 
dafür ſein mögen. 
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Art. 6. Dur Entſcheidung des Staatsrathes fünnen 
dieje Entſchädigungen ju Laſten ber Privaten oder Kor⸗ 
porationen gelegt werden, welche einen außerordentlichen 
Bud des Oberamimannes oder Forſtinſpektors noth⸗ 
wendig machen. 


Art. 7. Privaten, welche durch die Forſtinſpektoren 
in ihren Wäldern Ausmarchungen oder andere Arbeiten 
vornehmen laſſen, genießen in Bezug auf die Reiſeentſchä— 
digungen die Begünſtigungen des gleichen Tarifes, jedoch 
unbeſchadet der Vergütung, welche für die Arbeit ſelbſt 
gefordert wird. 

Art. 8. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Heu⸗ 
monat 1875 in Kraft. 

Art. 9. Es ſind alſo abgeändert: die Beſtimmungen 
des Art. 9, letzter Abſatz, Art. 10, erſter Abſatz und Art. 11 
des Gejebes iiber die Oberamtmänner vom 9. Dai 1848 
in Bezug auf die den Oberamtmännern und ibren Stell⸗ 
pettretern gewährten Entſchädigungen uud Art. 2 bes 
Geſetzes vom 26. MBintermonat 1872, wodurch das Forſt⸗ 
Geſetz abgetindert wurde, in Bezug auf bie Forſtinſpektoren. 


Gegeben im Großen Rathe ju Sreiburg, den 15. 
Mai 1875. . 


Der Prüjibent: 6. Clerc. 
Der erfte Sekretär: fs. Bourgknedt. 


Der Staats-Rath des Kantons Freiburg, 


verordnet Die Befanntmadung des gegenwürtigen Geſetzes 
durch Ginridung in's Amtsblatt und in die Gefebes- 
jammlung. 
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Gegeben im Staatsrathe ju Greiburg, ben 21. Dai 
1875. 
Der Prüfident: Baillant. 
Der Kanzler: £ Bourgknedt. 


Beſchluß 


vom 19. Brachmonat 1875, 


betreffend Erſtellung eines beſonderen Kada— 
ſters für die im Gebiete der Juragewäſſerkor— 
rektion begriffenen Immobilien. 


Der Staats-Rath des Kantons FSreiburg, 


In Anbetracht des Art. 15 des Dekretes vom 28. Mai 
1869, betreffend bas Unternehmen der Korrektion der obern 
Juragewäſſer; 

In Anbetracht des Art. 4 des Geſetzes vom 16. Mai 
1874 über Errichtung einer privilegirten Hypothek auf alle 
im Gebiete der obern Jurawäſſerkorrektion befindlichen 
Immobilien; 

In Erwägung, daß es für die Sicherheit der Gläubi— 
ger, für die Verantwortlichkeit des Hypothekenkontrolleurs 
und für die Erhebung des auf jeden Schuldner entfallenden 
Beitrages unumgänglich nothwendig iſt, den beſonderen Ka— 
daſter dieſes Gebietes in drei Doppeln auszufertigen; 


In fernerer Erwägung, daß ein beſonderer Plan des 
Gebietes unnütz wäre, den betheiligten Eigenthümern be⸗ 
deutende Koſten verurſachen würde und daß rt, 4 des 
Geſetzes vom 16. Mai 1874, weit entfernt, im Widerſpruch 


— 940 — 


mit der Beftimmung bes Art, 15 des Dekretes vom 
28. Dai 1869 ju jein, biefelbe nur beftütigt, inbem er 
nidt die Form, ſondern nur die Ointerlegung diejes Planes 
auf dem Hypothekenkontrolle voridreibt ; 

Rad Anhörung des Generallommiflérs und der Ber- 
waltungskommiſſion der bei der obern Juragewäſſerkorrektion 
betbeifigten Gigenthimer ; 

Auf Antrag der Finanzdirektion, 


beſchließt: 


Art. 1. Es wird ein beſonderer Kadaſter des bei der 
obern Juragewäſſerkorrektion betheiligten Gebietes errichtet. 
Dieſer Kadaſter iſt in drei Doppeln für jede Gemeinde 
auszufertigen. Ein Doppel iſt in dem Hypothekenkontrolle 
des Seebezirkes ju hinterlegen, der zweite bei der Verwal⸗ 
tungskommiſſion der betheiligten Eigenthümer und der 
dritte in jeder Gemeinde, welche ganz oder theilweiſe im 
benannten Gebiete inbegriffen iſt. 


Art. 2. Die Eintragungen, Veränderungen u. ſ. w. 
haben nach den allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen 
der Geſetze über die Kadaſter zu geſchehen. 

Art. 3. Die Grenzen des Umfanges werden auf den 
bei der Hypothekenkontrolle, der Gemeinde und dem General⸗ 
kommiſſariat niedergelegten Kadaſterplänen eingetragen und 
eingezeichnet. 

Art. 4. Auf dem Terrain ſelbſt werden die Grenzen 
des bewußten Gebietes mit eichenen Pflöcken bezeichnet, 
welche das Zeichen P tragen und ſtark genug ſein ſollen, 
um nicht leicht entfernt werden zu koͤnnen. 

Die die Grenze bezeichnenden Pflöcke werden auf den 
Plaͤnen durch einen kleinen Kreis angegeben, wie die Mart- 
ſteine, jedoch mit Terra di Siena. Die Linien, welche 
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dieſelben verbinbden, find ftridpunitirt und mit einer leidten 
Ginfaffung der gleiden Farbe wie die Pfüble verjeben. 

Art. 5. Alle im Gebiete der Rorrettion inbegriffenen 
Artikel des Kadaſters werden auf ben Plänen mit dem 
groben römiſchen Budftaben P bezeichnet, welcher unter 
der Nummer des Artikels anzubringen iſt. 

Falls ein Artikel durch die Grenzlinie des Gebietes 
durchſchnitten wird, iſt ſeine Nummer außerhalb und inner- 
halb des Umfanges zu wiederholen. Im innern Theil mit 
der Aufſchrift des Buchſtabens P, im äußern Theil ohne 
dieſen Zuſatz. 

Art. 6. Im Kadaſter des Umfanges der Korrektion 
tragen alle Artikel unter ihrer Nummer den Buchſtäben P. 

Art. 7. Außer der kurzen durch Art. 3 des Geſetzes 
vom 16. Mai 1874 vorgeſchriebenen Ueberſchrift der Hypo— 
thek wird im Artikelregiſter des gewöhnlichen Kadaſters und 
für jeden Umfang der Juragewäſſerkorrektion liegenden Ar— 
tikel eine Bemerkung angebracht, welche angibt, daß dieſer 
Artikel in der privilegirten Hypothek inbegriffen iſt. 

Art. 8. Der Hypothekenkontrolleur bat die privilegirte 
Hypothek in allen Auszügen ju erwähnen, welche er aus 
dem Hypothekenregiſter ausftelt und bat au dieſem Smed 
das Artilelregifter und den befondern Rabafter der Korrek⸗ 
tionSgebiete zu Rathe ju sieben. 


Art. 9. Die Finanzdirektion ift beauftragt, dieſen 
Beſchluß ju vollziehen und alle anberen Vollziehungsmaß— 


regeln zu etgreifen, welche als nübliÿ ober nothwendig 
anerkannt werden, 


Art. 10. Der gegenwärtige Beſchluß wird durch Ein- 
tüdung in's Amtsblatt und die Geſetzesſammlung ver- 
öffentlicht. Mit einer Bekanntmachung erbült er Vollzie— 
hungskraft. 

16 
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GegeBen im Staatsrathe ju Greiburg, ben 19. Brad- 
monat 1875. 
Der Präſident: Bailant. 
Det Ranaler: Ts. Bourghknedt. 


Beſchluß 


vom 22. Brachmonat 1875, 


betreffend Vereinigung des Hypothekenkontroll— 
und Einregiſtrirungs-Büreau Ueberſtein mit 
demjenigen bon Stäfis. 


Det Stantsrath des Kantons Freiburg, . 


In Anbetradt der Grlebigung der Stelle eines Hypo⸗ 
thekenkontrolleurs und Vorſtandes des Einregiſtrirungsbüreau 
Ueberſtein; 

In Erwägung, daß die Wichligkeit dieſes Büreau, 
vom Standpunkte der Intereſſen der Gegend, die es 
bedient, in keinem Verhältniſſe ſteht zu der Beſoldung, 
welche billigerweiſe dem Inhaber der Stelle zugeſichert 
werden muß; 

In fernerer Erwägung, daß man, wenn auch eine 
Aufhebung dieſes Bureau vom Standpunkte der Admini⸗ 
ſtration und im Hinblick auf deſſen Ertrag gerechtfertigt 
wäre, die Bevölkerung dieſes Friedensgerichtskreiſes doch nicht 
der Vortheile des Beſtandes eines Hypothekenkontroll⸗ und 
Einregiſtrirungsbüreau im Hauptort ihres Kreiſes berauben 
kann, beſonders wegen ihrer Entfernung vom Bezirkshaupt⸗ 
ort und der ſchwierigen Verbindung mit demſelben; 
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In der Abfidt, die Intereſſen der Bevölkerung jo gut 
als möglich mit denjenigen der Verwaltung zu verſöhnen 
und in Erwartung einer Entſcheidung des Großen Rathes; 


Auf Antrag der Finanzdirektion, 

beſchließt: 

Art. 1. Das Hypothekkontroll- und Einregiſtrirungs⸗ 
büreau Ueberſtein wird proviſoriſch vom Hypothekenkontrol⸗ 
leur, Vorſtand des Einregiſtrirungsbüreau Stäfis, bedient. 

Art. 2. Die Archive der Hypothekenkontrolle und des 
Einregiſtrirungsbüreau Ueberſtein, die Regiſter und alle 
andern Dokumente werden in einem anſtändigen, von der 
Finanzdirektion auf das Gutachten des Oberamtmannes 
hin genehmigten Lokal niedergelegt. Dieſes Lokal ſoll auch 
als Büreau dienen können. Es wird von den Gemeinden, 
welche den 4. Friedensgerichtskreis ps Broyebezirks bilben, 
unentgeldlich geliefert. 


Art. 3. Das Büreau iſt menigitens einmal wöchent⸗ 
lib, Samitag von Morgens 8 Ubr bis Mittag und von 
1 Ubr bis 5 Uhr geôffnet. Jedenfalls darf es nidt ge- 
floffen werden, jo [ange die Sitzung des Friedensgerichtes 
nidt aufgeboben iſt. 

Art. 4 Die Gebübren und Provifionen fallen bem 
Vorſtande des Büreau von Stäfis zu, welcher fit durch 
ſeinen Stellvertreter erſetzen laſſen kann. 

Art. 5. Die Finanzdirektion iſt mit Vollziehung des 
gegenwärtigen Beſchluſſes beauftragt, welcher mit dem 
1. Brachmonat in Kraft tritt. Dieſelbe wird mit der nächſten 
Großrathsſitzung einen Geſetzesentwurf sur Regulirung der 
Bedienung des Büreau Ueberſtein vorlegen. 

Der gegenwärtige Beſchluß ſoll durch Einrücken in's 
Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung bekannt gemacht 
werden. 
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Gegeben im Staatsrathe su Sreiburg, den 22. Brad- 
monat 1875. 
Der Prüfident: Baiflaut. 
Der Kanzler: Ts. Beurgknecbt. 


Beſchluß 


vom 29. Juni 1875, 


betreffend das Ergebniß der am 27. Juni 1875 

im Greyerzbezirk ſtattgehabten Wahlen für die 

Ernennung von zwei Großräthen, an Stelle 

der demiſſionirenden Herren Th. Fracheboud 
und J. C. Barras. 


Der Stantsrath des fiantous Freiburg, 


Nach Einſicht des Art. 49, 3. Abſatz, des Geſetzes 
vom 22. Mai 1861, 


verordnet: 


Nachſtehende Tabelle, welche das Ergebniß der am 
27. Juni 1875 im Greyerzbezirk ſtattgehabten Erſatzwahlen 
in den Großen Rath enthält, ſoll vermittelſt Einrückung in's 
Amtsblatt und in die Geſetzesſam mlung öffentlich bekannt 
gemacht werden. 


— 
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Folglich finb die Herren Alphons Theraulaz, Staats⸗ 
rath und Jakob Schwarz, Friedensrichter zu Großräthen 
für den Greyerzbezirk ernannt. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 29. Juni 
1875. 


Der Präfident: Paillant. 
Der Kanzler: £s. BSourgknecht. 
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Beſchluß 


vom 23. Juni 1875, 
betreffend die fiftiven Rieberlagen der Stabt 


Murten Für ben Wein- und Shpirituofenbanbdel. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Rad Einſicht der eingelangten Gejude ab Seite ver- 
ſchiedener HanbelSleute von Murten, welche die Yus- 
ſtreichung veridiebener Beftimmungen des ſpeziellen Regle- 
ments bom 23. Juli 1864, betreffend bie fiftiven Nieder⸗ 
agen von Murten, verlangen. 

In der Abfidt fo viel wie möglich bie Handelsfreiheit 
au begünitigen, obne jedoch ben Intreſſen des Fiskus zu 
ſchaden; 

Auf Antrag der Finanzdirektion, 


beſchließt: 


Art. 1. Die Handelsleute, welche in Gemäßheit 
des Art. 13 des Geſetzes vom 11. Wintermonat 1868, 
ibre Reller als fiftive Rieberlagen anertennen laflen wollen, 
baben ihre Gejude an den Staatsrath au ridten, indem 


fie folde burd bas Oberamt, —— Berichterſtattung, 


erhalten. 


Dieſe Geſuche ſind alljährlich vor dem 1. Chriſtmonat 
durch die Handelsleute, welche ſchon im Beſitze einer 
ſolchen Bewilligung ſind, zu erneuern. 


Art. 2. Die dem Staate für Ertheilung einer 


— 


Rieberlage-Bewilligung au bezahlende Gebühr ift der Hälfte 
ber Magazintoften der zu empfangenben und wieder aus⸗ 


aufübrenden Getränte aleid (Art. 15 des Gejebes vom Jabr 
1863). | 


Art. 3. Der Beſitzer einer Partilular-Niederlage ift 
gebalten zwei Seller ju balten, wovon der eine für die ſchwei⸗ 
zeriſchen und Der anbere Le Die fremben Getränle be: 
ſtimmt iſt. 


Dieſer letztere Keller part mit demjenigen der ſchwei⸗ 
zeriſchen Weine gar leine müglide Mittheilung baben. 


Diefelben ſollen mit einem Doppelſchloß verſehen ſein, 
ſowie auch mit zwei verſchiedenen Schlüſſeln. Der eine 
Schlüſſel ſoll in Händen des Eigenthümers und der andere 
in denjenigen des Aufſehers der Niederlage bleiben. 


Art. 4. Für die in die Niederlage einzuführenden 
Getränke liefert der Getränkeſteuerbezieher ein Paſſavant 
wie ſolches durch den Art. 38, 2. Lemma, des Beſchluſſes 
vom 16. Wintermonat 1863 vorgeſchrieben iſt, dieß zwar 
gegen Bezahlung der im Art. 1 des Beſchluſſes vom 25. Mai 
1866 vorgeſehenen Gebühr, ſei es 1 Fr. 45 Gent. per 
400 Maß. 

Dieſe Paſſavant ſollen innert 24 Stunden dem Ge- 
tränkeſteuerkontrolleur übergeben werden (Art. 39 des Be⸗ 
ſchluſſes vom 16. Wintermonat 1863). 


Art. 5. Sein Getränk darf ohne Gegenwart des Zoll⸗ 
einnehmers aus dem einen oder andern Keller ausgeführt 
werden, und erſt nach Erfüllung der in ben hienach bezeid= 
neten Art. 8 und 9 vorgeſehenen Formalitäten. 


Art. 6. Die Expeditionen im Innern des Kantons 
dürfen nur gegen Bezahlung der Eingangsgebühr ſtattfinden 
und der Zolleinnehmer ſtellt eine Eingangsquittung aus, 
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wie ſolche durch die Art. 31 und 50 des oben genannten 
Beſchluſſes vorgeſchrieben iſt; dieſe Quittung iſt durch den 
Empfänger bem Getränkeſteuerkontrolleur zu übergeben 
(Art. 33 des Beſchluſſes von 1863). 


Art. 7. Für die außer dem Kanton zu machenden 
Sendungen, ſei es für die Wiederausfuhr, bat der Nieder— 
lageaufſeher ein im Art. 28 des Beſchluſſes von 1863 
vorgeſchriebenes Paſſavant auszuſtellen. 


Art. 8. Der gleiche Angeſtellte hat jedem Miederlage— 
Beſitzer eine ſpezielle Rechnung zu öffnen. Er ſchreibt in 
dieſe Rechnung ſorgfältig alle durch ihn ausgeſtellten Quit— 
tungen oder hinterlegten Paſſavant ein. 

Art. 9. Alle Beſtimmungen des Beſchluſſes vom 16. 
Wintermonat 1863, welche hier nicht vorgeſehen und mit 
den gegenwärtigen nicht im Widerſpruche ſind, bleiben den 
Partikularniederlagen der Stadt Murten anwendbar. 


Art. 10. Kein hier gewachſener Wein darf in ein der 
vorgemeldeten als fiktive durch den Staatsrath anerkannte 
Niederlage verlegt werden (Art. 37 des Beſchluſſes von 
1863). 


Art. 11. Das Spezialreglement vom 28. Juli 1864 


betreffend die fiktiven Niederlagen von Murten iſt aufge- 
hoben. 


Art. 12. Die Finanzdirektion iſt mit der Vollziehung 
des gegenwärtigen Beſchluſſes, welcher mit ſeiner Bekannt⸗ 
machung in Kraft tritt, beauftragt. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, ben 23. Juli 
1875, um durch bas Amtsblatt und durch Einrückung in 
die Geſetzesſammlung veröffentlicht zu mwerben. 


Der Präſident: Bailant. 
Der Vize-Kanzler: À. Weitzel. 
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Beſchluß 


vom 2. Auguſt 1875, 
betreffend Feſtſetzung des Steuerfußes ju 
Gunſten der Brandverſicherungskaſſe für das 
Jahr 1874. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf das von der Kommiſſion für das 
Jahr 1874 vorgelegte Büdget der Gebäudeverſicherungskaſſe; 

In Betracht, daß einerſeits Die während dieſem Ver⸗ 
waltungsjahr erlittenen Verluſte für die Kaſſe ſehr ver— 
derbender Wirkung geweſen und auf mehr als 2 vom %/,, 
des verſicherten Werthes geftiegen find; 

Daß anbderfeits der befriebigende Suftand des Referve- 
fonds es erlaubt, um die ju bedenden Laſten zu milbern, 
ein Anlehen aus demſelben zu betwertitelligen ; 

Geſtützt auf bie Art. 116 und 117 des Gejebes über 
Gebäudeverfiderung vom 21. Mai 1872, 

beſchließt: 

Art. 1. Der Fuß des Steueranſchlages für das Ver⸗ 
waltungsjahr 1874, in 1875 zu beziehen, iſt auf 1'/, vom 
0/0 des verfiderten Werthes feftgejebt. 

Art. 2. Die Verſicherungskommiſſion ift mit der Ver⸗ 
offentlichung und Vollziehung des gegenwärtigen Beſchluſſes, 
welcher in die Geſetzesſammlung gſgenennen wird, 
beauftragt. 

Gegeben in Freiburg, ben 2. Auguſt 1875. 

Der Prüfident: Pailant. 
Der Vize-Kanzler: À. Wribel. 
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Beſchluß 


vom 20. Auguſt 1875, 
. betreffenb die Eröffnung der Jagd. 


Der Stants-Rath des Kantons Freiburg, 


Rad Einſicht des Defretes vom 2. Herbſtmonat 1875; 
Im DYinblid auf den Art. 2 bes Geſetzes vom 14. 
Mai 1864; 
Rad Kenntnißnahme der Beridte ber Oberamtmännetr; 
Auf den Vorſchlag der Finanzdirektion, 
beſchließt: 
Art. 1. Die diesjährige Jagd wird mit dem 1. Herbſt⸗ 
monat eröffnet und mit bem 30. November geſchloſſen. 
Art. 2. Die Fuchsjagd iſt vom 1. Chriſtmonat 1875 
bis sum 15. März 1876 in den hiernach bezeichneten Jagd⸗ 
tebieren geÿfnet ; 
a. Im Saan ebezirk ift der Fuchsjagd geöffnet: Das 
Revier des 1. Friedesgerichtskreiſes (Favernach); 
b. Im Greyerzbezirt: Der 4. Kreis des Friedens⸗ 
gerichts (Vuippens); 
c. Im Seebezirk: Das Gebiet des 1. Friedens⸗ 
gerichtskreiſes (Curlin); 
d. Im Broyebezirk: Das Revier des 1. Friedens⸗ 
gerichtskreiſes (Dompierre); 
e. Im Vibisbachbezirk: Das Gebiet des 1. Grie- 
densgerichtskreiſes (Semſales). | 
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| Art. 3 Für die Fuchsjagd gelten die Vorſchriften 
der Art. 2, 5 und 6 des Beſchluſſes vom 7. Chriſtmonat 
1864. Es wird im Bejondern daran erinnert, daß man 
mit einem fpesiellen Patent verſehen fein mu. 


Art. 4 Die Geſuche zur Erlangung von BPatenten 
werden bon ben Staatseinnehmern der Finanzdirektion 
übermacht, welche fid in Betreff ber Erfüllung der Por: 
ſchriften des Art. 2 des Beſchluſſes vom 7. Cbrifimonat 
1864 zu verfidern bat. Die Ginnebmer follen bei ber 
Gingabe dieſer Gejude augleid der Sinambireftion über 
die Perſon des Gejuditellers, ſowie deſſen Bürgſchaft, 
und insbeſondere über die im folgenden Artikel vorgeſehenen 
Ausſchließungsfällen die nöthigen Aufſchlüſſe ertheilen. 


Art. 5. Das Patent für die Fuchsjagd wird ver- 
weigert: 1. jeder Perſon, welche in den dem Patentgeſuch 
vorangeheuden fünf Jahren eine Verurtheilung wegeu 
Jagdvergehen erlitten bat; 2. in allen in Art. 3 des Ge⸗ 
ſetzes vom 9. Mai 1864 vorgeſehenen Fällen, und 3. wenn 
die ertheilten Aufſchlüſſe in Betreff der ſtrikten Beobachtung 
der Geſetzesvorſchriften nicht unumſchränktes Vertrauen ein⸗ 
floͤßen. 

Art. 6. Der Geſuchſteller darf vom Jagdpatent erſt 
dann Gebrauch machen, wenn ibm dasſelbe wirklich einge⸗ 
händigt worden iſt, und jede in Uebertretung des gewöhn⸗ 
lichen Geſetzes, ſelbſt nach dem Patentbegehren, ſtattfindende 
Jagd ſoll beſtraft werden, ſo lange das Patent nicht aus- 
geliefert iſt. 

Art. 7. Die Gemeindebehoͤrden, Landjäger, Bann⸗ 
warte und im Allgemeinen alle Polizeiangeſtellten find ins⸗ 
beſondere beauftragt, die Vollziehung des Geſetzes, ſowie 
des gegenwärtigen Beſchluſſes zu überwachen und die 
Widerhandlungen zu verzeigen. 
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Art. 8 Die Hinampbireltion ift mit Vollziehung bes 
gegenwärtigen Beſchluſſes beauftragt, welcher durch Anſchlag, 
Einrückung in's Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung 
veröffentlicht wird. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 20. Auguſt 
1875. 
Der Präſident: Baillant. 
Der Vize-Kanzler: À. Weitzel. 


Defret 


vom 24. Auguſt 1875, 
in Abänderung des Art, 22 des Beſchluſſes 


vom 28. Mai 1869 betreffenb bas Unternebmen 
der Juragewäſſerkorrektion. 


Det Große Rath des Kantons Freiburg, 


Mad Cinfidt bes Art. 22 des Beſchluſſes vom 28. 
Mai 1869; | 

In der Abfidt, ben an der Korrektion der Jurage- 
wäſſer betbciligten Gemeinden und Grunbbefibern die Auf- 
nabme eines Anleihens, ſowie aud die Beftreitung der 
Binjen und die Rückzahlung berjelben ju erleidteru; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 


Art. 1. In Abänderung der Vorſchrift der Art. 22 
obenerwähnten Beſchluſſes, kann die Rückzahlungsfriſt des 
von den an der Juragewäſſerkorrektion betheiligten Gemein⸗ 
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den und Grunbbefibern aufzunehmenden Ynleibens auf 
30 Sabre ftatt 25 feſtgeſetzt werben. 

Art. 2 Der Gtaatérath iſt mit ber Bekanntmachung 
des gegeniwärtigen, ſofort in Kraft tretenden Beſchluſſes bes 
auftragt. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 24. Au⸗ 
guſt 1875. 

Der Präſident: 6. Clerc. 
Der zweite Selretür: Emil Perrier. 


Der Stants-Rath des Kantons Freibura, 


verordnet bie öffentliche Bekanntmachung des gegenwärtigen 


Dekrets durch Einrückung in's Amtsblatt und in die 
Geſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 27. Auguſt 
1875. 


Der Bräfibent: — 
Det Vize-Kanzler: À. Weitzel. 


Dekret 


vom 25. Auguſt 1875, 


betreffenb bie Grbidaft des Herrn Sobann 
Joſeph Marcel Berſet, bon Cormerath. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Rad Ginfidt des eigenbändigen Teſtamentes vom 
10, März 1875, des verftorbenen Herrn Johann Joſeph 
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Marcel Beriet, Sobn des ſel. Johann Joſeph Aime Beriet, 
von Gormerath, wohnhaft im Melchenbühl bei Bern, Te- 
ftament, meldes am 21. Mai 1875 bei Herrn Notar Bürgy 
in Freiburg beponirt, am 2. barauf folgenden Braÿmo- 
nat burd ben gleiden ôffentliden Beamten, und burÿ 
die Homologationslommiffion des Rantons Bern am 2. Juli 
gleichen Jahres verdifentlidt und burd welches ber vers 
ftotbene. den Staat Sreiburg als ſein Univerjal: Exbe, 
mit der Berpflidtung, eingejebt bat, eine Anſtalt für junge 
arme Mädchen des Rantons Freiburg, unter ben Bebdin- 
gungen und in ber im Zeftament angegebeæn. Art und 
Weiſe ju grünbden; 

Rad Cinfidt ber Botſchaft des Staatsrathes vom 
20. Auguſt 1875; 


Im Hinblick auf den Art. 13 des Civilgeſetzbuches; 
Erwägend: 

Art. 1. Daß es bem Großen Rathe, angefichts der 
Friſtverlängerung, welche für den Schluß des amtlichen 
Güterverzeichniſſes geſtattet wurde, nicht moͤglich iſt, vor 
Ende der gegenwärtigen außerordentlichen Seſfion den bes 
finitiven Totalbetrag der Aktivmaſſa dieſer Erbſchaft genau 
au kennen und ſich mithin über deren Annahme auszu⸗ 
ſprechen; 

Art, 2. Daß bas amiliche Reſultat des amtlichen 
Guüterverzeichniſſes beſtimmt ein bedeutendes Di au nach⸗ 
weiſen wird; 

Art. 3. Daß die dem Kanton bei dieſer Schenkungs⸗ 
angelegenheit geſtellten Bedingungen annehmbar ſind; 


beſchließt: 


Art. 1. Der Staatsrath iſt ermächtigt, ſobald das 
definitive Reſultat des amtlichen Güterverzeichniſſes über 
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die Nachlaſſenſchaft des Herrn Johann Joſeph Marcel 
Berſet, bekannt ſein wird, ſich im Namen des Kantons 
Freiburg über deren Annahme auszuſprechen, wenn beſagte 
Erbſchaft ein Aktivübetſchuß nachweist. 

Art. 2. Im Falle der Annahme, iſt die durch den 
Teſtator vorgeſehene Anſtalt unter dem Namen „Verſetia“ 
und welche dazu beſtimmt iſt, diejenigen armen Mädchen 
des Kantons Freiburg aufzunehmen, als eine moraliſche 
Perſon anerkannt. 


Art. 3 Die Kommiſſion des Kantonsſpitals iſt beauf⸗ 
tragt dieſen Fundus ſo lange zu verwalten als derſelbe 
durch Aufhäufung der Zinſe, hinlangt, die „Berſetia“ zu 
gründen. 

Art. 4. So lange dieſe Güter durch ein Nutznieß⸗ 
ungsrecht behaftet ſein werden, ſollen die Titel ſo viel 
möglich in Bern, unter Aufſicht der Kommiſſion, in einer 
joliben Srebitanftalt, melde ebenfalls die Beriwaltung haben 
wird, binterlegt bleiben. Sobald die Nutznießung aufge⸗ 
hört hat, ſollen dieſelben durch die Kommiſſion im Kanton 
Freiburg angelegt werden. 

Art. 5. Das Berwaltungsreglement über die Güter 
des Kantonsſpitals, iſt auf, die Güter der „Verſetia“ an- 
wendbar. 

Art. 6. Der Staatsrath wird, ſobald er die Mittel 
als genügend erachtet, dem Großen Rathe über Genchmi⸗ 
gung eines Planes der Anſtalt und über deſſen Vollzie⸗ 
hung, Vorſchläge machen. 

At. 7. Der Fundus der „Berſetia“ wird vermehrt: 

a) durch den Auflauf der Zinſe; 
b) durch freiwillige Gaben. 


Art. 8. Der Staatsrath iſt mit Vollziehung des 
gegenwärtigen Dekretes beauftragt. 
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Gegeben im Großen Rathe au Freiburg, den 25. Auguft 
1875. 


Der Prüfibent: 6. Clerc. 
Der zweite Selretür: Œmil Perrier. 


Der Staatsrath des Rantons Freiburg, 
verordnet Die Veröffentlichung des gegentoärtigen Defretes 
burd Einrückung in's Amtsblatt und die Geſetzesſammlung. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 27. Auguſt 
1875. 


Der Präſident: Pailant. 
Der Vize-Kanzler: À. Weitzel. 


Tarif 
vom 3. Serbftmonat 1875, 


für die in gerichtliche Medizin einſchlagenden 
Amtsverrichtungen. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Rad Cinfidt des Art. 99 des Gelebes über die Gani- 
tät8poligei und des Art. 48 des allgemeinen Tarifs; 
Auf den Antrag der Poligibdireftion und nach Anbô- 
rung der Sanitätskommiſſion, 
beſchließt: 
17 
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Crites Rapitel. 
Afſgemeine Veſtimmungen. 


Art. 1. Die Aerzte, Apotheker, Viehärzte und Heb— 
ammen mwerben.für ihre amtlichen Verrichtungen bon der 
Behörde entſchädigt, welche ihre Thätigkeit in Anſpruch 
nimmt, jedesmal, wo ſie ſich auf Ort und Stelle begeben, 
oder der Behörde einen von ihr infolge einer Expertiſe 
verlangten Bericht eingegeben haben. 


Art. 2. Dieſe Experten liefern, ohne beſondere dahe⸗ 
rige Entſchädigung, die für ihre Verrichtungen nöthigen 
Inſtrumente und Apparate. 

Art. 3. Sie hahen in Betreff ihrer Verrichtungen, 
in Gemärheit des gegenwärtigen Tarifs, jedesmal eine 
umſtändliche Rechnung und, eintretenden Falls, eine Red- 
nung der zurückverlangten Koſten für Subſtanzen, Reagen⸗ 
tien und Analyſe einzugeben. 


Art. 4. Für Verrichtungen, welche zur Nachtzeit (zwi— 
ſchen 8 Uhr Abends und 5 Uhr Morgens) vorgenommen 
werden, wird die doppelte im Tarif vorgeſehene Gebühr 
bezahlt. 

Art. 5. Die auf Verlangen eines Richters für Zivil— 
prozeſſe vorgenommenen Expertiſen und abgefaßten Berichte 
werden zur Hälfte theurer bezahlt, als der gegenwärtige 
Tarif für in gerichtliche Medizin einſchlagende Verrichtungen 
feſtſetzt. 

Art 6. Die Sanitätskommiſſion kann angehalten 
werden über die von Sanitätsbeamten eingegebenen Rech— 
nungen ihr Gutachten abzugeben (Art. 53 des Geſetzes 
vom 28. Mai 1850 über die Geſundheitspolizei.) 
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Zweites Kapitel. 


"Gonotare und Entſchädigungen der Aerzte, Wund⸗ 
ärzte und Geburtshelfer. 
| Fr. 
Art. 7. Für jeden Beſuch eines Kran⸗ 
ken oder Verwundeten, am Wohnorte des 
Arztes, je nach der Wichtigkeit des Falles 1 big 2.— 


Art. 8. Für jeden Beſuch eines Kran⸗ 
ken oder Verwundeten, wo der Arzt ſich 
nicht über eine halbe Stunde von ſeinem 
Wohnort entfernen mub, von . . . . 2 bis 3.— 


Art. 9. Für einen Beridt über einen 
Kranken oder Verwundeten, der — Ra 
inbegriffen, bon . . . . 2 bis 6.— 


Art. 10. Für Die Fuhrung eines 
umſtändlichen Tagebuches über den Gang 
der Krankheit und die Behandlung des 
Kranken, infolge Auftrag ab Seite eines 
Beamten, für jeden Krankheits- und Be- 
handlungstag, ohne Rückſicht nn — 
des Tagebudes, bon . . . 1 bis 2— 


Art. 11. Fur eine — Vewin 
dung oder kleinere Operation, der de 
nidt inbegriffen . . . . . . : 2.— 


Art. 12. Für eine widbtigere Sa 
tion, ber Beſuch ausgejdloffen . . . . 12 und mebr. 


Art. 13. Für ein idriftlides Gut- 
adten in einem in — RL 
einjblagenden Sal. . . ; 5 bis 20.— 


Art. 14. Für bolffänbige —— 
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eines Meugeborenen, mit Jnbegriff des 
Prototols und Beridts, jedem Erperten 
Art. 15. Für vollftändige Secierung 
eines anbern Leichnam's, der Beridt in- 
begriffen, jebem Grperten. . . - 
Art. 16. Für bie gleide Verrichtung 
im Fall der Ausgrabung: 
a) Eines neugeborenen Kindes. 
b) Einer andern Perſon 
Art. 17. Um der Aufhebung einer 
Leiche, oder einer ſonſtigen in den vorher⸗ 
gehenden Artikeln nicht vorgeſehenen Ex⸗ 
pertiſe beizuwohnen, mit oder ohne Bericht 
Art. 18. Für jede Erſcheinung vor 
dem Richter oder einer Behörde als: Sad: 
funbdiger, vom balben Tag . . . . . 
Art. 19. Abgeſehenen bon ben oben 
feftgelebten Honoraren und fonitigen Ver⸗ 
gütungen, besiebt der Grperte, wenn et 


fid mebr als eine balbe Stunde bon feis 


nem Wohnorte entfernen mu : 

a) Für eine MBegftunde . . . . 

b) Für eine bis zwei Stunden . . 

c) Für zwei bis 3 Stunden. 

d) Für mebr als 3 Begitunden, für 
jebe Stunde oder ——— 
einer Stunde überdieß. 

Art. 20. Der Sachkundige, elec 
auf jeiner Reiſe durch Uebergewalt aufge- 
balten wird, bezieht für jeden halben Tag 
eines ſolchen gezwungenen Aufenthaltes 





dt. 
10 bis 20. — 





20.— 


bi 
S 
| 
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Drittes Kapitel. 
Honorare der Chemiker & Apotheker. 


Art. 21. Für eine einfache chemiſche 
Analyſe behufs Ermittlung der Natur einer 
Subſtanz, Bericht — — — 
perten . — 

Art. 22. Fur eine boliſtandige — 
miſche Analyſe, jedem Experten. 

Und für den Bericht. 

Art. 23. Für die in den Art. 17 * 
18 erwähnten Verrichtungen. 

Art. 24. Ueberdieß bezieht der Er— 
perte die im Art. 19 feſtgeſetzte Reifeent- 
ſchädigung nebft 5 Fr. für jeden balben 
Tag gezwungenen Aufenthaltes. 


Viertes Kapitel. 


Honorare der Hebammen. 


Art. 25. Für ou und 
Bericht. 

Art. 26. aie ieben Veſuch, wenn fie 
fit nicht über eine balbe Stunde von — 
Wohnort entfernen müſſen 

Art. 27. Für jede Erſcheinung vor 
dem Richter oder einer anderen — 
vom halben Tag.... 

Art. 28. Für Reiſe⸗Entſchäbigung, 
Hin⸗ und Herreiſe inbegriffen, wenn ſie 


5 bis 10.— 


10 bis 20.— 
5.— 


D.— 
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fid über eine balbe Stunde von ibrem 
Wohnorte entfernen müſſen: 
a) Bis auf eine Begftunde . . . 
b) Bon ein bis zwei Begftunden . 
c) Ueber zwei Stunden . ; 
Die Hebammen find aud zur Wohl⸗ 
that des Art. 20 zugelaſſen und beziehen 
für jeden halben LE ds — 
enthaltes. 


Füuftes Kapitel. 


Honorare der Biehärzte. 


Art. 29. Beſuch eines kranken Thieres 
am Wohn⸗ oder einem Orte, das weniger 
denn eine halbe Stunde vom ne 
entfernt iſt — 

Art. 30. Beſuch einer Oriſchafi im 
Falle einer Viehſeuche, je ps der Ausdeh⸗ 
nung der Ortidaft. . . | 

Art. 31. Unterſuchung eines Sialles, 
Beiwohnung beim Secieren eines todten 
Thieres oder einer ſonſtigen Expertiſe. 

Art. 32. Für jede Erſcheinung vor 
dem Richter oder einer ſonſtigen Behörde 
als Experte, vom halben Tag . 


Art. 33. Secierung eines kleinern 
Thieres nebſt Beridt . 


Art. 34. Secierung eines ns 
Thieres nebft Beridt . . . 
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Fr. 
Art. 35. ie dl 
eines Gtalles . . 3.— 
Att. 36. Beſuch — Lcbemagune 
eines Marltes . . 8.— 
Art. 37. Keiſeentſchadigung für eine 
Entfernung von mehr als einer halben 
Stunde vom Wohnort, Hin- und Her— 
reiſe inbegriffen: 
a) Bis auf eine Stunde . . . D.— 
b) Bon ein bis zwei Stunden. 8.— 
c) Ueber zwei Stunden . . . 10.— 


Iſt ebenfalls anwendbar die Beſtim— 
mung des Art. 20, d. h. der Thierarzt 
bezieht für einen ——— ne 
Aufenthalt . . . D.— 
Art. 38. Die — Vie harʒte ſind für die 
Verrichtungen, welche die Geſetze und Reglemente ihnen 
auferlegen oder welche von ihnen beſonders verlangt wer— 
den, zu der Wohlthat des gegenwärtigen Tarifs zugelaſſen. 
Muß jedoch ein Vieharzt in Seuchezeiten am gleichen 
Tage mehrere Gänge und Verrichtungen vornehmen, ſo 
wird die Gebühr für diejenigen Verrichtungen, welche auf 
die erſte folgen, zur Hälfte herabgeſetzt, und nur der vom 
Wohnort entfernteſte Gang in Berechnung gezogen. 
Die Polizeidirektion moderirt die ihr eingegebenen Rech— 
nungen, unter Vorbehalt des Rekurſes an den Staatsrath. 


Sechstes Kapitel. 
Bollziehnngs⸗ und Aebergangsbeſtimmungen. 
Art. 39. Der Tarif vom 2. Jänner 1851 iſt zurück⸗ 
genommen. 
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Art. 40. Der gegenwärtige Tarif tritt gleich mit 
ſeiner Veröffentlichung in Kraft und ſoll vermittelſt Druck 
in Heften und Einrückung in die Geſetzesſammlung bekannt 
gemacht werden. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 3. Herbſt⸗ 
monat 1875. 

Der Präſident: Pailant. 
Der Vize-Kanzler: AI. Weitzel. 


Beſchluß 


vom 6. September 1875, 
betreffenbd die Feier bes Bitt- und Dantfeftes. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Gemäß des Beſchluſſes der boben Tagſatzung vom 
2. Auguſt 1832, welcher auf den 3. Sonntag des Sep⸗ 
tembers jeden Jahres einen in allen Kantonen der Eidge— 
noſſenſchaft gleichzeitiig zu feiernden Dant- und Bettag 
anordnet, um dem Allmächtigen für die Wohlthaten zu 
danken, mit welchen er unſer Vaterland ſegnet; 

Auf den Vorſchlag der Kultusdirektion, 

beſchließt: 

Art. 1. Das eidgenöſſiſche Bitt- und Dankfeſt ſoll 
Sonntag, den 19. September, im ganzen Kanton gefeiert 
werden. 

Art. 2. Die Kirchenfeierlichkeiten werden, mie gewöhn⸗ 


lich, burd bie geiftliden Behörden angeotbnet und vorge- 
j@rieben, 
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Art. 3. Damit die Rube und Würde dieſes feierlihen 
Tages nidt geftürt werde, wird den Oberamimännern und 
den mit ber Poligei beauftragten Beamten ausdrücklich anem⸗ 
ploblen, alle Maßregeln zu ergreifen, welche zur Handha⸗ 
bung des Anftanbes und der guten Ordnung geeignet find. 
Sie wachen baber itber die ſtrenge Beobadbtung des Geſetzes 
über bie Heilighaltung der Sonn- und ÿefttage, foie der 
Beftimmungen des Gejebes, vom 24. Mai 1864, Betreffend 
die Poligei ber Wirthſchaften und anberer Gtabliffemente 
diejer Art, wo bas Tanzen an dieſem Tage unterjagt ift. 

Art. 4 Der gegenwärtige Beſchluß ſoll den geiftliden 
Bebôrden ber einen und anderen Sonfeffion mitgetbeilt 
und burd Berlefen am Sonntag, ben 12. September in 
den Kirchen und durch Anſchlagen veröffentlicht werden. 

Gegeben unter dem Siegel des Staatsrathes ju Frei⸗ 
burg, den 6. September 1875. 


Der Präſident: Baikant. 
Der Vize-Kanzler: AU. Weitzel. 


Beſchluß 


vom 13. September 1875. 
betreffend die Steuer-Erhebung. 


Der Stants-Rath des Kantons Freiburg, 


In Anbetracht bes großräthlichen Bejblufies, welcher 
die Steuer auf die unbebauten Liegenſchaften und Kapi— 
talien auf 2 Fr. 80, die bebauten Liegenſchaften auf 
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2 St. 60 per Tauſend, und auf 3%/, vom Hundert auf 
das Ginfommen, feftfebt ; | 


Auf den Vorſchlag der Sinanabirettion, 
beſchließt: 


Art. 1. Der Bezug der Steuern auf Liegenſchaften, 
Kapitalien und Das Einkommen von öffentlichen- oder 
Privat-Aemtern, wird für den Jahrgang 1875 in jeder 
Gemeinde, vom 25. Weinmonat an bis sum 25. Winter⸗ 
monat, ftattfindben. 

Er gefdiebt im Büreau des Gemeinderathes. 


Art. 2. Die den Steuerpflidtigen zur Zeit des Be- 
zuges ber erften Steuerfriſt ausgeltellten Abſchlags-Quit⸗ 
tungen (fei e3 vom 10. April bis 20. Mai) .merden als 
baares Geld für die Sablung des enbliden, im YHaupt- 
fteuerregifter für den Jabrgang 1875 feftgelebten Steuer— 
betrages, dienen. Die Vorweiſung dieſer Abiblags-Quit- 
tungen ift nicht mebr obligatorif®. 

Ueberfteigt der Betrag der Abſchlags⸗Quittung bden- 
jenigen, twelder im Hauptregiſter für ben laufenden Jabr- 
gang feltgefebt ift, fo wird ber Unterſchied bem Steuer— 
pflidtigen zurückbezahlt. | 

Art. 3. Die Gemeinderäthe werden ben Regierungs- 
Cinnebmern den günaliden Betrag der in ibrer Gemeinde 
au erbebeuden Steuer, vor dem 25. Chriſtmonat abliefern, 
nad Abzug der ju Gunſten der ———— vorgeſehenen 
Provifion. 

Die den Gemeindeeinnebmern ausgeſtellten provifori- 
den Quittungen des erlten Bezuges werden von bden 
Gtaats-Cinnebmern als baares Geld angenommen. 

Art. 4 Die Regierungs-Cinnebmer find unter ibrer 
eigenen Verantwortlichkeit gebalten, bie mit der Baarein- 


— 
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zahlung rückſtändigen Gemeinden, auf dem Berivaltungs- 
wege hiefür anzuhalten. 

Art. 5. Die Steuerpflichtigen, welche ihre Erklärun⸗ 
gen und Einſprachen den Bezirks-Kommiſſionen zu rechter 
Zeit gemacht haben und bei der Kantonal-Kommiſſion ihr 
Rekursrecht ausüben wollen, haben folgende Formalitäten 
zu beobachten: 


a) Der Rekurs geſchieht durch Denkſchrift, welche alle 
Gründe und die nöthigen Erläuterugen enthalten 
ſoll, damit die Kommiſſion ſolche erwägen kann. 
Sie ſoll von der Abſchrift des Verbalprozeſſes 
der Bezirks-Kommiſſion, betreffend den Steuer— 
betrag gegen welchen rekurirt wird, begleitet 
ſein; 

b) Der Rekurs wird vor bem 25. Wintermonat auf 
dem Oberamte deponitt; von dieſem Zeitpunkte 
an, wird jede Ginfprade abgemiefen ; das Ober- 
amt weist von Amtswegen alle Rekurſe ab, welde 
nad ber gültigen Friſt eingelegt werden. 

Art. 6. Der Oberamimann ibermittelt den Rekurs 
dem Regierung3-Cinnebmer des Hauptortes, bebufs Prüfung 
und Vorbericht. 

Der Regierungs-Cinnebmer fendet den Rekurs dem 
Oberamte, mit feinem Beridt, wieder ju, indem er ſolchen 
mit dem Schatzungs-Bogen der Steuerpflibtigen begleitet. 
Der Oberamtmann iberfendet bas Altenheft mit ſeinem 
Bericht an die Finanzdirektion. 


Art. 7. Alle dieſe Aktenſtücke ſollen der Finanzdirek⸗ 
tion ſpäteſtens am 20. Dezember überreicht ſein. 


Art. 8. Allfällige von den Gemeinden geſtellte Be- 
gehren, betreffend Berichtigung der Liegenſchafts- und Ras 
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pitalien-Regifter, müſſen, um beridfidtiget zu werden, der 
Finanzdirektion ſpäteſtens am 24. Chriſtmonat nächſthin 
zugekommen ſein. 

Art. 9. Die zum Bezuge dienenden Regiſter, ſowie 
die Quittungsformulare werden den Gemeinderäthen, durch 
Vermittlung der Oberamtmänner, für den Anfang der im 
Art. 1 feſtgeſetzten Zeit, übermittelt werden. 


Art. 10. Die Gemeinderäthe werden ſich den Verfü— 
gungen des Steuergeſetzes und beſonders den-Art. 89, 90 
und 91 des Geſetzes vom 20. Herbſtmonat 1848 und 
dem rt. 2 des Geſetzes vom 12. April 1862 genau zu 
fügen baben. 

Art. 11. Sie werden unmittelbar und obne Dazwi⸗ 
ſchenkunft der Regierungs - Cinnebmer, bdie faumieligen 
Steuerpflichtigen betreiben. 


Gegeben unter dem Siegel des Staatsrathes, zu Frei⸗ 
burg, den 13. @eptember 1875, um durch Anſchlag, Ein— 
tüdung in's Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung ver- 
bffentlidt zu werden. 


Der Prüfident: BaiKant. 
Der Vize-Kanzler: AU. Weitzel. 
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Beſchluß 


vom 17. September 1875, 


betreffend Erlangung der Redtspatente und 
Prüfung der Fähigkeit der Bemerber um ge: 
wiſſe Anftellungen oder öffenlitche Aemter. 


Der Staats-Rath des Kantons Freiburg, 


Rad Cinfidt des Art. 12 der Rechtsſchulordnung vom 
5. Mür 1874; | 

Willens die Vollziehung dieſes Artikels bezüglich der 
Prüfung der zu gewiſſen Anſtellungen und öffentlichen 
Aemter geſetzlichen Fähigkeit der Bewerber näher au be⸗ 
ſtimmen; 

Auf Vorſchag der Juſtizdirektion, 

beſchließt: 

Art. 1. Den Bewerbern allein, welche das im Art. 12 
des angefibrten Reglementes erwähnte Fähigkeitspatent er- 
balten baben, wird ein Redtspatent gewährt werden. Die ans 
beren im Gelebe von 1851 vorgej®riebenen Bebingungen 
betreffend die Sitten, das Alter und die Verbindlichkeiten 
eine3 verantwortlichen Fürſprechers bleiben dieſelben. 

Art. 2. Diejenigen, welche ſich der Rechtsagentſchaft 
widmen wollen, ſowie die Bewerber um Hypotheken⸗Kon⸗ 
trolleurs⸗ und Kontrolleurvertretersſtellen find des mündlichen 
Theils der beſondern Prüfung, die ſie zu beſtehen haben, 
enthoben, wenn ſie das im Art. 12 der Rechtsſchulordnung 
erwähnte Diplom beſitzen. 
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Art. 3. Sur Prüfung bder Notare und Fürſprecher 
miflen bie Diplome der Rechtsſchule nothwendigerweiſe 
vorgewieſen werden. 

Art. 4. Gegenwärtiger Beſchluß tritt von deſſen Ver⸗ 
oͤffentlichung an in Kraft. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 17. Sep⸗ 
tember 1875. 


Der Präſident: Bailant. 
Der Vize-Kanzler: Alf. Weitzel. 


Dekret 


vom 1. Chriſtmonat 1874, 


betreffend die Eintheilung des Kantons 
Freiburg in ſieben Wahlkreiſe für die Ernen— 
nung der Mitglieder des Großen Rathes. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf Art. 1 des Dekretes vom 17. Aus 
guſt 1874; 

Im Hinblick auf Art. 78 und 79 der Kantonsver⸗ 
faſſung; 

Im Hinblick auf den Vollziehungsbeſchluß vom 7. 
Dexbfimonat 1874, durch welchen die Wahlverſammlungen 
auf den 27. gl. Mts. zuſammenberufen wurden, um ſich 
über Annahme oder Verwerfung der in Art. 1 des ange- 
fübrten Defretes enthaltenen Beftimmungen auszuſprechen; 
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Rad Einſicht des Ergebniſſes ber Boltsabitimmung 
vom 27. Herbſtmonat lebthin ; 

In Erwägung, daß das freiburgije Volk fid (mit 
jebr grober Mehrheit) für Annahme der oben ermüäbnten 
Beſtimmungen ausgeiproden bat; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 


Einziger Artikel. Die folgenden Beſtimmungen 
werden dem rt. 22 der jetzt in Kraft ſtehenden Rantons- 
berfafjung vom 7. Mai 1857 beigefügt : 

„Der Ranton Freiburg ift für die Wahl der Mitglie- 
der des Groben Rathes in 7 Wahlkreiſe eingetheilt. 


Dieſe Kreiſe find: 
1. Der Saanekreis, 
2. Der Senſekreis, 
. Der Greyerzkreis, 
. Der Seekreis, 
. Der Glanekreis, 
. Der Brohekreis, 
. Der Vivisbachkreis. 

Dieſe Wahlkreiſe haben die nämliche Begrenzung wie 
die gegenwärtigen Verwaltungsbezirke und die Abſtimmung 
findet in den Gemeinden ſtatt.“ 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 1. Chriſt- 
monat 1874. 


Der erſte Vize-Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: fs. Sourgknecht. 


NI Oo OR © 
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Bundesbeſchluß 


vom 17. Herbſtmonat 1875, 


betreffend Gewährleiſtung einer theilweiſen 
Reviſionder Verfaſſung des Kantons Freiburg. 


Die Bundesverſammlung der ſchweizeriſchen Eid⸗ 
genoſſenſchaft, 


Nach Einſicht eines Berichtes des Bundesrathes vom 
15. Jänner 1875, über ein Dekret des Großen Rathes 
des Kantons Freiburg vom 1. Chriſtmonat 1874, durch 
welches der Art. 22 der freiburgiſchen Kantonsverfaſſung 
vom 7. Mai 1857 durch Aufſtellung beftimmter Wahlkreiſe 
ergänzt wurde; 


in Betracht: 

Daß dieſe Abänderung von Art. 22 der Verfaſſung 
von Freiburg nichts enthält, was mit den Beſtimmungen 
der Bundesverfaſſung im Widerſpruch wäre; 

Daß dieſelbe in der Abſtimmung vom 27. Herbſt⸗ 


monat 1874 von bem Volke des Kantons Freiburg ange- 
nommen wurde, 


beſchließt: 


Art. 1. Der erwähnten Reviſion vom Art. 22 der 
Verfaſſung des Kantons Freiburg wird die ————— 
des Bundes ertheilt. 

Art. 2. Der Bundesrath iſt mit der Vollziehung 
dieſes Beſchluſſes beauftragt. 
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Alſo beſchloßen vom Ständerathe, 
Bern, den 16, Herbſtmonat 1875. 
Der Präſident: Ringier. 
Der Protokollführer: J.S. Fütſcher. 
Alſo beſchloßen von Nationalrathe, 
Bern, den 17. Herbſtmonat 1875. 


Der Präſident: Stämpfli. 
Der Protokollführer: Sſchieß. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 
Verordnet die Bekannmachung des Defretes vom 1 


Gbrifimonat 1874 und des Bunbesbejblubes vom 17 
Herbſtmonat burd Einrückung in die Geſetzesſammlung. 


Gegeben im Staatsrathe zu Sreiburg, den 24. Herbſt—⸗ 
monat 1875. 


Der Prüjident: Baifaut. 
Det Vize-Kanzler: Alf. Weitzel. 


! 


18 
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Beſchluß 


vom 1. Oktober 1875, 


betreffend die Gefammterneuerung der Mit 
glieber bes Rationalrathes, ber Bundes- und 
der Kantonsgeſchwornen. 


Der Staatsvath des Kantons Freiburg, 


In Anbetradt : 

1. Daÿ die den Abgeordneten der neunten Legislatur 
des Rationalrathes ertheilte Bollmadt am 5. Chriſt⸗ 
monat nädithin ju Ende gebt; 

Rad Einfidt : 

Des Bunbdesgeiebes vom 19. Juli 1872, näm⸗ 
li des Artilels 16 dieſes Geſetzes, welcher die 
Wahlen für den ationalrath auf ben lebten 
Gonntag des Meinmonats des Jabres, in weldem 
die Amtsdauer ju Ende gebt, feftiebt ; 

Des Bundesgeſetzes vom 20. Juli 1872, wel- 
es ben Kanton Freiburg in zwei Wahlkreiſe 
eintheilt, wovon der eine die Broye⸗, See⸗ und 
Gaane-Bezirle, die drei Abgeordnete wählen, und 
der andẽre die Senſe-, Glane:, Greyerz⸗ und 
Vivisbach-Bezirke, die ebenfalls drei Abgeordnete 
wählen, umfaſſen; 


In Betracht: 
2. Daß die Amtsdauer der am 31. Weinmonat 1869 
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ernannten Bundesgeſchwornen am 31. Wein⸗ 
monat nächſthin zu Ende geht; 
Rad Einſicht: 

Der Bundesgeſetze vom 5. Juni 1849 und 
27. Juni 1874, betreffend die Einrichtung der 
Gerichtsbehörden; 

Vom 19. Juli 1872, Art. 36 und folgenden, 
betreffend die Wahl der Bundesgeſchwornen; 

Der bundesräthlichen Rundſchreiben vom 31. 
Juli 1849 und 22. Herbſtmonat 1875, welches 
lebtere die Erwählung bder eidgenöſſiſchen Ge- 
ſchwornen ‘auf ben 31. Wintermonat nächſthin 
feftiebt ; 

Der eidgenöſſiſchen Volkszählung vom 1. Chriſt⸗ 
monat 1870 ; 

In Betracht: 

3. Des Art. 25 des Einrichtungsgeſetzes vom 29. 
Mai 1869, betreffend die Bildung der Schwur⸗ 
getidte im Ranton Sreiburg, laut welchem bie 
Wahlen für die Kantonsgeſchwornen gleidaeitig 
mit denjenigen der eidgenöſſichen Geſchwornen 
ſtattfinden ſollen; 

Der Art, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 38, 
34, 35, 36, 37, 38 und 39 besfelben Cinrid- 
tungsgelebes, betreffend die Erwählung derſelben; 

4. Des Wahlgeſetzes vom 22. Mai 1861, anwend— 
bar für alle drei oben erwähnten Wahlen; 

Des Art. 34 der Kantonsverfaſſung, laut wel⸗ 
chem alle drei Wahlen vermittelſt geheimer Ab⸗ 
ſtimmung ſtattfinden ſollen. 

Auf Voranſchlag der Direktion des Innern, 


beſchließt: 
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Erſter Theil. 
Allgemeine Regeln Befreffeud die drei Wahlen. 


Art. 1. Die Wahlverſammlungen des ganzen Kantons 
ſind auf Sonntag, den 31. Oktober nächſthin, um 1 Uhr, 
Nachmittags, im gewöhnlichen Verſammlungslokal der 
Gemeinde zuſammenberufen, um zu den oben erwähnten 
Bundes- und Kantonswahlen zu ſchreiten. 

In der Stadt Freiburg beginnen die Wahlverhand— 
lungen um halb 9 Uhr Vormittags und werden nicht vor 
halb 12 Uhr abgeſchloſſen. 

Art. 2. Su ben beiden eidgenöſſiſchen Wahlen wird jeder 
Schweizerbürger, der das zwanzigſte Altersjahr zurückgelegt 
hat, ſeine Civil- und politiſchen Rechte beſitzt, im Kantone 
niedergelaſſen iſt, oder ſich aufhält, in den Stimmregiſtern 
der Gemeinde wo er wohnt, eingeſchrieben iſt, zugelaſſen. 

Art. 3. An der Wahl der Kantonsgeſchwornen kann 
ſich betheiligen: 

1. Jeder Freiburger, der das zwanzigſte Altersjahr 
zurückgelegt hat, Aktivbürger iſt und in den 
Stimmregiſtern der Gemeinde, wo er wohnt, ein⸗ 
geſchrieben ſſt; 

2. Jeder Schweizerbürger der das zwanzigſte Alters— 
jahr zurückgelegt hat, ſeit drei Monaten im Kanton 
niedergelaſſen iſt, das Aktivbürgerrecht beſitzt und 
in den Stimmregiſtern der Gemeinde, wo er wohnt, 
eingeſchrieben iſt. 

Art. 4. Von der Bekanntmachung des gegenwärkigen 
Beſchluſſes an, werden die Gemeinderäthe die in den Stimm— 
regiſtern ſeit den letzten Abſtimmungen nothwendig gewor— 
denen Einſchreibungen und Ausſtreichungen bon Amts- 
wegen beſorgen. 
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Die Stimmregiſter ſollen nach den Vorſchriften der 
Art. 24 und folgenden des Wahlgeſetzes vom 22. Mai 
1861 geführt werden. | 
Jeder ſtimmberechtigte Schweizerbürger, der in der 
Gemeinde wohnt, ſoll in das Stimmregiſter von Amtswegen 
eingetragen werden, inſofern nicht der betreffenden Be— 
hörde die Beweiſe dafür vorliegen, daß er nach den Ge— 
ſetzen des Kantons Freiburg aus dem Stimmrecht ausge— 
ſchloſſen ſei. | 

Die Ramen der ©timmberedtigten in Bundesſachen, 
bie in Kantonsſachen nidt ftimmiübig find, werden im 
Gtimmregifter belonderS gezeidnet, damit man dieſelben 
beim erſten Blick unterideiden könne. 

Diejenigen Bürger, deren Namen auf dieſe Weiſe aus— 
geſchieden ſind, dürfen keinen Stimmzeddel für die Rantons- 
geſchwornen abgeben. 

Art. 5. Die Stimmregiſter ſollen von jetzt an bis 
14. Oktober nächſthin, wie im vorhergehenden Artikel ange- 
deutet, berichtigt und von jenem Tag an, 9 Uhr Vormit-⸗ 
tags, auf der Gemeindeſchreiberei zur Einſicht der ſtimm— 
fähigen Bürger aufgelegt werden. 

Dieſelben werden bis Freitag, 29. Weinmonat, 5 Uhr 
Nachmittags, öffentlich aufliegen und dann geſchloſſen 
werden. | 

rt. 6. Das Anjdaffen der Wahlzeddel für die Wahlen 
in den Nationalrath ift Sade der Direltion des Innern; 
Diejenigen aber für Die eidgenöſſichen und bie Rantons- 
geſchwornen baben die Gemeinden anzuſchaffen; ſämmtliche 
Karten und Zeddel werden die Gemeinderüthe ben in den 
Stimmbüchern eingeſchriebenen Bürgern, ſpäteſtens bis zum 
26. Oftober nächſthin austheilen laſſen. 

Für den Wahlgang darf man ſich nur ſolcher Zeddel 
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bedienen, die von der Obrigleit ausgegangen find. Die 
Stimmen für die Wahlen in bden Rationalrath mifien 
jériftlit abgegeben werden; für bie eidgendififen und 
die Kantonsgeſchwornen fünnen die Stimmen gebrudt jein. 


Art. 7. Der Gemeinderath einer jeden Gemeinde wird 
fit vorläufig verjammeln, um ben Prüfibenten und Bige- 
Präfibenten des Büreau's zu ernennen; al8dann werden 
diele vor der Generalverſammlung vier 3übler erwäblen, 
die fie zur redter Zeit bavon in Kenntniß feben werden. 


Art. 8. Der Prüfibent und Vize-Präſident werden bei 
der ihnen zuſtaͤndigen Wahl der Sübler mit aller môgliden 
Unpartheilidleit und nad dem Artikel 18 des angefübrten 
MBablgeebes verfabren. Die Loofung bebufs Bezeichnung 
des Prüfibenten wird vor der Abſtimmung in Gegentwart 
der Berjammlung ftattfinden. 

Art. 9. Die Berridtungen der Wahlverſammlungen 
beginnen mit bem Ableſen des gegenwärtigen Beſchluſſes; 
alsdann freitet bas Biireau zur Bebandlung der Einſprachen 
und Glreitigleiten, welche fit bezüglich der Gintragungen 
in die Gtimmregifter oder der Ausſchließungen aus den⸗ 
jelben erboben baben mögen. 

Art. 10. Im Lokale der Wahlverſammlung merden 
drei veridiebene Wahlurnen aufgeltellt, in ele die Stimm- 
zeddel für die brei erwähnten Wahlen einzeln abgegeben 
werden. 

Die Abgabe der Wahlzeddel ſoll nach der Reihenfolge 
geſchehen: 

1) Die Wahlzeddel für die Mitglieder des Nationalrathes; 
2) Die Wahlzeddel für die eigenöſſiſchen Geſchwornen; 
3) Die Wahlzeddel für die Kantons-Geſchwornen. 

Die Unterjubung und Nadaüblung in ben Stimm- 

tegiftern geſchehen gleidgeitig mit der Abgabe der Zeddel. 
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Wenn bei der Ausmittlung der Stimmen Zeddel ge- 
funden merden, bie nidt in Die gebôrige Urne gelegt 
worden find, fo werden Diejelben zu ben Ungiültigen ges 
at bit. 

Art. 11. In jedem Wahlbüreau findet die Nusmitt- 
lung der Stimmen und übrigen Wahlverhandlungen in 
Gemäßheit der Art. 41 und folgenden angefübrten MBabl- 
gefebes, der Vorſchriften des Bundesgeſetzes und der Art. 
82 und folgendben des Einridtungëgejehes und nad der 
im Art. 10 gegenwärtigen Beſchluſſes angebeuteten Reihen— 
folge ſtatt. 

Art. 12. Nach Vollendung der Wahlverrichtungen 
hebt der Präſident die Sitzung auf und beauftragt den 
Vorſtand mit der Uebermittlung des Protokolls der Wahl— 
verhandlungen an den Oberamtmann, laut Art. 48 des 
angeführten Wahlgeſetzes und Art. 34 des Einrichtungs⸗ 
geſetzes. 

Die Protokolle werden nach der oben angedeuteten 
Reihenfolge, ſobald ſie ausgefertigt ſind, verſendet, ohne 
daß man auf die Folgenden zu warten brauche. Die 
Richtigkeit derſelben beſtätigen die Unterſchriften der Vor— 
ſtandsmitglieder. 

Art. 13. Sobald die Ueberſichtstabelle des Ergebniſſes 
der Nationalrathswahlen aufgeſtellt iſt, ſo werden die Ober- 
amtmänner dieſelben ſofort an ben Staatsrath, nach den 
Vorſchriften des Artikel 49 des angeführten Wahlgeſetzes 
übermachen. 

Das Protokoll der Wahlverrichtungen für die eidge— 
nöſfiſchen und die Kantonsgeſchwornen verſendet der Ober⸗ 
amtmann an das Kantonsgericht, binnen 8 Tagen nach 
der Wahl, laut Art. 36 des Einrichtungsgeſetzes. 


Art. 14. Der Oberamtmann wird die ernannten 
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Bürger fofort von ibrer Wahl ſchriftlich in Kenntniß feben, 
bamit biefelben ihre allfällige Weigerung während der ge- 
ſetzlichen Friſt, laut Artikel 32 und 35 des Cinridtungs- 
gefebes und Art. 27 des Bundesgeſetzes vom 5. Juni 1849, 
angeigen können. 

Art. 15. Bei den drei Wahlen fommen alle Beftim- 
mungen des Wahlgeſetzes vom :2. Mai 1861, welde mit 
bem Bunbesgejehe vom 19. Juli 1872 und ben Beftim- 
mungen der Bundesverfaſſung nidt im Widerſpruch fteben, 
in Anmendung. 


Zweiter Theil. 


Veſondere Regeln Betreffend die WBahl Rantons- 
Geſchworuen. 


Art. 16. Die geſetzlichen Vorſchrifien betreffend die 
Wahl der Kantonsgeſchwornen ſind Folgende: 

„Art. 25. Die Wahlen für die Kantonsgeſchwornen 
„haben gleichzeitig mit denjenigen der eidgenöſſfiſchen Ge— 
„ſchwornen ſtatt. 

„Art. 26. Die Geſchwornen werden durch die Wahl⸗ 
„verſammlungen in jeder Gemeinde im Verhältniſſe eines 
„Geſchworenen für je 200 Seelen Bevölkerung gewählt. 

„Jede Bruchzahl über 100 Seelen Bebölkerung zählt 
„für 200, und in allen Fällen kommt wenigſtens ein 
„Geſchworner auf eine Gemeinde. 

„Art. 27. Die Geſchwornen werden auf ſechs Jahre 
„vermittelſt Wahlzeddel, im erſten Wahlgange mit abſolu— 
„tem Stimmenmehr, und wird ein zweiter Wahlgang nöthig, 
„mit relativem Stimmenmehr gewählt. 

„Art. 28. Das Wahlbüreau bat ſofort ben Betref- 
„fenden, welche bei der Veröffentlichung des Wahlreſultats 
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„nicht zugegen waren, ibre Ernennung anzuzeigen, damit 
„ſie ihre Weigerungsgründe geltend machen können. 

„Art. 29. Zum Geſchwornen kann gewählt werden 
„nur: 

„a) Wer Aktivbürger iſt (Art. 25 und 26 der „Kan⸗ 
„tonsverfaſſung;“ 

„b) das 25. Altersjahr zurückgelegt hat; 

„e) ſeit wenigſtens einem Jahre im Kanton wohnt, 
„und im Kreiſe des Schwurgerichts ſeinen Wohn⸗ 
fi bat. 

„Art. 30. Das Amt eines Geſchwornen kann nidt 


„abgelehnt werden; es können jedoch bavon enthoben 
„werden: 


„a) Die Bürger, welche ihr 60. Altersjahr zurück— 
„gelegt haben; 

„b) Diejenigen, welche wegen anerkannter Krankheit 
„oder Gebrechlichkeit außer Stand find, die Ver— 
„richtungen eines Geſchwornen auszuüben; 

„c) Die Geſchwornen, welche ſeit ihrer letzten Ernen— 
„nung bereits dreimal als ſolche funktionirt haben. 

„Ein Geſchworner kann nicht angehalten 
„werden, mehr als einmal im nämlichen Jahre 
„am Schwurgerichte Theil zu nehmen; 

„d) Die Fürſprecher; 

„e) Die Aerzte und Wundärzte; 

nt) Die Büreauchefs und Sekretäre der Direktionen 
„des Staatsrathes; 

„g) Die Staatseinnehmer; 

_nh) Die Hypothekenkontrolleure; 
Mn) Die Profefloren der Kantonskollegiums und der 
„Sekundarſchulen, während des Schuljahres. 
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„Art. 31. Su Geſchwornen können nicht berufen 

werden: 

na) Die Mitglieder des Staatsrathes und der Staats⸗ 
„kanzler; 

„b) Die Oberamtmänner; 

„e) Die Beamten des Gerichtsſtandes; 

nd) Die Beamten der Staatsantwalt{daft ; 

ne) Die Angeftellten an den Geridtsbüfen ; 

nf) Die Landiäger; 

„g) Die Angeftellten des Gifenbabnbienftes, die Bahn⸗ 
„hofs⸗, Stations: ober Zugschefs, die Medaniter 
von Dampfidiffen : 

nb) Die Telegraphiſten. 


„Art. 32. Der als Geſchworne ernannte Bürger, der 
einen der im Art. 30 belprodenen Entſchuldigungsgründe 
„anrufen fann, muß, wenn er augegen ift, feine Weigerung 
Nofott anzeigen. Das Wahlbüreau entibeidet über Die 
„Gültigkeit ber angefübrten Gründe und läft bei deren 
nBulafung ju einer neuen Wahl fbreiten. Iſt bagegen 
„der Gewählte nicht anweſend, ober hat bas Büreau jeine 
„Gründe nicht angenommen, ſo kann der gewählte Bürger 
„durch Vermittlung des Oberamtmannes an bas Kantons⸗ 
„gericht rekuriren, dies in der Friſt von acht Tagen, von 

„dem Augenblick an, da er von ſaner Ernennung Kennt⸗ 
„niß erhalten hat. 

„Art. 33. Wer ohne hinlaͤnglichen Grund eine Er⸗ 
„nennung als Geſchworner oder die daherigen Verrichtungen 
nu erfüllen, ff weigert, wird wie ein widerſpänſtiger 
„Zeuge behandelt. 

„Art. 34. Das Protokoll der Wahlverſammlung ſoll 
„ohne Verzug dem Oberamtmanne des Bezirks übermacht 
„werden, wo es während 8 Tagen hinterlegt bleibt. 
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„Art. 35. Während dieſer Grift ſteht jedem Bürger 
„und der Staatsanwaltſchaft frei, durch Vermittlung des 
„Oberamtmannes über allfällige während der Wahlver⸗ 
„handlung begangene Unregelmäßigkeiten bei bem Rantons- 
„gerichte Beſchwerde zu führen.“ 

Art. 17. Die im Art. 30, litt. b, des Einrichtungs⸗ 
geſetzes vom 29. Mai 1869 angedeuteten Krankheiten und 
Gebrechlichkeiten find folgende: 

Die Blindheit oder die derſelben nahſtehende Kurz⸗ 
fichtigkeit, Taubheit, Tollſucht, ſowie ſämmtliche Rer- 
venkrankheiten, wodurch man unfähig wird einer lan⸗ 
gen Verhandlung beizuwohnen und nicht mehr gehen 
kann. 

Der Grad dieſer Gebrechlichkeit ſoll durch eine Er⸗ 
klärung zweier Aerzte und Wundärzte, betreffend den 
gegenwärtigen Stand und Wichtigkeit, ſowie auch die 

vergangene und künftige Dauer der Gebrechlichkeit 
beſtätiget werden. 

Art. 18. Ergibt es ſich, daß bei einer Wahl entge- 
gengeſetzte Stimmen die gleiche Zahl erreichen, ſo ent⸗ 
ſcheidet das Loos darüber. 

Art. 19. Nachſtehend folgt das Verzeichniß der im 
ganzen Kanton zu wählenden Kantonsgeſchwornen. 


Dritter Theil. 


Veſondere Regeln betreffend die Wahl 
der eidgensſſiſchen Geſchwornen. 

Art. 20. Behufs Ernennung der eibgenbififhen Ge— 
fbtoggnen iſt der Kanton in eben ſo viele Wahllreiſe, als 
er Friedensgerichte zaͤhlt, und mit derſelben Umgrenzung 
eingetheilt. 
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Art. 21. Jeder Kreis, außer der Stadt Freiburg, 

die an ſich allein einen Kreis bildet, ift in Sektionen ein- 

getbeilt. Es find fo viele Geltionen vorhanden, als Ge- 
meinbden. ie Abitimmung finbet in den lebtern ftatt. 


Art. 22. Cidgenöſſiſcher Geſchworner kann jeder Schwei⸗ 
zerbürger ernannt werden, der das Stimmrecht beſitzt, laut 
Art. 74 der Bundesverfafſung. 

Sind jedoch ausgenommen: 

1. Die Beamten des Obergerichtsſtandes des Kan⸗ 
tons; die Gerichtspräfidenten, die Unterjubungs- 
richter, dieBeamten der Staatsanwaltſchaft, ſowie 
ſämmtliche Beamten der Bundes- und Kantons⸗ 
verwaltungen; darin ſind aber die Gemeindebeam⸗ 
teten nicht inbegriffen; 

2. Die Geiſtlichen; 

3. Die Zuchthaus- und Gefängnißbeamten; 

4. Die Polizeibeamten. 


Art. 28. Jeder Bürger, der sum Geſchwornen ge- 
wählt wird, iſt verpflichtet das Amt anzunehmen. Sind 
jedoch ausgenommen: 

1. Alle diejenigen, die das 60. Aliersjahr zurückge⸗ 
legt haben; 

2. Diejenigen, deren Namen in der letzten Geſchwor⸗ 

nenliſte eingetragen worden iſt; 

3. Diejenigen, die wegen Krankheit oder Gebred- 

lidletien bas Amt der és nidt über⸗ 
nebmen {nnen. 


Huy. 24 Die eidgenöſſiſchen Geſchwornen werden auf 
6 Jabre im Berhältniß eines Geſchwornen auf 1,000 Gee- 
en Bevölkerung gewählt; jede Bruchzahl über. 500 für 
1,000. 
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Art. 25, Die Sragen betreffend die Wahlfähigkeit 
zum eidgenöſſiſchen Geſchwornen und bie Berpflibtung, 
dieſes Amt anzunehmen, werden auf bielelbe Weiſe, mie 
diejenigen betreffenb die Kantonsgeſchwornen, entiieben. 

Bei den übrigen Wahlverrichtungen der eidgenöſſiſchen 
Geſchwornen kommen ebenfalls die Vorſchriften betreffend 
die Kantonsgeſchornen; in allen Süllen diejenigen welche 
webder im Bunbesgelebe, nod im gegenwärtigen Beſchluße 
beſonders angebeutet find, in Anwendung. 

Die franzöſiſchen Gemeinden des Kantons gebôren 
zum etften, die beutiden Gemeinden zum zweiten eibge- 
nöſiſchen Gerichtskreiſe. 

Art. 26. Die Gemeinden, in denen die franzöſiſche 
Sprache vorherrſchend iſt, ſind folgende: 

a) Diejenigen des Greyerzbezirks, Jaun ausgenom- 

men; 

b) Alle diejenigen der Saane-, Broye-, Glane- und 

Vivisbachbezirke; 

c) Folgende Gemeinden des Seebezirks: 

Chandoſſel, Corſallettes, Cormerath, Curwolf, 
Curlin, Curtion, Curtepin, Gryſſach, Merlach, 
Greng, Miſerach, Wallenried, Ruppertswyl, Ober⸗ 
und Unter-Wiſtenlach. 

Die Gemeinden, in denen die deutſche Sprache vor- 
herrſchend iſt, ſind folgende: 

d) Jaun im Grehyerzbezirk; 

e) Ale die des Senſebezirks; 

) Im Seebezirk: 

Agriswyl, Bärſiſchen, Klein-Böſingen, Büchslen, 
Gempenach, Galmiz, Burg, Kerzers, Cordaſt, 
Groß-Gurmels, Curlevon, Curtaman, Fräſchels, 


— 286 — 


Groß⸗Guſchelmuth, Jeus, Atavilla, Liebiſtorf, 
Lurtigen, Montelier, Monterſchu, Murten, Ulmiz, 
Ried, Salvenach und Wallenbuch. 

Art. 27. Nach der letzten Volkszählung zählen die 
franzoͤſiſchen Gemeinden des Kantons 83,659 Seelen und 
die deutſchen Gemeinden 27,173 Seelen, ſomit werden in 
den erſteren 84 und ben letzteren 27 Geſchworne gewählt 
werden. 

Art. 28. Jeder Wahlkreis wird je nad jeiner Bevoͤl⸗ 
fevung bie im Verzeichniß Nr. 2 bezeichnete Zahl Ge 
ſchworner ernennen. 

Art. 29. Gegenwärtiger Beſchluß wird in Heften 
und vermittelff Einrückung in die Geebesjammlung verdf- 
fentlidet werden. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 1. Wein⸗ 
monat 1875. | 


Der Präfibent: Bailant. 
Der Vize-Kanzler: AU. Weitzel. 
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Autafond 
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Gemeinden. 
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Vivisbachbezirk. 





Kaſtelsßs . . . . 2,326 12 
Attalens . 970 5 
Befencens 176 1 
Bofjonning 331 2 
oulog . 263 1 
Gret . . 448 2 
iaugeres 295 1 
tanges . 305 2 
Grattavade 165 1 
RE ue das 150 1 
otfel . 397 2 
pgens . . . … . . 247 1 
emaufens . 434 2 
t. Martin. 461 2 
Rougebe . . 79 1 
Semſales Se 848 4 
Total 7,855 40 


Wiederholung der Geſchwornen⸗Anzahl. 


Saane.. . . . . . 143 
Genie . . . . . . ... 88 
Glane . . . . . . . . 78 
See . ; 
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Broge . . . . . . . . 71 
Vivisbach. — 40 


Total 593 
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Verzeichniß der im Kanton Ireiburg 


zu wählenden eidgenöſſiſchen Geſchwornen. 
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3 umiden x 2,839 
À | Sreiburg 10,904 
5 | Murret. 4,128 
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1 | Redthalten . . . 4,896 
d | Tafers . . PR 4,962 
£ | ©dmitten . 6,517 
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3 Montet . ie 3,612 
4 eberfiein : D à 1,396 





13,706 











NOOUR © D Fr 


Où Re O9 NO ri 


Kreiſe. 


Friedensgerichte. 


Bevölker⸗ 
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Semſales. 
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| 

| 3,489 | 8 

4,366 4 
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Greyerzbezirk. 
Greyerz. 2,349 2 = 
Galmi . | 2,722 2 1 
Bol. . . . 3,807 4 — 
Buippingen . | 2,906 | 3 | — 
Burflüb. . . 2,684 | 3 — 
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Albeube | 1941| 2 — 
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20 
Seebezirk. 
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Murten. . . . . . . 5,327 1 4 
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— I 
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Zuſammenſtellung. 
Gaane . . 25,544 | 26 — 
Genie . . 16,375 | — 16 
Glane . . 13,176 | 13 — 
Brote . . 13,706 | 14 — 
Vivisbach. 7,855 7 | — 
Grener3 . 19,337 | 19 1 
2 SRE ‘14,839 5 10 


Gotal  |110,832 | 84 | 27. 
111 Geſchwor. 


Franzoöſiſche Bevblterung 83,659, Geſchworne 84 
Deutide ; 27,173, > 27 
110,832, ; 111 
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Beſchluß 


vom 1. Weinmonat 1575, 
betreffend Anmendung des Dekretes vom 
16. Mai 1874 über die privilegirte Hypothek 
auf die im Gebiet der Juragewäſſerkorrektion 

fiegendben Smmobilien. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Nach Einſicht des Defretes vom 16. Mai 1874 ; 

In Erwägung, dab die von den Gemeinden ertbeilte 
Ginwiligung zur Ubtretung der in Art. 5 des obgenanten 
Detretes vorgefebenen privilegirten Hypothek ein rein ad- 
minifirativer At ift ; 

In Erwägung, dab e8 nöthig if, im beſondern Sal 
die für Gintragung der Hypotheken in bie zu erridtenbe 
Hypothekarobligation zu erfüllenden Foͤrmlichkeiten zu ver: 
einfachen; 

Auf Antrag der Finanzdirektion, 


beſchließt: 


Art. 1. Die den Gemeinden durch Art. 1 des Dekre⸗ 
tes vom 16. Mai 1874 bewilligte Abtretung der privile— 
girten Hypothek darf, gemäß der Beſtimmung des Art. 5 
desſelben Dekretes, nur mit Genehmigung des Staatsrathes 
ſtattfinden. 

Art. 2. Halls die Abtretung zu Gunſten eines, Na⸗ 
mens der bei der Juragewäſſerkorrektion betheiligten Eigen— 
thümer vom Verwaltungskomite abgeſchloſſenen, gemein⸗ 
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ſchaftlichen Anleihens geſchieht, muß dieſelbe bon ber Genes 
ralverſammlung der betheiligten Eigenthümer beſchloſſen 
und von den Gemeinderäthen derjenigen Gemeinden ge⸗ 
nehmigt ſein, deren Gebiet ganz oder theilweiſe im betref⸗ 
fenden Umfang gelegen iſt. 

Dieſe Entſcheidungen ſind mit dem Anleihensvertrag 
der Genehmigung des Staatsrathes zu unterbreiten. 


Art. 3. Die Bezeichnung der Hypotheken in der zu 
Gunſten der Gläubiger des Anleihens errichteten Hypothe— 
karobligation geſchieht nach der in den Kadaſterauszügen 
enthaltenen Angabe. Der Hypothekarkontroleur iſt ermäch⸗ 
tigt, in den mit Rückſicht auf Errichtung der Hypothekarob⸗ 
ligation ausgeſtellten Auszügen nur die Nummer der Ar⸗ 
tikel (3. 8. Art. 327 P.; 421 P. ꝛc.), dann die Zahl dieſer 
Artikel, ihren Inhalt und Geſammtwerlh für jede Gemeinde 
anzugeben. 


Art. 4. Die in dieſen Auszügen vorkommende Werth⸗ 
angabe iſt diejenige des Kadaſters des Korrektionsgebietes. 


Art. 5. Die Eintragung der Hypothek in die Kontrolle 
geſchieht in die gewöhnlichen Regiſter jeder Gemeinde für 
die in ihrem Gebiete liegenden Artikel, jedoch mit Angabe 
aller Gemeinden, wo ſich die anderen im Akte enthaltenen 
Hypotheken befinden. 


Art. 6. Dieſe Eintragung findet in folgender Weiſe 
ſtatt: GBezeichnung des Aktes, der Parteien, der Summen 
u. ſ. w.). Es werden als Unterpfand verſchrieben im Ge⸗ 
biete der Gemeinde . . . ., Rabañfter des Korrektionsgebie⸗ 
te8: bie Art. 321P, 438P, 367P u. ſ. f. . . . . alſo in 
diejer Gemeinde . . . . Artikel mit einem Gejammtinbalt : 
bon . ... Juchart . . . . Rutben . . . . Hub, im Ganzen 
gelbäbt auf Gr. . . .. Die anbderen in dieſem At errich⸗ 
teten Hypotheken liegen im Gebiete der Gemeinde . . . . . 
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Siehe Regiſter dieſer Gemeinden und Kadaſter des Korrek⸗ 
tionsgebietes. 

Art. 7. Im Regiſter wird die Ueberſchrift des Folio 
für jeden Artikel erſtellt, indem man die gewöhnliche Bes 
zeichnung Reg. ord. durch P erſetzt. 

Art. 8. Vor der Stipulation muß der Kadaſter des 
Umfangsgebietes berichtigt und verglichen, dann eingebun⸗ 
den und vom Staatsrath genehmigt werden. Falls die 
Berichtigung und Vergleichung der drei gleich lautenden 
Exemplare die Stipulation zu ſehr verzögern ſollte, kann 
dieſelbe vorgenommen werden, nachdem die beiden erſten 
gleich lautenden Exemplare vem Staatsrath genehmigt ſind. 

Die Grenzen des Korrektionsgebietes werden in die drei 
Exemplare der Kadaſterpläne jeder Gemeinde eingetragen. 

Art. 9. Die Finanzdirektion iſt mit Vollziehung des 
gegenwärtigen Beſchluſſes beauftragt, welcher mit ſeiner 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft tritt. Dieſelbe hat 
durch Einrückung in's Amtsblatt und in die Geſetzesſamm⸗ 
lung zu geſchehen. 

Gegeben im Staatsrathe zu Feiburg, den 1. Wein⸗ 
monat 1875. 


Der Präſident: Peailant. 
Der Vize-Kanzler: À. Weizel. 
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Geſetz 


vom 10. Mai 1875, 


über die Hauſirer, die wandernden Handels— 
und Gewerbtreibenden. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf Art. 31 litt. c der Bundesverfaſſung; 
Auf Antrag des Staatsrathes, 


dekretirt: 


Art. 1. Wandernde Handels- und Gewerbsleute, 
Hauſirer und ſolche Krämer, welche ihre Waare auf offener 
Straße zum Verkauf ausſtellen oder feilbieten, ohne ein 
regelmäßig geöffnetes Verkaufslokal oder Magazin im Kan— 
ton zu haben, dürfen ihr Gewerbe nicht ausüben, mit ihren 
Waaren nicht hauſiren, noch dieſelben auf offener Straße 
zum Verkaufe auslegen, bevor ſie ein bon der Zentral⸗ 
polizeidirektion ausgeſtelltes Patent befiten. 

Das Lumpenſammeln wird Dem Hauſiren gleich— 
geſtellt. 

Art. 2. Der Staatsrath ſetzt, durch Beſchluß oder 
Reglement die Bedingungen feſt, unter welchen Patente 
erhalten und dieſe Gewerbe ausgeübt werden können. 

Art. 3. Cr kann beſtimmen, daß Steuer und Ginre- 
giſtrirungsgebühren im Preiſe des Patents inbegriffen ſind. 

Art. 4. Ebenſo beſtimmt er in dieſen Verordnungen 
für Uebertretung derſelben Bußen bis zu Fr. 100 und im 
Wiederholungsfalle bis zum doppelten Betrage. 
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Dieſe Bußen, ſowie diejenigen, welche kraft des Straf⸗ 
geſetzbuches auf die Hauſirer anwendbar ſind, werden im 
Sal von Zahlungsunfähigkeit von Rechtswegen in Gefäng⸗ 
niß umgewandelt und zwar im Verhältniß von 24 Gtun- 
den für 2 Franken Buße. 

Art. 5. Die Waaren eines Haufirers, der bei Ueber- 
tretung bon Serordnungen oder Gejeben ergriffen wird, 
können in Beſchlag genommen werden und dienen als Bürg⸗ 
fhaft für Bezablung der often und der Bußen. 

Im Wiederholungsfalle wird der Ueberſchuß confisairt. 


Art. 6. Der proviſoriſche Beſchluß vom 28. Chriſt⸗ 
monat 1874 wird biemit ratifiairt, 

Die in Folge desfelben ausgeſtellten Patente bleiben in 
Rraft für ben Preis und bdie Dauer, welche darin beſtimmt 
find; jebod find bie Inhaber derjelben allen übrigen Be- 
fimmungen des gegenmwärtigen Gejebes und Der daraus 
bervorgebenden Beſchlüſſe untertvorfen. 

Art. 7. lle bem gegenwäürtigen Geſetz zuwiderlaufen⸗ 
den Gejebe und Beſchlüſſe werden biemit auber Kraft erklärt, 
bejonders : 

a) Defret vom 14. Mai 1813 über das Hauſiren 
(Geſetzesſammlung VIT, Seite 104). 

b) Beſchluß vom 16. Juli 1818 über bas Hauſiren 
(Gefetesjammlung VII, Seite 127). 

c) Ratififationsbefret vom 18. Wintermonat 1813 
(Geſetzesſammlung VII, Seite 152). 

d) Defret vom 13. Mai 1851 über Jabrmärite und 
Hauſirhandel (Geſetzesſammlung XX VI, Seite 143). 

e) Gejeb vom 8. Mai 1869 über das Lumpen- 
ſammeln (Geſetzesſammlung XXX VIII, Geite 185). 

Art. 8, Das gegenmäürtige Geſetz tritt mit jeiner 
oͤffentlichen Bekanntmachung in Sraft, 
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Gegeben im Groben Rathe zu Sreiburg, ben 10. Mai 
1875. 
Der Prüfident: Clerc. 
Der erfte Sefretür: Ts. Vourgknecht. 


Beſchluß 


vom 22. Weinmonat 1875, 


über die Hauſirer, die wandernden Handels— 
und Gewerbtreibenden. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


In Anwendung der ibm vom Großen Rathe durch 
Geſetz vom 10. Mai 1875 zur Feſtſetzung der Bedingungen 
für Hauſir- und Wanderhandel übertragenen Vollmacht; 


Auf Antrag der Polizeidirektion, 
beſchließt: 


J. — Von den wandernden Sandels- und Ge— 
werbtreibenden im Allgemeinen. 


Art. 1. Wandernde Handels- und Gewerbsleute, Hau⸗ 
ſirer und ſolche Krämer, welche ihre Waaren auf offener 
Straße zum Verkauf ausſtellen oder feilbieten, ohne ein 
regelmäßig geöffnetes Verkaufslokal oder Magazin im Ran- 
ton zu haben, dürfen ihre Gewerbe nicht ausüben, mit 
ihren Waaren nicht hauſiren, noch dieſelben auf offener 
Straße zum Verkaufe auslegen, bevor ſie ein von der 
Zentralpolizeidirektion ausgeſtell tes Patent beſitzen. 
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Das Lumpenfammeln wird dem Haufiren gleihgeitellt 

(Geſetz Art. 1). 

Art. 2. Es gibt 2 Arten Patente: 

1. Hauſirpatente, für die Paufirer, die mans 
dernden Arbeiter und Gemerbtreibenben, die Lum⸗ 
penjammlert ; 

. Gtanbdpatente für fämmtlide Kaufleute, 
welche im Kanton nidt niedergelaſſen find, und 
ibre Waaren auberbalb der Dauer der Jahr⸗ und 
Wochenmärkte offen sum Verkauf ausftellen oder 
feilbieten wollen. 

Die im Kanton niebergelaffenen Handelsleute, 
Wwelde ibre Waaren auberbalb der Dauer der 
Jahr⸗ und Modenmärite und auberbalb ibres 
Verkaufslokals öffentlich zum Berlauf ausftellen 
wollen, haben den im Artikel 21 dieſes Beſchluſſes 
vorgeſehenen Ausweis zu leiſten. | 

Art. 3 Die Patente werden in Gemäßheit der nach— | 

ftebenden Tabellen in verſchiedene Klaſſen eingetheilt : 


Erſte Klaſe. | 
Seiden⸗ und Wollengewebe, Mobeartitel, Bänder, Hand⸗ 
ſchuhe, Spitzen; 
Neue Kleidungsſtücke; 
Optiſche Inſtrumente; 
Porzellan, Kryſtall; 
Pelzwaaren, Decken. 


10 





Zweite Klaſſe. 


Baumwollen- und Hanfgewebe, Strümpfe; 
Hüte jeder Art; 

Parfümeriewaaren, Cigarren, Tabak; 
Muſikinſtrumente; 
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Juwelen, Golbarbeiten, Ubren, Ubrenmaderei ; 
Photographen. 
Dritte Klaſſe. 
Neue Geräthſchaften aus Eiſen, Blech und andern Metallen; 
Spiegelhandel; 
Feine Töpferwaare; 
Bücher, Kupferſtiche, Lithographien, Photographien; 
Fußbedeckungen; 
Regen⸗ und Sonnenſchirme, Stöcke; 
Hölzerne Uhren, Lieferungen und Werkzeug für Uhrenmacher; 
Meſſerſchmiedarbeiten. 
Vierte Klaſſe. 
Kurzwaaren, Haarkämme, Tabaksdoſen und Schaalen inbe⸗ 
griffen; 
Gewöhnliche Haarkämme und ſolche bon Horn; 
Bürſten jeder Art; 
Krämer- und Spielwaaren. 


düuite Klaſſe. 


Sämereien, Geſträuche und Pflanzen; 

Ausländiſche Früchte und Lebensmittel; 

Sing- und Luxusvögel; 

Gemeine Glas- und Töpferwaaren; 

Federn, Papier, Bleiſtifte, Tinte, Siegellack und Oblaten; 

Lichtſchnuppen und chemiſche Schwefelhölzchen; 

Wichſe und Firniß; 

Klleinere Holzſchnitzereien; 

Korbmacherarbeiten, ſowie Geflechte aus gewöhnlichem Stroh; 

Trödlerwaaren, alte Kleider, alte He und Gerütb- 
ſchaften; 

Gießer, Scheerenſchleifer, Flicker von eiſernen, kupfernen 
und töpfernen Gerähſchaften;  : | 

Naturgeſchichtliche Gegenftände. 
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Geste Klaſſe. 
Wandernde Glafer ; 


Lumpenjammler, welche fib ausjdlieplid mit bem Gin- 
jammeln der Lumpen abgeben, obne mit Raufmanns- 
waaren ju baufiren. 

Art. 4 In den Fällen, wo die Waaren oder die 
Gewerbszweige niebreren der bievor benannten Klaſſen au- 
gleid angebdren, wird das Patent für diejenige Waare oder 
denjenigen Gewerbszweig ausgeftellt, für welchen die hoͤchſte 
Gebühr zu entridten iſt. Die Fälle, welche in der obigen 
Klaſſeneintheilung nicht vorgejeben find, werden durch Aſſi— 
milation eingetheilt. 

In ſtreitigen Fällen entſcheidet die Zentralpolizei. 

Art. 5. GS iſt verboten, Waaren öffentlich feilzubieten 
oder mit ſolchen zu Hauſiren oder einen Gewerbszweig aus⸗ 
zuüben, welche nicht derjenigen oder nicht einer niedern 
Klaſſe als derjenigen angehören, für welche das Patent 
ausgeſtellt wurde. 

Art. 6. Das Patent wird für die dem Geſuchſteller 
beliebige Anzahl Monate ausgeſtellt, iſt jedoch in keinem 
Falle länger, als bis Ende des Jahres, in welchem es 
ausgefertigt wird, gültig. 


IL — Von deu beſonderen Patenten. 
1. Hauſirpatente. 
A. — Erlangung des Pateutes. 


Art 7. Sur Erlangung eines Haufirpatentes muß 
der Gejudfteller folgende Bedingungen erflllen : . 
a) Schweizerbürger ein und in der Schweiz feften 
Wohnſitz haben, oder aber eine Niederlaffungsbe- 
willigung in einem Schweizerkanton vorweiſen 
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und ben Beweis erbringen, daß fein Deimattanton 
Gegenredt gewährt; 

b) Gin gutes Betragen haben und fid eines guten 
Rufes erfrenen; 

c) Im Befite feiner birgerlihen Rebte-fein ; 

d) Nicht wegen Angriff auf das Eigenthum, wegen 
Widerſetzlichkeit gegen die Polizei oder ſchwerer 
Uebertretungen der Vorſchriften des gegenwärtigen 
Beſchluſſes beſtraft ſein; 

e) Nicht von einer widerlichen oder gefährlichen 
Krankheit behaftet ſein. 

Art. 8. Das Geſuch zur Erlangung eines Patentes 
wird dem Oberamtmann übergeben, mit Angabe der Waaren, 
welche der Hauſirer au verkaufen gedenkt oder des Gewer⸗ 
bes, welches er ausüben will, nebſt einem Zeugniß der 
Ortsbehörde, welches angibt: 

Den Wohnort des Geſuchſtellers in der Gemeinde 
und wenn er Ausländer iſt, ſeine Niederlaſſung; 

Sein Betragen und ſeinen Ruf; 

Seine Stellung in Betreff des Beſitzes der bürger⸗ 
lichen Rechte. | 

In biejem Zeugniß fol die Ortsbehörde, eintretenden 
Falls, die unter den Buchſtaben d und e des Art. 7 vor⸗ 
geſehenen Umſtände erwähnen. 


Art. 9. Der Oberamtmann konſtatirt die Identität 
des Geſuchſtellers, ſtellt ſein Signalement auf und über⸗ 
macht letzteres nebſt den übrigen Belegſtücken und ſeinem 
Gutachten der Polizeidirektion. 

In ſeinem Gutachten ſoll der Oberamtmann die Dauer 
des Patentes, ſowie die Klaſſe PA welder ſelbes 
einguverleiben iſt. 
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Art. 10. Sind jämmtlige Bedingungen erfüllt, ſo 
fertigt die Sentralpoligei Das Patent aus, und bünbigt 
felbes, gegen Bezahlung ber Gebühren bem Gejuditeller 
aus, wenn derſelbe gegenwärtig iſt; mibrigenfalls iiber- 
macht fie dasſelbe, behufs Bezug der Gebühren, bem Staats- 
einnehmer. 

Verweigernden Falls werden die Altenſtücke, mit An- 
gabe der Beweggründe, dem Oberamtmanne zurücheſandt. 


B. — Preis des Patentes. 


Art, 11. Ve nach bder Natur der Waaren oder des 
Gewerbszweiges, twelde im Patent umitändlid au erwähnen 
find, wird der Preis für* lebteres in Gemäßheit des Art. 3 
klaſſenweiſe feſtgeſetzt, wie folgt: 


GS wird monatlich bezahlt: 


Für ein Patent erſter Klaſſe Fr. 25. 
mn nn zweiter , , 20. 
” 7 " dritter " ” 15. 
Per n  Dierter nn 10. 


n 1h "” fünfter m — 0 


Das Patent ſechster Klaſſe wird für bas laufende 
Jahr um ben Preis von Gr. 3 für jebes Bierteljabr, 
d. D. 12 Fr. im erften, 9 Gr. im ameiten, 6 Sr. im 
dritten und 3 Fr. im lebten Vierteljahr ausgeftellt. 


Ueberdieß wird für jedes Patent Gt. 1 für Stempel- 
gebübr entrichtet. 

Dieſer feftgeebte Preis begreift die Hanbels- und Ge- 
werbeſteuer, die Einregiſtrirungsgebühr und alle ſonſtigen 
Emolumente, mit Ausnahme derjenigen, welche in den 
Art. 15 und 18 vorgeſehen find, in ſich. 
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C. — Ausübung des Gewerbs. 


Art. 12. Folgende Artitel dürfen nidt in ben Haufir- 
handel gebradt werden: 


a) Obszöne, ober ben guten @itten zuwiderlaufende 
Schriften, Bilber oder Gemälde Etrafgeſetz 
Art. 393). 

b) Feuerwaffen. 

c) Schießpulver, Munition, explodir⸗ oder leicht 
entzündbare Stoffe. 

d) Subſtanzen, deren Verkauf den patentirten Apo⸗ 
thekern und Droguiſten vorbehalten iſt, insbeſon⸗ 
dere die Gift- und Geheimmittel (Sanitätspolizei⸗ 
geſetz Art. 134, 138, 170 -und Geſetz über die 
Droguerien, Art. 1, 2, 4). 

e) eine, geiftige Getränke jeder Art (Wirthſchafts⸗ 
geſetz). 

f) Hausthiere, Schlachtfleiſch (Bundesreglement über 
die Viehſeuchen vom 3. Wintermonat 1873 $. 4; 
Sanitätspolizeigeſetz Art. 188). 

Art. 13. Das Hauſiren mit einheimiſchen Früchten, 


Gemüſen, Butter, Eiern, Käſe und ſonſtigen derartigen 
Lebensmitteln iſt freigegeben. 


Art. 14. Das Patent iſt perſönlich und kann nur 
vom Hauſiret, welcher in demſelben ſignaliſirt iſt, benutzt 
werden. 

Derſelbe ſoll, ſo oft er hauſirt, ſelbes beſtändig mit 
ſich tragen. 

Art. 15. Will der Hauſirer ſein Gewerbe außerhalb 
ſeiner Wohnortsgemeinde betreiben, ſo muß er ſein Patent 
vorläufig vom Gemeindeamtmann des Ortes viſiren laſſen, 
wo er ſeinen Beruf ausüben will. 
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Der Ammann besiebt für jebes Viſum eine Gebühr 
von 30 Gent. 

Art. 16. Der Beamte, mwelder einem Hauſirer, der 
nidt Inhaber eines gültigen Patentes iſt, Erlaubniß zum 
Hauſiren ertheilt, wird für die vom Uebertreter verwirkten 
Bußen und Koſten verantwortlich. 


Art. 17. Das Patent gibt dem Haufirer kein Recht, 
in die Häuſer einzudringen. Derjenige, welcher ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Hausbewohner ein Haus betritt oder, nad= 
bem et hineingelaſſen worden, dasſelbe nicht bei der erſten 
Aufforderung verläßt, macht ſich der Verletzung des Haus⸗ 
rechtes ſchuldig. 

Art. 18. An Jahr⸗ und Wochenmärkten iſt bas Hau⸗ 
ſiren mit Waaren von Haus zu Haus, an dem Orte, wo 
der Markt abgehalten wird, verboten. 

Der Haufirer oder Gewerbsmann, welcher an dieſen 
Tagen ſein Gewerb betreiben will, hat ſich von der Orts⸗ 
behörde hiezu einen Platz anweiſen zu laſſen und dafür 
den Miethzins zu bezahlen. 

Derſelbe hat keine weitere Gebühr zu entrichten. 

An ſolchen Tagen dürfen die Hauſirer ihre Waaren 
nicht an ſolchen Orten gum Verkaufe ausſtellen, wo eine 
Anhäufung von Perſonen den Verkehr hemmen kann, wie 
z. B. beim Eingange einer Wirthſchaft, an Straßenecken ꝛc. 

Art. 19. Die Landjäger und ſonſtigen Polizeiangeſtellten 
ſollen bie Haufirer thätig überwachen. | 

Sie baben bas Redt fit bas Patent vorweiſen zu 
laffen und befjen Gültigteit zu prüfen. | 

Sie führen Alle biejenigen, welche die Boridriften 
dieſes Beſchluſſes übertreten und beſonders diejenigen, welche 


ohne Zuſtimmung der Hausbewohner ein Haus betreten, 
zum Oberamtmann. 
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Der Oberamimann überweist, eintretenden Falls, * 
Schuldigen bem guffündigen Richter. 


2. Standpatente. 


A, — Erlangung des Patentes. 


Art. 20. Die Crlangung des Stanbpatentes ift den 
in Art. 7 bis 10 dieſes Beſchluſſes feftgelebten Bedingungen 
unterworfen. | 

Art. 21. Der im Kanton niebergelaifene Handelsmann, 
welcher ſeine Waaren auf offenem Plage zum Bertaufe 
ausſtellen will (Art. 2, Rr. 2), muß Inhaber einer vom 
Gemeinberath eines Wohnortes ausgeſtellten Erklärung 
ſein, aus welcher erhellt, daß er im Steuerregiſter für 
Handel und Gewerbe eingeſchrieben iſt. 

Das Emolument für dieſe Erklärung beträgt 50 Cent. 
nebſt der Stempelgebühr. 


B. — Preis und Laſten des Patentes. 


Art, 22. Der Preis eines Patentes iſt, je nach der 
Natur der Waaren, welche darin einläßlich anzugeben ſind, 
in Gemäßheit des Art. 3 klaſſenweiſe feſtgeſetzt, wie folgt: 

CS wird monatlich bezahlt: 

Für ein Patent erſter Klaſſe Fr. 45. 
mn mn zweiter , , 35. 
, " ” dritter ” "” 29. 
A „vierter nr n à0. 

fünfter , , 10. 

Nebſt 1 Sr. Stempelgebibr für jebes Patent. 

In dieſem Preis ift die Einregiſtrirungsgebühr, ſowie 
die Staatsſteuer auf Handel und Gewerbe inbegriffen. 
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Art. 23. Die Gemeindsbehoͤrde des Ortes, wo bie 
Waaren ausgeftellt werden, kann, indem fie das Patent 
viſirt, eine fernere Gebübr beziehen, welche der Hälfte des 
hievor fefigeietten Preijes gleichkommt. 

Dieje Gebühr ftebt im Berbälinig zu der Zahl der 
Tage, während denen die Waaren in der Gemeinde zum 
Verkaufe ausgeſetzt find. 


C. — Ausübung des Gewerbes. 


Art. 24. Die unter den Buchſtaben a, c, d und e 
des Art. 12 erwähnten Gegenfiände dürfen nidt auf offenem 
Plate sum Verkaufe ausgeftellt oder feilgeboten werden. 

Art. 25. Das Patent ift perjinlid in bem Sinne, 
daß ber Inhaber nur eine einaige Ablage baben tann, und 
die Perjon, mwelde ibn bei jeiner allfälligen Abweſenheit 
etjebt, bas Patent den Poligeiangeftellten, welche berechtigt 
find, ſelbes ju unterjuden, ſoll verweiſen können. 

Art. 26. Wer in einer Gemeinde Waaren auf offenem 
Platze feilbieten will, ſoll ſein Patent oder die im Art. 21 
vorgeſehene Erklärung dem Ammann der Ortſchaft oder 
ſeinem Stellvertreter zum Viſa vorweiſen, und die im 
Art. 22 feſtgeſetzte Gebühr und, wenn er auf Straßen oder 
an ſonſtigen öffentlichen Orten ſeine Waaren ausſtellt, den 
Miethzins für ben Plat entrichten. 

Derſelbe hat keine weitere Gebühr zu entrichten. 

Art. 27. Der Gemeindsbeamte, welcher mit dem Be- 
aug der Lokalgebühr beauftragt ift, fol auf bem Patent 
oder ber Grtlärung, die Zahl der Verkaufstage, ſowie die 
bezahlte Summe einſchreiben. 

Art. 28. Der Gemeindsbeamte, welcher die Lokal⸗ 
gebühr von Jemanden bezieht oder sum Ausſtellen bon 
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Maaren ermädtigt, welcher nidt Inhaber eines gültigen 
Patentes oder einer Erklärung ift (Art. 21), wird für bie 
vom Uebertreter verwirkten Buben und often verantwortlich. 


III. — Strafen. 


Art. 29. Es werden mit einer Geldbuße von Fr. 100 
beſtraft: 

Die Hauſirer oder Gewerbsleute ohne Patent oder 
Inhaber eines verjährten Patentes; 

Diejenigen, welche offen Waaren zum Verkaufe aus⸗ 
ſtellen und nicht Inhaber eines gültigen Paten⸗ 
tes find. 

Art. 30. Es werden mit Fr. 20 bis 50 beſtraft, wenn 
die Uebertretung durch das Strafgeſetzbuch oder ein bejon- 
deres Geſetz nicht ſtrenger beſtraft wird: 

Diejenigen, welche in Uebertretung des Art. 21 
Waaren sum Verkaufe ausſtellen; 

Diejenigen, welche die durch das Patent verliehenen 
Redte (Art. 4 und 5) überſchreiten; 

Diejenigen, welche mit verbotenen Gegenftänden 
baufiren oder jole zum Verkaufe ausſetzen (rt. 
12 und 24); 

Diejenigen, welde ihr Patent Andern abtreten oder 
lebnen oder das Patent eines Andern gebrauden ; 

Diejenigen, welche ibr Patent oder ihre Erklärung 
nicht viſiren laſſen. 

Art. 31. ES werden in Gemäßheit der Art. 158, 
390 ober 462 Nr. 3 des Strafgelebbudes, je nach der 
Wichtigkeit des Salles, beftraft: 

Diejenigen, welche ſich der im Art. 17 vorgejehenen 
Verletzung des Hausrechtes ſchuldig maden (Ma: 
cimum 2 Sabre Gefüngnif). 
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Art. 82. Es werden mit 5 bis 20 Sr. Geldſtrafe 
beftraft : 

Diejenigen, welche das Maritpolieireglement (Art. 
18) nicht beobadten ; 

Diejenigen, welde zwar Inhaber eines gültigen Pa— 
tentes find, aber jelbes bem Poligeiangeftellten 
auf beflen Berlangen nidt vorweiſen können; 

Alle nicht beſonders vorgejebenen Mebertretungen 
des gegenwärtigen Beſchluſſes. 

Art. 33. Die kraft des gegenwärtigen Beſchluſſes aus⸗ 
geſprochenen Bußen werden im Wiederholungsfalle ver—⸗ 
doppelt. 

Dieſe Bußen, ſowie diejenigen, welche kraft Beſtimmung 
des Strafgeſetzes, auf die in dieſem Beſchluſſe vorgeſehenen 
Gewerbsleute anwendbar find, werden im Hall von Saÿ- 
lungsunfähigkeit bon Rechtswegen in Gefängniß umgeün- 
dert und zwar im Berbälinig von ÿr. 2 Buße fit 24 Stun⸗ 
ben Ginterterung (Geieb Art. 6). 

Art. 34. Die Waaren des Mebertreters werden jeque- 
ſtrirt und bienen als Garantie für die Bezahlung der Ko— 
flen und Buße. 

Im Riüdfalle wird der Ueberſchuß confiszirt (Geſetz 
Art. 5). 

Wenn der Verurtheilte nicht gleich nach dem Urtheile 
bezahlt, ſo läßt der Einnehmer die Waaren verkaufen. 
Sollten dieſelben zur Deckung der Koſten und der Buße 
nicht hinreichen, ſo wird der Art. 83, 2. Abſatz, für den 
Saldo der Buße anwendbar. Iſt aber ein Ueberſchuß vor- 
handen, ſo wird derſelbe dem Verurtheilten zurückerſtattet, 
es ſei denn, daß die Waaren konfiszirt wurden. 

Art. 35. Der Ertrag der Bußen gehört zur Hälfte 
bem Fiskus und zur Dülfte dem Verleider. 
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Art. 386. In allen geringen Zuwiderhandlungsfällen 
fann ber Oberamimann die Unterziehung zur Buße an- 
nebmen; er febt deren Betrag feft und verfübrt in dieſem 
dalle in Gemäßheit des Art. 304 der Strafprogepordnung. 


IV. — Siné. und Uebergangs Beſtimmungen. 


Art. 37. Alle früberen, auf das Haufiren und Lum- 
penſammeln bezüglichen Beſchlüſſe, alle dem gegeutwärtigen 
Beſchluſſe zuwiderlaufenden Beftimmungen und insbeſondere 
das Kreisſchreiben der Finanzdirektion vom 1. Hornung 
1875 ſind aufgehoben. 

Art. 38. Die kraft Beſchluß vom 28. Chriſtmonat 
1874 ausgeſtellten Patente bleiben in Betreff des Preiſes 
und der Dauer bis zum 31. Chriſtmonat 1875 gültig. 

Die Inhaber derſelben find im Uebrigen allen Be- 
ſtimmungen des gegenwärtigen Beſchluſſes unterworfen. 

Art. 39. Die vor dem 31. Chriſtmonat 1875 aus⸗ 
gelaufenen Patente können ausnahmsweiſe bis sum 31. 
Chriſtmonat erneuert werben. 

Art. 40. Der gegenwärtige Beſchluß tritt mit feiner 
Betanntmadung in Sraft, und joll nebft bem Gejeb vom 
10. Mai 1875 in Heften gebrudt, der Gejebesjammlung 
und bem Amisblatte einverleibt werden. 

Art. 41. Die Polizeidirektion ift. mit deſſen Vollzie⸗ 
bang beauftragt. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 22. Wein⸗ 
monat 1875. 


Der Präſident: Bailant. 
Der Kanzler: Ts. Sourgknecht. 
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Geſetz 


vom 27. Auguſt 1875, 


betreffend Vollſtreckung der Urtheile und Er— 
kenntniſſe der Gerichts- und Verwaltungs— 
behörden, welche, begangener Verbrechen, Ver— 
gehen oder Uebertretungen wegen, ſowie in 
Disziplinarfällen, Verurtheilung zu Geld— 
bußen und Strafkoſten enthalten. 





Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Nach Einſicht der Art. 26, 303 und 455 des Gtraf- 
geſetzbuches; 

In Erwägung, daß das Intereſſe der Geſellſchaft und 
die Gleichheit vor dem Geſetze eine für Alle gleichmäßige 
Strafe erfordern, welche nicht von den Hülfsquellen des 
Verurtheilten abhängen kann; 

In Anbetracht der Nothwendigkeit für die Vollſtreckung 
der Strafurtheile in peinlichen, zuchtgerichtlichen Ueber- 
tretungs⸗ oder Polizeifällen, ſowie der Erkenntniſſe der 
Gerichts- und Verwaltungsbehoörden, in Disziplinarſachen 
beſtimmtere Vorſchriften feſtzuſetzen; 

In Abänderung und Ergänzung der Beſtimmungen 
des Strafgeſetzbuches und der Strafprozeßordnung; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 


Art. 1. Die infolge Anwendung einer Beſtimmung 
des Strafgeſetzbuches oder eines beſondern Geſetzes, wegen 
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Berbreden, Bergehen, Ueberiretungen, Poligei- oder Dis- 
ziplinarvergehen zu Guniten des Staates, bejonderer Saf- 
fen, Genoſſenſchaften oder Partikularen ausgefprodenen Geld- 
buben, bilben eine Strafe, deren Vollzug entweder durch 
Besablung der im Urtheil feftgefebten Gumme oder durch 
Beftebung einer gleichkommenden Haftzeit au geſchehen bat. 

Art. 2. Die Gerichtskoſten in beinliden, zsudtgeridt- 
lichen ober Uebertretungsfüllen werden, obne Unterſchied 
der Natur des Verbrechens, Vergehens oder der Uebertre- 
tung und gleidviel, ob das Verbrechen, Vergehen oder die 
Uebertretung kraft der Beftimmungen des Strafgeſetzbuches 
oder beſonderer Gefebe beftruft ei, als Zivilentſchädigung 
au Gunften des Fiskus betradtet. | 

Art. 3. Der Bezug der Strafkoſtenliſten liegt den 
StaatSeinnebmern ob, welche biebei bas gewöhnliche Be- 
treibungsberfabren in Zivilſachen befolgen. 

Art. 4 Der Tod des Berurtheilten bebt, in Abände- 
rung des Art. 82 des Gtrafgefebbudes und Art. 10 der 
Strafprozeßordnung, weder die Ronfisfation, nod bie Ger- 
urtbeilung zu den Zurückerſtattungen, Zivilentſchädigungen 
und Gerichtskoſten auf. Der Tod hebt bloß die Berur- 
theilung zur Geldbuße auf. 

Art. 5. Die Urtheile, Beſchlüſſe und Erkenntniſſe der 
Gerichtshoͤfe, Gerichte, Richter und Verwaltungsbehörden 
des Kantons, welche Verurtheilung zu einer Geldbuße ent- 
halten, werden gleich nach Ablauf der Einſpruchsfriſt voll⸗ 
ziehbar. 

Art. 6. Jedes vollziehbare Urtheil, Erkenntniß oder 
jeder ſonſtige Beſchluß der Polizeibehörde oder des Polizei⸗ 
richters, der Kriminal⸗ oder Zuchtgerichte, Aſſiſenhöfe oder 
zuſtändigen Verwaltungsbehörde, welche Verurtheilung zu 
einer Geldbuße enthält, wird vom Gerichtsſchreiber oder 
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Sekretär innert den drei erſten Tagen näch Ablauf der 
Einſpruchtfriſt ausgefertigt. Daſſelbe wird, unter Beiſe— 
tzung des Siegels, vom Praͤſidenten oder Friedensrichter, 
ſowie vom Gerichtsſchreiber oder der betreffenden Verwal⸗ 
tungsbehörde und ihrem Sekretär unterzeichnet. Gin Dop- 
pel witd bem Bezirksoberamtmann und ein Auszug dem 
Staatseinnehmer des Kreiſes übermacht, in welchem die 
Bebbrde, welche die Verurtheilung ausgeſprochen bat, ihren 
Sitz hat. 

Das Urtheil wird gemäß Beſtimmung des Art. 17 des 
Geſetzes vom 30. Mai 1863 einregiſtrirt, welches auf alle 
Uttheile und Beſchlüſſe anwendbar iſt, die Verurtheilung 
zu einer Buße enthalten und den Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes unterworfen ſind. 


Art. 7. Die Vollſtreckung der Urtheile, Erkenntniſſe 
oder Beſchlüſſe mit Verurtheilung zu Geldbußen geſchieht 
durch die Einregiſtrirungsbüreaux, unter der Aufficht der 
Staatseinnehmer. 


Art, 8. Die Einnehmer übermachen nach dem Em 
pfange des Urtheils, Erkenntniſſes oder Beſchluſſes, in Ge⸗ 
mäßheit der Beſtimmung des Art. 6, dieſelbe innert drei 
Tagen ben Einregiſtrirungsbüreaux. Sie führen hierüber 
eine Kontrolle und geben der Finanzdirektion Rechnung 
über den Bezug. 


Art. 9. Der Verurtheilte hat die Bußen und Koſten 
innert der Friſt von 30 Tagen, vom Tage ſeiner Verur⸗ 
theilung an au bezahlen. Wird die Buße innert dieſer 
Friſt nicht bezahlt, ſo wird der Verurtheilte vom Ginre- 
giſtrirungsbüreau aufgefordert, dieſelbe binnen 15 Tagen 
zu berichtigen. Dieſe Aufforderung geſchieht durch einen 
der Poſt übergebenen Brief, wofür letztere sé aus: 
auftellen bat. | 











— 321 — 


Art. 10. Wird die Buße innert 15 Tagen nidt 
bezablt, fo verfährt bas Ginregifirirungsbüreau, bebufs 
Verkauf der dem Verurtheilten angehörenden Gegenſtände 
oder Erlangung eines Zahlungsunfähigkeitsſcheines, in Ge⸗ 
mäßheit der Vorſchriften des Betreibungsgeſetzes. Der 
Einnehmer wird ſofort vom Ergebniſſe in Kenntniß geſetzt. 


Art. 11. Wird die Buße entweder gar nicht oder 
nur theilweiſe bezahlt, ſo wird der rückſtändige Betrag in 
Gefängnißſtrafe umgewandelt und zwar im Verhältniß von 
2 Fr. für jeden Gefängnißtag, wenn es ſich um peinliche 
oder zuchtgerichtliche Verurtheilungen handelt, und von 
4 Fr. für einen Gefängnißtag, wenn es ſich blos um 
Uebertretungen oder Disziplinarſtrafen handelt. 

Die Einſperrung darf für peinliche oder zuchtgericht— 
liche Verurtheilungen ſechs Monate und für Uebertretungen 
und Disziplinarfehler drei Monate nicht überſteigen. 


Art. 12. Der Oberamtmann iſt mit dem Vollzuge 
ſämmtlicher Urtheile, Beſchlüſſe oder Erkenntniſſe beauftragt, 
wenn die Buße kraft der Beſtimmungen des vorhergehenden 
Artikels in Gefängnißſtrafe umgeändert wird. 


Art. 13. Zu dieſem Behufe übermacht der Einnehmer 
dem Oberamtmann jeden Monat einen Bericht über die 
Betreibungen, welche die Zahlungsunfähigkeit des Schuld⸗ 
ners ergeben haben, mit Angabe der Verurtheilten, welche 
die Buße gar nicht oder nur theilweiſe bezahlt haben. 

Art. 14. Gleich nach der Eingabe dieſes Berichtes 
an das Oberamt, iſt das Urtheil, welches Verurtheilung 
au einer Geldbuße enthält, in ein Urtheil zur Gefängniß- 
ſtrafe umgeändert, und der Oberamtmann ſchreitet zu deſſen 
Vollzug in Gemäßheit der Beſtimmungen des Titels III 
(von der Vollſſtreckung der Strafurtheile) der Strafprozeß⸗ 
ordnung. Der Verurtheilte kann alsdann die Buße nicht 
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mebr bezablen, ſondern muß nothwendigerweiſe die Haft 
beſtehen. 

Art. 15. Wenn die Staatseinnehmer aus der Kon— 
trolle, die ſie laut Art. 10 dieſes Geſetzes zu führen haben, 
erſehen, daß das Einregiſtrirungsbüreau innert der Friſt 
bon drei Monaten keine Rechenſchaft gibt über die Voll— 
ſtreckung eines Urtheils, ſo bringen fie demſelben die Vor— 
ſchriften der Art. I1I und 12 des gegenwärtigen Geſetzes 
in Erinnerung und erſtatten der Finanzdirektion hierüber 
Bericht. 

Art. 16. Die Vorſteher der Einregiſtrirungsbüreaur 
find perſönlich verantwortlich für die nicht bezogenen Buben, 
ſowie für biejenigen, deren Bezugsunmöglichkeit nidt innert 
den brei auf bie Suftelung des Urtbeils folgenden Mona- 
ten ermiejen iſt, gemäß Beflimmungen der Art. 8 und 10 
des gegenmürtigen Gejebes. | 

Die gleide Verantwortlichkeit trifft die Cinnebmer, 
welche den Art. 15 nidt vollziehen. Es bleibt ihnen jedoch 
der Rekurs gegen das Ginregiftricungsbüreau getvabrt. 

Art. 17. Nach bejtandener Haftzeit, ſtellt der Ober— 
amtmann dem Einnehmer eine bezügliche Beſcheinigung 
aus. Letzterer übermacht ſelbe, behufs Entlaſtung, der 
Finanzdirektion. 

Art. 18. Es darf in den Jahresrechnungen der Ein— 
nehmer kein Rückſtand für nicht bezogene Bußen vorkom— 
men, mit Ausnahme derjenigen, welche in den vier letzten 
Monaten des Rechnungsjahres ausgeſprochen wurden. 

Alle früheren Bußen ſollen entweder baar einbezahlt 
oder, im Falle von Rückſtänden, durch eine Beſcheinigung 
des Oberamtes, daß die Haft beſtanden wurde, gerecht⸗ 
fertigt ſein. 

Art. 19. Der Staatsrath beſtimmt das Verfahren 
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für die Rechnungsabgabe, betreffend bezogene Bußen, au 
Gunſten des Fiskus, beſonderer Kaſſen, Genoſſenſchaften 
oder Partikularen. 

Art. 20. Die Regierungseinnehmer heben innert acht 
Tagen nach dem Empfange der Straffkoſtenliſten, behufs 
Bezahlung der letzteren, die Betreibung an, wenn nämlich 
die im Art. 9 feſtgeſetzte Friſt von 30 Tagen verfloſſen iſt. 

Art. 21. Die Betreibung ſoll bis Ende Bezahlung 
ſo raſch als möglich geführt werden. 


Im Falle einer unfruchtbaren Betreibung, verlangt 
der Staatseinnehmer, nach vorläufiger Berichterſtattung an 
Die Finanzdirektion. Geldstag oder Falliment des Schuld⸗ 
ners, welche von der zuſtändigen Behörde zu bewilligen ſind. 

Art. 22. Iſt ein Schuldner, der infolge Nichtbezah⸗ 
lung einer Strafkoſtenliſte Geldstag oder Falliment gemacht 
bat, zahlungsunfähig, fo wird der Art. 215 der Geldstags⸗ 
ordnung auf ibn anwendbar. Es fann, eintretenden Halls, 
unter Beobadtung der im Art. 214 des genannten Geleb- 
budes und Art. 339 und folgenden des Handelsgeſetzes 
vorgeſehenen Förmlichkeiten, gegen ibn eine Strafklage an- 
bängig gemadt merden. In dieſem Salle ift die im Art. 
427 des Gtrafgejebbudes feftgejebte Strafe -anmenbbar. 


Art. 23. Gegenwärtiges Geſetz ift nidt anwendbar 
auf die Buben, welche in den Stempel-, Einregiſtrirungs⸗, 
Vermögensſteuer-, fomie Handels- und Gewerbeſteuergeſetzen 
feſtgeſetzt ſind. Beim Bezug dieſer Bußen iſt das gleiche 
Verfahren zu beobachten, mie für Die in den genannten 
Gejeben feſtgeſetzten Gebühren und Steuern. 

Ebenſo find die Beftimmungen des gegenmärtigen Oes 
febes nidt anmendbar auf bie in den Poligeireglementen 
feſtgeſetzten Bußen, welche von ben Gemeindsbehörden innert 
den Schranken ihrer Zuſtändigkeit ausgeſprochen werden. 
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Art. 24, Der Art. 82 des Otrafgelebbudes, der 
Art. 10 der Strafprozeßordnung, ſowie im Allgemeinen 
alle dem gegentwärtigen Gefebe zuwiderlaufenden Beftim- 
mungen früberer Gejebe find aufgeboben. 

Art. 25. Gegenwäürtiges Geſetz, deſſen Vollzug bem 
Staatsrathe obliegt, tritt zugleich mit feiner öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. Dafjelbe ift nur auf die nach 
feiner Snfrafttretung gefällten Urtheile anmenbbar. 

Gegeben im Großen Ratbe zu Freiburg, den 27. Au- 
guft 1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Der imeite Setretür: Emil Perrier. 


Vollziehungsbeſchluß 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Rad Einficht des Geſetzes vom 27. Auguſt 1875; 

In Aufhebung des Reglementes vom 29. Jänner 
1875, betreffend den Bezug der Geldbußen; 

In der Abficht, für den Bezug der zu Gunſten des 
Fiskus, beſonderer Kaſſen, Gemeinden, Genoſſenſchaften 
oder Partikularen ausgeſprochenen Geldbußen, ein ſicheres 
und einheitliches Verfahren feſtzuſetzen; 

Auf Antrag der Finanzdirektion, 

beſchließt: 
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Erſtes Rapitel. 


Bezug der fraft fantonaler Gefebe, Beſchlüſſe 
oder Reglemente ausgeſprochenen Buben. 


Art. 1. Die Vollſtreckung der Urtheile oder Beſchlüſſe, 
Welde Verurtheilung qu einer Geldbube enthalten, geſchieht, 
mit Ausnahme der im Art. 23 des Gejebes vom 27. Au- 
quit 1875 vorgelebenen Fällen, durch bie Cinregiftrirvungs- 
büteaux, unter der Aufſicht und Kontrolle der Staats—⸗ 
einnebmert. 

Art. 2. Die Vollziehung der Gemeindspolizeiregle— 
mente geſchieht im alle ansgeſprochener Bußen in Gemäß— 
beit der vom Staatsrathe genebmigten Reglemente. 

Art. 3. Das Einregiſtrirungsbüreau Idreitet zum Be- 
aug der Bube, ſobald baffelbe entweder durch die im 2. 
Abſatz des Art. 6 des Gelebes vom 27. Auguſt 1875 vor- 
geſchriebene Ginregifitirung, oder dur die vom Einnehmer 
eingejandte Anzeige, Kenntniß vom Urtheil erlangt bat. 

Das Einregiſtrirungsbüreau ſchreibt zu dieſem Bebufe 
die zu beziehenden Bußen in ein zweckdienliches Buch ein. 


Art. 4. GS iſt bem Staatsſchatzamte, durch Ueber— 
ſendung einer alle drei Monate in zwei Doppeln auszu— 
fertigenden Bußentabelle, bon jeder durch eine Gerichts-, 
Polizei- oder Verwaltungsbehörde zu Gunſten des Fiskus, 
einer öffentlichen Kaſſe, einer Gemeinde, einer Genoſſenſchaft, 
einer Stiftung oder eines Partikularen (nit Ausnahme 
der im Art. 23 des Geſetzes vom 27. Auguſt 1875 vor- 
geſehenen Fällen) ausgeſprochenen Buße Kenntniß zu geben. 

Sind keine Bußen ausgeſprochen worden, ſo haben die 
Gerichtskanzler und Oberamtsſchreiber das Staatsſchatzamt 
innert ben gleichen Friſten hievon zu benachrichtigen. 
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Laſſen ſich bie Geridtsfhreiber in der Uebermittelung 
biejer Doppel Beripätungen zu Schulden fommen, jo ver- 
fallen fie für jede Woche Verſpätung in eine Buße von 
fünf Franken. 

Verſpätung iſt vorbanden, wenn Die Doppel dem 
Staatsfdabamte am 16. Tage der Monate April, Juli, 
Oftober und Jänner noch nidt eingegeben find, und bie 
Buße wird mit bem 17. anwendbar und bernad für jebe 
Woche um fünf Franken erbôbt. 

Art. 5. Das Staatsſchatzamt trägt den ganzen Be— 
trag der Buße, Antheil des Verleiders inbegriffen, in's 
Soll des betreffenden Staatseinnehmers ein. 

Zugleich mit dem Einnahmenverzeichniß übermacht das 
Staatsſchatzamt dem Einnehmer das zweite Doppel der 
Bußentabelle. 


Art. 6. Das Einregiſtrirungsbüreau hat die gemäß 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. Auguſt 1872 bezo— 
genen Bußen gegen Quittung unter die Berechtigten zu 
vertheilen. Die bon letztern unterſchriebenen Empfangs- 
ſcheine werden jeden Monat ſammt dem dem Staate zu— 
kommenden Antheil der Bußen dem Einnehmer übermacht, 
und zwar zu gleicher Zeit, wo die Einregiſtrirungsgebühren 
einbezahlt werden. 

Das Einregiſtrirungsbüreau übergibt dem Einnehmer 
zugleich das Einſperrungsgeſuch gegen Jene, welche ihre 
Buße nicht bezahlt haben. 

Die Einnehmer übermachen die Quittungen alle Vier— 
teljahre dem Staatsſchatzamte, welches deren Betrag zu 
Gunſten des betreffenden Einnehmers anweist. 

Bu dieſem Behufe wird im Voranſchlage der Finanz⸗ 
direktion eine beſondere Rubrik eröffnet. 


Art. 7. Das Staatsſchatzamt führt eine allgemeine 





F 
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Rontrolle jämmtlider in's Soll der Einnehmer eingetra- 
genen Bußen, über beren Bezug, über die bemilligten AB= 
ſchreibungen, ſowie die an Berleider oder ſonſtige Berech— 
tigte gemachten Rückzahlungen. 

Die zur Führung der ben Einnehmern laut Art. 8 
des vorerwähnten Gejebes auferlegten Rontrolle, jomie für 
die bejondere Budbaltung der Einregiſtrirungsbüreaur nôtbi- 
gen Sormulare werden von der Finanzdirektion geliefert. 

Art. 8. Am Enbde eines jeden Trimeſters vergleiben 
die StaatSeinnebmer, gemäß Beltimmung des Art. 15 des 
Gejebes vom 27. Auguit 1875, die Tabelle der zu beziehen— 
ben Buben, ſowohl mit ben von ben Geridt8- oder Ober— 
amtsſchreibern erbaltenen Urtheilsauszügen oder Beſchlüſſen, 
als mit ben Monatszahlungen der Einregiſtrirungsbüreaux. 

Art. 9. Die Geridts- und Dberamtsidreiber jollen, 


in Gemäßheit der vom Staatsrathe qutgebeipenen Buben- 


bettheilungätabelle, auf ibren Zrimeltertabellen die Namen 
der Berleider und jonftiger Beredtigten, jomie ben einem 
jeben von ihnen zukommenden Antheil der Bube genau 
angeben. 

Sind die Angaben mangelbaît, jo ſchickt das Staats- 
ſchatzamt die Bubentabellen den betreffenden Schreibern 


zurück. Im Wiederholungsfalle ift die für ihre Beridtigung 


verwendete Seit.in der im rt. 4 dieſes Belbluffes vor— 
gejebenen Verſpätung inbegriffen, indbem angenommen wird, 
bas Staatsſchatzamt babe die Tabelle erft dann ethalten, 
wo ibm biejelbe gehörig beridtigt zurückgeſchickt wird. 


Im Salle getbeilter Anfidten in Betreff der Verthei— 


. Lung der Bube, fann bas Staatsſchatzamt, nad Einver— 


nebmung der Juſtiz- oder Finanzdirektion, von Amtswegen 
eine Berichtigung vornehmen. 
Art. 10. Sämmtliche Disziplinar- und ſonſtige auf 
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dem Verwaltungswege gegen Beamte, Angeftellte oder 
BPartilularen ausgeſprochene Bußen merden als Ginnab- 
men in's Soll des Einnehmers eingetragen, wo bie Be 
bôrbe, welche die Bube verbüngt, ibren Sitz bat. 

Der Beſchluß der Verwaltungsbehörde ſoll, in gebüriger 
Form ausgefertiat, gemäß ben Beftimmungen des Art. 17 
des Gefebes bom 30. Mai 1863 einregiftrirt werden, und 
zwar ſelbſt bann, wenn fein Aftenband vorhanden tft. 

Die. Setretäre der Berwaltungsbebürden baben in 
Betreff der Buben die gleiten Berpflidtungen ju erfüllen, 
welde den Gerichtsſchreibern burd die Stempel- und Ein— 
regiſtrirungsgeſetze, ſowie durch bas Geſetz vom 27. Auguft 
1875 auferlegt find. 

Art. 11. Die Einnebmer übermaden der Finanzdi— 
teftion alle Monate die Verzeichniſſe der in Gefängnißſtrafe 
umgewandelten Bußen, nebft einer Bedeinigung des Ober- 
amimannes, bah bie Haft beſtanden wurde. 

Sie übermitteln berjelben Bebôrde au gleicher Zeit 
das Verzeichniß der Buben, deren Bezug infolge Hinideid 
des Verurtheilten nidt ftatthaben fann. Dieſem Berzeid- 
nig wird ein Todesſchein beigelegt. Ueberdieß wird ben 
Berebtigten von der Beftebung bder Daft oder dem Tod 
des Berurtheilten Kenntniß gegeben. 

Art. 12. Die Oberamtmünner werden für den Bezug 
der Bußen verantwortlich, welche in Gefängnißſtrafe um- 
geändert werden, und zwar unter Entlaſtung der Staats- 
einnehmer und der Einregiſtrirungsbüreaux, wenn dieſe 
beiden letztern die Vorſchriften der Art. 9, 10, 11 und 18 
des Geſetzes vom 27. Auguſt 1875 beobadtet baben. 

Art. 13. Die Cinregiftrirung8bireaux erheben für den 
Bezug der Buben eine Provifion von 5°/, und die Staats- 
einnebmer eine folde von 1/,0/,. Dieje Provifion wird 
blos für die wirilid gemadten Einnahmen berechnet. 
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Bei Vertheilung ber bezogenen Bußen an die Beredb- 
figten, behalten die Ginregiftrivung8büreaur 51/,0/, surüd. 
Lebtere sablen Dem Einnehmer einen Antheil, anläßlich 
der Uebergabe Der von Dden Betheiligten ausgeſtellten 
Quittungen aus. 

Die Anweiſung dieſer Empfangsſcheine geſchieht ab 
Seite des Staatsſchatzamtes blos für den nach Abzug der 
Proviſionen übrig bleibenden Betrag. In der Jahresrech— 
nung des Einnehmers wird jedoch Die Gelammtprovifion 
für die in den Einnahmsverzeichniſſen feſtgeſetzten Beträge 
in deſſen Haben eingetragen. 


Zweites Kapitel. 


Bezug der kraft eines Bundesgeſetzes aus— 
geſprochenen Bußen. 


Art. 14. Die vorhergehenden Artikel ſind ebenfalls 
anwendbar auf den Bezug der von freiburgiſchen Gerichten 
in Anwendung eines Bundesgeſetzes ausgeſprochenen Bußen. 
Soll jedoch die kraft eines Bundesgeſetzes ausgeſprochene 
Buße der Bundeskaſſe einbezahlt werden, fo find die vor— 
hergehenden Beſtimmungen abgeändert, wie folgt. 

Art. 15. Handelt es ſich um Uebertretungen von 
Bundesgeſetzen, jo können die kantonalen Behörden weder 
für Buße und Koſten einen Rabatt gewähren, noch die 
Gefängnißſtrafe erlaſſen. 

Art. 16. Die anläßlich der Geſetzesübertretung mit 
Beſchlag belegten Gegenſtände (Art. 2 des Bundesgeſetzes 
vom 23./24. September 1856) find ein privilegirtes Un- 
terpfand des Bundes. Sie bdienen zur Bezablung der 
Buße und ber often vor jeder andern Gorderung, und 
jelbft gegeniber von Perſonen, welche fid als Eigenthümer 
auégeben und der Gejebesübertretung fremd find, mit 
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Ausnahme bderjenigen Hülle, wo der Eigenthümer beweiſen 
kann, daß ihm die Gegenſtände gegen ſeinen Willen und 
ungerechter Weiſe entwendet wurden, um die Uebertretung 
au begehen (Bundesgeſetz vom 23./24. September 1856). 


Art. 17. Werden mebrere Mitiduldige gemeinjdaft- 
lid zu einer und berjelben Geldbuße verurtheilt, fo haften 
fie folidbarijd für deren Bezablung (Bundesgeſetz vom 23. 
und 24. Gemptember 1856). 


Art. 18. Die Gerichtskanzleien haben das Urtheil, 
betreffend Verurtheilung zur Buße innert der Friſt von 
fünf Tagen, einregiſtriren zu laſſen. Der Zuwiderhandelnde 
oder Mitſchuldige, welcher die Buße innert 10 Tagen von 
ſeiner Unterziehung oder Verurtheilung au nicht bezahlt 
bat, wird vom Einregiſtrirungsbüreau aufgefordert, die 
Buße innert 8 Tagen zu berichtigen. 


Dieſe Aufforderung geſchieht durch einen der Poſt 
übergebenen Brief, wofür letztere Quittung auszuſtellen hat. 
Die gleiche Aufforderung wird, eintretenden Falls, an den 
Bürgen und die bei der Uebertretung bekannten Mitſchul— 
digen gerichtet (Art. 23 des Bundesgeſetzes vom 23./24. 
September 1856). 

Art. 19. Wird die Buße innert 8 Tagen nicht bezahlt, 
ſo läßt der Einnehmer die allfällig mit Beſchlag belegten 
Gegenſtände öffentlich verſteigern (Art. 26 des Bunbes- 
geſetzes vom 23. /24. September 1856). -In Ermangelung 
ſolcher Gegenſtände trifft er ſofort die nöthigen Maßregeln, 
um zur Pfandnahme und zum Verkauf zu gelangen oder 
ein Zahlungsunfähigkeitszeugniß au erbalten. 

Art. 20. Wird die Buße entweder ganz oder theil- 
weiſe nicht bezahlt, ſo wird der rückſtändige Betrag in Ge— 
fängnißſtrafe umgewandelt und zwar im Verhältniß von 
4 Fr. für jeden Gefängnißtag. Die Dauer der Gefäng— 
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nibfirafe barf jebod ein Jahr nidt überſchreiten (Art. 29 
des Bundesgeſetzes vom 23./24. Geptmeber 1856). 

Art. 21. Das Einkerkerungsgeſuch wird in der gleihen 
Form und unter der gleiden Verantwortlichkeit geftellt, mie 
ſolche für bie fraft eines fantonalen Geſetzes ausgeipro- 
chenen Buben feftgelebt find. 

Art. 22. Der Betrag der cingezogenen Bußen wird 
fofort nad bem Bezuge der Finanzdirektion einbezablt, 
welche benjelben ibrerjeits bem eidgenöſſiſchen Juſtiz- und 
Poligidepartement übermittelt. 

Art, 23. Iſt die Gefängnißſtrafe beftanden, jo wird 
die bezügliche Koſtennote dem Einnehmer übergeben, melder 
ſelbe der Finanzdirektion einhändigt. 

Bei Vorweiſung dieſes Aktenſtückes entlaſtet die Finanz— 
direktion den Einnehmer vom Bezug der Buße, und über. 
macht ihrerſeits die Koſtennote für Einſperrung behufs 
Rückzahlung dem eidgenöſſiſchen Juſtiz- und Polizeidepar- 
tement. 


Drittes Kapitel. 
Bezug der Strafkoſtenliſten. 


Art. 24. Der. Betrag ſämmtlicher Strafkoſtenliſten 
wird in Zukunft in's Soll der Einnehmer eingetragen. 
Sie werden infolge Beſchluß der Finanzdirektion durch eine 
unter der Rubrik „Annulirung von Einnahmen“ ausge— 
ſtellte Zahlungsanweiſung entlaſtet, wenn nämlich der Be— 
weis erbracht iſt, daß die Beſtimmungen der Art. 20, 21 
und 22 des Geſetzes vom 27. Auguſt 1875 vollzogen wor⸗ 
ben ſind. 

Art. 25. ES werden feine Rückſtände für Gtraftoiten- 
liſten in den Jahresrechnungen der Einnehmer angenommen, 
welche früher als vor einem Jahre aufgeſtellt worden ſind, 
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mit Ausnahme beſonderer Fälle, welche bon der Finanz⸗ 
direktion gutzuheißen ſind. Widrigenfalls werden die Ein— 
nehmer für ſolche Rüdftänbe perſönlich verantwortlich. 


Viertes Kapitel. 
Schlußbeſtimmungen. 


Art. 26. Es ſind und bleiben insbeſondere aufgeho— 
ben die Art. 3, 4, 5, 6 und 7 des Beſchluſſes vom 27. 
Jänner 1867, betreffend den Bezug der zu Gunften von 
Gemeinden ausgeiprodenen Geldbußen, ſowie das Regle— 
ment vom 29. Jünner 1875. 

Art. 27. Die Finanzdirektion iſt mit Vollziehung 
dieſes Beſchluſſes, ſowie des Geſetzes vom 27. Auguſt 1875 
beauftragt, welche vermittelſt Einrückung in's Amtsblatt 
und in die Geſetzesſammlung öffentlich bekannt gemacht 
werden ſoll. Die erſte Bekanntmachung findet am 28. 
Chriſtmonat 1875 und die Inkrafttretung am 1. Jänner 
1876 ſtatt. 

Gegeben im one à au Freiburg, den 25. Bein- 
monat 1er 


Der Prüfident: Daillant. 
Der Kanzler: £s. Sourgknecht. 
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Beſchluß 


vom 26. Hornung, 25. Weinmonat 1875, 


betreffenbd die Bermendung der Baccalaureaten- 
Diplome in den exatten und ſchönen Bifjen- 
ſchaften, ſowie in den Handels- und 
techniſchen Kenntniſſen. 


Der Staats-Rath des Kantons Sreiburg, 


Rad Cinfidt ber Art. 17 und 28 des Geſetzes über 
die Reorganijation des Rollegiums ; 

Der Art. 226 und 227 des Geſetzes bom 28. Herbſt— 
monat 1848, betreffend die Redtslurie ; 

Des Dekrets vom 20. Wintermonat 1863 über die 
Bebingungen, welche erforderlid find, um sum Güripreder- 
und Notariats-Examen zugelaſſen zu werden; 

Des Art. 13 des Beldblufles vom 4 Bintermonat 
1872 über die Induſtrieſchule und endlich des Prifungs- 
teglementes bom 6. April 1874 für die Selundarunter- 
richtszeugniſſe, der Handels- und techniſchen Renntniffe, 
ſowie der Baccalaureatenwürde in den exakten und ſchönen 
Wiſſenſchaften; 

Auf den Antrag der Erziehungsdirektion, 

beſchließt: 


Art. 1. Sind die Bewerber um Profeſſorenſtellen in 
den höheren Unterrichtsanſtalten oder für Sekundarſchulen 
Inhaber eines Baccalaureaten-Diploms in den exakten 
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oder ſchönen Miflenibaften ober eines Diploms in be 
Handels⸗ oder techniſchen Renntniflen, fo wird ibnen die 
Prüfung für bie einjblagenden Unterrichtszweige erlaffen. 

Art. 2. Bewirbt ſich ein Inbaber eines folden Di: 
plomg um eine Anitelung in ben veridiedenen Berwal- 
tungszweigen, fo fann, je nad ben Umſtänden, für ibn 
bon der beſonderen ſachbezüglichen Prüfung Umgang ge- 
nommen werden. 

Art. 3. Das Baccalaureaten-Diplom in den exakten Wiſ⸗ 
ſenſchaften kommt, kraft Konkordat vom 20. Weinmonat 1875, 
einem Aufnahmsakt in's eidgenöſſiſche Polytechnikum gleich. 

Art. 4. Das Baccalaureaten-Diplom in den ſchönen 
Wiſſenſchafien wird in Zukunft von den Schülern, 
welche ihre jebste Litterarklaſſe noch nicht vollendet haben, 
gefordert, wenn ſie die Fürſprecherprüfung beſtehen wollen. 

Art. 5. Will Jemand, behufs Fortſetzung ſeiner 
Studien außerhalb des Kantons, auf die im Art. 28 des 
Dekretes vom 7. Herbſtmonat 1857 vorgeſehenen Gelder 
Anſpruch machen, ſo muß er nothwendigerweiſe Inhaber 
eines Diploms oder Zeugniſſes ſein, wie ſelbe im Regle— 
ment vom 6. April 1874 vorgeſehen ſind. 

Art. 6. Die Erziehungsdirektion iſt ermächtigt mit 
in= oder ausländiſchen höheren Erziehungsanſtalten Ueber- 
einkünfte abzuſchließen, kraft welcher, vorbehältlich des 
Gegenrechtes, die von dieſen Anſtalten ausgeſtellten Matu— 
ritäts⸗ oder Lizentiatsdiplome denen des Kollegiums von 
Freiburg gleich kommen. 

Gegeben im Staatsrathe ju Freiburg, den 26. Ÿot- 

nung, 25. Beinmonat 1875. 


Der Prüfident: Bailant. 
Der Ranaler: £s. Sourgknecht. 
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Beſchluß 


vom 5. November 1875, 


betreffend das Ergebniß der Wahlverhand— 
lungen vom 31. Weinmonat für die Ernennung 
von 6 Abgeordneten in den Nationalrath. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Nach Einſicht des Art. 9 des Bundesgeſetzes vom 
19. Juli 1872, betreffend die Nationalrathswahlen, 


beſchließt: 


Art. 1. Das Ergebniß der Wahlverhandlungen des 
21. und 22. eidgenöſſiſchen Wahlkreiſes, deren Verſamm— 
- lungen am 31. Weinmonat 1875 behufs Wahl der ſechs 
Abgeordneten des Kantons Freiburg in den ſchweizeriſchen 
Nationalrath einberufen waren, iſt folgendes: 


21. Wahlkreis. 


Zahl der Aktivbürge. . . . . 14,264 
Babl der Stimmenbden . . , . . . . 10,057 
Ungültige oder leere Bebdel . . . . . 85 
Gültige Beddel . . . . . . . . . 9,972 
Mbiolutes Mebr . . . . . . . . . 4,987 


Haben Stimmen erhalten: 


1) HH. Weck-Reynold, Staatsrath . . 6,853 
2) Chaney, Gerichtspräſident des Vroyebeyirls 6,837 
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3) O9. Techtermann Arthur, Staatsrath . . . 6,600 
4) Genbdre, Süripreder, in Greiburg . . . 2,837 
5) Faßnacht,  , in Murten . . . 3,043 
6) Marmier, , in Gtüfis . . . . 3,302 

Betfireute Stimmen . . . . . . . 98 


22. Wahlkreis. 
Zahl ber AHftivbirger . . . . . , . 14,836 
Babl ber Stimmenden . . . . . . . 10,564 
Ungültige oder leere Sebdel . . . . . 45 
Gültige Beddel . . . . . . . . . 10,519 
Mbjolutes Mebr . . . . . . . . . 5,260 


Haben Stimmen erhalten: 


1) 99. Ludwig Büilleret, Hüripreder, in Freiburg 9,617 
2) Jaquet, Großrath, in Sderlingen .« . . 9,740 
3) Grand, Geridtépräfident, in RemunD . 9,715 
4) Magnin, Süripreder in Bol . . . . 855 
5) Robader, : in RemunD . . . 886 
6) Delley, Doftor in Garmismyl . . ... 851 : 
Berfireute Stimmen . . . +. + + 166 
Art. 2. Folglich find als abgerdnen in den Natio- 
nalrath gewählt: 


Für ben 21. eidgenöſiſchen Wahlkreis. 


1) HH. Wed—-⸗-Reynold, Staatsrath. 
2) Chaney, Gerichtspräſident des Broyebezirks. 
3) Techtermann, Arthur, Staatsrath. 


Für ben 22. eidgenöſſiſchen Wahlkreis. 


1) HH. Ludwig Wuülilleret, Fürſprecher, in Freiburg. 
2) Saquet, Großrath, in Sderlingen. 
8) Grand, Gerichtspräſident des Glanebezirks. 











— 





| ejer Wahlverhandlungen wird 


int gemacht. 
, etwäbnten Betannimadung 


velche bem Staatsrath durch V 


u Freiburg, ben 5. Wintermon 





tt und 


über⸗ 
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Art. 3 Das Ergebniß dieſer Wahlverhandlungen 
Soil unverzüglich dem Bundesrathe, foie ben Gewählten 
mitgetheilt, und vermittelſt Ableſung und Anſchlag in den 
beiden üblichen Sprachen zur öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden. 


Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 5. Novem⸗ 
ber 1875. 


Der Präſident: Saillant. 
Der Kanzler: £ Sourgknecht. 


Beſchluß 


vom 5. Wintermonat 1875, 


betreffend bas Ergebniß der am 31. Weinmonat 
aut Wahl der eidgendiiiiden Geſchwornen 
ſtattgehabten Wahlverhandlungen. 


Der Staats-Rath des Rantons Freiburg, 


Im Hinblick auf Artitel 9 des Bundesgeſetzes vom 
19. Suli 1872, betreffend die Wahlen und agen 
in Bundesfaden, 


beſchließt: 


Art. 1. Die Wahlverhandlungen für die Ernennung 
der eidgenoſſiſchen Geſchwornen haben, nach Friedensgerichts⸗ 
kreiſen, folgendes Ergebniß geliefert: 


(Giehe beiliegende Tabellen.) 


22 
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Beſchluß 


vom 8. Wintermonat 1875, 


betreffend Fetzſeſtung der Befugniſſe der Sektion 
Murten vorberathenden Studienkommiſſion. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


In Vollziehung des Art. 8 ſeines Beſchluſſes vom 
29. Januar 1875, betreffend die Organiſation der Stubien- 
kommiſſion; 

In Erwägung, daß Kreisſchulkommiſſionen der Sade 
des öffentlichen Unterrichtsweſens als vorberathende, ver⸗ 
waltende und vollziehende Behörden gute Dienſte leiſten 
können, indem ſie das Mittelglied zwiſchen den Ortsſchul⸗ 
kommiſſionen eines Bezirks und der Direktion des öffentlichen 
Unterrichtes bilden. 

Auf Antrag dieſer Direktion, 

beſchließt: 

Art. 1. Die aus vier Mitgliedern (Art. 2 des Be— 
ſchluſſes) beſtehende und von einem Abgeordneten der Di- 
rektion des öffentlichen Unterrichts präſidirte Sektion 
Murten der Sludienkommiſſion beſitzt, unabhäng von ben 
Verrichtungen, die ihr durch den Beſchluß vom 29. Januar 
1875 zugeſchieden ſind, die Pflichten und Befugniſſe der 
höheren Centralſchulkommiſſion eines beſondern Kreiſes. 

Art. 2. Dieſer Kreis begreift in ſich: 

a. Alle Schulen des alten Bezirkes Murten; 








b. 
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Die von den Proteſtanten in den andern Theilen 
des Kantons gegründeten freien Schulen, welche 


den Charakter von öffentlichen Schulen erlangt 
haben. 


Art. 3. Die auf dieſe Weiſe konſtituirte Kommiſſion 
ernennt ihren Vizepräſidenten und Sekretär aus ihrer Mitte. 
Die Schulinſpektoren können mit berathender Stimme zu 
den Sitzungen einberufen werden, wenn es ſich um Sdu- 
len ihres Inſpektoratskreiſes handelt. 


Art. 4. Die Kommiſfion übt aus Auftrag der Er— 
ziehungsdirektion die Oberaufſicht über alle Schulen des 
Kreiſes aus. 


Art. 5. Ihre beſonderen Befugniſſe ſind: 


à. 


b. 


Beauffidtiqung der Ortsſchulbehörden, der Lebrer 
und der Schüler. | 

Im Einverſtändniß mit ber suftändigen Bebôrde 
darüber zu wachen, daß fit überall anftänbige 
und gut unterhaltene Schulzimmer vorfinden und 
daß auch das vorgeſchriebene Material für jede 
Schule vorhanden ſei. 

Sich zu verſichern, daß die Anordnungen des 
Kreisinſpektors vollzogen werden und gegebenen 
Falls durch Abordnung beſondere Beſuche in den 
Schulen ihres Kreiſes zu machen. 

Den Schulkommiſſionen, welche ihre Pflichten 
vernachläſſigen, Ermahnungen, und Lehrern, welche 
ſich im gleichen Salle befinden, Verweiſe zu er— 
theilen. 

Ueber Anwendung der vom Geſetz und den Re— 
glementen ausgeſprochenen Strafen zu wachen. 
Im Einverſtändniß mit den betreffenden Ober⸗ 
amtmännern und Inſpektoren durch Abordnung 
die Konkurſe, die Prüfungen oder Probelektionen 
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der Aſpiranten auf Lebrerftellen in Gegentwart der 
betbeiligten Ortsbehoͤrde vorzunehmen. 

g. Im Gal von erledigten Lehrerſtellen für Bekannt⸗ 
machungen in weiteren Kreiſen zu ſorgen, als 
der Art. 52 des Geſetzes vom 28. Wintermonat 
1874 vorſchreibt. 

b. Auf Verlangen der Direktion des öffentlichen 
Unterrichtes oder des Oberamtmannes ihr Gut⸗ 
achten für die Ernennung der Schulinſpektoren 
oder die Wahl der von den Gemeinden vorge⸗ 
geſchlagenen Lehrer oder Lehrerinnen zu ertheilen. 
(Geſetz, Art. 55). 

i. Den Lebrern außerordentliche Urlaubsbewilligung 
für mehr als 8 Tage zu ertheilen, unter der 
Bedingung, daß ſie während ihrer Abweſenheit 
paſſend erſetzt ſeien. 

j. Falls ſie es nothwendig findet, den Lehrerkon⸗ 
ferenzen auf das Schulweſen bezügliche Fragen 
zur Behandlung vorzulegen. 

k. Die Wahl der Bücher und die Lehrpläne fix 
alle Schulen ihres Kreiſes zu genehmigen. 

J. Soviel als möglich durch Abordnung ben Prü⸗ 
fungen am Ende des Schuljahres und den Schul⸗ 
feſtlichkeiten beizuwohnen. 

m. Ueber genaue Ausrichtung der Beſoldungen der 
Lehrer und Lehrerinnen zu wachen. 

Art. 6. Die Kommiſſion verſammelt ſich in der Re⸗ 
gel alle zwei Monate, wenn Geſchäfte zu behandeln ſind, 
und außerordentlicher Weiſe, ſo oft die Geſchäfte, nach 
Anſicht des Präſidenten, es erfordern, oder zwei Mitglieder 
das motivirte Begehren ſtellen. 

Art. 7. Die Entſchädigung der Mitglieder der Kom⸗ 
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miffion für bie Gibungen und Prüfungen find die nüm- 
lien, wie fie im Art. 9 des Beſchluſſes vom 29. Januar 
1875 für die Mitglieder der Studienkommiſſion feftge- 
geſetzt ſind. 

Art. 8. Die beſondere Ueberwachung der Sekundar—⸗ 
ſchule des Seebezirks bleibt der örtlichen Kommiſſion in 
Murten anvertraut (Schulgeſetz, Art. 115, 2. Alinea) unter 
Vorbehalt der ben Oberbehörden zuſtehenden Befugniſſe. 

Art. 9. Der gegenwärtige Beſchluß, durch welchen 
der Beſchluß vom 3. Januar 1859 aufgehoben wird, iſt in 
beiden Sprachen zu drucken und durch Hinterlage eines 
Exemplares auf dem Schreibamt jeder Gemeinde des refor- 
mirten Kantonstheils und jedes Hp Schulkreiſes 
bekannt zu machen. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 8. Winter⸗ 
monat 1875. 


Der Präſident: Baiflant. 
Der Ranzler: Ts. Sourgknecht. 


Beſchluß 


vom 8. Wintermonat 1875, 


betreffend Ermächtigung zur Ausführung der 
Arbeiten für den Bau der Gemeindeſtraße von 
Villaz-St.-Peter nach Villarſiviriaux. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Nach Kenntnißnahme der Bittſchriften der Gemeinden 
Billaz⸗St.⸗Peter, Orſonning, Villarſel, Villargirond und 
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Billarfiviriaur vom 7. Hornung 1874 und 23. Hpril 1875 
bezweckend: 

a. Die Gutheißung des Planes, betreffend die Korrek⸗ 
tion der Gemeindeſtraße zwiſchen BilaySt.- Peter 
und Villarſiviriaur; | 

b. Die Bewilligung eines bejonberen Staatsbeitrages 
au Gunften der an dieſer Korrektion betbeiligten 
Gemeinden ; 

Rad Ginfidt des vorgelegten Planes, fomie nat Gin- 
bernebmung der Gemeinden bezüglich der Koſtenvertheilung; 

Im Hinblick auf Art. 51 und folgende des Straßen⸗ 
geſetzes vom 23. Wintermonat 1849; 

In Ermügung: 

1. Daß die Korrektion des Weges zwiſchen Villaz⸗St.⸗ 
Peter und Villarſiviriaux in den Gemeinden Füyens und 
Orſonning zur Hebung des Verkehrs der vorgenannten 
Ortſchaften mit dem Bahnhofe von Villaz⸗-St.⸗Peter drin⸗ 
gend geboten iſt; 

2. Daß die geſuchſtellenden Gemeinden auf ihr fri- 
heres Begehren beim Großen Rath, betreffend die Eroffnung 
eines beſonderen Kredits im Voranſchlage von 5 Jahren, 
zur Erſtellung einer Kantonsſtraße von Villaz⸗St. Peter 
über den Gibel nach Bry, verzichten; 

Auf Antrag der Baudirektion, 

beſchließt: 

Art. 1. Der vom Straßenkontroleur Riſchoz, unter 
der Auffidt des fantonalen Straßen- und Brückeninſpektors, 
entworfene Plan mit rothem, blau abgeünbertem Trace für 
die Rorreltion der Gemeinbeftrake zwiſchen Bila-St.-Peter 
und Billarfiviriaur ift, inſoweit berjelbe die im nadfolgen- 
den Art, 2 bezeichneten Abtheilungen betrifft, gutgeheißen. 
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Art. 2. Dieſe Genehmigung erſtreckt ſich auf das 
Trace der erſten und zweiten Straßenabtheilung von Piket 
Nr. l auf der Kantonsſtraße von Remund nach Freiburg 
bis zum Piket Nr. 72 oberhalb Orſonning. 


Art. 3. Die Ausführung der Arbeiten wird für den 
Augenblick blos zwiſchen dem Piket 17 bis 72 in Angriff 
genommen. 


Art. 4. Dieſe Korrektion, auf die Summe von 
Fr. 31,339 veranſchlagt, ſoll in Gemäßheit des gutge- 
heißenen Planes ausgeführt werden. Sie beginnt am 
1. März 1876 und ſoll im Weinmonat 1877 gänzlich 
vollendet ſein. 


Art. 5. Die Gemeinden, welche zur Erſtellung dieſer 
Straße beitragen ſollen, find: Villaz⸗St.-Peter, Füyens, 
Orſonning, Villargiroud, Villarſiviriaux, Villarlod, Billar- 
ſel und Chavannes-unter⸗Orſonning. 


Art. 6. Die Baukoſten werden von den im Art. 5 
genannten Gemeinden in folgendem Verhältniß getragen: 


Villaz⸗St.Peter übernimmt 12 °/,. 
Fuyens 6 , 
Orionning 7 38 , 
Villargiroud 18 , 
Villarſiviriaux 15 , 
Villarlod — 
Villarſel is Bb , 
Gbabannes-unter-Orionning , L > 


Total 100 °/,.. 


Art. 7. Der Oberamtmann des Glanebezirks ift mit 
Vollziehung dieſes Beſchluſſes beauftragt. 


SE — 


Gegeben im Staatsrathe au Freiburg, ben 8. Winter⸗ 
monat 1875. 


Der Prüjibent: Faillant. 
Der Ranaler: Ts. Sourgkuedt. 


Defret 


vom 10. Wintermonat 1875, 


bétreffenb bas Sopotbefentontroll: und Gin: 
regiſtrirungsbüreau Ueberftein. 


Der Große Rath des fiantons Freibura, 


In Erwägung, daß Die Wichtigkeit des Hypotheken⸗ 
kontroll⸗ und Einregiſtrirungbüreaus Ueberſtein bezüglich 
der Intereſſen der Gegend, für welche dasſelbe eingerichtet 
iſt, nicht im Verhältniß ſteht zur Beſoldung, die dem Inhaber 
dieſer Stelle billigerweiſe ausgeſetzt werden müßte; 

In Erwägung ferner, daß, wenn auch hinſichtlich der 
Verwaltung und des Ertrages des Büreau's, dasſelbe 
ſchicklich aufgehoben werden könnte, die Bevölkerung jenes 


Friedensgerichtskreiſes jedoch der Vortheile eines im Haupt⸗ 


otte des Kreiſes gelegenen Hypothekenkontrolle und Ein⸗ 
regiſtrirunggamtes, wegen der Entfernung vom Hauptorte 
des Bezirkes und des ſchwierigen Verkehres mit demſelben 
nicht beraubt werden kann; 

In der Abſicht, gleichzeitig die Intereſſen der Bevöl⸗ 
kerung, ſowie diejenige der Verwaltung zu wahren; 


Im Hinblick auf ben Beſchluß vom 22. Juni 1875; 
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Im Hinblid auf bas Detret vom 5. Juli 1848; 
Rad Einſicht der Botſchaft des Staatérathes, 


befretirvt: 


Art. 1. Der Große Rath des Kantons Freiburg 
ertheilt den vom Staatsrathe durch ſeinen Beſchluß vom 
22. Juni 1875 getroffenen Maßregeln ſeine Genehmigung. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 10. Win⸗ 
termonat 1875. 


Der Prüfibent: 6. Clerc. 
Der erfte Setretür: %s. Bourgknecht. 


Det Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet bie öffentliche Vekanntmachung des gegentwärtigen 
Dekrets durch Einrückung in's Amtsblatt und in die 
Geſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 17. Winter⸗ 
monat 1875. 


Der Präſident: Daillant. 
Der Kanzler: Js. Sourgknecht. 
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Defret 


vom 12. Wintermonat 1875, 


betreffenb einen ben Gemeinden Sicben- 
sad und Granges-Paccot für Bautoften 
der Gemeindeſtraße zwiſchen beiden Ort— 
ſchaften zu gewährenden Staatsbeitrag. 


— — — — — — 


Der Große Rath des Kantous Freiburg, 


Nach Einſicht der Bittſchrift vom 28. Auguſt 1875, 
worin die Gemeinden Siebenzach und Granges-Paccot das 
Begehren um einen Beitrag zur Beſtreitung der Baukoſten 
der Gemeindeſtraßen zwiſchen beiden Ortſchaften ſtellen; 

Im Hinblick auf Art. 57 des Straßengeſetzes vom 
80. November 1849; 


Auf Boriblag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. Den Gemeinden Siebenzach und Granges⸗ 
Paccot wird für die Baukoſten der Gemeindeſtraße, welche 
beide Ortſchaften, ſowie auch die Kantonsſtraßen von Frei⸗ 
burg nach Peterlingen und von Freiburg nach Murten 
verbindet, ein Beitrag von 4,000 Fr. gewährt. 

Art. 2. Dieſer Beitrag wird durch jährliche Zahlungen 
in folgender Weiſe geleiſtet: 

1,000 Franken im Rechnungsjahr 1877. 
1000 1878. 
2,000 , J 1879. 
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Art. 3. Der Staatsrath ft mit der Vollziehung des 
gegenwärtigen Dekretes beauftragt. 
Gegeben im Großen Rathe au Freiburg, den 12. Win⸗ 
termonat 1875. 
Der Präfibent: 6. Clerc. 
Der zweite Sekretär: Emil Perrier, 


Der Stantsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet bie ôffentlihe Betanntmadung des gegenwärtigen 
Detretes durch Ginrüdung in's Amtsblatt und in die Ge⸗ 
ſetzesſammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, ben 17. Win⸗ 
termonat 1875. 
Der Präſident: Daillant. 
Der Kanzler: Ts. Sourgknecht. 
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Detret 


vom 15. Mintermonat 1875, 


betreffenbd Bemilliqung eines Beitrages 
bon ÿr. 10,000 an bie Gemeinden Villa: St 
Peter, Füyens, Orfonning, Billargiroud, 
Billariiviriaur, Villarlod, Villarſel— 
am=Gibel und Chavannes-unter-Orſonning 
zum Bau einer Gemeinbeftrabe zwiſchen Billaz- 
St.-Peter und Orſonning. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Rad Einſicht der Petition der Gemeinden Villaz⸗St.⸗ 
Peter, Orſonning, Villarſel, Villargiroud und Villarfivi— 
riaux, welche das Geſuch um einen Beitrag für den Bau 
der Strecke der Gemeindeſtraße bon Bilaz-St.-Peter über 
das Gebiet der Gemeinde Füyens nach Orſonning ſtellen; 

Im Hinblick auf den Beſchluß des Staatsrathes vom 
8. Wintermonat 1875 bezüglich der Arbeiten und der 
Koſtenvertheilung dieſer Straße; 

In Erwägung, daß die petitionirenden Gemeinden bis 
jetzt nicht begünſtigt und nicht in der Lage waren, die aus, 
dem Bau der zahlreichen Straßen im Kanton hervorgehenden 
Vortheile beſonders zu verwerthen; 

In Anwendung des Art. 57 des Geſetzes über das 
Straßenweſen vom 23. Wintermonat 1849; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 
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Art. 1. Es wird ben Gemeinden Dilla-St.-Peter 
Füyens, Orſonning, Villargiroud, Billarfiviriaux, Billar- 
lod, Villarſel-am-⸗Gibel und Gbhavannes-unter-Orionning 
ein Beitrag von Fr. 10,000 bewilligt zum Ban der Strecke 
Gemeindeſtraße zwiſchen Villaz-St.-Peter und Orſonning 
nach dem durch ben oben erwähnten Beſchluß ges 
nehmigten Plan. 

Art. 2. Dieſer Beitrag if in zwei jübrliden Raten 
vor St. 2,000 3ablbar und mird in bdie beſondere Baukaffe 
eingeliefert. 

Art. 8. Dieſe jübrliden Raten werden bertheilt mie 
folgt: 5,000 Sr. im Jahr 1877 und 5,000 Gr. im Jahr 
1878, wenn nämlich durch einen Rollaubationsbefund des 
Straßen⸗ und Brückenbüreau's dargethan iſt, daß die 
Arbeiten bis zu dieſem leßten Zeitpunkt vollſtändig bes 
endigt find. 

Art. 4. Der Staatsrath iſt mit Vollziehung des ge— 
genwärtigen Dekretes beanftragt. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 15. Win⸗ 
termonat 1875. 

Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: Ts. Bourgknedt. 


Der Stantsrath des Rantons Freiburg, 


verordnet Aufnahme des voritebenden Defrets in's Umts- 
blatt und in die Geſetzesſammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, ben 1. Chriſt⸗ 
monat 1875. 
Der Präſident: Pailant. 
Der Kanzler: £ Bourgknedt. 
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Geſetz 


vom 15. Wintermonat 1875, 


über die bei Erbtheilausgleichungen anzu— 
wendende Einregiſtrirungsgebühr. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf ſeinen Beſchluß vom 14. Mai 1875; 
Auf den Antrag des Staatsrathes, 


beſchließt: 


Art. 1. Heimfall oder Tauſchnachgeld, welches der 
Einregiſtrirung unterworfen iſt, heißt jene Ausgleichung 
oder Gegenrechnung, welche von einem Mittheilhaber an 
einer Nachlaſſenſchaft gegenüber ſeinen Mitbetheiligten, 
wegen einer Ungleichheit des ihm zugefallenen oder von 
ihm übernommen Antheils, vermittelſt Rückgabe von Gütern 
oder Schuldvertretung getragen wird. 

Art. 2. Die beim Heimfall oder der Herausgabe an⸗ 
zuwendende Einregiſtrirungsgebühr iſt diejenige der Verkäufe. 

Art. 3. Die Herausgaben, welche in den Theilungen 
zwiſchen Miterben oder den die Theilung vertretenden 
Akten vermittelſt Werthſchaften aus der Nachlaſſenſchaft 
oder durch Uebernahme eines größern Theiles der Erbſchuld 


geſchehen, als der ihm ſonſt zufallende Antheil geweſen 


wäre, ſind der Einregiſtrirungsgebühr nicht unterworfen. 
Art. 4. Der Staatsrath wird mit Bekanntmachung 
und Vollziehung des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 


—— — 





2e 
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Dasfelbe tritt zugleich mit feiner Veröffentlichung in Kraft 
und ift auf alle noch nidt einregiftrirten Theilungen oder 
but die Theilung vertretenen Akten anwendbar. 


Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 15. Win⸗ 
termonat 1875. 


Der Präſident: Clerc. 
Der erſte Sekretär: Ts. Sourgtknecht. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet bie bffentlite Belanntmadung des vorſtehenden 
Geſetzes vermittelft Einrückung in's Amtsblatt und in bie 
Geſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 1. Chriſt⸗ 
monat 1875. 


Der Präſident: Daillant. 
Det Kanzler: £ Vourgknecht. 


Dekret 


vont 16. Wintermonat 1875, 
betreffend Feſtſetzung der Steuer für 1876. 


Det Große Rath des Kantons Freiburg, 
Nach Einſicht des Voranſchlages fit 1876; 
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Im Dinblid bes Art. 2 des Geſetzes vom 20. Herbſt⸗ 
monat 1848 ; 


Rad Einſicht des Gejebes vom 25. Bintermonat 1868, 
besjenigen vom 22. Mai 1869, des Art. 7 des Geſetzes 
vom 20. Gbriftmonat 1862, ſowie bes Tarifs des Geſetzes 
vom 13. Mai 1871; 


Auf den Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. Die Steuer von ungebauten Liegenſchaften 
und vom Kapital wird für das Jahr 1876 auf Fr. 2. 80 
vom 1,000 Fr. feſtgeſetzt. 


Art. 2. Die Gebäudeſteuer iſt feſtgeſetzt auf Fr. 2. 60 
von 1,000 Fr. 


Art. 3. Die Einkommensſteuer, herrührend von öffent⸗ 
lichen oder Privatanſtellungen, Penſionen oder andern, von 
der Kapitalien⸗,, Handels- oder Gewerbeſteuer nicht betrof⸗ 
fenen Einkünften beträgt für das Jahr 1876 35/, °/, des 
ſteuerpflichtigen Einkommens. | 


Art. 4 Die Handels⸗ und Gemerbelteuer (Geſetz vom 
20. Gbrifimonat 1862 und 22. Mai 1869) wird feſtgeſetzt 
wie folgt: 

a) Minbdefte Gebübren. Dieje Gebühren werden 
nad den Tarifanſätzen des Geſetzes vom 13. Dai 

1871 bezogen ; 
b) Verhältnißmäßige Gebübren. Dieje verhülts 
nißmäßige Gebühr für bas Jahr 1876 ift auf 4°/, 
des fteuerpilidtigen Einkommens feftgejebt nach 


Maßgabe der Geſetzesvorſchriften vom 22., Dai 
1869. | 


Art. 5. Der Staaisrath ift ermächtigt, ben Einzug 
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der in ben Art. 1, 2 und 3 bezeichneten Steuern in zwei 
Friſten vornehmen zu laffen. 


Gr ift mit ber Vollziehung des gegenwärtigen Defrets 
beauftragt. Dasſelbe tritt mit bem 1. Jünner 1876 
in Kraft. | 


Gegeben im Groben Ratbe zu Greiburg, den 16. Win⸗ 
termonat 1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: £ Sourgknecht. 


Geſetz 


vom 26. Auguſt 1875, 
über Organiſation des Civilſtandes. 


Det Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf das Bundesgeſetz vom 24. Chriſt⸗ 
monat 1874, betreffend Feſtſtellung und Beurkundung des 
Zivilſtandes und die Ehe; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 
I. Allgemeine Seſtimmungen. 

Art. 1. Die Feſtſtellung und Beurkundung des Civil⸗ 
ſtandes iſt unter die Oberaufſicht der Juſtizdirektion geſtellt. 


Art, 2. Der Kanton wird in Zivilſtandskreiſe ein⸗ 
getheilt. | 
23 
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Der Staatsrath beftimmt beren Anzahl, Umfang und 
Dauptort. 

Art. 3. Am Hauptorte jedes Kreiſes wird unter dem 
Titel „Zivilſtandsbeamter“ ein Angeſtellter ernannt, welcher 
mit Führung der Regifter und Berridtung aller burd bas 
Bunbdesgeieb vorgejehenen Amtshandlungen beauftragt ift. 

Dielem Angeftellten ift ein Erſatzmann beigegeben. 

Die Zivilſtandsbeamten, wie aud die Erſatzmänner 
werden von Staatsrathe ernannt und können aud von 
demielben abberufen werden. 

Der Zivilſtandsbeamte muß tweltliden Standes fein 
(Bunbesgelet Art. 1). 

Er wird vom Obermannamt beeibigt. 

Seine Amtsdauer beträgt vier Jahre; fein Amt ift 
nidt unvereinbar mit andern Anftelungen. 

Art. 4 Die Zivilſtandsbeamten müſſen an ben vom 
Reglement feltgejebten agen sur Verfüguug des Publitums 
fteben. 

Muß fig der Zivilſtandsbeamte bom Yauptort ent- 
fernen, jo bat er einen Suppleanten biebon in Kenntniß 
au feben, welcher in bdiejem Sal ben Kreis vor Rüdtebr 
des Beamten, ben er erſetzt, unter feinem Vorwand verlaſſen 
darf und zwar bei Strafe einer Geldbube von 2—10 Gr. 
welche vom Gerichtspräſident ausgefüllt wir. 

Der Zivilſtandsbeamte, welcher die Freiheit fid au 
entfernen mißbraucht, kann ſelbſt in die gleiche Strafe 
verfällt werden. 

Der abweſende Angeſtellte kann ferner zu Schaden⸗ 
erſatz angehalten werden. 

In dringenden Fällen muß er zu jeder Zeit dem 
Publikum ſeine Dienſte leiſten. 
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Art. 5. Der Ctaatsrath beftimmt für jeden Kreis 
die Tage, an welchen die Büreaux geôfinet find, ſowie aud 
die Kreiſe, melde ein befonbderes Büreau haben müſſen. 

Art. 6. Die Pflichten und Befugnifle der Fivilftands- 
beamten find, unbeſchadet der folgenden befonderen Beftim- 
mungen, durch bas ſachbezügliche Bundesgeſetz feftgeiebt. 


Art. 7. Der Zivilſtandsbeamte ift verpflidtet, ben 
Gemeinden {eines Kreiſes in den erſten drei Monaten eines 
jeben Jahres eine Abfchrift berjenigen Zivilſtandsakten zu 
übermachen, welche Angehörige jeber dieſer Gemeinden be- 
treffen. Dieſe Abſchriften werden in Bündel vereinigt und 
am Ende des Jahres den Archiven einverleibt. 


Der Zivilſtandsbeamte iſt ferner verpflichtet, auf Be- 
fehl des Staatsrathes den Rantons- und Gemeindebehörden 
alle Aufſchlüſſe zu ertheilen, welche ihnen in Bezug auf 
Geburten, Ehen und Sterbeſälle nützlich ſein könnten und 
denſelben unentgeltliche Auszüge zu verabfolgen. 

Art. 8. Der Zivilſtandsbeamte iſt einzig berichtigt, 
aus dem Zivilſtandsregiſter Auszüge auszufertigen. Sollten 
jedoch die beim Civilſtandsbeamten hinterlegten Regiſter 
durch Zufall verloren gehen, ſo kann der Gerichtspräfideut 
den Gerichtsſchreiber ermächtigen, Auszüge aus den in den 
Gerichtsarchiven aufbewahrten Regiſtern zu verabfolgen. 

Nur die von Zivilſtandsbeamten oder von der Gerichts⸗ 
ſchreiberei ausgeſtellten Auszüge haben geſetzlichen und 
authentiſchen Charakter. 

Art. 9. Der Zivilſtandsbeamte hat die Verpflichtung, 
ſämmtlichen Schweizerkantonen und Konkordatsſtaaten die 
Akten der Geburten und Todesfälle der betreffenden An- 
gehörigen unentgeltch zu übermachen. 


Die Akten, welche Schweizerbürger betreffen, werden 
direkt vom Zivilſtandsbeamten übermittelt; diejenigen, welche 
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ſich auf Ausländer beziehen, werden von ibm der Staats⸗ 
kanzlei übermacht. 

Art. 10. Für Ausfertigung eines Geburts⸗ oder Ehe⸗ 
ſcheines bezieht der Zivilſtandsbeamte, nebſt der Stempel⸗ 
gebühr eine gleichmäßige Taxe von einem Franken. 

Die Eintragungen, Abſchriften und Mittheilungen, 
welche durch Bundes⸗- oder kantonale Geſetze, ſowie durch 
Konkordate von Amtswegen vorgeſchrieben ſind, haben un⸗ 
entgeltlich zu geſchehen, unter Vorbehalt der Beſtimmung 
des Art. 5 litt. f bes Bundesgeſetzes. 

Art. 11. Die Beſoldungen der Zivilſtandsbeamten 
werden nach Anhörung der Gemeinden und im Verhältniß 
der Bevülterung des Kreiſes vom Staatsrathe feſtgeſetzt. 

Art. 12. Die Zivilſtandsregiſter werden dappelt und 
gleiblautend geführt. 

Um Ende eines jeden Jahres werden dieſelben abge- 
fbloffen und vom Sivilflanbsbeamten als gleiblautend 
beglaubigt; ein Doppel bleibt. zur Berfigung des Zivil⸗ 
ſtandsbeainten, bas andere wird innert 10 agen nach 
Jahresabſchluß der Bezirksgerichtskanzlei übermittelt, welche 
dasſelbe den Gerichtsarchiven einverleibt. 

Art. 13. Cine Berichtigung der Zivilſtandsakten kann 
nur durch Urtheil der zuſtändigen Gerichte und in Gemäß— 
heit der Ari. 28, 29 und 30 des Zivilgeſetzbuches ange: 
ordnet werden. 

Die Juſtizdirektion iſt jedoch berechtigt, einfache Irr⸗ 
thümer zu berichtigen (Bundesgeſetz Art. 9). 

Art. 14. Der Gerichtspräſident unterſucht jedes Jahr 
die Zivilſtandsregiſter ſeines Kreiſes und erſtattet über deren 
Führung Bericht an die Juſtizdirektion, welche dem Staats⸗ 
rath den Entwurf des nach Art. 12 des Bundesgeſetzes 
dem Bundesrath einzureichenden Jahresberichtes unterbreitet. 
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Art. 15. Die Gemeinderäthe baben bas Recht, bie 
genannten Regiſter zu beauffidtigen und biefelbe burd 
eine beſondere Kommiſſion unterjuden zu lafjen. 

Art. 16. Die Auslagen für Beſoldung der Angeftellten 
und alle anbdern, auf bie Führung der Zivilſtandsregiſter 
bezüglichen often, werden zur Hälfte vom Staat, zur 
Hälfte von den Gemeinden getragen. 


IT. Befondere $eftimmungen. 


Art. 17. Die Gemeinderäthe in ibrer Eigenſchaft als 
Polizeibehörden haben für Gintragung der Findelkinder zu 
jorgen (Bundesgeſetz Art. 19). 

Art. 18. Die Verkündung ber Ehen bat auf Ver— 
langen bes Sivilftanbäbeamten am Wohnorte, ſowie am 
Heimatsorte jedes der Brautleute burd die Gemeindebehörde 
permittelft üffentlihen Anſchlages und unentgeltlid zu ge- 
fdeben (Bunbesgejeb Art. 29, 31 und 33). 

Art. 19. In Fällen von, durch Erklärung zweier Aerzte 
konſtatirter, Todesgefahr iſt der Gerichtspräſident befugt, 
die in Artikel 37, zweiter Satz des Bundesgeſetzes vom 
24. Chriſtmonat 1874 vorgeſehene Zuſtimmung zu ertheilen. 


Art. 20. Iſt der Bräutigam Ausländer, ſo kann die 
Trauung nur auf Vorlage einer Erklärung der Gentral- 
polizei erfolgen, welche ſagt, daß der genannte Bräutigam 
in ſeinem Heimatslande alle zur dortigen Anerkennung 
ſeiner Ehe nöthigen Formalitäten erfüllt babe (Bunbdes- 
geſetz Art. 31 und 37). 


III. Mebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


Art. 21. Die gegenwäriig beſtehenden Regiſter, d. h. 
Die mit dem Buchſtaben B begeidneten Doppel werden den 
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betreffenben Zivilſtandsbeamten ſofort nad ihrem Amts⸗ 
antritt übergeben, nachdem ſie von den jetzigen Inhabern 
abgeſchloſſen worden ſind. 

Art. 22. Durch das gegenwärtige Geſetz werden die 
bisber in Kraft ſtehenden Geſetze und Reglemente aufge- 
hoben, insbeſondere: 

der Vertrag vom 12. Wintermonat 1858 mit den 
geiſtlichen Behörden, betreffend Führnng der Zivilſtands⸗ 
regiſter im katholiſchen Kantonstheil, 

das Reglement vom 18. Januar 1859 über Führung 
der Zivilſtandsregiſter im reformirten Kantonstheil, 

das Dekret vom 15. Chriſtmonat 1858; der unterm 
18. Auguſt 1874 vom Großen Rath ratiſizirte Beſchluß 
vom 20. Heumonat gleichen Jahres über die Ehen. 

Art. 23. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Ja- 
nuar 1876 in Kraft. 


Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 26. Au⸗ 
guſt 1875. 


Der Präſident: Clerc. 
Der zweite Sekretär: Œmil Perrier. 


Beſchluß 


vom 20. Herbſtmonat 1875, 
über Eintheilung der Civilſtandskreiſe. 


Der Staatsrath des Rantons Freiburg, 


Im Hinblick auf Art. 2 des Gejebes vom 26, Auguſt 
1875, über Führung der Zivilſtandsregiſter; 
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In der Abfidt, nad Maßgabe dieſes Artikels die An— 
zahl, Begrenzung und Hauptorte der Zivilſtandskreiſe zu 
beſtimmen; | 

Auf Antrag der Juſtizdirektion, 


beſchließt: 


Art. 1. Die ſieben Verwaltungsbezirke des Kantons 
werden in Zivilſtandskreiſe eingetheilt. Dieſe Kreiſe, 123 
an der Zahl, werden in jebern Bezirk in folgenber Weiſe 
gebilbet : 

Art. 2. Der Saanenbezirk ift in 21 Kreiſe eingetbeilt, 
nämlich: 

1. Kreis. — Hauptort: Freiburg. Umfang: Gemeinde 
Freiburg. 

2. Kreis. — Hauptort: Wyler-an-der⸗Glane. Um⸗— 
fang: Gemeinde Wyler⸗-an⸗der⸗Glane. 

3. Kreis. — Hauptort: Matran. Umfang: Gemein- 
den Matran und Avrt. 

4, Kreis. — Hauptort: Neyrüz. Umfang: Gemeinde 
Neyrüz. | 

5. Kreis. — Hauptort: Ecüvillens. Umfang: Ge- 
meinden Ecüvillens, Poſieur, Corpataur und Mag- 
neding. 

6. Kreis. — Hauptort: Ottenach. Umfang: Ge— 
meinden Ottenach, Cotting und Chenens. 

7. Kreis. — Hauptort: Lentenach. Umfang: Ge— 
meinde Lentenach. 

8. Kreis. — Hauptort: Onning. Umfang: Ge- 
meinden Onning, Lowing und Corjolens. 

9. Kreis. — Hauptort: Prez. Umfang: Gemeinden 
Prez, Corſerey, Noreaz, Ponthaux und Nierlet. 

10. Kreis. — Hauptort: —— Umfang: Gemeinde 
Grolley. 
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11. Kreis. — Hauptort: Gumſchen. Umfang Ge- 
meinden Gumſchen, Corminboeuf, Cheſopelloz, Auta- 
fond, Lofſy-Formangueires, La Corbaz-Cormagen⸗ 
und Güttertil. 

12. Kreis. — Hauptort: Siebenzach. Umfang: Ge- 
meinden Siebenzach und Granges-Paccot. 

13. Kreis. — Hauptort: Mertenlach. Umfang: Ge- 
meinden Grob- und Klein⸗Mertenlach, Perfitſchied 
und Willarſel-ob⸗Mertenlach. 

14. Kreis. Hauptort: Perroman. Umfang: Gemein⸗ 
den Perroman, Muffethan, Montecül, Oberried, 
Zenauva und Montevraz. 

15. Kreis. — Hauptort: Spins. Umfang: Gemein⸗ 
den Spins, Sales, Cheſalles, Senedes und Pichlen. 

16. Kreis. — Hauptort: Etgenzach. Umfang: Ge- 
meinde Ergenzach. 

17. Kreis. — Hauptiort: Treffels. Umfang: Ge- 
meinden Treffels und Ried. 

18. Kreis. — Hauptort: Roffing. Umfang: Gemein⸗ 
den Roſſing und Illingen. 

19. Kreis. — Hauptort: Groß⸗-Favernach. Umfang: 
Gemeinden Groß⸗ und Klein-Favernach, Grenilles 
und Poſat. 

20. Kreis. — Hauptort: Stäfis⸗am⸗Gibel. Umfang: 
Gemeinden Stäfis⸗am⸗Gibel, Rüeyres⸗St.⸗Lorenz, 
Willarſel-am⸗Gibel und Willarlod. 

21. Kreis. — Hauptort: Wüſterning⸗bei⸗Ogoz. Um: 
fang: Gemeinde Wüſterning⸗-bei⸗Ogoz. 








Art. 3. Der Senſenbezirk iſt in 11 Kreiſe eingetheilt 
nämlich: 


1. Kreis. — Hauptort: Tafers. Umfang: Gemeinden 
Tafers, St. Antoni, Alterswyl und St. Urſen. 
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2. Kreis. — Oaubtort: Dübingen. Umfang: Ge 
meinde Dibingen. | 

8. Kreis. — Hauptort: Böſingen. Umfang: Ge 
meinde Bôfingen. 

4 Kreis. — Hauptort: Wuünnewyl. Umfang: Ge- 
meinde Wünnewyl. 

5. Kreis. — Hauptort: Ueberftorf. Umfang: Ge- 
meinde Ueberitorf. 

6. Kreis. — Hauptort: Heitenried. Umfang: Ges 
meinde Heitenried. 

7. Kreis. — Hauptort: Rechthalten. Umfang: Ge—⸗ 
meinden Rechthalten, Oberſchrot, Brünisried und 
Zumholz. 

8. Kreis. — Hauptort: Giffers. Umfang: Gemein⸗ 
den Giffers und Tentlingen. 

9. Kreis. — Hauptort: Et. Sylveſter. Umfang: Ge- 
meinde St. Sblvefter. 

10. Kreis. — Hauptort: Plaſſelb. Umfang: Ge⸗ 
meinde Plaſſelb. 

11. Kreis. — Hauptort: Plaffeyen. Umfang: Gemeinde 
Plaffeyen. 

Art. 4. Der Bezirk Greyerz iſt in 30 Kreiſe einge⸗ 
theilt, nämlich: 

1. Kreis. — Hauptort: Boll. Umfang: Gemeinde 
Boll. 

2. reis. — Hauptort: Riaz. Umfang: Gemeinde 

iaz. 

3. Kreis. — —— Scherlingen. Umfang: Ge⸗ 
meinde Scherlingen. 

4. Kreis. — Hauptort: Wippingen. Umfang: Ge⸗ 
meinden Wippingen und Marſing. 

5. Kreis. — Hauptort: Soring. Umfang: Gemeinde 
Soring. 


20. 


el. 
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Rreis. — Hauptort: Avry. Umfang: Gemeinden 
Avry⸗vor⸗Pont, Gümeſing, Wyler⸗ob⸗Avry und 
Pont⸗in⸗Ogoʒ. 

Kreis. — Hauptort: Ponnendorf. Umfang: Ge- 
meinde Ponnendorf. 

Kreis. — Hauptort: Zurflüh. Umfang: Ge— 
meinde Zurfluh. 

Kreis. — Hauptort: Altefüllen. Umfang: Ge—⸗ 
meinde Altefüllen. 

Kreis. — Hauptort: Korbers. Umfang: Gemeinde 
Korbers. 

Kreis. — Hauptort: Willarwollard. Umfang: Ge— 
meinde Willarwollard. 

Kreis. — Hauptort: Botteringen. Umfang: Ge— 
meinde Botteringen⸗Willarbeney. 
Kreis. — Hauptort: Creſüz. Umfang: Gemein— 
ben Creſüz und Kaſtels-ob⸗Montſalvens. 
Kreis. — Hauptort: Cerniat. Umfang: Gemeinde 
Cerniat. 

Kreis. — Hauptort: Galmis. Umfang: Gemeinde 
Galmis. 

Kreis. — Hauptort: Jaun. Umfang: Gemeinde 
Jaun. 

Kreis. — Hauptort: Broc. Umfang: Gemeinde 
Broc. 

Kreis. — Hauptort: Greyerz. Umfang: Gemein- 
ven Greyerz, Le-Paquier und Enney. 

Kreis. — Hauptort: Cflavanning. Umfang Ge— 
meinde Eſtavanning. 

Kreis. — Hauptort: Langweiler. umfang. Ge⸗ 
meinde Langweiler. 

Kreis. — Hauptort: YMvler-am-Berg. Umfang: 
Gemeinde Wyler⸗am⸗Berg. 





22. 


29. 


30. 
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Kreis. — Hauptort: Schwarzwaſſer. Umfang: 
Gemeinde Schwarzwaſſer. 

Kreis. — Hauptort: Albeuve. Umfang: Ge— 
meinde Abeuve. 

Kreis. — Hauptort: Leſſoc. Umfang: Gemeinde 
Leſſoc. 

Kreis. — Hauptort: Bubenberg. Umfang: Ge- 
meinde Bubenburg. 

Kreis. — Hauptort: Morlon. Umfang: Gemeinde 
Morlon. 

Krteis. — Hauptort: Zum-Thurm. Umfang: Ge- 
meinde Zum⸗Thurm. 

Kreis. — Hauptort: Wüadingen. Umfang: Ge- 
meinde Wüadingen. 

Kreis. — Hauptort: Thalbach. Umfang: Ge 
meinde Thalbach. 

Kreis. — Hauptort: Sales. Umfang: Gemein- 
den Sales, Maules, Romaning und. Rüeyres⸗ 
Treyfayes. 


Art. 5. Der Seebezirk iſt in 10 Kreiſe eingetheilt, 


nämlich: 


1. 


Lo 


Preis. — Hauptort: Murten. Umfang: Genvin- 
ben Murten, Montelier, Galmitz, Ried, Lurtigen, 
Altavilla, Burg, Salvenad und Jeuß. 

Preis. — Hauptort: Merlad. Umfang: Gemein- 
den Merlach, Greng, Curwolf, Cuifiberle und Cur— 
levon. 

Kreis. — Hauptort: Motiers. Umfang: Gemein- 
den Ober- und Niederwiſtenlach. 

Kreis. — Hauptort: Kerzers. Umfang: Gemein⸗ 


den Kerzers und Freſchels. 


Kreis. — Hauptort: Büchslen. Umfang: Ge- 
meinden Gempenach, Ulmitz, Buchsſslen und Agriswyl. 


10. 
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Rreis. — Hauptort: Rupertswyl. Umfang: Ge- 
meinden Rupertswyl und Chandoſſel. 

Kreis. — Hauptort: Curtion. Umfang: Gemein⸗ 
den Curtion, Miſerach, Corſalettes, Curlin und 
Cormerath. 


Kreis. — Hauptort: Bärfiſchen. Umfang: Ge- 


meinden Barſifchen, Curtaman und Curtepin. 
Kreis. — Hauptort: Gurmels. Umfang: Ge- 
meinden Gurmels, Cordaſt, Liebiſtorf, Klein⸗Boͤſin⸗ 
gen, Klein⸗Gurmels, Monterſchu, Groß⸗ und Klein⸗ 
Guſchelmuth, Wallenried und Wallenbuch. 
Kreis. — Hauptort: Griſſach. Umfang: Ge- 
meinde Griſſach. 


Art. 6. Der Broyebezirk iſt in 24 Kreiſe eingetheilt, 
nämlid : 


1. 
2. 


3. 


Kreis. — Hauptort: Stäfis. Umfang: Gemein- 
den @tüfis, Sevaz, Autavaur und Forel. 

Rreis. — Dauptort: Montbrelloy. Umfang: Ge- 
meinde Montbrelloz. 

Rreis. — Hauptort: Rüeyres⸗-les-Pres. Umfang: 
Gemeinde Rüeyres-les⸗Pres. 

Kreis. — Hauptort: Büſſy. Umfang: Gemeinden 
Büffy und Morens. 

Preis. — Hauptort: Cügy. Umfang: Gemeinden 
Cügr und Befin. 

Kreis. — Hauptort: Montet. Umfang: Gemein- 
ben Montet, Seiry und Fraſſes. 

Rreis. — Hauptort: Getenad. Umfang: Gemeinde 
Fetenach. 

Kreis. — Hauptort: Menieres. Umfang: Ge— 
meinde Menieres. | 
Kreis. — Hauptort: Nüvilly. Umfang: Gemein- 
den Nüvilly, Aumont und Granges-de-Befin. 
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10, Kreis. — Hauptort: Mürif. Umfang: Gemein- 
den Müriſt, Franex, Montborget und La Vounaiſe. 

11. Kreis. — Hauptort: Cheyres. Umfang: Ge- 
meinde Cheyres. 

12. Kreis. — Hauptort: Font. Umfang: Gemeinden 
Font und Chables. 

13. Kreis. — Hauptort: Lülly. Umfang: Gemeinden 
Lülly, Bollion und Chatillon. 

14. Kreis. — Hauptort: Ueberſtein. Umfang Ge— 
meinden Ueberſtein, Praratoud, Cheiry, Chapelles 
und Villeneuve. 

15. Kreis. — Hauptort: Wuiſſing. Umfang: Gemein⸗ 
den Wuiſſing und Tiefenthal. 

16. Kreis. — Hauptort: Mannens. Umfang: Ge⸗ 
meinde Mannens-Grandſivaz. 

17. Kreis. — Hauptort: Montenach-Berg. Umfang: 
Gemeinden Montenach-Berg und Montenach⸗Stadt. 

18. Kreis. — Hauptort: Leitern. Umfang: Gemein⸗ 
den Leitern und Chandon. 

19. Kreis. — Hauptort: Dompierre. Umfang: Ge⸗ 
meinden Dompierre und Rüſſy. 

20. Kreis. — Hauptort: Domdidier. Umfang: Ge⸗ 
meinde Domdidier. 

21. Kreis. — Hauptort: St. Albin. Umfang: Ge⸗ 

meinden St. Albin und Les⸗Friques. 

22. Kreis. — Hauptort: Carignan. Umfang: Ge- 
meinde Vallon. 

28. Kreis. — Hauptort: Gletternes. Umfang: Ge⸗ 
meinde Gletterens. 

24. Kreis. — Hauptort Delley. Umfang: Gemein⸗ 
den Delley und Portalban. 


Art. 7. Der Glanebezirk iſt in 20 Kreiſe eingetheilt, 
nämlich: | 


14. 
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Rreis. — Hauptort: Remunb-Arrüfingen. Umfang: 
Gemeinde Remund-Arrüfingen. 
Rreis. — Daupbtort: Middes. Umfang: Semein- 
den Middes und Klein⸗Torny. 


. Kreis. — Hauptort: Groß⸗Torny. Umfang: Ge- 


meinde Groß⸗Torny. 

Kreis. — Hauptort: Chattonaye. Umfang: Ge⸗ 
meinde Chattonaye. 

Kreis. — Hauptort: Villarimboud. Umfang: Ge 
meinden Villarimboud und Macconnens. 

Kreis. — Hauptort: Villa⸗St.⸗Peter. Umfang: 
Gemeinden Villa-St.-Peter, Luſſy, Fuyens und 
Les⸗Glanes. 

Kreis. — Hauptort: Orſonning. Umfang: Ge⸗ 
meinden Orſonning, Chavannes⸗unter⸗Orſonnig und 
Villargiroud. 

Kreis. — Hauptort: Villarſiviriauz. Umfang: 
Gemeinde Villarſiviriaur. 

Kreis. — Hauptort: Maſſonnens. Umfang Ge⸗ 
meinde Maſſonnens. 

Kreis. — Hauptort: Berlingen. Umfang: Ge- 
meinde Berlingen. 

Kreis. — Hauptort: Chatelard. Umfang: Ge- 
meinde Chatelard. 

Kreis. — Hauptort: Grangettes. Umfang: Ge- 
meinde Grangettes. 

Kreis. — Hauptort: Wüſterning-bei-Remund. 
Umfang: Gemeinden Wüſterning⸗bei⸗Remund, Nei⸗ 
rigue, Eſtevenens, Villariaz, Lieffrens, La⸗Joux, La⸗ 
Magne und Sommentier. 

Kreis. — Hauptort: Villaraboud. Umfang: Ge— 
meinde Villaraboud. 





15. 
16. 


17. 


18. 


19. 


20. 
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Kreis. — Hauptort: Megieres. Umfang: Ge- 
meinde Mezieres. 

Rreis. — Hauptort: Billens. Umfang: Gemein⸗ 
den Billens und Hennens. 

Rreis. — Hauptort: Giverier. Umfang: Gemein- 
ben Siverier, Billaranon, Chavannes⸗les⸗Forts, Pres . 
und Le⸗Saulgy. 

Rreis. — Hauptort: Uri. Umfang: Gemeinden 
Morlens, Urſy, Montet, Wüarmarens, Esmonts, 
Bionning und Paubderens. 

Rreis. — Hauptort: Num. Umfang: Ge: 
meinde Run. 

Rreis. — Hauptort: Promafing. Umfang: Ge- 
meinden Promafing, Bleſſens, Moſſel, Chapelle, 
Gillarens, Auboranges, Eschiens, Ecüblens und 
Villangeaux. 


Art. 8. Der Vivisbachbezirk iſt in 7 Kreiſe einge⸗ 


theilt, nämlich: 


1. 
2. 


8. 


Kreis. — Hauptort: Raltels-St.-Dionys. Um⸗ 
fang: Gemeinde Kaſtels-St.⸗Dionys. 

Kreis. — Hauptort: Attalens. Umfang: Gemein⸗ 
den Attalens, Boſſonning und Granges. 

Kreis. — Hauptort: Remaufens. Umfang: Ge⸗ 
meinde Remaufens. 

Kreis. — Hauptort: Semſales. Umfang: Ge⸗ 
meinde Semſales. 

Kreis. — Hauptort St. Martin. Umfang: Ge 
meinden St. Martin, Progens, Pont, Beſencens, 
Fiaugeres und La⸗Rougeve. 

Kreis. — Hauptort: Porſel. Umfang: Gemeinden 
Porſel und Bouloz. 

Kreis. — Hauptort: Le⸗Cret. Umfang: Gemein⸗ 
den Le⸗Cret, Les⸗Ecaſſeys und Grattavache. 
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Art, 9. Der gegenwärtige Beſchluß tritt mit bem 
1. Januar 1876 in Kraft und if durch Einrückung in's 
Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung, ſowie als Broſchüre 
au veröffentlichen. 

Gegeben im Staatsrathe zu Sreiburg, den 20. Herbft- 
monat 1875. 


Der Präſident: Paillant. 
Der Kanzler: Ts. Vourgknecht. 


Verordnung 


vom 24. Wintermont 1875, 
betreffend Organiſation des Zivilſtandes. 


Der Stantsrath des Kantons Freiburg, 


In Vollziehung des Bunbdesgejebes vom 24. Chriſt⸗ 
monat 1874, des kantonalen Geſetzes vom 26. Auguſt 1875 
und der Bundesverordnung vom 17. Herbſtmonat 1875 
über Organiſation des Zivilſtandes, 


Auf Antrag der Juſtizdirektion, 


beſchließt 
Art. 1. Die Zivilſtandsregiſter werden in ben folgen⸗ 
den Kreiſen in deutſcher Sprache geführt: 
Senſenbezirk, 1. Kreis Tafers, 
| ” 2. F1 Düdingen. 


3 y Bifingen. 
u 4, „ Wuünnewyl. 
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Genjebezitt 5. Kreis Ueberſtorf. 

" 6. , Heitenried. 

= 7 ,„  Redtbalten. 

. 8 },\  Giffers. 

; 9 „ Gt. Silvbeſter. 

À 10, , Plaſſelb. 

11. , Plaffeyen. 

Greyerzbezirk 16. , Jaun. 
Seebezirk 1 , Murten. 


” 4, , Kerzers. 
: 5. , Buchſeln. 
2 D Gurmels. 


In den übrigen Kreiſen werden ſie in franzöſiſcher 
Sprache geführt. 

Art. 2. Die in den Art. 1 lit. b und 2 ber eidg. 
Verordnung vorgelebenen Auszüge und Mittheilungen 
werden in Der für die Regifter vorgejbriebenen Sprade 
ausgefertigt. 

Art. 3 Der 1. Kreis des Saanenbezirkes mit dem 
Hauptorte Freiburg wird ein beſonderes Büreau erribten. 

In ben andern Kreiſen empfängt der Zivilſtands⸗ 
beamte das Publikum in einem von ihm gelieferten und 
vom Oberamtmann gutgeheißenen Lokal. 


Dieſes Lokal kann ſich in der Wohnung des Beamten 
ſelbſt befinden. 

Art. 4. In jedem Kreis bezeichnet der Gemeinderath 
des Hauptortes, im Einverſtändniß mit bem Sivilftands- 
beanten, einen Saal in einem ôffentliten Gebüude zur 
Vornahme der Trauungen. 


Diejes Lofal muß vom Oberamtmann gutgebeigen 


werden. 
24 
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Art. 5. Die zur Bornaÿme der Ærauungen beftimm- 
ten Tage find: 
Saanenbezirk, sand und Donnerſtag, 
Genie, 


Greyerz, — Samſtag, 
Vivisbach, „Donnerſtag, 
Glane, „ Mittwoch, 
Broye, mn Freitag, 
See, „Donnerſtag. 


Es iſt den Betheiligten freigeſtellt, ſich mit ben Sivil- 
ſtandsbeamten über Wahl eines anbderen Tage zu bet- 
ſtändigen. 

Art. 6. Das beſondere Büreau des 1. Kreiſes des 
Saanenbezirkes iſt dem Publikum täglich mit Ausnahme 
der Sonn⸗ und Feiertage geöffnet. 

Art. 7. Die Zivilſtandsbeamten ſind in den im Art. 
5 feſtgeſetzten Tagen zur Verfügung des Publikums. Zwei 
andere Wochentage werden ferner vom Oberamtmann auf 
Vorſchlag der Gemeindsbehörde des Hauptortes und des 
Zivilſtandsbeamten beſtimmt. 

Art. 8. An den in Art. 5 und 6 bezeichneten Tagen 
ſtehen die Sivilltandsbeamten von Morgens 7 Uhr bis 
Mittag und von 2 Uhr bis 5 Uhr Abends zur Verfügung 
des Publikums. 

Außerhalb der obigen reglementariſchen Tage können 
die Zivilſtandsbeamten ihre Dienſte nicht verweigern, wenn 
ſie zu den bezeichneten Stunden anweſend ſind. 

Art. 9. Das Verzeichniß der Tage und Stunden, 
an welchen das Büreau geöffnet iſt, muß an der Thüre 
desſelben angeſchlagen werden. 

Art. 10. Die feſte Beſoldung der Zivilſtandsbeamten 
ft auf Fr. 20 für je 100 Seelen der Bevölkerung des 
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Kreiſes fefigelebt, mit einem Beſoldungsminimum von 
Fr. 90. 
Brudtheile über 50 Seelen werden für 100 gerebnet. 


Das Ergebniß der lebten eidgenöſſiſchen Volkszählung 
gilt als Grunblage. | 

Art. 11. Der Etellbertreter des Zivilſtandsbeamten 
bezieht bie Gebibren der von ibm untergeidneten und 
auSgeftellten Akten; ferner erhält er einen nad dem Ver—⸗ 
hältniß ber Tage der Stellbertretung berechneten Antheil 
an der feften Befoldung. 

Diefer Antheil wird ibm vom Zivilſtandsbeamten ver- 
gütet; in ftreitigen Fällen entideidet der Oberamtmann. 

Art. 12. Der Staat ſchießt die Beloldungen vor und 
entridtet fie femeftermeije. Ebenſo liefert er jedem Sreis 
Die nothwendigen Regiſter und Sormulare und das Giegel. 

Art. 13. Die Juftibireltion mweist die oben bexeih= 
neten Ausgaben, bon denen die Hälfte au Laſten bder 
Gemeinden iſt, zur Bezahlung an. 

Der Antheil der Gemeinden wird von den Staats⸗ 
einnehmern nach einer von der Juſtizdirektion aufgeſtellten, 
im Verhältniß der Bevölkerung der Gemeinden jedes Kreiſes 
berechneten Einzugsliſte wieder bezogen. 

Art. 14. Der Gemeinderath des Hauptortes ſchießt 
das Geld für die übrigen Auslagen für Lokale, Möblirung, 
Heizung u. ſ. f. nöthigen Falls vor, führt Rechnung 
darüber, macht die Vertheilung auf der im vorhergehenden 
Artikel beſtimmten Grundlage und beſorgt ben YMieder- 
einzug. 

Art, 15. Die in Art. 10 des kantonalen Geſetzes 
vorgeſehene Stempelgebühr wird bermittelft Bbemeglider 
Marken von 20 Rappen erboben, welche der Zivilſtands⸗ 
beamte beim Ginnebmer beziebt. 
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Dieje Marke twird jo angebradt, daß fie vom Stem⸗ 
pel bebedt wird. 


Hrt. 16. Der Arzt, welcher einen Berftorbenen in 
feiner lebten Rrantheit behandelt oder deſſen Tod konſtatirt 
bat, ift verpflidtet, die in den Art. 22 d des Bundesgeſetzes 
und 12 ber Bunbdesberorbnung vorgeſehene Erklarung un⸗ 
entgeldlich auszuſtellen. 


Art. 17. Die in Art. 21 des Bundesgeſetzes vorge⸗ 
ſehene Erlaubniß zur Beerdigung wird vom Ammann un⸗ 
entgeltlich ausgeſtellt, nachdem er ſich verſichert hat, daß 
die Eintragung des Todesfalles in das Zivilſtandsregifter 
ſtattgefunden hat. 

Es werden Formulare für dieſen Schein geliefert. 


Art. 18. An den Kreishauptorten beſorgt der Zivil⸗ 
ſtandsbeamte ſelbſt den Anſchlag der Eheverkündungen. 
Für die andern Gemeinden des Kreiſes wird die Verkün— 
dung dem Ammann übermittelt, welcher dieſelbe anſchlagen 
läßt und ſie nach zehn Tagen zurückſendet mit der Beſchei— 
nigung, daß ſie während dieſer Zeit angeſchlagen war. 


Jun beiden Fällen geſchieht der Anſchlag an den ge- 
wohnten öffentlichen Pfeilern und der D di 
wird unentgeltlich ausgeſtellt. 


Art. 19. Der Gerichtspräſident, der mit du 
der Büreaur (Kantonsgeſetz, Art. 14) beauftragt if, wird 
für feine Auslagen nad bem für die Oberamimänner 2c. 
in Art. 1 des Gejebes vom 15. Mai 1875 aufgeftellten 
Tarife entſchädigt. 

Art. 20. Die vor dem 1. Januar 1876 vorgekom⸗ 
menen Geburten und Todesfälle ſind in die alten Regiſter 


einzutragen, ſelbſt dann, wenn ſie nach dieſem Zeitpunkt 
angezeigt worden. 
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Die alten Regifter werden erſt nach biejen Gintra- 
gungen abgeſchloſſen. 

Art. 21. Die burd Art. 21 des fantonalen Gefebes 
vorgeſehene Uebergabe der Regiſter wird ſpäteſtens ben 
10. Januar 1876 in Folge Einverſtändniſſes zwiſchen 
den gegenwärtigen Inhabern der Regiſter und den Zivil⸗ 
ſtandsbeamten ſtattfinden. 

Dieſelben nehmen ein in drei Exemplaren auszuferti— 
gendes und von ihnen zu unterzeichnendes Protokoll über 
dieſe Uebergabe auf. 

Eines der drei Exemplare wird durch den Oberamt⸗ 
mann der Juſtizdirektion zugeſtellt. 


Art. 22. Die Regiſter der Pfarreien der zerſtreuten 
Proteſtanten werden dem Zivilſtandsbeamten des Kreiſes 
übergeben, in welchem ſich der Hauptort der betreffenden 
Pfarrei befindet. 


Die Juſtizdirektion wird dem Zivilſtandsbeamten von 
Murten, Kerzers und Gempenach die nöthigen Weiſungen 
ertheilen, betreffend die Uebergabe der freiburgiſchen Regi— 
ſter, welche in dem für die gemiſchten Pfarreien zwiſchen 
den Kantonen Freiburg und Bern unterm 14. Mai 1852 
abgeſchloſſenen Vertrag vorgeſehen ſind. 

Art. 23. Der Gerichtspräſident wendet, auf Anzeige 
des Oberamtmanns, die in Art. 4 des kantonalen Geſetzes 
vom 26. Auguſt 1875 vorgeſehenen Strafbeſtimmungen an. 

Art. 24. Die Zivilſtandsbeamten erhalten bei ihrem 
Amtsantritt: 

a. Das Bundesgeſetz vom 24. Chriſtmonat 1874 

über den Zivilſtand. 

b. Die Bundesverordnung vom 17. Herbſtmonat 1875 

über die Führung der Regiſter. 
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©. Das kantonale Geſetz vom 26. Auguſt 1875 über 
Otganifation des Zivilſtandes. 

d. Den Beſchluß über Eintheilung der Zivilſtands— 
kreiſe vom 20. Herbſtmonat 1875. 

e. Die gegenwärtige Verordnung. 


f. Die von der Bundesbehoͤrde gelieferten Muſter- 


formulare. 

g. Das kantonale Amtsblatt. 

b. Gin Stempel mit Zubehoͤr. 

Sie haben dieſe Gegenftände, fowie alle andern ähn⸗ 
liden, bie ibnen in der Folge libermittelt werden, jorgfültig 
aufzubewahren; fie find dafür verantwortlich und haben 
fie ihren Nachfolgern in gutem Zuſtand abzuliefern. 

Ferner erhalten dieſelben: 

i. Eine genügende Anzahl von Blättern zur Bil- 
dung der ſechs vorgeſchriebenen Regiſter. 

k. Eine genügende Anzahl von Formularen für die 

acht vorgeſchriebenen Auszüge und Mittheilungen. 

Die vorliegende Verordnung iſt durch Einrückung in's 
Amtsblatt und in die Geſetzesſammlung, ſowie als Bro⸗ 
ſchüre zu verdfrentlien. 


Gegeben im Staatsrathe su Greiburg, ben 24. Binter: 
monat 1875. 


Der Prüfibent: Bailant. 
Der Rangler: Ts. Bourgknedt. 
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Beſchluß 


vom 29. Wintermonat 1875, 
betreffend die Anwendung beweglicher 
Stempel für die Auszüge aus den Zivil— 

ſtandsregiſtern. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


Nach Einſicht des Art. 8, litt. a, des Stempelgeſetzes 
vom 14. Mai 1851; 

Im Hinblick auf Art. 8, 9, 10 und 12 des Stempel- 
gefebes vom 11. April 1862; 

In Vollziehung des Geſetzes vom 26. Auguit 1875 
diber die Organifation des Zivilſtandes; 

In Anbetradt der Wichtigkeit, bie Ausfertigung von 
Auszügen aus den Zivilſtandsregiſtern möglichſt zu er- 
leichtern und dabei zugleich die Intereſſen des Fiskus zu 
wahren. 

Auf Antrag der Finanzdirektion, 

beſchließt: 

Art. 1. Die Auszüge aus ben Zivilſtandsregiſtern 
find einer feſtſtehenden Stempelgebühr von zwanzig Cen— 
times unterworfen. 

Ausgenommen find die Auszüge, welche kraft Art. 7 
und 9 des Geſetzes unentgeldlich auszufertigen ſind. 


Art. 2. Die durch das Geſetz vom 26. Auguſt 1875 
eingeſetzten Zivilſtandsbeamten bedienen ſich au dieſem 


\ 
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Bebufe jener beweglichen Stempel, beren Gebraud bisan- 
bin ausſchließlich den Bezirksgerichtsſchreibern vorbehal⸗ 
ten war. | 

Art. 3. Um aültig zu jein, mub dieſer Stempel auf 
bem Akte jo angebradt werden, daß erflerer vom @iegel 
des unterſchreibenden Civilſtandsbeamten gebedt wird. Der 
Siegel felbft ift neben der Unteridrift fo anzubringen, daß 
derfelbe theilmeije auf den Stempel und theilweiſe auf das 
Papier des Aktes zu ftebeu fommt. 


Ari. 4 Zivilſtandsbeamte, melde wenigſtens für zehn 
Franken {older Stempel gegen Baarzahlung aujammen 
faufen, ertbalten einen Rabatt von 3ebn vom Hundert. 

Sie find bei den Staatseinnehmern zum Verkaufe 
binterlegt. 

Beſchädigte Stempel werden nidt ausgetauſcht. 

Art. 5. Die Finanzdirektion ift mit Vollziehung bes 
gegentwürtigen Beſchluſſes beauftragt, welder mit bem 
1. Sünner 1876 in Kraft tritt. . 

Gegeben im Staatsrathe ju Sreiburg, den 29. Binter- 
monat 1875, um vermittelſt Einrückung in's Amtsblatt 
und in die Geſetzesſammlnng ôffentlid belannt gemadt zu 
werden. 


Der Prüfident: Bailant. 
Der erfte Sekretär: 48. Sourgknebt. 
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Detret 


bom 17. Mintermonat 1875, 
betreffenb die Militärſteuer ber Gemeinbden. 


Der Große Rath des fiantons Freiburg, 


Im Hinblick auf Art. 1, Abſatz 3, ber Uebergangs- 
beftimmungen der Bunbesverfaffung ; | 

Sn Abänderung des fünften und ſechsten Abſatzes des 
Art, 2 des Detretes vom 21. Nobember 1863; 


Auf Vorſchlag des Staatsrathes, 


dekretirt: 


Art. 1. Die von den Gemeinden laut Art. 18, litt. 
a, des Geſetzes vom 18. Dezember 1858, abgeändert durch 
.Art. 1 des Dekretes vom 21. November 1863, bezogene 
Militärſteuer wird fortbezogen, ſo lange das vor 1875 
beſtehende und nach den Ordnungen und ben im Bunbdes- 
geſetz vom 18. Mai 1850 enthaltenen Vorſchriften von 
den Kantonen zu liefernde Kriegsmaterial nicht voll- 
ſtändig iſt. 

Art. 2. Von der Steuer, deren Bezug den Gemein- 
den als Erſatz der obigen Militärſteuer bewilliget worden, 
find enthoben nur: 

a) die Mannidaft des Auszuges und der Landwebr ; 

b) die Militär-Nreisfommanbdanten und Sektionschefs; 

c) die Mannidaft bes Landjägerkorps des Rantons; 
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d) die Fremden, welche unter dem Schutze dießbezüg⸗ 

lider Berträge und Konkordate fteben. 

Art. 3. Ueber allfüllige Streitigleiten bezüglich der 
von den Gemeinden gemadten Gintheilungen der Steuer- 
pflidtigen in bie eine oder Die anbere Klaſſe wird die 
Kriegsdirektion entiheiden, mit Borbebalt des Rekurſes an 
den Staatsrath. 


Art. 4 Der Ctaatsrath iſt mit Vollziehung des 
gegenwärtgen Defretes beauftragt, welches mit bem 1. Jün- 
ner 1876 in Kraft tritt. 

Gegeben im Groben Rathe zu Freiburg, den 17. Bin- 
termonat 1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erfte Sekretär: £ Sourgknecht. 


Der Staats-Rath des Kantous Freiburg, 


verordnet ble üffentlite Befannimadung des gegentvärtigen 
Detrets durd Einrückung in's Amtsblatt und in die Ge: 
ſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 7. Chriſt⸗ 
monat 1875. 


Der Präſident: Paillant. 
Der Kanzler: 46. Bourgknecdt. 
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Geſetz 


vom 18. Wintermonat 1875, 


betreffend Abänderung des Art. 29 des Ge 
ſetzes vom 2. Chriſtmonat 1865 über die Or— 
ganiſationder Finanzdirektion. 


t 


Der Große Rath des fRantons Freiburg, 


In Abänderung des Art. 29 des Geſetzes über Orga- 
nijation der Finanzdirektion vom 2. Cbriftmonat 1865 ; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. Der Generaleinnehmer führt die laufende 
Kaſſe, welche je nach Bedürfniß unterhalten wird. 


Er übermittelt jeden Abend bem Vorſtand des Schatz- 
amtes eine kurze Ueberſicht über den Stand der Kaſſe. 


Der Ueberſchuß über die Bedürfniſſe der laufenden 
Kaſſe wird in Kontokurrent bei der Tilgungskaſſe der üffent- 
liden Schuld ober bei der Kantonalbank angelegt. 


Diefe Anftalten maden dem Generaleinnebmer feiners 
lei Lieferungen und leiften keine Sablung zu Laſten des 
Kontokurrent, obne eine gejbriebene Anweiſung der Finanz⸗ 
Direltion. 


Der Generaleinnebmer beforgt den Einzug aller Be- 
trüge, welde bem Schatzamt einbezablt werden müſſen. 


Gr bezablt die auf die Kaſſe ausgeftellten Gutfdeine 
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oder ſtellt eine weitere Anweiſung aus auf die Kaſſe der 
Einnehmer. 

Art. 2. Der Art. 29 des Geſetzes vom 2. Chriſt⸗ 
monat 1865 über Organiſation der Finanzdirektion iſt 
aufgehoben. 

Art. 3. Der Staatsrath iſt mit Vollziehung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt, welches mit ſeiner Ver⸗ 
oͤffentlichung in Kraft tritt. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 18. Win⸗ 
termonat 1875. 


Der Präſident: €. Clerc. 
Der erſte Sekretär: £ Vourgknecht. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet die öffentliche Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Geſetzes durch Einrückung in's Amtsblatt und in die Ge— 
ſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 26. Win⸗ 
termonat 1875. 


Der Präſident: Paifant. 
Der Ranaler: € Sourghnedt. 
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Detret 


vom 19. Bintermonat 1875, 


betreffenb ben Bau bon 2 Gtrabenfireden auf 

dem Gebiete der Gemeinden Cbappelle und 

Menieres sur Straße CGombremont-le-Grand- 
Saſſel-Menieres-Peterlingen gebôrenb. 


# 


Der Große Rath des fiantons Freiburg, 


Nach Cinfidt des Bertrages vom 30. April 1874, be- 
treffend ben Bau der interfantonalen Straßen von Gom- 
bremont-le-Grand über Saſſel und Menieres nad Peters 
lingen und bon Combremont-le- Grand über Nüvilly⸗Aumont 
nad Stäfis; 

Mad Ginfidt der Pléne der Straße von Combremont- 
le⸗Grand über Chapelle, Saſſel und Menieres nach Peters 
lingen; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 


Art. 1. Es werden auf dem Gebiete der Gemeinden 
Chapelle und Menieres zwei Straßenſtrecken in einer Ge- 
ſammtlänge von 4,850 Fuß gebaut, beſtimmt zur Verbin⸗ 
dung der vom Kanton Waadt zwiſchen Combremont⸗le⸗ 
Grand, Saſſel, Menieres und Peterlingen ausgeführten 
Straße. 


Art. 2. Dieſer Bau wird nach dem rothen Trace 
ausgeführt, deſſen Koſtenvoranſchlag, ſoweit er das Gebiet 
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des Kantons Freiburg betrifft, fit auf 20,700 Granten 
belauft. 

Art. 3 Sofort nad der befinitiven Kollaudation 
werden dieſe a au den Kantonsſtraßen 3. Klaſſe 
gerednet. 

Art. 4 Die Bautoften werden bom Staat unb ben 
Gemeinden getragen und mar nad bem burd das Geſetz 
vom 5. Gbriftmonat 1863 über die Straßen 2. Klaſſe, 
Art. 13 litt. ec, feftgeftellten Verhältniß, das heißt #/,, vom 
Staat und ?/,, von den Gemeinden. 

Art. 5. Die betbeiligten und fteuerpflibtigen Ge— 
meinden ſind: 

Menieres, Chapelle, Fetenach, Wüiſſens, Cbeiry und 
Tiefenthal. 

Art. 6. Die betreffenden Baukoſten werden auf fol: 
gende ui vertheilt: 

1. Menieres trägt 450/, 
2. Chapelle se Di 


3. Fetenach PP 20 # 
4. Wüiſſens F 6 , 
5. Cheiry 4, 


6. Tiefentbal k 4, 
Total 100 °/, 
Der Staatsrath ift mit Vollziehung des gegenwärtigen 
Detretes beauftragt. 


Gegeben im Groben Ratbe ju Freiburg, den 19. Bin- 
termonat 1875. 


Der Prüfident: 6. Clerc. 
Der erfte Sekretär: £s. Vourgknecht. 
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Der Staatsrath des fiantons Freiburg, 


verordnet Aufnahme des vorftebenden Defrets in's Amts- 
blatt und in die Geſetzesſammlung. 

Gegeben im Staatsrathe zu Sreiburg, den 1. Cbrift- 
monat 1875. 


Der Präſident: Paikant. 
Der Ranaler: £s. Bourgknebt. 


Beſchluß 


vom 26. Wintermonat 1875, 
betreffenb die Erſtellung der Steuer-Regifter 
in Bezug auf Einkommen, Handel und Gemerbe 
für 1876. 


Der Siaatsrath des Kantons Freiburg, 


Im Pinblid auf das Großrathsdekret vom 16. Winter⸗ 
monat 1875, Art. 4, litt. b, welches das Steuerbetreffniß 
bon bem burd bas Gefeb vom 20. Gbrifimonat 1862 und 
vom 22. Dai 1869 betroffenen Einkommen für bus Jahr 
1876 auf vier vom Hundert feftfebt ; 

Rad Cinfidt des Geſetzes vom 13. Mai 1871, tels 
es ben Tarif der feften Steuergebübren für Handel und 
Induſtrie abändert ; 

In ber Abſicht, Vorſorge au treffen, daß der Bezug 
der vom Großen Rath beſchloſſenen Steuer in der geſetzlich 
vorgeſchriebenen Zeit vor ſich gehe; 
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Auf den Vorſchlag der Finanzdirektion, 
beſchließt: 


Art. 1. Die Tabelle der Steuerpflichtigen ſoll, dem 
Geſetze gemäß, vom 15. bis 31. Chriſtmonat erſtellt werden. 

Diejenigen Steuerpflichtigen, welche ſchon auf den vor⸗ 
jäbrigen Regiſtern aufgetragen erſcheinen, find au der im 
Art. 3 des Geſetzes vorgeſchriebenen vorlüufigen Eintra⸗ 
gung nidt verpflibtet. 

Die Gemeinderäthe haben bdie zur Einſchreibung ver- 
bundenen Steuerpflibtigen ju mabnen unb Dbiejenigen, 
welche die Einſchreibung unterlafien, von Amtswegen ein- 
zutragen. 

Art. 2. Die Steuerformulare (Schatzungsbogen) wer⸗ 
den vor dem 15. Chriſtmonat ausgetheilt und ſollen durch 
Anordnung der Gemeindebehörde am 31. Chriſtmonat ein⸗ 
geſammelt ſein. 

Derjenige Steuerpflichtige, welcher unterläßt, eine dem 
Geſetz und dem ihm eingehändigten Formular entſprechende 
Angabe zu machen, kann gegen den von den Kommiſſionen 
feſtgeſtellten Steueranſatz keine Einſprache erheben. 

Art. 3. Die verſchiedenen Amtsberridtungen der Kom⸗ 
mijfionen und die Auflage bebufs Ermöglichung der Ein- 
fpraden baben in den nadfolgenden Seitpuniten und Fri— 
ften ju gelbeben, welche unter Berantwortlihleit der Ge- 
meinbderüthe fiveng einsubalten find : 

a) Sn ben Gemeinden von 1,000 Seelen und darüber, 
ernennt der Gemeinderath vor dem 31. Gbrifimonat 
die örtliche Schatzungskommiſſion; 

b) Die Oberamtmänner ernennen vor dem 20. Chriſt⸗ 
monat die drei Mitglieder der Bezirkskommiſſion, 
deren Wahl ihnen laut Vorſchrift des Art. 19 des 
Geſetzes vom 22. Mai 1869 zukommt; 
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c) Die Beeidigung der Mitglieder der Gemeindefom- 
müiffionen, fomie ber von den Oberamtmännern 
emannten Mitglieder der Bezirkskommiſſionen, bat 
auf dem Oberamt vor bem 20. Gbriftmonat ftatt- 
gufinden ; 

d) Die Tabellen oder Sbabungsformulare, ſowie die 
aut Critellung der Tabellen beftimmten Bogen, wer- 
den den Gemeindefommiffionen bor dem 14. Gbrift- 
monat übermittelt ; 

e) Die Gemeindefommiffionen beginnen ibre Arbeiten 
mit bem 2. Sünner 1876 und müſſen biejelben am 
10. gleichen Monats vollendet haben; 

f) Die von ben Kommiſſionen erſtellte Steueranſatz⸗ 
tabelle ift mit ben Sdabungsbogen der Steuerpflid- 
tigen und bem ©teuerregifter für Handel und Ge- 
werbe dem Oberamtmann eingureien, fobald bie 
Arbeit einer Gemeindefommijfion vollendet ift und 
zwar ſpäteſtens auf den 15. Jänner; 

g) Sobald einige Regifter eingelaufen find, und ſpä— 
teftens auf ben 15. Jänner, verjammelt der Ober- 
amimann die Bezirisfommiffion. 

. Die Besitislommiffion, in der burd Art. 29 
des Geſetzes vorgelehenen Sujammenjebung, das 
heißt: beftebend aus ben Staatseinnehmern, ben Vor⸗ 
ſtänden ber Einregiſtrirungsämter des Bezirkes und 
den drei vom Oberamtmann ernannten Mitgliedern 
entwerfen bie Arbeit und bereiten die zu faflenben 
Beſchlüſſe vor. 

Der Präſident und die Ausgleider können bden 
erften Verhandlungen einer der Bezirkskommiſſionen 
nach Beſtimmung des Präſidenten beimobnen ; 

h) Nach Vollendung diefer Borarbeiten gehen die Bezirts- 

25 





D 
— 
kommiſſionen auseinander bis au bem Tag, der 


ihnen vom Drüfibenten und ben Ausgleichern be- 
zeichnet werden wird. 


Die fo vervollſtändigte Bezirkskommiffion prüft 
die Arbeit und die Boribläge der Gemeinde⸗ und 
Bezirkskommiſſionen und erfüllt die Pflichten, welche 
die Art. 32, 33 und 34 des Geſetzes ihr auferlegen; 


à) Sobald eine Besirtstommiffion ibre Aufgabe vollen- 
bet bat, merden die Steuerregifter über Handel und 
Gewerbe, welche für jeden Steuerpilidtigen die 
Steueranſätze mit Bleiſtift aufgetragen enthalten, 
durch Anordnung des Oberamtes an die Gemeinde⸗ 
räthe zurückgeſendet; 

j) Die Gemeinderäthe beobachten die Vorſchriften der 
Art. 35 und 36 des Geſetzes; 


k) Die Bezirkskommiſſion, unter bem Borfit des Staats⸗ 
einnebmers des Bezirksortes, verfammelt fiÿ ſpä⸗ 
teftens sebn Tage nach Berflub der für Einſprachen 
eingerüumten fünfzehn Tage. 

Sie madt Anwendung von ben Ari. 37 und 
38 des Geſetzes. 

Gine fernere Anzeige beftimmt den Seitpunit 
der Sufammentunft ber Ausgleider zur Erledigung 
derjenigen Geſchäfte, welche ibnen laut Vorſchrift 
des Art. 37 unteritellt werden miiffen ; 

1) Der Präfibent der Bezirkskommiſſionen beruft dieſe 
der Reihe nach, immerbin frübaeitig genug, damit 
die Regifter burd ibre Schreiber bor dem 5. April 
endgültig erftellt und bis auf ben oben genannten 
Tag ber Finanzdirektion eingefendet werden können; 


m) Die Finanzdirektion beſorgt die Ausbändigung der | 
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aum Steuerbezug beflimmten Regifier auf ben 
25. April. 

Art. 4 Steuerformulare (Schatzungsbogen) werden 
allen Steuerpilibtigen der vier erften Klaſſen zurückgeſchickt, 
ebenſo denjenigen Steuerpflichtigen der fünften und ſechsten 
Klaſſe, welche ſich in dem im Artikel 5 und 6 des Geſetzes 
vorgeſehenen Fall befinden. 

Denjenigen Steuerpflichtigen, welche mehrere Gewerbe 
ausüben, wird ein Schatzungsformular für jeden Berufs⸗ 
zweig zugeſendet. 

Art. 5. Die Gemeindekommiſſion und die Besirts- 
fommiffion tariren von Amtswegen bdiejenigen Steuerpilid- 
tigen, welche feine ober nur unvollfiändige Angaben 
gemadt haben. 

Art. 6. Die Gemeinde- und Bezirks-Kommiſſionen 
haben bie Pflibt, auf ben Schatzungsbogen in der betrefs 
fenden Solonne, die durch fie an ben veridiebenen Schatz⸗ 
ungen und Angaben des Steuerpflidtigen gebradten Ab⸗ 
änberungen eingujdreiben, auf welche fie Die Zahl des 
ffeuerbaren Einkommens feftieben. 


Art. 7. Dicjenigen Steuerpflidtigen, deren Angaben 
von der Bezirkskommiſſion nidt al8 annebmbar eradtet 
worden, werden biebon unmittelbar dur den Gemeinbderath 
in Kenntniß gejebt. Wenn nach erfolgter Einſprache der⸗ 
ſelben die Bezirkskommiſſion dieſe Einſprache entweder ab- 
gewieſen oder nicht vollſtändig erhört hat, ſo gibt ſie den 
Steuerpflichtigen davon Kenntniß, unter abſchriftlicher Mit⸗ 
theilung des Verbalprozeſſes. 

Art. 8. Zur Zeit des Steuerbezuges werden ſich die 
Gemeinderäthe genau an die durch Artikel 41 des Geſetzes 
vom 22. Mai vorgeſchriebenen Beſtimmungen balten. 


Hit. 9. Der Rekurs mub als Dentidrift und mit 
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dem Auszug aus bem Protokoll ber Rommiffion begleitet, 
eingereidt und auf bem Oberamt beponirt werden. Der 
für den Rekurs beftimmte Termin läuft mit bem für ben 
Bezug der Steuer bellimmten Tage ju Ende. Nach Ablauf 
dieſes Termins fann bon der Finanzdirektion feinerlei Re⸗ 
Hamation beridfidtigt werden. Das Oberamt weist bie 
nad dieſer Friſt eingelangten Beſchwerden von Amis. 
wegen ab. 


Art. 10. Die Direftion wird feinen Rekurs annehmen 
in den Süllen, wo entweder der Steuerpflichtige die Steuer⸗ 
bogen nidt ausgefilit bat, oder mo der Bezirkskommiſſion 
zur Zeit ber Auflage feine Giniprade eingegeben worden, 
und ebenſowenig wird ber Rekurs .angenommen nach dem 
lebten für ben Einzug beftimmten Tag. 

Die für die Einſprachen eingertumte Grift ſoll vom 
Gemeinderath angegeben werden. Derjelbe wird bie nôthi- 
gen Maßregeln ergreifen, bamit die Steuerpflibtigen davon 
Kenntniß erbalten. 


Art. 11. Im Halle der Abreiſe eines Steuerpflidtigen 
vor dem Steuereinzug bat die Gemeindebebürde das Recht 
und die Pflicht, ſolche ſchützende Maßregeln zu treffen, melde 
den Bezug des zur Zeit der Abreiſe verfallenen Steuer⸗ 
betreffniſſes ſichern. | 

Das jo bezogene oder fider geftellte Steuerbetreffniß 
wird aug bann auf bas Steucrregifter geſetzt, wenn der 
Steuerpflidtige ben Ranton verlaſſen baben follte. 


Art. 12. Gin bejonbderer Beſchluß wird den Zeitpunkt 
des Steuereinzuges feſtſetzen. | 

Art. 13. Die Finanzdirektion wird mit ber Vollzie⸗ 
bung des gegenwärtigen Beſchlufſes beauftragt. Derſelbe 
ſoll in beiden Sprachen durch Anſchlag an den gewohnten 
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Orten und durch Einrückung in die Gelebesfammlung ôffent- 
lich bekannt gemadt werden. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 26. Win⸗ 
termonat 1875. 
Der Präſident: Pailant. 
Det Ranaler: fs. Sourgknecht. 


Beſchluß 


vom 26. Wintermonat 1875, 


betreffend Vollziehung der Beftimmungen 
des Art. 45 der Bundesverfaſſung. 


Der Stonts-Rath des Rantons Freiburg, 


Im Pinblid auf Art. 45 der Bundesverfaſſung; 

In Anbetradt der vom Bundesrath unterm 22. Bin: 
termonat laufenden Sabres dieſer Beftimmung gegebenen 
Auslegung; | 

In der Abſicht über Vollziehung dieſer Beltimmung, 
in Erwartung des darin vorgeſehenen Bundesgeſetzes, pro- 
viſoriſch die nöthigen Anordnungen zu treffen; 

In Anbetracht des Geſetzes vom 11. Mai 1875, be⸗ 
treffend Ermächtigung zur Vornahme von proviſoriſchen 
Abanderungen an der kantonalen Geſetzgebung; 

Auf Antrag der Polizeidirektion, 

| beſchließt: 

Art: 1. Die Niederlaſſungsbewilligungen der im Kan⸗ 
ton niedergelaſſenen Schweizerbürger ſind in Zukunft keiner 
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Erneuerung mebr uuterimorfen und koͤnnen nur in ben 
bon rt. 45 der Bunbesverfaffung vorgeſehenen Süällen 
zurückgezogen werden. 

Art. 2. Die gegenwärtig in Kraft ftebenden Rieber- 
laffungSbewilligungen von Ausländern müſſen, menn fie 
abgelaufen find, wieder erneuert werden. 

Art. 3. Die neuen Niederlaſſungsbewilligungen für 
jolde Ausländer, welche durch Verträge den Schweizer⸗ 
bürgern gleichgeſtellt ſind, werden für die Dauer der hinter⸗ 
legten Ausweisſchriften ausgeſtellt; wenn dieſe Dauer weder 
in der Ausweisſchrift, noch im Vertrag beſtimmt iſt, wird 
die Bewilligung für eine Dauer von zehn Jahren aus⸗ 
geſtellt. 

Bei Verfall ſind dieſe Bewilligungen zu erneuern. 

Art. 4. Die Niederlaſſungs-Bewilligungen derjenigen 
Auslander, welche nicht durch Verträge begünſtigt find, 
bleiben auch fürderhin den Art. 3 und 4 des Geſetzes vom 
25. Bintermonat 1862 über die Aufenthalts- und Nieder⸗ 
laſſungsbewilligungen untetftellt. 

Art. 5. Die Gebühr für Niederlaſſungsbewilligungen 
an Schweizerbürger und an Ausländer, die benfelben gleids 
geftellt find, wird auf Fr. 6 belafjen. 

Art. 6. Wohnungsveraͤnderungen find wie bisber ans 
zuzeigen. 

Art. 7. Bezüglich der Aufenthalts-Bewilligungen wird 
nichts geändert. 

Art. 8. Die Gemeinden ſind eingeladen, eine genaue 
Aufſicht über die Ausweisſchriften der Fremden auszuüben, 
welche auf ihrem Gebiete niedergelaſſen ſind oder ſich dort 
aufhalten; es wird ihnen in Erinnerung gebracht, daß fie 
für Unregelmäßigkeiten, welche fie dulden, verantwort⸗ 
lich find. 
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Diefer Beſchluß ift durch Einrückung in das Amtsblatt 
und Die Geſetzesſammlung zu verdffentliden. 

Gegeben im Staatsrathe zu Greiburg, den 26. Binter- 
monat 1875. | 


Der Präſident: Bailant. F 
Der Kanzler: J. Sourgknecht. 


Beſchluß 


vom 3. Chriſtmonat 1875, 
über die Verantwortlichkeit der Beamten 
und Angeſtellten in Betreff der Gelder, 
welche ſie von Amtswegen den Betheiligten 
zuzuſtellen beauftragt ſind. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


In der Abſicht, die Verantwortlichkeit genau zu be— 
ſtimmen, die den Oberamtmännern, Einnehmern und allen 
andern Beamten und Angeſtellten des Staates in Betreff 
der Gelder obliegt, die ſie den Betheiligten amtlich zuzu— 
ſtellen beauftragt ſind; 

Auf Antrag der Direktionen der Finanzen und des 
Innern, 

beſchließt: 


Art. 1. Jede Uebergabe von Geld hat von den 
Staatsangeſtellten an den Berechtigten ſelbſt oder an ſeinen 
mit Ausweis verſehenen Bevollmächtigten im Büreau des 
Angeſtellten und gegen Empfangsſchein zu geſchehen. 
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Art. 2. Wenn das Amtsblatt die Betbeiligten nidt 
benachrichtigt, daß fie die ihnen zukommenden Beträge 
in einem beſtimmten Büreau erheben können, ſo wird es 
ihnen von dieſem letztern durch ein amtliches Schreiben 
mitgetheilt. 

Art. 3. Jede Geldſumme, die durch das Landjäger⸗ 
korps oder irgend eine andere Perſon übermittelt wird 
und jede nicht durch den Staatsangeſtellten in die Hände 
des Berechtigten ſelbſt oder ſeines Bevollmächtigten gelei- 
ſtete Zahlung bleibt im Falle von Verluſt oder unrichtiger 
Beſtellung jeder Art, zu Laſten des betreffenden Angeſtellten. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 3. Chriſt⸗ 
monat 1875. | 


Der Präſident: Baillant. 
Der Ranaler: £ Vourgknecht. 


Detret 


vom 13. Bintermonat 1875, 


betreffend Ernennung eines proviſoriſchen 
Bermalters der Gemeinde Portalban. 


Der Große Rath des fiantons Freiburg, 


In Erwägung, daß die finamielle Lage der Gemeinde 
Portalban ernfilid verwidelt ift; 

Daß die gabireiden, vom Staatsrath feit 1848 in- 
nert feiner Befugnif zu twieberbolten Malen getroffenen 
Mabregeln durch ben ſchlechten Geift, der in dieſer Ge- 
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meinde berri®t, erfolglos gemadt wurden und daß über- 
dieß Die Grfabrung lebrt, wie kraftlos die bon den gegen- 
wüttigen Gejeben der Vollziehungsbehörde zur Verfügung 
geſtellten Mittel zur ec der Ordnung in der 
Verwaltung find; 


In Erwägung, daß eine auberordentlide Maßregel als 
dringend nothwendig erachtet wird, um der Zerüttung, in 
welcher ſich die Finanzen der genannten Gemeinde Portal⸗ 
ban befinden, ein Ende zu machen und wieder Ordnung 
in der Verwaltung und Friede unter den Bürgern der 
Gemeinde herzufſtellen; 


Auf Antrag des Staatsrathes, 
dekretirt: 


Art. 1. An die Stelle des Ammanns und Rathes 
dieſer Gemeinde, welche beide ihre Entlaſſung verlangt 
haben, wird auf Koſten der Gemeinde für einſtweilen ein 
beſonderer Verwalter außerhalb der Angehörigen der ge- 
nannten Gemeinde ernannt, welcher die Befugniſſe des 
Ammannes und Gemeinderathes in ſich vereinigen und 
unter Aufſicht des Staatsrathes alle denſelben zuſtehenden 
Pflichten und Rechte erfüllen wird. 


Art. 2. Alle Akten und Maßregeln des obengenannten 
Verwalters, deren Genehmigung nach dem Geſetze der 
Gemeindeverſammlung und den Steuerpflichtigen zuſteht, 
ſind der Sanktion des Staatsrathes unterſtellt, welcher auch 
die dieſem Verwalter zu gewährende Entſchädigung und die 
Zeit beſtimmen wird, nach welcher die Vollmacht desſelben 
zu Ende geht. 
Art. 3. Der Staatsrath iſt mit Vollziehung des 
gegenwärtigen Dekretes beauftragt, welches ſofort in 
Kraft tritt. 
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Gegeben im Großen Rathe ju Freiburg, den 13. Bin- 
termonat 1875, | 
Der Präſident: €. Clerc. 
Der erſte Sefretür: £s. Vourgknecht. 


Der Stants-Rath des Kautons Freihurg, 


Rad Einſtcht bes vorftebenden Dektets und insbefon- 
dere des Art. 1 desjelben, 

beſchließt: 

Art. 1. Die HH. Anton Boccard und Leon Büllet 
in Stäfis find au Verwaltern der Gemeinde Portalban 
ernannt uud zwar letzterer als Gehilfe des erſtern. 

Art. 2. Das Dekret, ſowie der gegenwärtige Beſchluß 
ſollen vermittelſt Uebergabe einer Abſchrift an die bethei— 
ligte Gemeinde, ſowie Aufnahme in's Amtsblatt und in 
die Geſetzesſammlung öffentlich bekannt gemacht werden. 

Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 3. Jänner 1876. 
Der Präſident: As. WeckReynold. 
Der Kanzler: £s. Vourgknecht. 


Konkordat 


zwiſchen 
deu Kantonen Freiburg, Waadt, Neuenburg und Genf 
zum Schutze junger Leute in der Fremde. 


(Vom Mai 1875.) 


Art. 1. Niemand darf ein Büreau oder eine Agentur 
für die Plazirung von Dienſtboten, Kindermädchen, Geſpie⸗ 
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linnen, Lebrern, Lebrerinnen, Erziehern und Graieberinnen, 
oder für die Bermittlung bon anberen ähnlichen Stellen 
balten, obne eine von dem Polizeidepartement (oder Diret- 
tion) des Kantons hiefür ausgeftellte Bewilligung au befiben. 


rt. 2. Dieſe Bewilligungen find für ein Jabr gültig. 
Sie werden nur ausgeltellt nad Borlage eines von bder 
Behörde des Wohnortes ausgeftellten Zeugniſſes über 
guten Leumund, und können im Salle der Uebertre- 
tung der Vorſchriften dieſes Konkordates jederzeit zurück— 
gezogen werden. Die Gebühr für dieſe Bewilligung wird 
von der kompetenten Behörde eines jeden Kantons feſt⸗ 
geſtellt. 

Art. 3. Dieſe Plazirungs-Büreaux oder Agenturen 
find unter die Aufſicht des Polizeidepartementes (oder Di- 
teltion) des Kantons geſtellt. Sie müſſen ein Regifter 
führen, das ihnen von der Behörde geliefert wird, worin 
alle Plazirungen, welche durch ihre Vermittlung, unter 
welchem Namen es ſei, erfolgen, einzutragen ſind, mit 
Angabe des Geſchlechts- und Taufnamens, der Namen der 
Eltern, des Alters und des Wohnortes der plazirten 
Perſonen, ſowie der Namen und des Aufenthaltes derjeni— 
gen Perſonen, bei welchen fie untergebracht ſind. Bei den 
Stellebermittlungen auberbalb der Schweiz find überdieß 
die Bebingungen und die Dauer des Vertrages anaugeben. 


Art. 4. Die Büreaux und Agenturen, ſowie alle 
andern Perſonen, bie fit mit Bermittlung von Stellen 
abgeben, dürfen unter feinen Umſtänden junge Leute des 
einen ober andern Gefdledbtes unter zwanzig Jabren auber 
die Schweiz ibiden, obne vorber einen Pa oder ein be- 
fonberes Wanderbuch erbalten au haben. 


| Art. 5. Die Behörden werden für junge Leute unter 
zwanzig Jabren feine Dülle ober andere Segitimations- 
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friften aux Reiſe in das Ausland ausftellen, obne vorher 
die Gltern oder Vormünder einvernommen zu haben. 

Art. 6. Die Regierungen der konkordirenden Kantone 
werden die Errichtung von Komite's sum Schutze mindet- 
jébriger Kinder in der Fremde begünitigen. 

Dieſe Romite’s fünnen unter fid oder mit den ſchwei⸗ 
zeriſchen Konſuln forrefponbiren, in beren Bezirk die unter 
ibre Aufſicht geſtellten jungen Leute fit aufbalten. 

Sie erftatten jedes Jahr dem Poligeidepartement (oder 
der Polizeidirektion) des Rantons über ben Erfolg ibrer 
Thätigkeit Beridt. 

Art. 7. Die Uebertretungen der in ben obigen Ari. 
1, 3 und 4 enthaltemen Vorſchriften werden mit Geldbuße 
bis auf 500 %r. ober mit Ciniperrung bis auf drei Mo- 
nate (höchſtens) beftraft. Tie beiden Strafarten können 
neben einanbder ausgeiproden werden. Immerhin bleibt 
die Anwendung der Boridriften des Strafgeſetzbuches gegen 
die Berlebung der Samilienpflidten ober bdie Verleitung 
aut Ausſchweifung vorbebalten. 

Art, 8. Das gegenwärtige Konkordat tritt in Kraft, 
nachdem es burd bie fompetenten Kantonsbehörden ratifi- 
ait und bon dem Bundesrath genebmigt worden ift. 

Alſo angenommen von dem Staatsrathe des Kantons 
Waadt, unter SBorbebalt der Genehmigung durch ben 
Großen Rath. 


Lauſanne, den 7. Mai 1875. 
Der Vize-Präſident: 
(L. 8.) Erneſt Mfidonnet. ’ 


Der Kanzler: fecomte. 
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Alſo angenommen bon bem Staatsrathe des Rantons 
Freiburg, unter Borbebalt der Genehmigung burd ben 
Groben Ratb. 

Sreiburg, den 10. Mai 1875. 

Der Prüfibent: (L. S.) Bailant. 
Der Ranzler: J. Sourgknecht. 


Alſo angenommen von dem Staatsrath bes Rantons 
Reuenburg unter Borbebalt ber Genehmigung burd ben 
Großen Rath. 

Neuenburg, den 20. Mai 1875. 

Der Präſident: (L. 8.) Cornaz. 
Für den Sekretär: Henri Touchon. 


Alſo angenommen von dem Staatsrathe des Kantons 
Genf, unter Vorbehalt der Genehmigung durch den Gro⸗ 
Ben Rath. 


Genf, den 5. Mai 1875. 
Der Präſident: (L. 8.) Moiſe Pantier. 
Der Kanzler: J. Moiſe Piguet. 


Der ſchweizeriſche Bundesrath, 
hat 


nach Einſicht des Konkordates, welches die Kantone 
Freiburg, Waadt, Neuenburg und Genf zum 
Schutze junger Leute in der Fremde abgeſchloſſen haben, 
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in Berüdfidtigung, daß dieſes Rontordat nidts enthält, 
Was bem Bunde oder ben Redten anbderer Rantone zu— 
wider würe, 


in Anwendung von Art. 7 der Bundesverfaſſung, 

bef@loiien: 

Art. 1. ES fei dieles Konkordat genebmigt und mit 
dieſem Beſchluß in bie offisielle Geſetzesſammlung  aufau- 
nebmen. 

Art. 2. Sei biejer Beſchluß der Regierung des Kan⸗ 
tons Waadt mitzutheilen für fid und zu Handen der 
Regierungen der übrigen betbeiligten Kantone. 


Bern, den 9. Gbrifimonat 1875. 
Im Namen des ſchweiz. Bunbdesrathes, 


Der Bundespraäſident: Gherer. 
Der Ranaler der Eidgenoſſenſchaft: Soie. 


Bundesgeſetz 


über die Koſten der Verpflegung erkrankter 
und der Beerdigung verſtorbener armer 
Angehöriger anderer Kantone. 


(Vom 22. Juni 1875.) 


Die Buudes-Serfammlung der ſchweizeriſchen 
Eidgeuoſſeuſchaft, 


in Ausführung des Art. 48 der Bundesverfaſſung 
vom 29. Mai 1874; 
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nach Einſicht einer Botſchaft des Bundesrathes vom 
2. Juni 1875, 
beſchließt: 


Art. 1. Die Kantone haben dafür zu ſorgen, daß 
unbemittelten Angehörigen anderer Kantone, welche erkran⸗ 
ken und deren Rückkehr in ben Heimatkanton ohne Nach— 
theil für ihre oder Anderer Geſundheit nicht geſchehen kann, 
die erforderliche Pflege und ärztliche Beſorgung und im 
Sterbefall eine ſchickliche Beerdigung zu Theil werden. 

Art. 2. Ein Erſatz der hierbei erwachſenen Koſten 
durch die öffentlichen Kaſſen oder Anſtalten der Heimat— 
kantone findet nicht ſtatt. 

Gin Erſatz kann nur in bem Salle beanſprucht wer⸗ 
ben, wenn er bom Hilfsbedürftigen ſelbſt oder von andern 
privatrechtlich Berpflidteten geleiftet werden fann. 
Art. 3. Tritt nad Art. 2, Abſatz 2, der Sal der 
Erſatzpflicht ein, ſo haben die Behörden des Heimatskantons 
Hand zu bieten, daß die nach billigen Anſätzen geſtellte 
Rechnung bezahlt wird. | 

Art. 4 Der Bundesrath ift beauftragt, auf Grunb- 
lage der Beftimmungen des Bundesgeſetzes vom 17. Brad- 
monat 1874, betreffend bie Volksabſtimmung über Bundes- 
gefebe und Bundesbeſchlüſſe, die Belanntmadung dieſes 
Gefebes zu veranftalten und ben Beginn der Wirkſamkeit 
desſelben feftjujeben, letzteres in der Meinung, daß obige 
Vorſchriften nur auf ſolche Fälle Anwendung finden ſollen, 
welche nach Inkraftretung des Geſetzes eintreten. 


Alſo beſchloſſen vom Ständerathe, 
Bern, den 12. Juni 1875. 


Der Präſident: Ringier. 
Der Protokollführer: 3.4. Fütfher. 
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Bern, den 22. Juni 1875. 


Der Prüfident: Stämpfli. 
Der Protokollführer: Schieß. 


Der ſchweizeriſche Bundesrath 
beſchließt: 


Aufnahme des vorſtehenden Bundesgeſetzes in das 
Bundesblatt. 


Bern, den 24. Juni 1875. 


Der Bundes-Präſident: Scherer. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft: Schieß. 


Bundesgeſetz 
betreffend 


die Haftpflicht der Eiſenbahn-und Dampf— 
Schiffahrt-Unternehmungen bei Töd— 
tungen und Verletzungen. 


(Vom 1. Heumonat 1875.) 


Die Buudes-Verſammlung der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſeuſchaft, 


nach Einſicht einer Botſchaft des Bundesrathes vom 
26. Mai 1874, 
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beſchließt: 


Art. 1. Wenn beim Bau einer Eiſenbahn durch 
irgend welche Verſchuldung der konzeſſionirten Unterneb- 
mung ein Menſch getödtet oder körperlich verletzt wird, jo 
haftet bielelbe für ben dadurch entſtandenen Schaden. 


Art. 2. Wenn beim Betriebe einer Eiſenbahn⸗ oder 
Dampfſchiffahrt- Unternehmung ein Menſch getödtet oder 
körperlich verletzt wird, ſo haftet die Transportanſtalt für 
den dadurch eniſtandenen Schaden, ſofern ſie nicht beweist, 
daß der Unfall durch höhere Gewalt, oder durch Verſehen 
und Vergehen der Reiſenden oder dritter bei der Trans- 
portanſtalt nicht angeſtellter Perſonen (Art. 3) ohne eigenes 
Mitverſchulden der Anſtalt, oder durch die Schuld des 
Getoͤdteten oder Verletzten ſelbſt verurſacht worden iſt. 


Art. 3. Die Eiſenbahn- und Dampfidiffabrt-lnter: 
nehmungen haften ſowohl für ihre Angeſtellten, als für 
andere Perſonen, deren fie ſich zum Betriebe des Trans- 
portgeſchäftes, beziehungsweiſe zum Bau der Bahn be- 
dienen. Es bleibt ihnen jedoch in Fällen von Verſchuldung 
dieſen Perſonen gegenüber das Rückgriffsrecht vorbehalten. 


Art. 4. Wenn nachgewieſen werden kann, daß der 
Getödtete oder Verletzte ſich durch eine verbrecheriſche oder 
unredliche Handlung oder mit wiſſentlicher Uebertretung 
polizeilicher Vorſchriften mit der Transportanſtalt in Be- 
rührung gebracht hat, ſo kann kein Schadenerſatz im Sinne 
der Art. 1 und 2 dieſes Geſetzes gefordert werden, ſelbſt 
wenn der Unfall auch ohne ſein Verſchulden eingetreten 
ſein ſollte. 


Art. 5. Im Falle der Tödtung iſt Erſatz der Koſten 
einer verſuchten Heilung und der Beerdigung, ſowie des 
Vermögensnachtheiles zu leiſten, welchen der Getödtete müb- 
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rend der Krankheit durch Erwerbsunfähigkeit oder Vermin⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit erlitten hat. 

War der Getödtete zur Zeit ſeines Todes verpflichtet, 
einem Andern Unterhalt zu gewähren, ſo kann dieſer inſoweit 
Erſatz fordern, als ihm in Folge des Todesfalles der 
Unterhalt entzogen worden iſt. 

Im Falle einer Körperverletzung iſt Erſatz der Hei— 
lungskoſten und des Vermögensnachtheils zu leiſten, wel— 
chen der Verletzte durch eine in Folge der Verletzung ein— 
getretene zeitweiſe oder dauernde Erwerbsunfähigkeit oder 
Verminderung der Erwerbsfähigkeit erleidet. 

Art. 6. Als Erſatz für den zukünftigen Unterhalt 
oder Erwerb iſt, je nach dem Ermeſſen des Gerichtes, ent⸗ 
weder eine Kapitalſumme oder eine jährliche Rente zuzu— 
ſprechen. 

Wenn im Moment der Urtheilsfällung die Folgen einer 
Körperverletzung noch nicht genügend klar vorliegen, ſo 
kann der Richter ausnahmsweiſe für den Fall des nachfol⸗ 
genden Todes oder einer Verſchlimmerung des Geſundheits⸗ 
zuſtandes des Verletzten eine ſpätere Rektifizirung des 
Urtheils vorbehalten. 

Art. 7. Bei nachgewieſener Argliſt oder grober Fahr⸗ 
läſſigkeit der Transportanſtalt kann dem Verletzten oder den 
Angehörigen des Getödteten, auch ganz abgeſehen vom Et- 
ſatze erweislicher Vermögensnachtheile, eine angemeſſene 
Geldſumme zugeſprochen werden. 


Art. 8. Sind bei Gelegenheit der Tödtung oder 
Körperverletzung eines Menſchen, für welche die Transport⸗ 
anſtalt nach den obigen Beſtimmungen verantwortlich iſt, 
und im Zuſammenhange mit dem betreffenden Unfalle 
Sachen, welche der Getödtete oder Verletzte unter ſeiner 
eigenen Obhut mit ſich führte, ganz oder theilweiſe be— 
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jhäbigt worden ober abbanden gefommen, jo ift aud ba- 
für Schadenerſatz zu leiften. 


Auberdem iſt für Abbandenfommen, Zerſtörung oder 
Bejbüädigung von Sachen, melde der Transportanftalt 
Weber als Frachtgut nad als Reïjegepäd anberiraut worden 
find, nur Schadenerſatz zu leiſten, wenn ein Verſchulden 
der Transportanſtalt nachgewieſen wir. 


Art. 9. In ben Hüllen des rt. 8 ift der Schaden⸗ 
berednung der wirkliche Werth der abhanden gefommenen, 
zerſtörten oder bejbüdigten Sade zu Grunde zu legen, 
ein weiteres Intereſſe dagegen nur bei nachgewieſener Arg⸗ 
fift ober grober Fahrläſſigkeit der Zransportanitalten zu 
erſetzen. 

Art. 10. Die in dieſem Geſetze gewährten Schaden⸗ 
erſatzanſprüche verjähren in zwei Jahren von dem Tage 
an, an welchem die Tödtung, Verletzung, Zerſtörung oder 
Beſchädigung, beziehungsweiſe das Abhandenkommen (Art. 8) 
ſtattgefunden hat. 

Dieſe Verjährung wird nicht allein durch Anſtellung 
der Klage, ſondern auch durch die ſchriftliche Anbringung 
der Reklamation bei der Direktion der betreffenden Anſtalt 
unterbrochen, in der Meinung, daß, ſo lange die Reklama⸗ 
tion unerledigt bleibt, überhaupt kein Ablauf der Ver: 
jährung ſtattfinden kann. 

Ergeht hierauf ein abſchlägiger Beſcheid, ſo beginnt 
vom Empfange desſelben eine neue zweijährige Verjährung 
der Klage, welche durch eine neue Reklamation gegen jenen 
Beſcheid nicht unterbrochen wird. 


Art. 11. Bei Streitigkeiten über die aus dieſem Ge—⸗ 
ſetze entſpringenden Schadenerſatzanſprüche bat das Gericht 
über die Höhe des Schadenerſatzes und die Wahrheit der 
thatſächlichen Behauptungen nach freier Würdigung des 
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geſammten Inhaltes der Verhandlungen zu entſcheiden, 
ohne an die Beweisgrundſätze der einſchlagenden Prozeß⸗ 
geſetze gebunden zu ſein. 

Art. 12. Reglemente, Publikationen oder ſpezielle 
Vereinbarungen, durch welche die Schadenerſatzverbindlich⸗ 
keit nach den Beſtimmungen Fe Gefetes zum voraus 
Wwegbedungen oder beſchränkt wird, baben feine redtlide 
Birtung. 

Art. 13. Alle bundesgeſetzlichen, fantonalgejebliden 
und reglementarifden Beflimmungen, ſowie Publifationen 
und Bereinbarungen, welche mit den Beftimmungen dieſes 
Geſetzes in Widerſpruch fteben, find aufgeboben. 

Art. 14 Der Punbdesrath toird beauftragt, auf 
Grundlage der Beftimmungen des Bunbesgelebes vom 
17. Brachmonat 1874, betreffend die Volksabſtimmung über 
Bundesgeſetze und Bundesbeſchlüſſe die Publikation dieſes 
Geſetzes zu veranſtalten und den Beginn der Wirkſamkeit 
desſelben feſtzuſetzen. 

Alſo beſchloſſen vom Ständerathe, 

Bern, den 29. Brachmonat 1875. 

Der Präſident: La 
oi PBrototollfübrer: 3. £ £utfher. 


Alſo beſchloſſen vom Nationalrathe, 
Bern, den 1. Heumonat 1875. 


Der Präſident: Stämpſſii. 
Der Protokollführer: Schieß. 
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Der ſchweizeriſche Bundesrath 
beſchließt: 
Aufnahme des vorſtehenden Bundesgeſetzes in das 


Bundesblatt. 
Bern, ben 6. Augſtmonat 1875. 


Der Vizepräſident: Eugène Sorel. 
Der Ranaler der Eidgenoſſenſchaft: Schieß. 


Geſetz 


vom 27. Wintermonat 1875, 


über die Zivilehe und das darauf bezügliche 
Verfahren. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


Im Hinblick auf das Bundesgeſetz vom 24. Cbrift- 
monat 1874; 

In Erwägung, daß durch Art. 62 des genannten Ge⸗ 
ſetzes alle mit demſelben in Widerſpruch ſtehenden fanto- 
nalen Geſetze und Verordnungen vom 1. Jänner 1876 an 
aufgehoben ſind; 

In Erwägung, daß nach Art. 49, 3. Satz des gleichen 
Geſetzes, diejenigen Kantone, welche keine geſetzlichen Be— 
ſtimmungen über die Eheſcheidung haben, gehalten ſind, 
ſolche zu erlaſſen; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 
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Erſter Fitel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


I. Kapitel. 


Von den zur Eingehung einer Ehe erforderlichen 
Eigenſchaften nud Bedingungen. 

Art. 1. Ju einer gültigen Ehe gehört die freie Ein— 
willigung der Brautleute. Zwang, Betrug oder Irrthum 
in der Perſon eines der Ehegatten ſchließt die Vorausſetz- 
ung der Einwilligung aus. (Bundesgeſetz Art. 26.) 

Art. 2. Um eine Ehe einzugehen, muß der Brüuti- 
gam das achtzehnte und die Braut das ſechszehnte Alters⸗ 
jahr zurückgelegt haben. 

Perſonen, welche das zwanzigſte Altersjahr noch nicht 
vollendet haben, bedürfen zu ihrer Verehelichung der Ein⸗ 
willigung des Inhabers der elterlichen Gewalt (des Vaters 
oder der Mutter). Sind dieſelben geſtorben oder ſind ſie 
nicht in der Lage, ihren Willen zu äußern, ſo iſt die Ein⸗ 
willigung des Vormundes erforderlich. 

Gegen Eheverweigerung des Vormundes ſteht den 
Betreffenden der Rekurs an das Bezirksgericht offen, welches 
nach eingeholtem Gutachten des Friedensgerichtes darüber 
entſcheidet. (Bundesgeſetz Art. 27.) 

Art. 3. Die Eingehung der Ehe iſt unterſagt: 

1. Perſonen, die ſchon verheirathet ſind; 

2. Wegen Verwandtſchaft und Schwägerſchaft: 

a. zwiſchen Blutsverwandten in allen Graden der 
auf⸗ und abſteigenden Linie, zwiſchen vollbirti- 
gen Geſchwiſtern und Halbgeſchwiſtern, zwiſchen 
Oheim und Nichte, zwiſchen Tante und Neffe, 
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gleidviel berube die Verwandtſchaft auf ebeli- 
er oder auberebelider Seuqung ; 

b. zwiſchen Schwiegereltern und Schwiegerkindern, 
Stiefeltern und Stiefkindern, Adoptiveltern und 
Adoptivkindern; 

3. Geiſteskranken und Blödſinnigen. 


Wittwen und geſchiedene Frauen, desgleichen Ehefrauen, 
deren Ehe nichtig erklärt worden iſt, dürfen vor Ablauf 
von dreihundert Tagen nach Auflöſung der früheren Ehe, 
keine neue eingehen. (Art. 28 des Bundesgeſetzes.) 


Art. 4 Der Ehegatte, durch deſſen Schuld die Schei— 
dung erfolgt iſt, darf kein neues Ehebündniß eingehen, bevor 
die Friſt verſtrichen iſt, welche nach Art. 48 des Bundes- 
geſetzes von dem die Scheidung ausſprechenden Gericht be— 
ſtimmt wurde. 


II. Kapitel. 


Bon ben Gerichtsſtande und der Zuſtändigkeit. 


Art, 5. Der Gerichtsſtand und die Suftändigleit in 
Eheſachen ridten ſich nach ben Regeln der gewöhnlichen 
Zivilprozeßordnung in allen Fällen, welche nidt burd eine 
Betimmung des gegentwürtigen Gejebes ausgenommen fin. 

Art. 6. Einſprachen gegen eine Ehe find bei dem 
Geridt des Wohnſitzes des Bräutigams anaubringen und 
falls biejer feinen Wohnſitz in der Schweiz bat, beim Ge- 
richt des Wohnſitzes der Braut. 

Art, 7. Klagen auf Schadenerſatz und andere Bivil- 
anſprüche, die in Solge einer Cinfprade gegen bie Ehe 
geftellt werden, find beim Geridt des Wohnſitzes des Be— 
flagten anaubringen. 
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Art. 8. Eheſcheidungsklagen und Klagen auf Ungül- 
tigteit einer Che find bei dem Bezirksgericht des Wohn⸗ 
fites des Ehemannes angubringen. Vorbehalten bleibt die 
MBeiteraiebung an das Bundesgericht nad Art. 29 des 
Bunbesgelebes über Organijation der Bundesrechtspflege 
vom 27. Juni 1874. 

Bei Abgang eines Wohnſitzes in der Schweiz kann bdie 
Rlage am Heimat⸗ (Birger-) Orte oder am lebten ſchwei— 
zeriſchen Wohnorte des Ehemannes angebradt werden. 
(Art. 43 des Bundesgeſetzes). 

Art. 9. In Bezug auf Ehen zwiſchen Ausländern darf 
eine Scheidungs⸗ oder Nichtigkeitsklage von den Gerichten 
nur dann angenommen werden, wenn nachgewieſen wird, 
daß der Staat, dem die Eheleute angehören, das zu er- 
laſſende Urtheil anerkennt. (Art. 56 des Bundesgeſetzes.) 

Art. 10. Die Bezirksgerichte entſcheiden alle Fragen 
betreffend Ginipraden gegen ben, Nichtigkeit ber Ehe, 
Scheidung von Tijd und Bett und Eheſcheidung unter 

Borbebalt der Appellation an das Rantonsgeridt. 
| Art. 11. Das Rlageredt auf Anwendung von Strafen 
für Bergeben oder Uebertretungen der Ehegeſetze ſteht dem 
gewoöhnlichen Strafridter au. 


III. Kapitel. 
Bon der Cinleitung des Prozeßverfahrens und bem 
Urtheil. 


Art. 12. Die Vorſchriften der gewöhnlichen Zivilpro⸗ 
zeßordnung ſind für die auf die Ehe bezüglichen Gtreitig- 
keiten in allen Fällen anwendbar, für welche das gegen⸗ 
wärtige Geſetz keine beſondern Beſtimmungen aufſtellt. 

Art. 13. Die zum Verſöhnungsverſuch vorgeladenen 
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BParteien find gebalten, periünlid und obne Beiſtand des 
Vertheidigers zu erſcheinen, wenn fie nicht durch Krankheit 
oder andere wichtige Urſachen, über welche fie ſich auszu— 
weiſen haben, verhindert ſind. In dieſem Hal läßt ſich 
die verhinderte Partei durch einen Verwandten oder in 
Ermanglung deſſen durch einen Bevollmächtigten vertreten. 

Die Ehegatten können ſich durch einen Verwandten be- 
gleiten laſſen. 

Iſt die Staatsanwaltſchaft aligerim, jo tft kein Aus⸗ 
ſöhnungsverſuch nöthig. 

Art. 14. Das Gericht verordnet auf Berlangen der 
Parteien oder einer derſelben Verhandlungen bei geſchloſſe⸗ 
nen Thüren. Es kann dies auch von Amtswegen anordnen. 


Art. 15. Mit Vorbehalt der Fälle, in denen die Klage 
nur beſtimmten Perſonen zuſteht, bat die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bas Recht, bei Einſprachen gegen Ehen, bei Nichtig- 
keits- und Scheidungsklagen, in jedem Stadium des Pro- 
zeſſes, als Klägerin oder zur Vertheidigung zu interveniren 
und zwar als Hauptpartei oder in Streitgenoſſenſchaft. 

Bei Klagen auf Scheidung kann fie jedoch nur inter⸗ 
veniren, wenn die Angelegenheit dem Gericht auf Anſuchen 
der einen oder andern Partei zugeleitet wird. 


Art. 16. Zu dieſem Zweck iſt derſelben jedes Begeh⸗ 
ren um Vorladung vor Gericht durch Uebermittlung eines 
Doppels mitzutheilen, das ihr von Amtswegen durch den 
Richter zugeſtellt wird, der die Vorladung geſtattet. 

Art. 17. Bei Rechtsſtreitigkeiten betreffend Einſprachen 
gegen Ehen, Nichtigkeit der Ehe und Scheidung, müſſen die 
Parteien perſönlich vor Gericht erſcheinen. 

Das Gericht kann jedoch derjenigen Partei, welche durch 
wichtige Grunde, über die fie ſich auszuweiſen bat, gebin- 
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dert ift, das perſoͤnliche Erſcheinen bei einer ober mebreren 
Audienzen erlafien. 
Art. 18. Das Urtheil enthält befonbers : 
a. die bon ben Parteien aufgeftellten Schlüſſe; 
b. Die wichtigſten Thatſachen, auf welche fi die Par- 
teien berufen ; 
c. die vom Geridt als bewiejen angenommenen That- 
ſachen; 
d. die Rechtserwägungen; 
e. den Urtheilsſpruch über die Hauptſache und die 
Koſten. 
Wenn die Koſten zu Laſten des Staates fallen, wird 
dem Staatsanwalt nur die Reiſeentſchädigung entrichtet. 
Art. 19. Die Urtheile, welche Scheidung oder Nich— 
tigkeit einer Ehe ausſprechen, müſſen, ſobald fie definitiv 
geworden ſind, vom Bezirksgerichtsſchreiber den Zivilſtands— 
beamten des Wohn⸗ und Heimathsortes der beiden Gatten 
mitgetheilt und im Regiſter am Rande des Eheaktes an: 
gemerkt werden. 


Zweiter Fitel. 


Befondere Beſtimmungen über die verſchiedenen 
Alte in Eheſachen. 


J. Kapitel. 
Vom Eheverſprechen. 


Art. 20. Das Eheverſprechen iſt nur dann rechtsgül⸗ 
tig, wenn es zwiſchen zwei Perſonen ſtattgefunden, welche 
die zur Eingehung einer Ehe noͤthigen Eigenſchaften befitzen, 
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und Die dazu erforberlide Suftimmung erbalten haben, 
und wenn daſſelbe durch einen Akt erwieſen if, der ent: 
Weber bot einem Notar oder dem Zivilſtandsbeamten des 
MBobnortes eines der Brautleute oder unter dem Privats 
fiegel der Brautleute abgeldioffen und von einem Notar 
beglaubigt wurde. 

Art. 21. Der Zivilſtandsbeamte des Wohnortes des 
Brüutigams oder der Braut, wenn Ddiejer erftere einen 
Wohnſitz in der Schweiz bat, muß ſofort der Staatsan- 
waltſchaft ein Doppel der Verkündung des Eheverſprechens 
übermitteln. 

Art. 22. Wenn die Trauung nicht innert ſechs Mo— 
naten nach der Verkündung des Eheverſprechens oder dem 
Urtheil, welches die Einſprachen als unbegründet erklärt, 
vorgenommen wird, ſo bürt die Gültigkeit des Eheverſpre⸗ 
chens auf. 

Nicht verkündete Eheverſprechen bleiben den Beſtim⸗ 
mungen des Zivilgeſetzbuches unterworfen. 

Art. 23. Das Eheverſprechen löst ſich in eine Klage 
auf Schadenerſatz gegen diejenige Perſon auf, welche ſich 
nach vorheriger Aufforderung weigert, die Trauung vor⸗ 
nehmen zu laſſen. 

Art. 24. Bei der Zuerkennung und Feſtſetzung der 
Entſchädigung berückſichtigt der Richter die Wichtigkeit der 
bon der Partei sur Begründung ihrer Weigerung aufge- 
führten Gründe, ſowie den Nachtheil, den dieſe Weigerung 
der andern Partei bringt. 

Wenn das Eheverſprechen unter Bedingung einer 
Strafe gemacht wurde, ſo kann dieſelbe vom Richter ab— 
geändert oder herabgeſetzt werden. 


Art. 25. Das Cbeveripreden fann aus allen Griin- 
den fix nidtig erklärt werden, welche die Verträge auflöſen, 
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beſonders aber au8 jenen Griinden, melde bie Che ungül- 
tig maden, oder die Scheidung bebingen, unbeſchadet der 
Klage auf Schadenerſatz gegen bie Partei, burd beren 
Schuld die Nichtigkeit auSgejproden wurde. 


II. Kapitel. 


Von der Einſprache gegen die Ehe. 


Art. 26. Das Recht der Einſprache gegen den Ehe⸗ 
abſchluß ftebt der Perſon au, melde mit einer ber fontra- 
hirenden Parteien durch die Ehe verbunbden ift. 

Art. 27. Der Inhaber der elterliden Gewalt (Bater 
oder Mutter) fann gegen die Ehe einer Finder Einſprache 
erbeben, wenn Dbiejelben bas zwanzigſte Altersjahr noch 
nicht vollendet haben. 

Sind dieſelben geſtorben, oder ſind ſie nicht in der 
Lage, ihren Willen zu äußern, ſo kann mit Bewilligung 
des Friegensgerichtes vom Vormund Einſprache gemacht 
werden. 

Art. 28. Mit Bewilligung des Friedensgerichtes kann 
der Vormund wegen Geiſteskrankheit oder Blödſinn des 
einen oder andern der Brautleute Einſprache erheben. 

Art. 29. Iſt das einte oder andere der Brautleute 
geiſteskrank oder blödſinnig, ſo hat auch die Heimatgemeinde 
das Recht, Einſprache gegen die Trauung zu erheben. 

Das Urtheil, welches die Einſprache als begründet 
erklärt, zieht die Interdiktion des Geiſteskranken oder Blöd⸗ 
ſinnigen nach ſich, wenn dieſelbe nicht ſchon früher aus— 
geſprochen wurde. 

Das Gericht wird darüber das D Li des Frie⸗ 
densgerichtes einbolen. 





— 4183 — 


Art. 30. Die Cinfprade muß angeben, in welcher 
Eigenſchaft der Opponent dazu beredtigt ift und muß fiÿ 
auf einen ber in Art, 1, 2, 3, und 4 des gegenwärtigen 
Geſetzes vorgeſehenen Gründe flüben. | 

Art. 31. Einſprachen gegen den Eheabſchluß find 
binnen 3ebn Tagen nach ftattgebabter Veröffentlichung der 
Verkündung bei einem der Zivilſtandsbeamten, welche die 
letztern beſorgt haben, anzumelden. Dem Zivilſtandsbeam⸗ 
ten des Wohnorts des Bräutigams iſt innerhalb zweimal 
24 Stunden nach Ablauf dieſer Friſt von Seite der an- 
dern zur Verkündung verpflichteten Zivilſtandsbeamten An- 
zeige zu machen, ob eine Einſprache erhoben ſei oder nicht. 
(Bundesgeſetz, Art. 34.) 

Art. 32. Der Zivilſtandsbeamte des Wohnſitzes des 
Brüutigams theilt dem Brüutigam die Einſprache durch 
den Weibel mit und macht ibm gleichzeitig auf die im fol- 
genden Artikel vorgeſehene Erklärung aufmerfiam, indem er 
ausdrücklich daran erinnert, daß ſein Stillſchweigen als 
Anerkennung der Begründung der Einſprache angeſehen 
würde. | | 

Der Weibel wird die Mittbeilung dieſer Erinnerung 
in feinem Verrichtungszeugniß erwähnen. 

Art. 33. Der Bräutigam bat innert zehn Tagen 
nad dieſer Mittheilung au erklären, ob er die Einſprache 
als begriünbet anerkennt oder ob er biefelbe beftreitet. 

Stillſchweigen wird als Anerkennung der Begründung 
der Einſprache betrachtet. 

Art. 34. Der Zivilſtandsbeamte nimmt dieſe Erklä— 
rung zu Protokoll und theilt ſie dem Opponenten innert 
zehn Tagen durch. den Weibel mit. 

Art. 35. Innert zehn Tagen nach dieſer Mittheilung 
hat der Opponent die Klage einzuleiten, mittelſt einer Vor⸗ 
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labung zum Ausſöhnungsverſuch vor den Bezirksgerichts⸗ 
prüfibenten des Wohnſitzes des Brüutigams oder wenn 
dieſer lebtere feinen Wohnſitz in der Schweiz bat, vor den 
Prüfibenten des Wohnſitzes der Braut, welche Vorladung 
ben Brautleuten amtlich mitgetheilt werden und auf kurze 
Friſt lauten muß. 


Wohnt der Opponent außerhalb des Kantons, ſo hat 
er im Amtskreis des Bezirksgerichtes, in welchem der Brüu- 
tigam oder gegebenen Falls die Braut den Wohnſiz bat, 
ein Domizil zu wählen. 

Wird die Klage nicht innert dieſer Friſt eingeleitet, 
jo fällt die Einſprache dahin, und der Präfident ſtellt ben 
Brautleuten eine Beſcheinigung darüber aus. 

Art. 36. Sollte der Opponent nicht erſcheinen, ſo 
fällt die Einſprache dahin und wenn nicht Wiederaufnahme 
verlangt wird, jo hebt der Präſident die Einſprache auf. 

Die Wiederaufnahme iſt geſtattet, wenn der Oppo- 
nent die unnütz aufgelaufenen Koſten übernimmt und ſich 
eine neue Vorladung zur Vermittlung verſchafft, welche 
innert ſechs Tagen, von demjenigen an, wo der Bräutigam 
ihm mit der Unterſchrift des Präſidenten angezeigt hat, 
daß er die Ausſtellung einer Beſcheinigung über Aufhebung 
der Einſprache verlange, übermittelt werden muß. 

Art. 37. Wenn beide Parteien nicht erſcheinen, ſo 
können die Brautleute in eine Buße von Fr. 10 bis 50 
verfällt werden und wenn der Opponent die Wiederauf⸗ 
nahme nicht verlangt, hebt der Prſiädent die Einſprache auf. 

Dem Begehren um Wiederaufnahme wird entſprochen, 
wenn dasſelbe nach den gleichen Regeln geſtellt wird, mie 
ſie im Art. 36 für den Fall, daß der Opponent allein 
nicht erſchienen ſei, vorgeſchrieben ſind. 

Art. 38. Im einen wie im andern Fall darf einem 
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neuen Geſuche um Wiederaufnahme der Klage nicht ent- 
ſprochen werden. 

Art. 39. Wenn der Opponent erſcheint, die Braut- 
leute aber nidt, jo haben dieſelben die unnütz aufgelaufenen 
Soften zu bezablen und fünnen in eine Buße von Gt. 10 
bis 50 verfällt werden. Dem Opponenten wird ein Wei— 
terziehungsſchein ausgeſtellt. 

Art. 40. Minderjährige Brautleute können, ohne Gr- 
mächtigung, den Prozeß über Einſprachen gegen die Ehe 
führen. Jedes der Brautleute kann für ſich allein den 
Prozeß über Einſprachen betreiben. 

Art. 41. Innert 10 Tagen nach dem mißlungenen 
Ausſöhnungsverſuche muß der Opponent die Brautleute 
vor das zuſtändige Gericht zitiren; geſchieht es nicht, ſo 
iſt die Einſprache verfallen, worüber den Brautleuten vom 
Präſidenten eine Erklärung auszuſtellen iſt, welche als 
Aufhebung der Einſprache gilt. 

Die Vorladung muß alle Gründe der Einſprache ent— 
halten und muß dem Betreffenden wenigſtens 6 Tage vor 
dem zur Audienz beſtimmten Tage zugeſtellt werden. 

Sie darf vom Präſidenten nur geſtattet werden auf 
Vorlage eines Weiterziehungsſcheines und einer Erklärung 
des Gerichtsſchreibers, daß die in der Vorladung als ein⸗ 
gelegt angegebenen Aktenſtücke wirklich hinterlegt ſeien. 

Der Beklagte gibt ſeine Antwort wenigſtens 2 Tage 
vor dem beſtimmten Erſcheinungstage ein, nachdem er eben⸗ 
falls bei dem Gerichtsſchreiber die eingelegten Aktenſtücke 
hinterlegt hat. 

Wird die Zuſtellung der Antwort oder die Hinterlage 
der Aktenſtücke unterlaſſen, ſo bildet das keinen Grund zur 
Verſchiebung der Audienz. 

Wenn die Angelegenheit bei dem erſten Erſcheinen 
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vor Geridt nicht entidieben werden fann und biefelbe auf 
eine andere Sibung verj@oben wird, jo fann eine neue 
Bertagung nur von Amtswegen ober auf Berlangen des 
betlagten Theiles gewährt werden. 

Art. 42. Die Begebren, nidt einautreten (fins de 
non-recevoir), werden vor allen Berbanblungen über die 
Qauptfrage vorgelegt und entibieden. 

Jede Einſprache, welche {id nidt auf einen der in 
Art. 1, 2, 3 und 4 des gegenwärtigen Gejebes vorgeſehe⸗ 
nen Gründe ftübt, mub von Amtswegen vom Geridt ab- 
gelebnt und darf in feiner Weiſe in Beridfibtigung ge 
gogen werden. 

Art. 43. Wenn das Urtbeil, welches die Einſprache 
verwirft, in Abweſenheit des Opponenten gefällt wurde, 
ſo wird die Wiederaufnahme der Klage nur dann geſtattet, 
wenn derſelbe ſich mit einer neuen Vorladung verſehen 
hat, welche innert ſechs Tagen nach Mittheilung des in 
ſeiner Abweſenheit gefällten Urtheils dem Betreffenden zu⸗ 
geſtellt wird. 

Jedes anderweitige Geſuch um Wiederaufnahme der 
Klage muß zurückgewieſen werden. 

Art. 44. Wenn der Opponent Appel einlegt, ſo hat 
er ſich innert zehn Tagen eine Vorladung auf kurze Friſt 
zu verſchaffen. 

Art. 45. Mit Ausnahme der Uribeile über Begehren 
auf Nichteintreten (fins de non-recevoir), wird erſt Appel 
eingelegt, nachdem in erſter Inſtanz über die Hauptfrage 
abgeiproden iſt, unbejabet den Beltimmungen des Art. 5 
der Zivilprozeßordnung. 

Art. 46. Das Rantonsgeridt fann von Amtswegen 
oder auf Verlangen anotdnen, daß die Prozeßakten, meld e 
ihm mangelbaît oder ungenigend ſcheinen {pllten, bor dem: 
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felben nodmals erſtellt oder vervollſtändigt werden, immer⸗ 
hin nöthigen Falls bei dem ſchon geleiſteten Eide. 

Ebenſo kann daſſelbe jeden Beweis oder jeden andern 
Akt der Einleitung anordnen, welche nicht ſchon angeordnet 
oder welche von den Richtern erſter Inſtanz abgelehnt 
worden wären. 

Je nach der Schwere des Falles kann daſſelbe von 
Amtswegen oder auf Verlangen die gänzliche oder theil- 
weiſe Reform der unregelmäßigen Akten oder Urtheile ver⸗ 
fügen. 


Art. 47. Wenn die Angelegenheit nach einem zweiten 
Erſcheinen vor Gericht nicht ſpruchreif iſt, kann eine neue 
Vertagung nur von Amtswegen oder auf Begehren des 
beklagten Theiles ſtattſinden. 

Die Beſtimmungen des Art. 43 find auf die vom 
Mppellationsgeridt wegen Nichterſcheinen gefällten Rontu- 
mazurtheile anwendbar. 


Art. 48. Der Zivilſtandsbeamte hat die Einſprachen 
gegen die Ehe, die Streitabſtände, die Aufhebung der Ein— 
ſprachen und die Schlußſätze der über Einſprachen gefällten 
und endgültig gewordenen Urtheile durch Einſchreibung im 
Verkündregiſter zu erwähnen. | 

Bevor bieje Akten ibm zugeſtellt worden find, darf er, 
bei Strafe des Schadenerſatzes und unbeſchadet der Ver— 
uttheilung in die verfallene Buße, meber eine Trauung 
vornehmen, nod ein Trauungsſchein ausſtellen. 


27 
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III. Kapitel. 


Son der Klage anf Nichtigkeit der Ehe. 
Erſter Abſchnitt. 


Von den Gründen der Nichtigkeitserklär— 
ung und den zur Nichtigskeitsklage 
Berechtigten. 


Art. 49. Eine Ehe, welche ohne die freie Einwilli⸗ 
gung beider oder eines der Ehegatten durch Zwang, Betrug 
oder durch einen Irrthum in der Perſon zu Stande gekom⸗ 
men iſt, kann auf Klage des verlebten Theiles ungültig 
erklärt werden. 

Die Nichtigkeitsklage iſt jedoch nicht mehr annehmbar, 
wenn ſeit bem Zeitpunkt, in welchem der betreffende Ehe⸗ 
gatte ſeine völlige Freiheit erlangt oder den Irrthum erkannt 
bat, mehr als drei Monate verſtrichen find. (Bundesgeſetz 
Art. 50.) 

Art. 50. Auf Nichtigkeit der Ehe iſt von der Staats⸗ 
anwaltſchaft su klagen, wenn fie entgegen ben Beftimmun- 
gen des Art. 3, Ziff. 1, 2 und 3 des gegenwärtigen Geſetzes 
abgeſchloſſen worden iſt. (Bundesgeſetz Art. 51.) 

Art. 51. Eine Ehe, die zwiſchen Brautleuten abge- 
ſchloſſen worden iſt, welche beide, oder von denen der eine 
Theil das im Art. 2 vorgeſchriebene Mündigkeitsalter noch 
nicht erreicht hatten, kann auf Klage des Vaters oder der 
Mutter oder des vom Friedensgericht ermächtigten Vormundes 
nichtig erklärt werden. 

Die Nichtigkeitsklage iſt indeſſen nicht mehr annehmbar: 

a. wenn die Ehegatten das geſetzliche Alter erreicht 

haben; 

b. wenn die Frau ſchwanger geworden iſt; 
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c. wenn ber Vater oder die Mutter oder der Vor- 
mund ire Einwilligung für bie Heirath gegeben 
hatten. (Bundesgeſetz Art. 52.) 


Art. 52. Auf Nichtigkeit einer Ehe, welche ohne Ein— 
willigung der Eltern oder Vormünder (Art. 2, Alinea 2) 
und ohne vorangegangene gehörige Verkündung eingegangen 
worden iſt, kann nur von denjenigen, deren Einwilligung 
erforderlich geweſen wäre, und nur bis zu dem Zeitpunkte 
geklagt werden, in welchem die Eheleute das geſetzliche Alter 
erreicht haben. (Bundesgeſetz Art. 53.) 

Art. 53. Eine im Ausland unter der dort geltenden 
Geſetzgebung abgeſchloſſene Ehe wird nur dann als ungül— 
tig erklärt, wenn die dagegen erhobene Nichtigkeitsklage ſo— 
wohl nach der Geſetzgebung, unter welcher die Ehe abge— 
ſchloſſen wurde, als nach dem gegenwärtigen Geſetz begründet 
ft. Gundesgeſetz Art. 54.) | | 

Art. 54 Wenn eine Ehe im Widerſpruch mit den 
Beftimmungen bdes Art. 3, Nr. 1 und 2, abgeſchloſſen tit, 
fo fann berjenige der Cbegatten, der fit im quten Glauben 
befand, oder alle dabei Betbeiligten, die Slage auf Ungül- 
tigleit der Ehe ftellen. 


Art. 55. In allen Hüllen, in welchen die Klage auf 
Nichtigkeit der Ehe allen dabei Betbeiligten zuſteht, kann 
ſie von den Seitenverwandten oder von den Kindern einer 
andern Ehe bei Lebzeiten der beiden Ehegatten geſtellt wer- 
den, jedoch nur, wenn ſie ein beſtimmtes und wirkliches 
Intereſſe haben. 

Art. 56. Der Ehegatte, zu deſſen Nachtheil eine zweite 
Ehe eingegangen wurde, kann deren Nichtigkeitserklärung 
verlangen bei Lebzeiten des Ehegatten, der mit ibm ver—⸗ 
bunden war. 

Art. 57. Wenn die neuen Ehegatten die Nichtig⸗ 
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feit ber erften Che einmenbden, mub auerit über die Gültig- 
feit oder Ungültigkeit dieſer Ehe entidienen werden. 


Art. 58. Jede Che, welche nidt vor dem Zivilſtands⸗ 
beamten in Gegentwart von Seugen abgeſchloſſen worben, 
fann von ben Gbegatten jelbft, von ben Verwandten in 
aufſteigender Linie und von allen Betbeiligten, die ein be- 
ſtimmtes und wirkliches Intereſſe baben, angegriffen werden. 


Art. 59. Ohne Vorweiſung einer auf dem Zivilſtands⸗ 
regifter eingetragenen Trauungsurkunde fann Niemand den 
Titel Ehegatten und die zivilrechtlichen Wirkungen der Ehe 
beanſpruchen, ausgenommen die in Art. 23 des Zivilgeſetz⸗ 
buches vorgeſehenen Fälle. 


Art. 60. Das öffentliche Zuſammenleben zweier Per⸗ 
ſonen als Mann und Frau kann die angeblichen Ehegatten, 
die ſich darauf berufen, nicht von Vorweiſung einer Be- 
ſcheinigung der vor dem Zivilſtandsbeamten ſtattgefundenen 
Trauung befreien. 


Art. 61. Wenn zwei Perſonen öffentlich als Mann 
und Frau zuſammenleben und der At der vor dem Zivil⸗ 
ſtandsbeamten ftattgefunbenen Trauung vorgewieſen wird, 
ſo werden die Ehegatten gegenſeitig nicht zur Klage auf 
Nichtigkeit des Trauungsaktes zugelaſſen. 


Art. 62. Wenn nichts deſtoweniger in den in Art. 59 
und 60 angegebenen Fällen Kinder von zwei Perſonen 
vorhanden find, die öffentlich als Mann und Grau mit- 
einander gelebt haben, und wenn beide geſtorben ſind, ſo 
kann die eheliche Geburt der Kinder unter dem alleinigen 
Vorwand, es liege der Trauungsſchein nicht vor, nicht be- 
ſtritten werden, in allen Fällen, wenn dieſe eheliche Geburt 
durch das eheliche Beiſammenleben bewieſen und durch den 
Geburtsſchein beſtätigt iſt. 





— 491 — 
Zweiter Abiduitt. 


Bon den bejondern Sormen der NRidtig- 
feitstiagen. 


$ 1. 


Bon den vorforglihen Maßregeln bei Alagen auf 
Hngültigkeit der Ehe. 


Art. 63. Die Frau, ob fie Klägerin oder Beflagte 
betreffend Nichtigkeitserklärung der Ehe ſei, kann in jedem 
Stadium des Brogelles, zur Wahrung ibrer Rechte, bie 
Berliegelung ihrer bemegliden Güter und jede zur Side- 
rung ber Rüdnabme ihres Vermögens geeignete Mabregel 
verlangen. 

Dabei wird in Gemäßheit des Art. 708 und der fol- 
genden ber Sivilprogeporbnung borgegangen. 

Die Entlegelung fann nur dann ftattfinden, wenn 
ein Inventar mit Schätzung aufgenommen wird und mit 
der. Berpilidtung für ben Ehemann, die inbentarifirten 
Gegenſtände vorzuweiſen oder für ihren Werth zu haften; 
in Ermanglung deſſen hat er Bürgſchaft zu leiſten, wenn 
nicht ſchon ſeiner Zeit genügende él dafür geboten 
wurde. 

Uebrigens bebätt der Ehemann wihrend der Dauer des 
Prozeſſes ſeine Rechte in Bezug auf Verwaltung und Ertrag 
des ganzen Weibergutes. 

Das Begehren vorſorglicher Maßregeln wird an den 
Gerichtspräfidenten gerichtet. 

Art. 64. Die Kinder bleiben einſtweilen dem Mann 
anvertraut, ob er Kläger oder Beklagter ſei, wenn nicht 
das Gericht, auf das Gutachten, welches das Friedensgericht 
von ſich aus oder auf Verlangen der Mutter oder der 
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Familie, demſelben vorlegt, ju mehrerem Vortheil der Rin- 
der andere Anordnungen trifft. 

Art. 65. Die Frau, ob fie Klägerin oder Beklagte ſei, 
kann verlangen, von ihrem Manne getrennt zu leben, auch 
kann ſie einen dem Vermögen dieſes letztern entſprechenden 
Alimentargehalt begehren. 


Der Präſident beſtimmt den Betrag dieſes Koſtgeldes, 
die Zahlungsart und nöthigenfalls die Bürgſchaft, die der 
Ehemann zu deſſen Sicherſtellung zu leiſten hat. 

Art. 66. Ueber die vom Präſidenten angeordneten 
Maßregeln kann Rekurs an das zuſtändige Gericht ergriffen 
werden. 

Auf Verlangen der betheiligten Partei können dieſe 
Maßregeln abgeändert werden, ſo oft es die Umſtände 
erheiſchen. 


82. 


Von der Einleitung des Prozeſſes über das Segebren 
der Nichtigkeit einer Ehe. 


Art. 67. Die Nichtigkeitsklage muß beſonders die voll- 
ſtändige und ausführliche, nach Ordnungsnummerm eingetheilte 
Auseinanderſetzung der Hauptthatſachen und eine Aufzäh— 
lung der eingelegten oder als eingelegt angeführten Akten⸗ 
ſtücke enthalten. 


Sie wird bei der Kanzlei des zuſtändigen Gerichtes 
mit den andern eingelegten Aktenſtücken deponirt. 

Der Gerichtsſchreiber ſtellt dem Deponenten einen Em- 
pfangſchein darüber aus. 

Auf Vorweiſung dieſes Empfangsſcheines geſtattet der 
Präſident die Vorladung vor Gericht und beſtimmt auf 
Verlangen des Klägers die Friſt, innert welcher der Be- 
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klagte bei der Gerichtskanzlei die Aktenſtücke binterlegen 
muß, die er benützen will. 

Art. 68. Die auf der Gerichtsſchreiberei hinterlegten 
Akten dürfen nur der Gegenpartei oder ihrem Bevollmäch— 
tigten mitgetheilt werden. Sie dürfen ihr nur mit Geneh— 
migung des Präſidenten anvertraut werden. 

Die Parteien können dieſelben nur mittelſt der glei— 
chen Genehmigung zurückziehen. | 

Art. 69. Nach Erledigung der Vorfragen und der 
Derjdiebungseinteden beſtimmt der Präſident auf Berlan- 
gen oder bon Amtswegen bem Beflagten eine Friſt sur 
Mittheilung einer gejbriebenen Antwort, welche mit den 
zur Begründung dienenden Aktenſtücken bei ber Geribts- 
ſchreiberei hinterlegt werden muß, wenn dies nicht ſchon 
geſchehen iſt. 

Art. 70. In ſeiner Antwort hat ſich der Beklagte klar 
und genau über jede beſondere That ache der Klage ausau- 
drücken. 

Betreffen dieſe Thatſachen ſeine Perſon, ſo hat er durch 
Geſtändniß oder eine Verneinung zu antworten. 

Betreffen ſie ihn nicht perſönlich, ſo kann er ſagen, daß 
fie ihm unbekannt ſind. 

Dieſe Unkenntniß kommt einer Verneinung gleich. 

Immerhin kann der Beklagte, wenn er die Wahrheit 
einer Thatſache zugibt, dieſes Geſtändniß mit Umſtänden 
begleiten, welche die vom Kläger daraus gezogenen Schlüſſe 
aufzuheben oder abzuändern ſtreben. 

Dieſe Erklärung iſt untheilbar. (Art. 2182 und fol- 
gende des Zivilgeſetzbuches.) 

Art. 71. Die Antwort muß, nebſt den Schlußfolge— 
rungen des Beklagten, auch die JS enthalten, auf 
welche er fie id will, 


— A2 — 


Art. 72. Wenn ein Zeugenverhoͤr ftattfindet, fünnen 
die Parteien ihre Verwandten, mit Ausnahme der Rad- 
kommen, abhören laſſen. (Art. 2216 des Fivilgeſetzbuches.) 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Wirkungen des Urtheils, durch 
welches die Nichtigkeit der Ehe aus— 
geſprochen wird. 


Art. 73. Iſt die Ehe ungültig erklärt worden, jo fin- 
det Gütertrennung ſtatt und die Frau nimmt, nach den 
Beſtimmungen des Art. 96 und der folgenden des Zivil⸗ 
geſetzbuches, das in die Ehe gebrachte Vermögen wieder 
zurück. 

Entſtehen in dieſer Hinſicht Streitigkeiten zwiſchen den 
Parteien, ſo werden dieſelben, auf Begehren der beiden 
Ehegatten oder eines derſelben oder ihrer Bevollmächtigten, 
vor dasjenige Gericht gebracht, welches die Nichtigkeit aus- 
geſprochen hat. 

Art. 74. Das gleiche Gericht verordnet, auf das 
Gutachten des Friedensgerichtes hin, mem die Kinder an- 
vertraut werden ſollen; es ſpricht auch ab über die Koſten 
ihres Unterhaltes und ihrer Erziehung. 

Art. 75. Die geſetzlichen oder vertragsmäßigen Rechte 
von betheiligten Drittleuten werden, im Fall von Streitig⸗ 
keiten, von bem gleichen Gericht geregelt, wenn die Ehe⸗ 
gatten oder einer derſelben Beklagte ſind. 

Art. 76. Wird eine Ehe nichtig erklärt, bei der ſich 
beide Ehegatten in gutem Glauben befanden, ſo begründet 
dieſelbe ſowohl für die Ehegatten, als für die aus der Ehe 
hervorgegangenen oder durch dieſelben legitimirten Kinder 
die bürgerlichen Folgen einer gültigen Ehe. 
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Befand fid nur einer der Ehegatten in gutem Glauben, 
jo bat bie Ehe nur für dieſen unb fir die Kinder die bür— 
getliden Solgen einer gültigen Che. (Bundesgeſetz Art. 55.) 


IV. Kapitel. 


Von der Scheidung von Tiſch und Bett und 
der Eheſcheidung. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den Urſachen der Scheidung von Tijd 
und Bett und der Eheſcheidung. 


Art. 77. Wenn beide Ehegatten die Scheidung ver⸗ 
langen, ſo wird das Gericht dieſelbe ausſprechen, ſofern ſich 
aus ben Berlültnifien ergibt, daß ein ferneres Zuſammen⸗ 
leben der Ehegatten mit dem Weſen der Ehe unverträglich 
if. (Buubeigejet Art. 45.) 

Art. 74 Auf Begebren eines der Chegatten muß 
die @be getknnt werden : 


a. wegçgen Ehebruchs, ſofern nidt mebr als ſechs Mo— 

nak verfloſſen finb, ſeitdem der beleidigte Theil 

bajon Kenniniß erhielt; 

wgen Nachſtellung nach dem Leben, ſchwerer Miß—⸗ 

hendlungen oder tiefer Ehrenkränkungen; 

c. wegen Verurtheilung zu einer entehrenden Strafe; 

gen böswilliger Verlaſſung, wenn dieſe ſchon 

ei Jahre angedauert hat und eine richterliche 

ufforderung zur Rückkehr binnen ſechs Monaten 

folglos geblieben iſt; 

e. begen Geiſteskrankheit, wenn dieſe bereits drei 
ahre angedauert hat und als unheilbar erklärt 
ird. (Bundesgeſetz Art. 46.) 


* 
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Art. 79. Wenn einer der genannten Sdeidbungs- 
gründe vorliegt, aber gleichwohl bas ebelide Verhältniß als 
tief zerrüttet erieint, fo fann bas Geridt auf gänzliche 
Scheidung oder auf Scheidung von Tiſch und Bett ertennen. 

Die lebtere darf nidt auf länger als zwei Jahre aus- 
gefproden werden. Findet während bieles Zeitraumes eine 
Wiedervereinigung nicht ſtatt, ſo kann die Klage auf gänz— 
liche Cheſcheidung erneuert werden und es erkennt alsdann 
das Gericht nach freiem Ermeſſen. (Bundesgeſetz Art. 47.) 

Art. 80. Um die Scheidung von Tiſch und Bett oder 
die Eheſcheidung aus Gründen auszuſprechen, die vom Ge- 
ſetz nicht näher beſtimmt ſind, beurtheilt der Richter die 
Schwere und Wichtigkeit nach Alter, Stand und den andern 
Umſtänden, in welchen ſich die Ehegatten befinden und 
berückſichtigt immer den Zweck und die Wichigkeit der Che, 
die Intereſſen der Kinder und die guten SH 


Zweiter Abignitt. 


Bonbden befondern Sormen der Klage 
auf Scheidung. 


8 L. 
+ Von der Ausfübnung. 


Art. 81. Jede Klage auf Sdeidung bat die That— 
faden eingeln aufzuzählen, auf melde fie fid ftübt und 
muß bem Prüfibenten des suftändigen Geridtes bon dem 
flagenden Ehegatten in zwei Doppeln perjünlid übergeben 
werden, infofern berjelbe nidt burd Krankheit gebindert 
ift, in welem Fall der Beamte, auf ſein Begéren und 
auf bas Zeugniß zweier batentirter Merate bin, fd.in bie 
Wohnung des Hagenden Theiles, wenn bderjelbe m Kan— 
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ton wobnbaît ift, verfügen wird, um die Rlagen entgegen 
au nehmen. 

Wenn der Kläger, welcher gebindert if, die Plage zu 
übergeben, nicht im Kanton wohnhaft iſt, findet dieſe Ueber- 
gabe durch einen beſondern Bevollmächtigten ſtatt. 

Die Frau bat für den Scheidungsprozeß, ob fie Klä— 
gerin oder Beflagte jei, feinerlei Grmüdtigung nütbig. 


Art. 82. Nachdem bder Präſident ben Kläger ange- 
bôtt und ibm die gutfindenden Bemerkungen gemadt bat, 
verfiebt er die Mage und die Aktenſtücke mit jeiner Unter- 
ſchrift und nimmt ein Protololl über die Uebergabe des 
Ganzen in feme Hände auf. Das Prototol wird vom 
Prüfidenten und dem Kläger unterzeidnet, wenn dieſer 
nidt gebinbert ift zu ſchreiben oder nidt ſchreiben fann, 
Wwelder Hal erwähnt werden muß. 


Art. 83. Der Präſident läßt bem Beflagten von 
Amtswegen din Doppel zuſtellen, indem er ibm eine Friſt 
zur Mittheilung der Antwort beſtimmt. 

Der Bellagte wird darauf aufmerkſam gemacht, daß 
er vom Präſidenten in eine Buße, welche Fr. 50 nicht 
überſteigen darf, verurtheilt werden kann, wenn dieſe Mit— 
theilung nicht in der angegebenen Friſt gemacht wird. 


Art. 84. Nach Verfluß der beſtimmten Zeit ladet 
der Brüfibent, auf Begehren des Klägers, die beiden Par— 
teien burd ein Bot vor, weldes ibnen wenigitens vierzebn 
Tage vor Je Erſcheinungstage zugeſtellt wirb. 


Art. 35. Wenn der Kläger oder der Beklagte, ſofern 
ex im Beart wohnt, am Erſcheinen gehindert iſt, wie Art 81 
fagt, verfiat fit ber Prüfibent mit der erjdienenen Partei 
in feine Pohnung. 
Wem bder Alger, welcher am Crideinen gebindert 
| 
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if, auferbalb des Rantons wobnt, bat er fid burd einen 
Verwandten oder in Ermanglung deſſen turd einen be- 
ſondern Bevollmädtigten vertreten ju laſſen. 

Art. 86. Haben die erſten Verfude des Bermittlers 
feinen Crfolg, und fdeint es ibm, neue, ſpäter ertheilte 
Ermahnungen tünnten iwirtjamer fein, jo fann er die Par- 
teien ju einer neuen Audienz borladen. 

Art, 87 Findet eine Bermittlung ſtatt oder tritt eine 
Ausſöhnung im Laufe des Prozeſſes ein, fo können die 
Gbegatten nur für fpüter vorgefommene Urfaden eine neue 
age einveiden und dürfen bie alten Gründe nur sur 
Unterſtützung der neuen Klage benützen. 


82. 


Von den vorſorglichen Maßregeln im Fall von 
Scheidungsbegehren. 


Art. 88. Der Ehemann, welcher in einer Klage auf 
Scheidung aus einem beſtimmten Grund Kläger oder Be- 
klagter iſt, muß, ſofern Kinder aus dieſer Ehe hervorge— 
gangen ſind, bei der zuſtändigen Gerichtsſchreiberei, wenn 
es der Präfident von Amtswegen oder auf Verlangen der 
Heimathsgemeinde verlangt, ein ſummariſches Inventar 
mit Schätzung ſeines beweglichen und unbeweglichen Ver— 
moͤgens hinterlegen. 

Dieſes Inventar wird vom Friedensrichter des Kreiſes, 
in welchem der Ehemann wohnt, aufgeſtellt und dem Ge— 
richtspräſidenten innert der kürzeſten Friſt übergben. 

Jede Veräußerung, welche nach dem Begehren der 
Hinterlage dieſes Inventars zum Nachtheil der Kinder ge— 
macht worden wäre, kann durch das Urtheil, welches Gü— 
tertrennung ausſpricht, wieder für ungültig erklärt werden. 
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Dinterlegt der Ehemann das verlangte Inventar nidt, 
jo fann auf dem Wege des Sequeſters gegen ibn vorge- 
gangen werden. 

Die Beltimmungen der Art. 63, 64, 65, und 66 find 
anwendbar auf die Srau, tele Klägerin ober Beflagte 
in einer Scheidungsklage tft. 

Art. 89. Die Frau, welche Klägerin oder Betlagte 
in einem Scheidungsprozeſſe ift, fann vom Gerichtspräſi⸗ 
denten auf ibr Begebren ermüdtigt werden, von ibrem 
Panne getrennt in dem Hauſe au leben, das ibr zur Woh⸗ 
nung angewieſen werden mag. a 

In dieſem lebtern Salle ift fie gebalten, auf Begebren 
ſtets ju beweiſen, daß ſie im angemiejenen Hauſe wobnt ; 
in Ermanglung dieſes Beweiſes fann der Ehemann das 
Koſtgeld verweigern und fals die Frau Klägerin ift, fie 
als unfähig zur Fortſetzung der Klage erklären laſſen, und 
zwar für ſo lange, als ſie ſich nicht über den Aufenthalt 
in dieſer Wohnung ausweist. 


83. 

Von dem Verfahren beim Eheſcheidungsprojzeſſe. 

Art. 90. Die Scheidungsklage und die Antwort des 
Beklagten werden bei der Gerichsſchreiberei hinterlegt und 
gemäß den Beſtimmungen der Art. 67, 68, 69, 70 und 
71 ben Parteien mitgetheilt. 

Art. 91. Die Anträge auf Nichteintreten (fins de 
non-recevoir) werden vor jeder Berathung über die Haupt⸗ 
ſache vorgelegt und entſchieden. 

Art. 92. In allen Fällen, in welchem eine Einver⸗ 
nahme von Zeugen ſtattfindet, iſt Art. 72 anwendbar. 

Art. 93 Wird die Scheidung wegen Verurtheilung 
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au einer entebrenden Strafe verlangt, jo iſt leine andere 
Foͤrmlichkeit au erfüllen, als dem Geridt eine beglaubigte 
Abſchrift des betreffenden Urtheils, nebft einer Erklärung 
des Aſſiſenhofes ober des friminalgeridtes einaureiden, 
welche bezeugt, daß dieſes Urtbeil definitiv geworden iſt. 


Art. 94. Der Ehegatte, der wegen böswilliger Ver⸗ 
laſſung klagt, hat den andern Ehegatten durch ein mit 
Bewilligung des Gerichtspräſidenten erlaſſenes Bot aufau- 
fordern, binnen ſechs Monaten nach der letzten Zitation 
zurückzukehren. Zu gleicher Zeit gibt der Präſident der 
Staatsanwaltſchaft die in Art. 16 vorgeſchriebene Anzeige. 


Die amtliche Aufforderung zur Rückkehr iſt drei Mal mit 
wenigſtens dreiwöchentlichem Zwiſchenraum zu wiederholen. 


Dieſes Bot enthält ferner, unter Umſtänden, eine Por- 
ladung vor den Präſidenten zur einſtweiligen Regulirung 
der Zivilintreſſen der Parteien und derjenigen der Kinder. 

Iſt der Wohnort des Ehegatten in der Schweiz nicht 
bekannt, jo wird ihm bas Bot durch bas Amtsblatt mit- 
getheilt. 


Art. 95. Wenn der Ehegatte, nach Verlauf der zur 
Rückkehr beſtimmten Friſt, den richterlichen Aufforderungen 
nicht Folge geleiſtet hat, läßt ibn der Kläger zur Sdei- 
dung vor das Gericht laden. 

Die Scheidung wird ausgeſprochen, wenn bewieſen iſt, 
da die böswillige Verlaſſung mehr als zwei Jahre ange- 
dauert hat und daß die richterlichen Aufforderungen in der 
vorgeſchriebenen Form erlaſſen wurden. 


Art. 96. Wenn ſich der vorgeladene Gatte vor Fällung 
des Urtheils ſtellt, und die richterlichen Aufſorderungen doch 
erfolglos geblieben ſind, läßt ihn die klagende Partei zum 
Ausſöh nungsverſuche vorladen. 


— — 





P 
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In dieſem Fall wird gemäß den Beſtimmungen des 
Art. 81 und der folgenden verfabren. , 

Art. 97. Wenn fid die Scheidungsklage auf Ebebrud, 
Raditellung nach dem Leben, ſchwere Mißhandlung und 
tiefe Ehrenkränkungen oder böswillige Verlaſſung ſtützt, 
kann das Gericht, je nach dem Fall, auf Verlangen der 
Staatsanwaltſchaft Aufſchiebung des Prozeſſes verordnen, 
um die Sache vor den Strafrichter zu bringen. 

Der Prozeß kann nach erfolgtem Urtheilsſpruch wieder 
aufgenommen werden, ohne daß aus dem Strafurtheil 
Gründe für Nichteintreten oder präjudizirliche Einwendun⸗ 
gen gegen den klagenden Ehegatten abgeleitet werden können. 

Art. 98. Das Urtheil, welches auf Scheidung erkennt, 
beſtimmt die Friſt, innert welcher der ſchuldige Ehegatte 
kein neues Ehebündniß eingehen darf. 

Dieſe Friſt darf ſich, vom Urtheil an, nicht weniger 
als auf ein Jahr und nicht mehr als auf drei Jahre erſtrecken. 

Das Urtheil, welches auf Scheidung von Tiſch und 
Bett erkennt, beſtimmt deren Dauer, welche zwei Jahre 
nicht überſteigen darf. (Bundesgeſetz Art. 47 und 48.) 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Folgen der Eheſcheidung und 
der Scheidung von Tiſch und Bett. 


8S 1. 
Allgemeine Seſtimmungen. 
Art. 99. Die Scheidung zieht von Rechtswegen die 


Güterſonderung nach ſich und die Grau nimmt ihr in die 


Ehe gebrachtes Vermögen nach Maßgabe des Art. 96 und 
der folgenden des Zivilgeſetzbuches wieder zurück. 
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Wenn nidt don das Urtheil, meldes die Scheidung 
ausgeſprochen bat, über die auf bas Vermögen bezüglichen 
Verhältniſſe der Ehegatten unter fid und gegen ibre Rin- 
der und über die vom ſchuldigen Theil verlangten Ent- 
jhübigungen verfiügte, fo wird bas bezügliche Begebren 
entweber von Amtswegen oder auf Berlangen der Ehegatten 
oder des einen berjelben ober, wenn Kinder aus diejer Ehe 
vorhanden find, auf Berlangen der Kinder oder der Deimaths 
gemeinde beim gleiden Bezirksgericht angebradt. 


Auf Berlangen der von Tijd und Bett getrennten 
Gbeleute oder eines derjelben ober nôtbigenfalls von Amts⸗ 
wegen lann die Gütertrennung ausgeiproden werden. 


Das Berlangen der Gütertrennung wird ebenfalls beim 
gleichen Bezirksgericht angebradt. 


Art. 100. Jedes Urtheil, welches Güterſonderungen 
ausſpricht, muß, ſobald es endgültig entſchieden iſt, durch 
den Bezirksgerichtsſchreiber vermittelſt Einrückung in's Amts⸗ 
blatt veröffentlicht werden. 


Art 101. Die Frau, welche von Tiſch und Bett, 
oder gänzlich geſchieden iſt, iſt zu allen in den Art. 57 
und 58 des Zivilgeſetzbuches erwähnten Akten befugt und 
bedarf keinerlei Ermächtigung. 


82. 
Von den Folgen der Scheidung von Tiſch und $ett. 


Art. 102. Die von Tijd und Bett geibiedenen Ebe- 
leute fünnen miteinanbder ibereinfommen, daß ber Mann 
die Berwaltung und Nubniepung des Weibergutes bebalten 
fann, welche Summe der Ehemann einer Grau zur Be: 
ſtreitung entrichten muß; wenn die in der Ehe erzeugten 
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Finder waͤhrend der Zeit der Sonderung anbertraut werden 
follen und unter welchen Bedingungen. 


Der Bertrag muß dem Geridt, welches die Scheidung 
von Tiſch und Bett ausgeſprochen bat, innert der von dem⸗ 
felben ben Ehegatten beftimmten %rift, welche brei Monate 
nicht überſteigen darf, zur Genehmigung unterftellt werden. 
Derſelbe wird in der Schreiberei des Bezirksgerichtes ein⸗ 

getragen. 


Art. 103. Wenn die Parteien innert dieſer Friſt über 
Regulirung ihrer Angelegenheiten, den Unterhalt und die 
Erziehung ihrer Kinder nicht übereingekommen ſind, ſo ver⸗ 
ordnet das Gericht, welches die Scheidung bon Tiſch und 
Bett ausgeſprochen hat, auf Verlangen der Ehegatten oder 
eines derſelben oder in Ermanglung deſſen auf eine bom 
Gerichtspräſidenten von Amtswegen erlaſſene Vorladung, 
die Gütertrennung. 


Art. 104. Das Gericht beſtimmt, daß die Frau das 
in die Ehe gebrachte Vermögen nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des Art. 96 und ff. des Zivilgeſetzbuches wieder 
zurücknimmt. 


Es beſtimmt ferner, je nach Umſtänden und Verlan⸗ 
gen der Parteien: 


a. Ob der Ehegatte, gegen welchen die Güterſonder⸗ 
ung erkannt worden, alle Vortheile, welche der 
andere Ehegatte ihm zugewendet hatte, verlieren ſoll 
und ſetzt vorkommenden Falls dieſen Verluſt feſt; 


b. Ob der Ehegatte, welcher die Gütertrennung aus⸗ 
gewirkt bat, eine Entſchädigung erhält, welche die⸗ 
jenigen Vortheile vertritt, die ihm der andere Ehe⸗ 
gatte zugeſichert hatte, obgleich dieſe Vortheile 
gegenſeitig bedungen worden ſind und die Rizipro⸗ 

28 
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zität nidt ftattbaben tann, und beftimmf vortom- 
menden als dieſe Entſchädigung. 

Art. 105. Haben fid die Ehegatten feine Vortheile 
zugewendet oder {einen Die bebungenen nidt binreidenb, 
um ˖ dem Gbegatten, der die Scheidung von Tiſch und Bett 
ausgewirkt hat, den Unterhalt zu verſichern, ſo kann ihm 
das Gericht aus dem Vermögen des andern Ehegatten 
einen Alimentargehalt zuerkennen, welcher jedoch den dritten 
Theil der Einkünfte dieſes andern Ehegatten nicht über⸗ 
ſteigen darf. Dieſer Alimentargehalt kann abgeſprochen 
werden, wenn er zum Unterhalt des betreffenden Ehegatten 
nicht mehr nothwendig iſt. 

Art. 106. Die Kinder werden demjenigen Ehegatten 
überlaſſen, der die Scheidung von Tiſch und Bett ausgewirkt 
bat, es ſei denn, daß das Gericht auf bas Gutachten, wel⸗ 
ches das Waiſenamt von ſich aus oder auf Begehren der 
Familie demſelben vorgelegt, zu mehrerem Vortheile der 
Kinder verordne, daß fie alle oder einige derſelben der 
Fürſorge des andern Ehegatten oder einer dritten Perſon 
anvertraut werden ſollen. 

Art. 107. Das Gericht erkennt auch über die Unter⸗ 
halts⸗ und Erziehungskoſten der Kinder. 

Dieſe Koſten werden zwiſchen beiden Ehegatten ver: 
theilt, oder einem von ihnen auferlegt, je nach deren bei⸗ 
derſeitigen Vermögensumſtänden. 

Art. 108. Die Scheidung von Tiſch und Bett behaͤlt 
ibre volle Kraft, felbft nach der durch das Urtheil feſtgeſetzten 
Zeit bis zur Ausſöhnung der Ehegatten oder der Rücknahme 
der Scheidungsklage. 
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83. 
. Bon den Zolgen der Eheſcheidung. 


Art. 109. Die Scheidung löst die Ehe auf und bebt 
alle auf Die Perjonen und das Bermôgen der Cbegatten 
bezüglichen Wirkungen auf. 

Nichtsdeſtoweniger behält die geſchiedene Frau ben 
Familiennamen des Gatten und die durch die Heirath er⸗ 
worbenen Bürgerrechte. 


Art. 110. Iſt die Eheſcheidung wegen groben Ver—⸗ 
gehens des einen- Cbegatten erkannt worden, fo verliert der 
Gbegatte, gegen melden die Scheidung ausgeiproden wurde, 
alle Bortheile, bie der andere Gbegatte ibm zugewendet 
batte; der Gbegatte, der die Scheidung ausgewirkt bat, 
erhält eine Entſchädigung, welche diejenigen Vortheile ver— 
tritt, die ihm der andere Ehegatte zugeſichert hatte, wenn 
ſchon dieſe Vortheile gegenſeitig bedungen worden ſind und 
die Reziprozität nunmehr nicht ſtatt hat. 

Art. 111. Haben ſich die Ehegatten keine Vortheile 
zugewendet, oder ſcheinen die bedungenen nicht hinreichend, 
um dem Ehegatten, der die Eheſcheidung ausgewirkt hat, 
ſeinen Unterhalt zu verſichern, ſo kann ihm das Gericht 
aus bem Vermögen des andern Ehegatten einen Alimen- 
targehalt zuerkennen, welcher jedoch den dritten Theil der 
Einkünfte dieſes andern Ehegatten nicht überſteigen darf. 

Dieſer Alimentargehalt kann abgeſprochen werden, wenn 
er zu dem Unterhalte des betreffenden Ehegatten nicht mehr 
nothwendig iſt. 

Er darf nicht mehr gefordert werden, wenn der be⸗ 
treffende Ehegatte ein neues Ehebündniß abgeſchloſſen hat. 

Art. 112. Die Kinder werden demjenigen Ehegatten 
überlaſſen, der die Scheidung ausg ewirkt hat, es ſei denn 
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daß das Geridt, auf bas Gutadten, meldes das Waiſen⸗ 
amt von fi aus, oder auf Begebren der Familie demfelben 
votgelegt, au mebrerem Bortheile der Kinder verordne, daß 
fie alle ober einige berjelben, der Sürtiorge des andern Ehe— 
gatten oder einer britten Perſon anvertraut werden jollen. 


Art. 113. Das Geridt ertennt aud über die Roften 
für Unterbalt, Erziehung und anflänbige Etablirung ber 
Kinder und beftimmt die Bürgſchaft, welche die Gltern zur 
Siderftellung der Zahlung berielben zu leiften baben. 
Dieſe Laften werden zwiſchen beiden Ehegatten vertbeilt 
oder einem derſelben überbunden, je nach den beiderſeitigen 
Vermogensverhältniſſen. 


Im Fall von Theilung zwiſchen Brüdern und Schwe⸗ 
ſtern oder Nachkommen derſelben müſſen die Etablirungs⸗ 
koſten wieder in die Erbsmaſſe eingeworfen werden. 


Art. 114. Iſt die Eheſcheidung wegen groben Ver⸗ 
gehens des einen wie des andern Ehegatten erkannt worden, 
jo verlieren fie alle Vortheile, die fie ſich zugewandt hatten. 


Art. 115. Die Kinder werden alsdann entweder dem 
Vater oder der Mutter oder einer dritten Perſon überlaſſen, 
je nachdem das Gericht, auf Gutachten des Waiſenamtes, 
hierüber verordnet. 


Das Gericht ſpricht auch über die Koſten für Unter- 
halt, Erziehung und anſtändige Etablirung der Kinder und 
beſtimmt die Bürgſchaften, welche die Ehegatten zur Sicher⸗ 
ſtellung der Zahlung derſelben zu leiſten haben. 

Dieſe Laſt wird zwiſchen Vater und Mutter, je nach 
ihren Vermögensverhältniſſen, getheilt. 

Im Fall von Theilung zwiſchen Brüdern und Schwe⸗ 
ſtern oder deren Nachkommen ſind die Etablirungskoſten 
der Maſſe zurüchzuerſtatten. 
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Art. 116. Iſt die Eheſcheidung wegen Wahnfinn, 
oder aus irgend einer andern von den Parteien unverſchul⸗ 
deten Urſache erkannt worden, ſo verlieren die Ehegatten, 
welche kein neues Ehebündniß eingegangen haben, keines 
von den Rechten, welche ſie im Fall Ueberlebens auf das 
Vermögen ihres Ehegeſpanns erworben batten; allein der 
Anfall dieſer Rechte tritt dann nur auf dieſelbe Art und 
Weiſe und unter denſelben Umſtänden ein, als er einge- 
treten ſein würde, wenn keine Eheſcheidung erfolgt wäre. 


Art. 117. In dem in Art. 741 des Zivilgeſetzbuches 
vorgeſehenen Fall iſt der geſchiedene Ehegatte bon der Erb⸗ 
folge ſeines Ehegeſpanns ausgeſchloſſen. 

Art. 118. Wem auch immer die Kinder anvertraut 
und welchem von beiden Ehegatten die Koſten ihres Unter- 
halts auferlegt werden mögen, ſo behalten doch Vater und 
Mutter beiderſeits das Recht, über den Unterhalt und die 
Erziehung ihrer Kinder die Aufſicht zu führen. 


Immerhin kann der Vater, gegen welchen die Schei⸗ 
dungwegen ſchwerer Schuld ausgeſprochen wurde, und falls 
die Kinder der Mutter oder einer dritten Perſon anvertraut 
wurden, der väterlichen Gewalt beraubt werden. 


Art. 119. Die Eheſcheidung benimmt den in dieſer 
Ehe erzeugten Kindern keinen der Vortheile, die ihnen ent- 
weder durch die Geſetze oder durch die Eheverkommniſſe 
ihrer Eltern zugeſichert worden waren; allein der wirkliche 
Anfall dieſer Rechte tritt nur auf eben die Weiſe und unter 
eben den Umſtänden ein, als er eingetreten ſein würde, 
wenn die Eheſcheidung nicht erfolgt wäre. 


Art. 120. Natürliche Kinder einer geſchiedenen Frau 
tragen den Namen der Mutter im ledigen Stand und wer— 
den Bürger der gegenmärtigen Gemeinde der Mutter, 
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Dritter Fitel. 
Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 


Art. 121. Das gegenwärtige Geſetz behandelt die Ehe⸗ 
fragen nur vom bürgerlichen Standpunkt aus und ändert 
die vom religiöſen Standpunkt aus beſtehenden Rechte 
und Gewiſſenspflichten der Gatten in keiner Weiſe ab; 
jedoch haben dieſe Rechte und Pflichten keinerlei bürgerliche 
Wirkungen. 

Art. 122. Hat vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
eine dauernde oder zeitliche Scheidung von Tiſch und Bett 
ſtattgeſunden, ſo kann die gänzliche Scheidung verlangt 
werden, wenn der Grund, geſtützt auf welchem die Scei- 
dung von Tiſch und Bett erfolgte, nach Mitgabe dieſes 
Geſetzes zur gänzlichen Scheidung berechtigte. (Bundes⸗ 
geſetz, Art. 63.) 

Art. 123. Das Kapitel IV, Titel I, erſtes Bud des 
Bivilgelebbudes, fowie bas Gefet vom 17. Mai 1839 über 
die Ehen im reformirten Rantonstbeil und alle anbern, 
dem. gegenwärtigen Geſetz zuwiderlaufenden Beftimmungen 
werden hiemit aufgehoben. 

Art. 124. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit 1. Jän⸗ 
ner 1876 in Kraft. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 27. Win⸗ 
termonat 1875. 


Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: J. Sourgtknecht. 
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Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


berotdnet: 


die Betannimadung des gegenwärtigen Gejebes, wie es 
durch Beſchluß des Großen Rathes vom 20. laufenden 
Monats abgeändert wurde, durd beſondere Broſchüre und 
durch Einrückung in die Gejebesjammiung. 
Gegeben im Statsrathe zu Freiburg, den 22. März 1876. 
Der Vizepräſident: Daillant. 
Der Kanzler: £ Sourgknecht. 


Geſetz 


vom 15. Wintermonat 1875, 


betreffend Abänderung des Art. 346 des Straf— 


geiebbudes. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In der Abfibt, bie Beltimmungen des Art. 346 des 
Gtrafgeïebes mit den in rt. 49 der Bundesverfaſſung vom 
29. Dai 1874 entbaltenen Grundſätzen in Cinflang zu 
bring en: 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 


Art. 1. Wer die Kirchen, Korporationen und religiöſen 
Geſellſchaften, ihre außern Manifeſtationen, die Gegenſtände 
ihrer Verehrung, ihrer Inſtitutionen oder Gebräͤuche durch 


=. 
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Handlungen, Worte, Schriften, Bilder oder andere Darkels 
lungen irgend welcher Art öffentlich beſchimpft, wird mit 
Gefängniß von höchſtens zwei Monaten oder einer Geld⸗ 
buße von hoͤchſtens 80 Franken beſtraft. 

Art. 2. Der Art. 346 des Strafgeſetzbuches wird bie- 
mit aufgehoben. 

Art. 3. Der Staatsrath iſt mit Bekanntmachung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt, welches mit ſeiner Ver⸗ 
oͤffentlichung im Kraft tritt. 

Gegeben im Großen Rathe ju Freiburg, den 15. Win⸗ 
termonat 1875. 

Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: Ts. Vourgknecht. 





Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet die Bekanntmachung des gegenwärtigen Geſetzes 
durch Einrückung in das Amtsblatt und die Geſetzesſamm⸗ 
lung. 
Gegeben im Staatsrathe ju Freiburg, ben 22. Chriſt⸗ 
monat 1875. 
Der Präſident: Saiflant. 
Der Kanzler: Ts. Sourgknecht. 
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Geſetz 


vom 27. Wintermonat 1875, 


betreffend Abänderung der Gibesformelin 
Anwendung des Art. 49, 2. Sat des Bunbes- 
| geiebes vom 29. Mai 1874. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, 


In Erwägung, daß laut Art. 49, 2. Satz der Bun⸗ 
desverfaſſung Niemand zur Vornahme einer religiöſen Hand⸗ 
lung gezwungen werden darf; 

Daß die Eidesleiſtung, zu welcher die Bürger laut 
unſern Zivil⸗ und Strafgeſetzen in gewiſſen Fällen ver— 
pflichtet find, mit den durch die Bundesverfaſſung in dieſer 
Hinſicht aufgeſtellten Grundſätzen im Widerſpruch ſteht; 

Daß andererſeits jedoch ben Behoͤrden eine Gewähr⸗ 
leiſtung für die Aufrichtigkeit der von denſelben gemachten 
Verſprechungen und eingegangenen Verpflichtungen geboten 
werden muß; 

Auf Antrag des Staatsrathes, 

dekretirt: 


Art. 1. In allen Fällen, in welchen nach den beftes 
henden Geſetzen ein Eid geleiſtet werden kann oder muß, 
wird die zur Eidesleiſtung berufene Perſon dabon entbun⸗ 
den, wenn ſie ſich, geſtützt auf Art. 49 der Bundesverfaſ⸗ 
ſung, weigert den Eid zu leiſten. 
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Art. 2 In dieſem Salle bat bdie Perſon, melder der 
Gid auferlegt if, bie im Geſetz vorgeſehene Sormel au 
fpreden, mit ber Abünderung, dab die Worte „ich ſchwoöͤre“ 
dur „ich vetipree bei meiner Gbre und meinem Ge- 
wiflen” etjebt werden und mit Auslaffung des Schluß—⸗ 
jabes, burd welchen die Gottbeit zur Beträftigung der 
Bebauptung angerufen wird. 

Art. 3. Die in Art. 187 des Strafgeſetzbuches gegen 
Eidbrüchige beftimmten Strafen find ebenfalls auf bicjeni- 
gen anwendbar, welche ibr in obenerwübnter Weiſe abge- 
Legtes Beripreden verleben. 

Art. 4 Die Wirkungen bdes Beripredens find bie 
gleiden, wie biejenigen des Gides. 

Art. 5. Das gegenwürtige Geſetz tritt mit feiner Be- 
kanntmachung in Kraft. 

Gegeben im Großen Rathe zu Freiburg, den 27. Win⸗ 
termonat 1875. 

Der Präſident: 6. Clerc. 
Der erſte Sekretär: Ts. Vourgknecht. 


Der Staatsrath des Kantons Freiburg, 


verordnet die Bekanntmachung des gegenwärtigen Geſetzes 
durch Einrückung in's Amtsblatt und die Geſetzesſammlung. 
Gegeben im Staatsrathe zu Freiburg, den 15. Chriſt⸗ 
monat 1875. 
Der Präſident: Paikant. 
Der Ranaler: € Bourghnebt. 
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Kreisſchreiben 


vom 11. Hornung 1875. 





Die Juſtiedirektion des Santons greiburg 
an Die 


Beifiter und Erſatzmänner der Friedensgerichte. 


Geebrte Herren! 


GS fommt jebr büufig vor, daß bie Weibel, den 
kürzern Weg einſchlagend, bdie ribterliden Kundmachungen 
bloß von den Erſatzmännern der Friedensgerichte bewilligen 
laſſen. Dieſer Umſtand bringt aber die unangenehme Folge 
mit fich, daß weder der Friedensrichter noch die Beifitzer 
bon den in der nächſten Sitzung au behandelnden Gegen- 
ſtänden Kenntniß haben. 

Geſtützt auf dieſen Grund, bitte ich die Erſatzmänner 
dringendſt, nur ſolche Kundmachungen zu bewilligen, welchen 
der Friedensrichter und die Beiſitzer ihre Unterſchrift aus 
irgend einer triftigen Urſache verweigern mußten. In 
jedem Salle muß die Kundmachung vorerſt dem Friedens—⸗ 
richter und ſodann den Beiſitzern behufs Bewilligung vorge⸗ 
wieſen werden. 

GS ergeht zugleich an die Beiſitzer die Bitte, ihre Be⸗ 
willigung allen Kundmachungen zu verſagen, für die nicht 
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in erſter Linie die Unterſchrift des Friedensrichters ver— 
langt wurde. 
Genehmigen Sie, Geehrte Herren, die Verſicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. | | 
Der Juſtizdirektor: Vaillant. 


Kreisſchreiben 


vom 25. Hornung 1875. 


——N —— 


Die Juſtiedirektion des Zantons Freiburg 
an die 


Bezirks⸗ und Friedensgerichte. 


Geehrte Herren! 


Man hat ſich innert der kurzen Spanne Zeit, welche 
ſeit der Inkrafttretung des neuen Tarifs für die Geſchäfts- 
agenten verfloſſen iſt, überzeugen fünnen, daß die flariten 
und beutlibiten Gejebe nidt immer bdiejenigen find, welche 
am beften beobadtet werden. Der fraglide Tarif beftimmt 
nidt blos die Gebübren, welche die Gejhüftsagenten zu 
erheben beredtigt find, fonbern beldreibt auch beutlid, bie 
Grenzen ibres Wirkungskreiſes: Sie find nämlich, Berthei- 
Digungen vor ben Strafgeridten ausgenommen, bloß zur 
Vornahme folder juridiſcher Handlungen berebtiat, welche 
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in ibrem Tarif umſtändlich aufgezählt find. Allein fie 
tracten, diejen letztern weiter auszudehnen. So verfedten 
in gewiſſen Bezirken die Geſchäftsagenten vor Bezirksgericht 
Civilprozeſſe, tragen, wie die Fürſprecher, Gebühren für 
Berathungen in ihre Koſtennote ein, verlangen für die Ab— 
faſſung von Kundmachungen Gebühren, zu welchen nur 
die Advokaten berechtigt ſind, und ſetzen die im geſetzlichen 
Tarif nicht vorgeſehenen Emolumente von ſich aus feſt. 
Laut Art. 2 des Tarifs der Gebühren der Betreibungs- 
Agenten, ſollen lebtere nur die tarifmäbigen, ben ſtets 
anzugebenden Artikeln deslelben entipredenden Emolumente 
und Vergütungen verlangen und dieſe unter Strafe einer 
Gelbbube von dt. 5 fix jede Zuwiderhandlung, am Fuße 
des batauf bezüglichen Aktes oder Manbates verzeichnen. 

Manche Geſchaftsagenten erfüllen dieſe gejeblihe For— 
malität nicht. 


Das Intereſſe des Publikum's 5 die unverlebbare 
Deiligteit des Gelebes erfordert die Beleitigung dieſer Miß⸗ 
bräuche, weshalb id Sie einlade: 

_1) Zivilgeſchäfte vor den Sivilgeridten einzig und 
ausſchließlich von patentirten Fürſprechern oder 
Rechtslizenziaten behandeln zu laſſen, weil einzig 
dieſe Beamten geſetzlich dazu berechtigt ſind. 

2) Uebertretungen des Art. 3 des Tarifs der Betrei- 
bungsagenten immer mit der geſetzlichen Geldbuße 
zu beſtrafen. 

3) Anläßlich der Moderation bon Koſtenliſten alle 
Emolumente oder Vergütungen zu ſtreichen, für 
welche der Artikel des Tarifs nicht angegeben iſt, 
ebenſo ſämmtliche im Tarif nicht vorgeſehene oder 
dieſen überſchreitenden Verrichtungen, und mir end- 
lich jede in der Ausübung Ihrer Amtsverrichtungen 
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entbedte Uebertretung zu verzeigen, damit id in 
Stand geſetzt ſei, ſelbe gemäß Art. 445 des Straf⸗ 
geſetzbuches beſtrafen zu laſſen. 
Genehmigen Sie, Geehrte Herren, die Verſicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 
Der Juſtizdirektor: vaillant. 


Kreisſchreiben 


vom 25. Hornung 1875. 


— — — 


Die Iuſtiedirektion des Kantons greiburg 
| an Die 
Geſchäftsagenten. 


Geehrte Herren! 


Es werden verſchiedene Klagen laut, daß einige Ge- 
ſchäfts- und Betreibungs-Agenten ben am 6. März 1874 
verôffentlidten und am 15. Mai des gleichen Jahres in 
Kraft getretenen Tarif nur nachläſſig beobadten. Lebterer 
ift jebod febr flar. Gr febt nidt bloß bie Gebübren feft, 
au deren Erhebung die Geſchäftsagenten beredtigt find, 
ſondern umſchreibt auch die Grenzen ihres Wirkungskreiſes. 
Sie find nämlich, Vertheidigungen vor den Strafgerichten 
ausgenommen, bloß zur Vornahme ſolcher juridiſcher Hand⸗ 
lungen berechtigt, welche in Ihrem Tarif umſtändlich auf: 
gezählt ſind. 





Are: 


Deflenungeadtet gibt es Geſchäftsagenten, welche, mie 
die Fürſprecher, Gebübren für Berathungen in ibre Roften- 
noten eintragen, überbaupt Vergütungen verlangen, auf 
welche einaig die Fürſprecher Anſpruch haben, und für im 
Tarif nicht vorgeſehene Gebühren einen ſolchen nach ihrem 
Sinne aufſtellen. Das Intereſſe des Publikums erfordert 
die Beſeitigung dieſer Mißbräuche. 


Viele Geſchäftsagenten gehen ebenfalls tibet die Bots. 


ſchrift des Art. 2 des Tarifs, kraft welchem der der gefor- 
derten Gebühr entſprechende Artikel ſtets anzugeben iſt, 
einfach hinweg. 

Angeſichts dieſer Thatſachen muß man ſich fragen, 
wozu die Geſetze da ſeien, wenn fie von denjenigen ver⸗ 
letzt werden, von welchen ſie ganz beſonders beobachtet 
werden ſollen. 


Um Sie nun bon Ihren Verirrungen wieder auf den 


rechten Weg zu geleiten, bringe ich Ihnen die Beſtimmungen 
des Art. 445 des Strafgeſetzbuches in Erinnerung, und ſetze 
Sie in Kenntniß, daß dieſelben gegen jeden Uebertreter in 
Anwendung kommen werden. CS wird auch an die Bezirks⸗ 
und Friedensgerichte ein Kreisſchreiben erlaſſen, mit der 
Einladung, für die ſtrenge Beobachtung des Geſetzes zu 
wachen. 


Genehmigen Sie, geehrte Herren, die Verſicherung 
meiner vollkommenen Hochachtung. 


Der Juſtizdirektor: daillant. 
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Kreisſchreiben 


vom 19. April 1875. 


——— 


Die Jinmnedirektion des Bamtons greiburg 
an Die 


. Gtantseinuebhwer. 


Geehrte Herren! 


Allgemeine Semerkungen über die Fübrung der Renten- 
bücher. 


1. So oft die Perſon des Schuldners entweder durch 
Erbſchaft in gerader oder Seitenlinie oder in Folge Verkauf 
der verunterpfändeten Liegenſchaften ſich ändert, bat der Ein⸗ 
nehmer dieſen Umſtand in ſeinem Doppel des Rentenbuches 
zu verzeichnen, indem er die Namen und den Wohnort des 
neuen Schuldners einſchreibt. Auf dieſe Weiſe wird die 
bôbere Verwaltungsbehörde und eintretenden Falls ein 
neuer Einnehmer immer wiſſen, an wen ſie ſich zu wenden 
haben. 

In der Regel ſoll jede Aenderung eines Schuldners, 
infolge Erbſchaft in der Seitenlinie oder Verkauf, der Ge⸗ 
nehmigung der Oberbebürde unterſtellt werden, welche einen 
Schuldvertretungsakt verlangen kann. 

2. Handelt es ſich um unterpfändlich verſicherte und 
zugleich verbürgte Titel, insbeſondere um ſolche, die ſchon 
aͤltern Datums ſind, fo ſollen die Namen der Erben ‘der 
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urſprünglichen Bürgen ebenfalls in's Rentenbuch eingetragen 
werden, und der Einnehmer hat dieſe Bürgen auf ganz 
beſondere Weiſe zu überwachen, und im Falle von Gefahr 
das Kapital aufzukünden. Insbeſondere ſollen die Todes— 
fälle, allfällige Gütervertheilungen, Güterverzeichniſſe, der 
Geldstag, Interdiktionen, Bevogtungen ꝛc. ſolcher Bürgen 
genau überwacht werden. | 

3. Im Fernern bringe id ben Staatéeinnebmern in 
Grinnerung, dab, laut Art. 22 des Geſetzes vom 12. März 
1850 über die Verwaltung des Staatsbermügens, Darleben 
gegen einfache Sdulbbriefe mit Bürgſchaft nur ausnahms⸗ 
weiſe und bloß für die Dauer bon vier Jahren gejtattet 
find. Mad Ablauf von vier Jabren bat der Schuldner 
die geliehene Summe zurückzuzahlen oder der Oberbehörde, 
vermittelft Gingabe eines vom Einnehmer begutadteten 
Geſuches, die Erneuerung des Anlehens zu verlangen. Die 
Staatseinnehmer find für die Folgen der Nichtbeobachtung 
dieſer Gejebesbeftimmung perſönlich verantwortlich. 

4. Die in den Titeln ſtipulirten Bedingungen betref⸗ 
fend Rückzahlung des Kapitals werden im Allgemeinen 
nicht beobachtet. Auch hier muß ich die Staatseinnehmer 
darauf aufmerkſam machen, daß fie perſönlich verantwortlich 
gemacht werden können für allfällige Verluſte, welche der 
Verwaltung erwachſen, wenn die nöthigen Schritte zur 
Erlangung theilweiſer Kapitalzahlungen nicht gethan wer⸗ 
den. Insbeſondere gilt dieſes für den Fall, wo der Schuld⸗ 
net wegen ungenügenden Hypothekar- oder ſonſtigen Sicher⸗ 
heiten die Verpflichtung übernommen hat, das Kapital nach 
und nach zu tilgen oder abzuzahlen. 

5. In Zukunft iſt jeder der in der eidgenöſſiſchen Bank 
in Bern als Fauſtpfand hinterlegten Titel, welcher dem 
Einnehmer von dieſer Anſtalt zu irgend welchem Zwecke 
Ergänzungsakt, Einſchreibungserneuerung, Rangerklärung 

29 
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2c.) überſandt wurde, durch Bermittlung des Staatsſchatz⸗ 
bürau's der beſagten Bank zurüchzuſchicken, damit letzteres 
die eingetretenen Aenderungen in ſein Doppel eintragen 
konne. 

Rad ſtattgehabter Ausfertigung des Hypothekarergän⸗ 
zungsaktes, iſt vom Hypothekenbeamten auf dem Titel ſelbſt 
die Rangerklärung einzutragen. 

6. Es wird ben Staatseinnehmern dringend anem- 
pfohlen, rückbezahlte Kapitalien von Titeln, welche ſich in 
der eidgenöſſiſchen Bank in Bern befinden, ſofort dieſer 
Anſtalt einzuzahlen. Widrigenfalls laufen die Einnehmer 
Gefahr für den Marchzins vom Tage der Abbezahlung bis 
zum age der Einzahlung perſönlich debitirt zu werden. 

In der Hoffnung, Sie werden dieſe Weiſungen puünkt⸗ 
lich beobachten, entbiete ich Ihnen, geehrte Herren, die 
Verſicherung meiner vollkommenen Hochachtung. 


Der Finanzdirektor: 4. Weck-Reynold. 


Kreisſchreiben 


vom .23. April 1875. 
Die Sinanedirehtion des Santons gneiburg 
an bie 


Oberamtmänner. 


Geehrte Herren! 
Die Anfrage eines Oberamteibüreau's (Seebezirk) beant⸗ 
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wortend, vervollſtändige id hiemit mein AIRE vom 
30. März abhin, wie folgt: 

Unterzieht ſich Jemand auf dem Oberamte wegen 
irgend welcher Uebertretung, der vom Oberamtmanne oder 
von einer andern Behörde zur Buße verfällt werden könnte, 
ſo ſollen die Einregiſtrirungsgebühren bezogen werden. 

Wenn die Geſetze ſagen, daß im Falle von Unterzie⸗ 
hung keine weitere Koſten zu bezahlen ſeien, ſo iſt dieſes ſo 
zu verſtehen, daß keine Gerichtskoſten zu entrichten ſind. 
Das Einregiſtrirungsgeſetz bleibt unverändert. 

Die Unterziehung ſoll zu Protokoll genommen und 
eine Ausfertigung davon, welche die Stelle eines Urtheils 
vertritt, ſammt der Einregiſtrirungsgebühr, dem Einregi⸗ 
ſtrirungsbüreau übermacht werden. 


Genehmigen Sie, geehrte Herren, die Verſicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Der Finanzdirektor: £ Weh-Reynold. 
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Kreisſchreiben 


vom 28. Mai 1875. 


En 


Die Simmadirehtion des Vantons greiburg 
an das 
Rantonsgeridt, die Gerichtspräſidenten und Gerichts- 
ſchreiber, den Generallommiſſär, die Staatseinnehmer 
und Einregiſtrirungsbüreaur. 


Geehrte Herren! 


Es wurde der Finanzdirektion die Frage unterbreitet, 
ob die in Geldstagen oder Fallimenten ausgeſtellten Ver⸗ 
luſtſcheine der Einregiſtrirung unterworfen ſeien. 

Da das Geſetz, wie es ſcheint, nicht überall gleich an- 
gewendet wird, fo lade id die Gerichtsſchreiber, Staats- 
Einnehmer und Einregiſtrirungsbüreaux ein, Folgendes 
zu beobachten: 

1) Es gibt keine Geſetzesbeſtimmung, welche ſagt, daß 
die Verluſtſcheine der Einregiſtrirungsgebühr entho- 
ben ſeien. Nun aber iſt jeder AE, den das Geſetz 
nicht ausdrücklich davon ausgenommen hat, der 
Einregiſtrirung unterworfen. 

2) Die Gerichtsſchreiber ſollen die in einem Geldstage 
oder Falliment ausgeſtellten Verluſtſcheine, bevor 
fie ſelbe den Gläubigern ausliefern, einregiſtriren 
laſſen. Alle Akten der Gerichtsſchreiber oder ſonſtiger 
oͤffentlicher Beamten, welche der Einregiſtrirung 
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nicht enthoben find, ſollen innert der Friſt von 
30 Tagen vom Tage ihrer Ausſtellung an, und in 
jedem Falle vor der Uebergabe an den Betheiligten 
einregiſtrirt werden. 

3) Die in dieſem Falle anzuwendende Einregiſtrirungs⸗ 
gebühr beträgt, kraft Beſtimmung des Buchſtabens e 
des Art. 1 des Tarifs der feſten Gebühren, 50 Gent. 

4) Wird der Verluſtſchein ſpäter quittirt und bem 
Rantonsgeridt bebufs Rebabilitation, oder einer 
jonftigen Behörde, aus irgend welchem Grunde 
vorgewieſen, fo ift verlelbe als Quittung neuerdings 
der Einregiſtrirung untertworfen. Sn dieſem Salle 
ift ber Art. 1, litt. b, der verhältnißmäßigen Ge- 
bühren anwendbar. 

5) Die Einregiſtrirung der Quittung ift Kraft Beftim- 
mung des Art. 18 des Gejebes obligatorifch. 


Genebmigen Sie, geehrte Derren, die — 
meiner vollkommenen Hochachtung. 


Der Finanzdirektor: J. Weck-Reynold. 
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Kreisſchreiben 


vom 28. Mai 1875. 


Die Sinmaedirehtion des Vantons greiburg 
an den 


Direttor des Einregiſtrirungsweſens, die Staatseinnehmer 
and Eiunregiſtrirnugsbürenur. 


Geehrte Herren! 


Die Berhaufe und Kaufsabſchlüſſe bei Ausbeutung von 
Waldungen find fraft Beftimmung des Buchſtabens d des 
Art. 4 des Tarifs der verhältnißmäßigen Gebühren einer 
Einregiſtrirungsſteuer von 1°/, untermorfen. 

Aus dieſer Beflimmung fdeint hervorzugehen, daß 
fämmtlige Verkäufe oder Verkaufsabſchlüſſe bei Ausbeutung 
von Wäldern in jebem Salle, mo felbe einzuregiſtriren finb, 
der Gebübr von 1°/, unterworfen ſeien. Defflenungeadtet 
madte fig infolge einer irrigen Auslegung dieſes Artitels 
ab Seite des Direftors des Einregiſtrirungsweſens in den 
erſten Jahren nach der Sniraftrettung des Geſetzes in einigen 
Büreaux ein gegentheiliger Gebrauch geltend. 

Die Finanzdirektion hatte ſich unlängſt mit der An— 
wendung dieſes Artikels zu beſchäftigen und glaubt im 
Intereſſe eines einheitlichen Verfahrens den Einregiſtrirungs- 
büreaux folgende Weiſung geben zu ſollen, welche ſie vom 
Empfange dieſes Kreisſchreibens an, zu beobachten haben. 

Der Buchſtabe d des Art. 4 des Tarifes der verhält⸗ 
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nifmübigen Gebühren, d. D. bie Steuer von 1°/, nebft 
der Sujabgebübr, ift auf ſämmtliche Verkäufe, Steigerungs- 
betbale und aufverträge, betreffend ftebendes Holz an- 
wendbar, welche in ben im Gelebe vorgejebenen Fällen der 
Einregiſtrirung unterbreitet werden. 


Es ift einleudtend, da jeder Eigenthümer, fofort er fte- 
hendes Holz verfauft, feinen Wald ausbeutet und zwar abge- 
feben bon der wegen größerer oder geringerer Ausdehnung 
der Waldung bedeutendern oder unbebeutendern Wichtigkeit 
des Verkaufes. Wollte man den Verkauf von ftehendem 
Holz in gewiſſen Fällen als Bertauf einer Holzblume be- 
trachten, ſo würde man bas Geleb durdaus falſch auslegen. 

In erfter Linie wäre es immer ſchwierig, wenn nidt 
unmöglich, einen richtigen Unterſchied herzuſtellen. Man 
wäre der Gefahr ausgeſetzt willkührlich zu verfahren und 
gewiſſe Begünſtigungen zu befördern. Schon aus dieſem 
Grunde müßte eine ſolche Interpretirung verworfen werden. 

Wahr iſt allerdings, daß mancher Eigenthümer, der 
ſtehendes Holz verkauft, nur den Ertrag ſeines Kapitals zu 
Nutzen zieht, allein das gleiche iſt der Fall für denjenigen, 
der eine Futter- oder Kornernte verkauft. 
| Das Geſetz bat für Verkäufe von ftebendem Holz eine 

bübere Gebübr feltgefebt, als für jolde von gewöhnlichen 
Raubblumen, weil, wie {bon gefagt, ein eigentliher Unter- 
ſchied nidt aufaeltelt werden fann, und man bie AuSbeu- 
tung der Wälder, um Die Berminderung des Soritareals 
au verhindern, ſtärker befteuern ſollte. 

Uebrigens bleibt es anerkannte Thatſache, daß im al- 
gemeinen nur die großen Verkäufe der Einregiſtrirung unter- 
worfen ſind, weil dieſelben infolge Steigerung oder ge— 
fchriebener Kaufverträge ſtattfinden. Gin Eigenthümer kann 
ſomit jedes Jahr bas Einkommen ſeiner Waldungen be⸗ 
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nuben obne irgend welche Einregiſtrirungsgebühr ju bezahlen, 
es ſei denn, daß ex eine Verkaufsart wähle, welche da be- 
ſagten Steuer unterworfen iſt. 

Hat übrigens bas Geſetz keinen Unterſchied gemacht, 
ſo iſt die Verwaltungsbehörde nicht befugt, einen ſolchen 
aufzuſtellen. Sie werden ſomit vom Tage an, wo Sie 
dieſes Schreiben erhalten, jeden der gegenwärtigen Weiſung 
zuwiderlaufenden Entſcheid als null und nichtig anſehen. 

Genehmigen Sie, geehrte Herren, die Verſicherung 
meiner vollkommenen Hochachtung. 


Der Finanzdirektor: J. Weck-Reynold. 


Kreisſchreiben 


vom 4. Brachmonat 1875. 


— — 


Der Stantsraih des Jantons greiburg 


an Die 
HH. Oberantmämuer, Gemeinderäthe und Steueridreiber. 


Meine Herren! 


Wir haben vernommen, daß die Steuerſchreiber, tro 
der vom Geſetz beftimmten Friſt, trob der Anzeigen, bie 
ibnen von den HH. Oberamtmännern zukommen, doch bers 
nadläffigen, die auf ben OberamtSbireaux zu ibrer Berfü- 
gung ſtehenden Steuerregifter zur vorgeſchriebenen Zeit 
abholen zu laſſen oder zurückzuſtellen. 
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Aus dieſem Zuſtand der Dinge ergibt fit, daß dieſe 
Regiſter nidt in ber durch das Geſetz oder die Beſchlüſſe 
beftimmten Friſt beendigt und beteinigt werden, daß bie 
Gteuerpilidtigen ihre Reflamationen nidt in der vorgeſchrie⸗ 
benen Seit und Form gelteno maden können und daß bie 
Bezirkskommiſſionen oft nidt alle Materialien sur Verfügung 
baben, welcher fie sur Erfüllung ibrer Aufgabe bebdlirfen. 


Es ift unumgänglich nothwenbdig, dieſen Nachläſſigkeiten 
ein Ziel zu ſetzen und die geeigneten Mittel zu ergreifen, 
damit die Verwaltung und das betheiligte Publikum in 
Zukunft nicht mehr darunter zu leiden haben. 


Zu dieſem Zweck ertheilen wir den HH. Oberamt⸗ 
männern ben ausdrücklichen Befehl, durch einen Expreſſen 
und auf Koſten der im Rückſtand befindlichen Gemeinden 
die Regiſter abholen zu laſſen, welche nach vorhergegangener 
Anzeige von den Steuerſchreibern nicht abgeholt worden 
find. Die Gemeinde iſt berechtigt, dieſe Koſten au Laſten 
des nachläſſigen Schreibers zu ſtellen. 

Wenn im Gegentheil die Regiſter, welche dem Ober- 
amtmann zugeſtellt werden müſſen, nicht innert der borge- 
ſchriebenen Friſt abgegeben werden, laſſen die Oberamt⸗ 
männer dieſelben in gleicher Weiſe am erſten Tage nach 
dem beſtimmten Datum und auf Koſten der im Rückſtand 
befindlichen Gemeinden abholen. Dieſe kann die Bezah—⸗ 
lung der betreffenden Koſten den Angeſtellten überbinden, 
welche an der Verzögerung Schuld find. 

In ben oben vorgeſehenen Fällen werden die HH. 
Oberamtmänner die Expreſſen außerhalb des Landjägerkorps 
wählen. Wenn Sie jedoch vermuthen fünnen, der Expreſſe 
ſei im Gall, auf die Ablieferung einer innert der vorge- 
ſchriebenen Grift nidt beendigten Arbeit warten au müſſen, 
fo tünnen fie fi eines Landjägers bedienen. 
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Die Gänge, welche die Landjäger oder andere, zur 
Ausführung der bon den Oberämtern ertheilten Aufträge 
beſonders bezeichnete Perſonen machen, müſſen immer von 
den Gemeinden bezahlt werden, welche in Uebertretung der 
fraglichen Vorſchrift ertappt wurden. 

Genehmigen Sie, meine Herren, die Verficherung 
unſerer vollkommenen Hochachtung. 


Der Präſident: Baillant. 
Der Vize-Kanzler: AU. Weitzel. 


Kreisſchreiben 


vom 10. Juni 1875. 


—ñ⸗7)—⸗ñ 


Die Juſtiedirektion des Santons reiburg 
an Die 
Gemeinberüthe. 


Geehrte Herren! 


Die Juſtizdirektion iſt ſo frei, den Gemeinderäthen in 
Erinnerung ju bringen, ba fie Kraft verſchiedener Geſetzes⸗ 
beſtimmungen und namentlich der Art. 201, 202 und fol- 
genden, 238 des Sivilgelebbudes, 141 des Gejebes über 
die Gemeinden und Pfarreien 2. die Verpflidtung haben, 
die Todesfülle von Einwohnern oder Bürgern ibrer Ge- 
meinde ben Friedensgerichten mitzutheilen. 


Die Nichterfüllung dieſer Gormalität wäre von Nach— 
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tbeil ſowohl für die Minderjährigen, deren Intereſſen nidt 
ſofort gehandhabt würden, als für den Fiskus, wenn eine 
Erbſchaftsſteuer zu erheben iſt. 

Genehmigen Sie, geehrte Herren, die Verſicherung 
meiner vollkommenen Hochachtung. 


Der Juſtizdirektor: vaillant. 





Kreisſchreiben 


vom 21. Juli 1875. 


ns en en dd 


Die Sinmedirehtion des Æamtons greiburg 
an ben 


. Genceralfommiffür, die Staatseinnehmer, Vorſteher der 
Einregiſtrirungsbüreaur und Gerichtsſchreiber. 


Geehrte Herren! 


Es wurden der Finanzdirektion mehrere Bemerkungen 
unterbreitet bezüglich ihres Kreisſchreibens vom 28. Mai 
letzthin, betreffend Einregiſtrirung der Verluſtſcheine. Na— 
mentlich wurde hervorgehoben, es wäre für die Gerichts— 
ſchreiber ſehr ſchwierig, ſich für die vorgeſchoſſene Stempel- 
und Einregiſtrirungsgebühr wieder bezahlt zu machen. 

Geſtützt auf dieſe Bemerkungen wird hiemit das frag— 
liche Kreisſchreiben abgeändert, wie folgt: 

1) Det Verluſtſchein unterliegt erſt dann der Stempel- 
und Einregiſtrirungsgebühr, wenn deſſen Ausferti- 
gung von der Gerichtsſchreiberei verlangt wird. 
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2) Der Berluftidein ift als Auszug aus dem Gelbstags- 
rodel anzuſehen, welcher der Ginregifirirung entho- 
ben ift.. Wird der Auszug, bd. b. der Verluſtſchein 
ausSgefertigt, ſo unterliegt derſelbe der Stempel- 
gebübr und fol innert dreißig Tagen, bom Datum 
der Ausſtellung an, einregiſtrirt werden. 

3) Um die Vollziehung dieſer Beſtimmung zu über⸗ 
wachen, ſollen die Gerichtsſchreiber auf dem Berluft- 
ſcheine das Ausftelungsdatum erwähnen und den— 
ſelben den Betheiligten erſt nach der Einregiſtrirung 
aushändigen. 

4) Die Einregiſtrirungsbüreaux ſollen die Verluſtſcheine 
gleich bei deren Vorweiſung einregiſtriren, wenn 
bei eintretender 3ügerung Gefahr für die betheiligte 
Parlei vorhanden ifi. 

5) Sämmiliche mit Dem gegenwärtigen Kreisſchreiben 
nidt in Widerſpruch ſtehenden Beftimmungen des 
Runbdidreibens vom 28. Mai 1875 verbleiben in 
Kraft. 

Genehmigen Sie, geehrte Herren, die nn 
meiner vollfommenen Hochachtnng. 


Der Finanzdirektor: J. Wehkh-Reynold. 











Kreisſchreiben 


vom 23. Juli 1875. 


ne t se ne 


Die Sufisdirehtion des Vantons greiburg 
| an bie 


Friedensgerichte. 


Tit. 


Da unſere Strafgeſetzgebung hinſichtlich der Zuſtändig— 
keit der Strafgerichte in Fällen von Beleidigung nicht ganz 
klare Beſtimmungen enthält, fo wurde bezüglich der Inter⸗ 
pretirung der Art. 44 und 45 des Geſetzes über die Or⸗ 
ganiſation und Befugniſſe der Gerichtsbehörden in © traf- 
ſachen eine Reihe von Sragen aufgemworfen, melde Die 
Anklagekammer folgendermaben beantwortet bat. 

Unſer Strafgeſetzbuch unterjheidet zwei Arten Belei- 
digungen. Die erſtere und ſchwerere iſt die öffentliche Be— 
leidigung. Sie kann ſich entweder in Schrift oder dann 
in Wort in einer öffentlichen Anſtalt oder an einem öffent— 
lichen Orte kundgeben. Dieſes Vergehen unter dieſen zwei 
Geſtalten iſt im Art. 408 des Strafgeſetzbuches vorgeſehen. 
Die Anklagekammer bat unlüngit einen ihr unterbreiteten, 
bezüglichen Sal ber Suftänbigteit des Zuchtgerichtes suge- 
wieſen. 

Die zweite einfache Beleidigung iſt im Art. 462, Nr. 1, 
des Strafgeſetzbuches vorgeſehen. Laut Art. 45 der Ge- 





richtsorganiſation, beftätigt buxd Art. 300 der Girafpro- 
zeßordnung, iſt ber Sriebensridter einaig -befugt über dieſe 
Art Bertretung zu urtbeilen. Der Gejebgeber bat ſomit 
wabrideinlidermeife einen Irrthum begangen, wenn er im 
Art. 44 der ftrafredtliden Gerichtsordnung den Friedens⸗ 
gerichten in Beleidigungsfällen eine Rompetens einräumt. 
Dieſer Artikel wird wahrſcheinlich nie zur Anwendung 
kommen. 

Im Allgemeinen iſt die Zuſtändigkeit in Beleidigungs⸗ 
fällen folgendermaßen zu verſtehen: 


1) 


2) 


Das Zuchtgericht urtbeilt über die ôffentliben Be- 
leibigungen. Dieſelben find Gegenſtand des Art. 408 
des Strafgeſetzbuches. | 

Der Friedensrichter urtbeilt über die einfachen Bes 
leidigungen, tie fie im Art. 462 des Strafgeſetz⸗ 
budes vorgejehen find. Da einzig bie Art. 408 
und 462 des Gtrafgelebbudes von ben Beleidi- 
gungen banbeln, fo iſt daraus zu ſchließen, daß der 
Art. 44 der Gerichtsorganiſation in Strafſachen, 
welcher den Friedensgerichten in Beleidigungsfällen 
Zuſtändigkeit einräumt, keine Anwendung finden 
kann. 


Genehmigen Sie, Tit., die Berfiherung meiner aus⸗ 


gezeichneten Hochachtung. 


Der Juſtizdirektor: vaillant. 


= 40 .— 


Kreisſchreiben 


vom 30. Juli 1875. 





Der Stantsrath di Æantons Freiburg 


an die 
Oberamtmänner und Gemeinderäthe. 





Geehrte Herren! 


Um dem, uns durch den Regierungsrath des Kantons 
Bern ausgeſprochenen Wunſche nachzukommen, haben wir 
die Ehre, Ihnen nachfolgendes Kreisſchreiben, mit dem Gr: 
ſuchen zu übermachen, ſich, gegebenen Falls, nach den 
darin enthaltenen Inſtruktionen zu richten: 

„Der Art. 45, drittes Lemma, der Bundesverfaſſung 
„vom 29. Mai 1874, ſieht den Fall vor, wo die Nieder—⸗ 
„laſſungsbewilligung denjenigen Schweizerbürgern entsogen 
„wird, welche bauernd der ôffentligen Wohlthätigkeit zur 
„Laſt fallen, und deren Heimathgemeinde, beziehungsweiſe 
„Heimatkanton, eine genügende Unterſtützung trotz amtlicher 
„Aufforderung nicht gewährt.“ 

„Gemäß dem im Kanton Bern beſtehenden Reglemente, 
„betreffend die Verwaltung der Armen und der Niederge— 
„laſſenen, liegt die Verpflichtung, den berniſchen Bürgern 
„Unterſtützungen zukommen zu laſſen, in einer großen An⸗ 
„ahl von Fällen, der Gemeinde des pee Wohn · 
„ſitzes ſtatt der Heimatgemeinde ob.“ | 
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„Mit Rüdfibinabme auf biefe Umſtände, follen alle 
„amtlichen Unterſtützungsbegehren, melde im Sinne bdes 
„Art. 45, brittes Lemma, der Bundesverfaſſung, für die 
„im Ranton Freiburg niebergelaffenen Berner-Bürger ju 
nitellen find, meber an die Gemeindsbehörden des Heimat⸗ 
„ortes, noch benjenigen anbderer Ortſchaften bes Rantons, 
„wohl aber ausidlieplit an die Direftion des Armex- 
„weſens des Rantons Bern, geridtet werden. Diefelbe 
„wird bann bieje Begebren der betreffenden Gemeinde 
„übermachen, oder erlebigt biejelben, je nad ben Umftänden, 
„ſelbſt.“ 

Wir benützen dieſe Gelegenheit, um Ihnen, geehrte 
Herren, die Verſicherung unſerer Achtung an erneuern. 

Der Präfident: Paifant. 
Der Vize-Kanzler: À. Weizel. 


Kreisſchreiben 


vom 4. Auguſt 1875. 
Die ginanadirektion des Jantons Éreiburg 
an Die 
Ctaatseinnebmer, Gerichts⸗ und Oberamtsſchreiber. 


Geebrte Herren! 


Es wurden bezüglich des Stempelgeſetzes mebrere 
Fragen aufgeworfen, welche behufs einheitlicher Anwendung 
des fraglichen Geſetzes beantwortet wurden, wie folgt: 
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1) Kraft Art. 22 des Stempelgeſetzes find Klagen, 


2) 


Anzeigen und Rapporte wegen Bergeben und Ueber- 
tretungen der Stempelgebühr förmlich entboben. 
Demzufolge ſoll der Stempel fix ſolche Akte nie- 
mals angewendet oder in Rechnung gebracht werden, 
und zwar auch dann nicht, wenn der Sache Folge 
gegeben wird und dieſe Akten der Strafprozedur 
beigefügt werden. 

Saut Art. 25, litt. h, find die Strafprozeduren, 
im Falle von Zahlungsfähigkeit des Verurtheilten 
dem Viſum an Stempelſtatt (ordentliches Viſum) 
unterworfen. 

Es hat ſich nun begreiflicherweiſe der Gebrauch 
geltend gemacht, die Prozedur der Formalität des 
ordentlichen Viſum's durch den Einnehmer nicht zu 
unterbreiten. Der Gerichtsſchreiber weiß nicht, ob 
der Verurtheilte zahlungsfähig und belangbar iſt, 
während andererſeits der Staatseinnehmer einen At 
nur gegen baare Bezahlung an Stempelſtatt viſiren 
kann. Der Zweck des Geſetzes wird folgendermaßen 
erreicht: Die Gerichts- und Oberamisſchreiber tragen 
bei Aufſtellung einer Strafkoſtenliſte die für die 
Prozedurakten ſchuldigen Stempelgebühren zu Laſten 
des Partikularen ein. Iſt der Verurtheilte 3ablungs- 
fäbig, fo wird Die Stempelgebühr bei Bezablung 
der Liſte zugleich mit ben übrigen Roften entridtet, 
und iſt berlelbe 3ablungsunfübig, fo finbet die 
durch bas Geſetz vorgelebene Ausnahme burd Die 
Thatſache der Nichtbezahlung ſelbſt ibre Anwen⸗ 
dung. Mag die Koſtenliſte bezahlt oder nicht bezahlt 
werden, es bat die Stempelgebühr immer dasſelbe 
Los8, tie die übrigen Koſten. 

Die Gerichts- und Oberamisidreiber ſollen in 

30 


3) 


4) 


5) 
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den Koſtenliſten die Stempelgebühr befonders er- 
wähnen. Es ift fomit nidt nôtbig, ben Ginnebmern 
die Prozeduren gum Viſum an Stempelſtatt ju 
untetbreiten. Die Ginnebmer find jebod vollfommen 
beredtigt und werden fogar gut thun, die Droges 
duren bon Zeit au Seit au unterſuchen, um fit zu 
berfidern, ob die Stempelgebäbr wirklich und richtig 
in Rednung gebradt wurbe. 

Bei Berechnung der Stempelgebübr wird der einfache 
Stempel für alle Aften der Prozedur in Anwen⸗ 
dung gebradt, mit Ausnahme der Angeige oder 
Klage, jo 3. B. für den Vorladungsbefehl, die Vor⸗ 
labungen, Briefe 2c. und zwar fo, ba 4 Schreibſeiten 
des Gerichtsſchreibers auf einen Franken au fteben 
fommen. Wenn id [age : Anwendung des einfaden 
Stempels, jo ift dieſes für die Roftenlifte und nicht 
fix die wirkliche Anwendung des Stempels auf 
dieſen Aktenſtücken zu verſtehen. 

Im Falle einer Unterziehung vor dem Oberamt⸗ 
manne oder dem Gerichtspräſidenten iſt keine Koſten⸗ 
liſte aufzuſtellen. Da jedoch in dieſen Fällen der 
Verurtheilte zahlungsfähig iſt, ſo ſollen ſowohl 
die Gerichts⸗ als Oberamtsſchreiber den Stempel 
auf den Vorladungsbefehlen, den anderweitigen 
einzelnen Aktenſtücken und gemachten Schreibereien 
anbringen. In dieſem Falle iſt jedes Stück wirt- 
lich zu flempeln und zwar entweder vermittelſt An⸗ 
wendung der beweglichen Stempel der Gerichts⸗ 
ſchreiber, für welche die Gebühr ſofort bezogen wer⸗ 
den kann, oder durch Ueberſendung der Alten an 
den Staatseinnehmer, welcher die Stempelgebühr 
zugleich mit der Buße einzieht. 

Hat eine Unterſuchung kein Urtheil zur Folge, ſo 


6) 
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ift ber Stempel nidt in Rednung ju bringen und 
im Verzeichniß der Gtraffaden obne Folge nidt 
au erwähnen. Da two keine Verurtheilung vorbans 
ben, ift ber Budftabe h des Art. 25 des Geſetzes 
nidt anwendbar. 

Das Protokoll der amtlichen Güterverzeichniſſe ift 
der ©tempelgebiübr unterworfen, wenn die Erb— 
oder Nachlaſſenſchaft angenommen wird. Wird 
letztere ausgeſchlagen, ſo theilt das Güterverzeichniß 
mit dem Geldstagsrodel das gleiche Loos: dasſelbe 
wird naͤmlich geſtempelt, wenn die Aktiv⸗ die Paſſiv⸗ 
maſſa überſteigt. 


Genehmigen Sie, geehrte Herren, die Verſicherung 


meiner vollkommenen Hochachtung. 


Der Finanzdirektor: £ Weck-Reynold. 


Kreisſchreiben 
vom 7. Auguſt 1875. 


—— 


Die Juſiedirektion des Hantons greiburg 


an die 


Bezirks⸗, Friedensgerichts⸗ und Oberamtsſchreiber. 


Meine Herren! 


Unterm 3. Jänner 1868 hatte ich die Ehre die Bezirks⸗ 
gerichtsſchreiber einzuladen, ſie möchten, ſo oft ein Verur⸗ 
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theilter Kaſſation eines sudtgeridtliden Urtheils verlangt, 
den betreffenden Staatseinnehmer ſofort davon in Rennt- 
niß ſeßen. | 

Deute madt fit bas Bedürfniß geltend, dieſe Ginla- 
dung aud an bie Friedensgerichts- und Oberamts{reiber 
ergeben ju laffen. — So oft ein Berurtheilter Raffation 
eines vom Geridte, Sriebensgeribte oder vom Oberamte 
gefällten Urtheils (Berurtheilungen ju einer Be inbegriffen) 
verlangt, ift ber Gtaatseinnebmer Ihres Bezirkes unverzüg⸗ 
lit hievon zu benadridtigen, bamit lebterer nidt frühzei⸗ 
tige, unnütze und für ben Fiskus nadtheilige Betreibungen 
gegen ben Verurtheilten anbebe. 

Iſt bas Urtheil vom Obergeridt in Folge des Rafa- 
tionsbegehrens einmal gefällt, ſo iſt dem gleichen Beamten 
ebenfalls unverzüglich, zu ſeinem Verhalt, vom Reſultate 
Kenntniß zu geben. 

Genehmigen Sie, geehrte Herren, die Verſicherung 
meiner vollkommenen Hochachtung. 


Der Juſtizdirektor: daillant. 


Kreisſchreiben 
vom 10. Wintermonat 1875. 
Die Juſtiedirektion des Vantons Freiburg 
an die 
Gerichtspraſidenten und Friedensrichter. 


Geehrte Derreni 
Man beklagt ſich bisweilen noch immer, daß die Ge⸗ 
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ridtépräfibenten und Friedensrichter Perſonen als Redts- 
anwälte bulben, melde dazu nicht befugt finb. 

Demnad bin id fo frei, Ihnen mein Kreisſchreiben 
vom 25. Somung 1875 in Erinnerung ju bringen und 
auf Die am Fuße des am 1. April gleiden Jabres von 
der Suftibireltion ausgeatbeiteten Verzeichniſſes der Für⸗ 
fpreder und Betreibungsagenten angebradten Bemertungen 
aufmerkſam zu maden. Ueberdieß empfeble 19 den Frie⸗ 
densrichtern dringendſt übelbeleumbeten Perſonen, welche 
als Vollmachtträger oder Vertheidiger auftreten wollen, 
den Zutritt ſtrenge zu verweigern. 

In der Hoffnung auf gründliche Beſeitigung dieſer ſo 
oft gerügten Uebelſtände, zeichnet mit ausgezeichneter Hoch— 
achtung 

Der Juſtizdirektor: vaillant. 


Krreisſſchreiben 


vom 22. Wintermonat 1875. 


— 


Der Staatsrath des Vantons greiburg 


an Die 
Oberamtmiünner. 


Geebrter Herr Oberamtmann! 
Es ift Ihnen nidt unbefannt, daß die dem Art. 81 


der Bunbdesverfaffung über Hanbelë- und Gemerbefreibeit 
gegebene Auslegung uns genüthigt bat, die Eröffnung einer 
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Umabl neuer Wirihſchaften ju beilligen. Einzig die Zahl 
der Pinten bat ſich jeit ber Mitte des lebten Jahres bei- 
nabe verdoppelt. 

Dieſe plôblite Bermebrung der Wirthſchaften mufte 
nothwendigerweiſe aud die Zahl der Mißbräuche vermebren, 
und e8 ift beute dringend gemorben, bieje lebtern kräftigſt 
au befämpfen, bevor fie in einer für die öffentliche Ordnung 
und das Wohl des Lanbes allzuverderblichen Weiſe um ſich 
gegriffen haben. 

Wir bitten Sie demnach, geehrter Herr Oberamtmann, 
ſowohl die alten als die neuen Wirthſchaften Ihres Bezir⸗ 
kes ſtrenge zu überwachen und insbeſondere folgende Wei⸗ 
ſungen zu befolgen: 

J. Bot Allem bringen wir Ihnen in Erinnerung, daß 
Sie jetzt einzig und allein kompetent ſind zur Verhän⸗ 
gung der im Wirthſchaftsgeſetze vorgeſehenen Strafen, daß 
die Gerichte, mit Ausnahme der in Art. 118 und 119 
feſtgeſetzten Strafe betreffend die Schließung der Wirth⸗ 
ſchaften, ſich nicht mehr mit dieſen Fragen zu befaſſen 
haben. Tritt einer der im Art. 118 vorgeſehenen Fälle 
ein, ſo haben Sie jedesmal dem Staatsrathe Bericht zu 
erſtatten und bei dieſer Behörde die im Art. 119 gutge— 
heißene adminiſtrative Sbliepung der Wirthſchaft au bean- 
tragen. 

In allen übrigen Fällen haben Sie felbft, kraft Art. 46 
der GeribtSorganifation vom 29. Mai 1869, ſowie Art. 4 
des Ergänzungsgeſetzes über die Wirthſchaften bom 12. Mai 
1875, zu urtheilen. 

IT. Ganz beſonders aber baben Sie dafür zu waden, 
daß die Schließungsſtunde pünktlich eingehalten merde. Es 
iſt durch die Erfahrung bewieſen, daß nächtliche Unruhen, 
Rauf⸗ und Schlaghändel, Angriffe meiſtens nach ſpäter 
Verlaſſung der Wirthſchaften vorkommen. 
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Bu dieſem Bebufe ertheilen Sie den Landjägern über 
die vorzunehmenden Befude und Runbdreijen poſitive Wei— 
fungen, obne bah biejelben für jeben eingelnen al 
einen beſonderen Befehl abzutvarten haben. Sie ftellen 
ibnen bas allgemein einzuſchlagende Berfabren feft und 
beftimmen die Stunbde, wo die ſtrenge Ueberwachung beginnt. 
Konnen Sie vorausfeben, bai ba ober bort Mißbräuche 
vorkommen, ſo ordnen Sie von Zeit zu Seit auberorbent- 
liche Beſuche an. Sie tragen ſämmtliche Uebertretungen, 
ohne Ausnahme, welche Ihnen von den Landjägern oder 
ſonſtigen Polizeibedienſteten verzeigt werden, in's Ober⸗ 
amtsprotokoll ein und beſtrafen alle infolge Unterſuchung 
erwieſenen Uebertretungen. 


III. Wir laden Sie dringend ein, die in Art. 10 
vorgeſehene Bewilligung zur Verlängerung der Schließ⸗ 
ſtunde nur ſo ſelten als moͤglich zu ertheilen. Sie ertheilen 
dieſelbe ſchriftlich mit Angabe der Beweggründe und erſt 
nachdem die im genannten Artikel vorgeſehenen Formalitäten 

erfüllt find. 
Dieſe Bewilligungen ſollen von den Wirthen den 
Landjägern, wenn letztere nach der Schließſtunde die Wirth⸗ 
ſchaft betreten, auf Verlangen vorgewieſen werden. 

Ueberdieß werden Sie die Landjäger des betreffenden 
Kreiſes von allen ertheilten Bewilligungen in Kenntniß 
ſetzen, um den bedauerlichen Konflikt zu vermeiden, der 
leicht entſtehen könnte, wenn ein Landjäger fit einfinden 
und die Anweſenden auffordern würde, eine Wirthſchaſt 
au verlaſſen, welche die gehörige Erlaubniß zur Berlänge- 
rung der Schließſtunde eingeholt hat. 

Außerdem iſt es von Wichtigkeit, daß die Landjäger 
von der verlängerten Schließſtunde Kenntniß haben, um 
die Vollziehung dieſer Bedingung zu überwachen. 
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IV. Damit wir in Stand gejebt jeien, uns über bie 
Thätigkeit der Landjäger in Hinſicht der Uebermadung 
der öffentlichen Wirthſchaften Rechnung zu geben, und die 
den Klagen gegebenen Folgen zu kontrolliren, haben wir 
beſchloſſen Sie einzuladen, der Polizeidirektion jeden Monat 
die Angabe des über jeden eingelangten Bericht getroffenen 
Entſcheides zu übermachen. 


Ihrerſeits werden die Landjäger ſämmtliche Ueberzre— 
tungen, die ſie verzeigen, in ihre Tages- oder Halbmonats⸗ 


berichte eintragen, welche durch Vermittlung des Land⸗ 


jägerkommandanten, alle vierzehn Tage der Polizeidirektion 
übermacht werden. 

Letztere wird uns über das Ergebniß der Kontrolle 
dieſer zwei Mittheilungen Bericht erſtatten. 

Zur Erreichung dieſes feſtgeſetzten Zweckes iſt erforder⸗ 
derlich, daß ſämmtliche Rapporte der Landjäger wegen 
Uebertretungen des Wirthſchaftsgeſetzes ꝛc. auf dem Ober- 
amte protokollirt werden. 

V. Die Staatseinnehmer ſehen ſich oft in der Un- 
moͤglichkeit, infolge von Zahlungsunfähigkeit oder Ver—⸗ 
ſchwinden des Konzeſſionärs, zur Bezahlung des Preiſes 
von zeitweiligen Patenten zu gelangen. 

Zur Verhütung dieſes Nachtheils haben wir beſchloſſen, 
es ſolle in Zukunft, bei der Eingabe eines Geſuches zur 
Bewilligung eines Patentes von acht Tagen oder weniger, 
der Preis des Patentes nebſt allen Emolumenten auf 
Ihrem Büreau hinterlegt werden. Es wird kein Patent 
bewilligt, wenn Sie in. Ihrem Gutachten nicht erwähnen, 
daß die erforderliche Summe bei Ihnen zur Verfügung ſteht. 

Das Geſagte kurz zuſammenfaſſend, haben wir die 
Ehre Ihnen mitzutheilen, daß Sie in Zukunft folgende 
Regeln zu beobachten haben: 





1) 


2) 


3) 


4) 


5) 
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Kraft Art. 46 der GeribtSorganijation vom 29. Mai 
1869 und Art. 4 des Wirthſchaftsgeſetzes vom 
12. Mai 1875 urtbeilen bie Oberamtmänner über 
ſämmtliche Uebertretungen des Wirthſchaftsgeſetzes 
vom 14. Mai 1864 (Sang inbegriffen, Art. 131) 
und fünnen die in Art. 118 und 119 vorgejebenen 
Uebertretungen nur auf Gutadten des Staatsrathes 
den Geridten überweiſen. 

Gie überwachen die Schließſtunden und geben in 
dieſer Dinfidt ben Landjägern genaue Anleitungen, 
indem fie Die Stunde, ſowie Die Art und Weiſe 
beftimmen, wie die gemibnliden Beſuche vorzuneh⸗ 
men find. Sie ordnen auberotdentlide Belude an, 
über welde fie fit beſondern Beridt erftatten lafjen. 
Sie follen die in Art. 101 vorgelebenen Bemilli- 
gungen zur Serlüngerung der Schließſtunden môg- 
lichſt beſchränken. 

Dieſe Bewilligungen ſollen ſchriftlich, mit Angabe 
der Gründe, ertheilt werden. Es iſt davon den 
mit der Ueberwachung der betreffenden Wirthſchaft 
beauftragten Landjägern zu gehöriger Zeit Kenntniß 
zu geben. 

Es wird von den ertheilten Bewilligungen No⸗ 
tiz genommen, und ihre Zahl ſoll in bem im nad- 
ſtehenden Art. 6 erwähnten Berichte angegeben 
werden. 

Alle von den Landjägern wegen Uebertretung des 
Wirthſchaftsgeſetzes eingereichten Klagen ſollen in's 
Oberamtsprotokoll aufgenommen werden und der 
Oberamtmann bat über jeden Fall förmlich abzu⸗ 
ſprechen. 

Die Landjäger tragen alle gemachten Anzeigen in 
ire Tages- und Halbmonatsberichte ein. 


6) 


7) 


8) 


— A — 


Dieje Beridte merden burd Bermittlung des 
Lanbjägerfommanbdanten der Polizeidirektion über⸗ 
macht. 

Innert den erſten zehn Tagen eines jeden Monats 
erſtattet der Oberamtmann der Polizeidirektion Be- 
richt über die ertheilten Bewilligungen und die 
Folge, welche den im verfloffenen Monat gemachten 
Anzeigen gegeben wurde. 
Die Polizeidirektion ihrerſeits berichtet dem Staats- 
rathe über das Ergebniß ihrer Kontrolle der in den 
beiden vorhergehenden Artikeln vorgeſehenen Mit⸗ 
theilungen. 
Bei Eingabe eines außerordentlichen Konzeſſionsgeſu⸗ 
ches von ein bis 10 Tagen ſoll der im Art. 57 vor⸗ 
geſehene Betrag nebſt allen Emolumenten auf dem 
Oberamteibüreau hinterlegt werden. Der Preis 
hiefür iſt feſtgeſetzt, wie folgt: 

Sir einen Tag, Patent nebſt Stempelgebühr 

Fr. 6, Emolument Fr. 2.50, zuſammen Gr. 8.50 ; 

Fur amei Tage, Patent nebſt Stempelgebübr 
Fr. 11, Emolument Gr. 2.50, sujammen Gr. 13.50. 
Für drei bis at Tage, Patent nebft Stem- 
pelgeblübr Fr. 21, Emolument Gr. 2.50, zuſam⸗ 

men Fr. 23.50. 

Der Oberamtmann bat diele Hinterlage in feinem 
Gutadten zu erwäbnen und übermadt nad erhal⸗ 
tener Anzeige der Bewilligung des Patentes, den 
Betrag hiefür nebft der Stempelgebühr dem Staats- 
einnebmer. 

Im Broyebezirk bat der Oberamtmann ben 
Preis des Patentes nebſt der Stempelgebühr für 
ben gangen Bezirk bem Staatseinnehmer des erften 
Rreifes in Stüfis au übermachen. 
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9) Die Poligeidireltion wird ben Landjägern Die zur 
Beobadtung des Art. 5 erforderliden Anmeijungen 
ertheilen. 

In der Ueberzeugung, daß Sie, geehrter Herr Ober- 
amtmann, die große Wichtigkeit einer guten Wirthshaus⸗ 
polizei einſehen, ihren Einfluß auf die Ordnung, den Frie— 
den, die öffentliche Moral, bas materielle Wohl des Ran- 
tons keineswegs mißkennen und ſomit die pünktliche Beob⸗ 
achtung der vorſtehenden Weiſungen anſtreben werden, 
haben wir die Ehre, Sie unſerer vollen Hochachtung zu 
verſichern. | 

Det Prüjibent: Bailant. 
Der Kanzler: £ Bourgknecht. 


Kreisſchreiben 


vom 3. Chriſtmonat 1875. 


—ii — 


Die Simmedirehtion des Vantons Freiburg 


an die 
Friedensrichter und Hypothekenbeamten. 


Geehrte Herren! 


Da die Vorſchriften des nachſtehenden Kreisſchreibens 
der Juſtizdirektion vom 1. Hornung 1868 von den Beam- 
ten nidt immer beobadtet werden, ſo find wir jo frei 
Ihnen dasſelbe bebufs — Beobachtung in Erinnerung 
zu bringen. 
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Die Inſtiedirektion 
an Die 
Friedensrichter 
und die Sinanedirehtion 


an Die 
Hypothekenbeamten. 


Geehrte Herren! 


Es kommt häufig vor, daß wegen Nichterſcheinen vor 
bem Friedensrichter oder bem Friedensgerichte au Gelb- 
buben verurtheilte Perſonen fit bebufs Nachlaß der Bube 
etft bann an die gebadten Behörden wenden, wenn die 
Bußenverzeichniſſe bereits dem Hypothekenamte übermacht 
und letzteres ſogar die Betreibung angehoben hat. 

Wenn nun die Friedensrichter ſolche Schuldner von 
der Buße freiſprechen, ſo verurſachen fie der Verwaltungs⸗ 
behoͤrde Unbeliebigkeiten jeder Art. 

In erſter Linie iſt nämlich zu bemerken, daß die Hy— 
pothekenbeamten gegenüber dem Staatsſchatzamte für dieſe 
Bußen debitirt find, und jeden Augenblick mit Geſuchen 
zur Bewilligung von Abſchreibungen einlangen müſſen, 
um ihre Kontrolle mit derjenigen des Staatsſchatzamtes in 
Uebereinſtimmung zu bringen. 

Ein wichtigerer Umſtand iſt ferner dieſer: Die Sbuld- 
ner ſolcher Bußen, im Beſitze eines Rachlaßſcheines ab 
Seite des Friedensrichters, widerſetzen ſich, geſtützt auf dieſes 
Aktenſtück, der Bezahlung der vor dem Nachlaß der Buße 
ergangenen Betreibungskoſten. 
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But Verhütung biejer Unannebmlidieiten laden wir 
die Friedensrichte — die Friſt zur Geltendmachung be- 
griinbeter Wiederherſtellung für die Schuldner vorbebalten 
— ein, folgenden Weiſungen nachzuleben: 


1) 


2 


’ 


4) 


Die Buben wegen Nichterſcheinen fünnen erft nach 
Ablauf von 15 Tagen erlaſſen werden, welche auf 
die Zahlungsaufforderung (Brief) des Hypotheken⸗ 
beamten folgen. 

Bevor fid die Friedensrichter mit der Nachlaßfrage 
beldäftigen, baben fie fit von ben Sdulbnern bie 
ab Geite des Hypothekenamtes ergangene Zahlungs⸗ 
auffotberung vorweiſen zu laſſen, um fid au ver- 
fichern, daß die 15 Tage wirklich verfloſſen finb. 
Wird die Buße erlaſſen, ſo ſetzt der Friedensrichter 
den Hypothekenbeamten, Vorſteher des Einregiſtri⸗ 
rungsbüreau's, unverzüglich davon in Kenntniß. 
Die Hypothekenbeamten ſollen bon der Finanzdirek⸗ 
tion eingeladen werden, ein regelmäßiges Verzeichniß 
der an die Schuldner von Bußen gerichteten Briefe 
zu führen, um nöthigenfalls den Beweis erbringen 
au können, daß die Zahlungsaufforderung wirklich 
an die Schuldner gerichtet wurde. 


Genehmigen Sie, geehrte Herren, die Verſicherung 
unſerer ausgezeichneten Hochachtung. 


Der Finanzdirektor: Der Juſtizdirektor: 
£. Weck- Keynold. Vaillant. 
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Kreisſchreiben 


vom 15. Chriſtmonat 1875. 


nn D... 


Die Boliseidirehtion des Vantons eiburg 
an Die 


Oberamtmrünner. 


Geebrter Herr Oberamtmann! 


Die often für die infolge von Eifenbabnunfüllen 
eingeleiteten Unterjudungen find in Gemäßheit des Kreis⸗ 
ſchreibens vom 29. Juni 1874 (Gefebesfammliung, Band 
43, ©. 437) vom Bunde zurückzuzahlen, wenn der Unter⸗ 
ſuchung teine ribterlide Solge gegeben, wenn der Beſchul⸗ 
digte freigefproden wird, oder zahlungsunfähig ift. 

Um dieſer Rückzahlung nicht verluſtig zu werden, 
müſſen, laut bon der Bundesbehörde unterm 7. ds. Ms. 
erlaſſenen Weiſungen, folgende Bedingungen erfüllt ſein: 

1) Das eidgenöſſiſche Eiſenbahndepartement iſt unver⸗ 
züglich von jedem Eiſenbahnunfalle zu benachrichtigen. 
Sie werden mir ſomit baldmöglichſt die in Art. 6 
des vorerwähnten Kreisſchreibens vorgeſehene bot- 
läufige Anzeige übermachen. 

2) Die Unterſuchung ſoll in regelmäßiger Form geſche⸗ 
hen. Sie werden ſomit jedesmal, ſelbſt in Fällen 
von allergeringſter Wichtigkeit, einen Verbalprozeß 
aufſtellen, und nie den Weg einfacher Korreſpondenz 
einſchlagen. 
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3) Die Softenlifte fol nach Erledigung jedes eingelnen 
dalles ſofort ber zuſtändigen Behörde übermacht 
werden. Sie werden ſomit dieſelbe der Finanzdirek⸗ 
tion übermitteln, ſobald Sie vom Ausgang der 
Unterſuchung in Kenntniß geſetzt ſind. Der Titel 
der Liſte ſoll das Datum, die Art des Unfalles, 
ſowie den Ort, wo derſelbe vorgekommen iſt und 
den in Sachen getroffenen Entſcheid angeben. 

In der Hoffnung Sie werden, geehrter Herr Ober⸗ 
amtmann, eintretenden Falls dieſen Weiſungen nachkommen, 
entbietet Ihnen die Verſicherung ſeiner ausgezeichneten Hoch⸗ 
achtung 


Der Polizeidirektor: Bb. Fournier. 


Inhalts· Verzeichkniss. 


A. 


Abſtimmung, fiebe Wahlen. 

Aemter, öffentliche, Prüfung der Bewerber. on vom 
17. Herbſtmonat, ©. 200. 

Aerzte, Tarif in Sachen gerichtlicher Medizin vom 3 Herbſt⸗ 
monat, S. 257. 

Altenryf, Austauſch eines Theiles der Domäne La⸗Souche 
mit der Normalſchule. Dekret vom 7. Mai, S. 207. 

Angeſtellte, fiche Staatsangeſtellte. 

Anſtellungen, öffentliche, Prüfung der Vewerber. Beſchluß 
vom 17. Herbfſtmonat, ©. 269. 

Apotheker, Tarif in Saden geridtlider Medizin vom 5. 
Herbſtmonat, ©. 257. 

Armenpflege van anderer Rantone. Bundesgeſetz 
vom 22. Juni, S. 398. 

— des Kantons Bern. Sreisi@reiben vom 30. qui 
SG. 463. 

Arruffing, Viehbann aufgeboben. Beſchluß bom 29, Ja⸗ 
nuar, S. 98. 

Aſſiſen, fiebe Geſchwornenwahlen. 

31 
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Auslänber, Niederlaſſungsbewilligungen. Beſchluß bom 26. 
Bintermonat, S. 389. 

Ausland, ſiehe Fremde. 

Auslieferungsvertrag zwiſchen der Schweiz und Großbri⸗ 
tannien, S. 121. 


B. 


Badoud, Julius, nimmt ſeine Entlaſſung als Großrath, 
S. 158, 179. 

Baccalaureatendiplome. Beſchluß vom 26. Gornung, 25 
MBeinmonat, S. 338. 

Bann, ſiehe Viehbann. 

Barras, J. C., nimmt ſeine Entlaſſung als Großrath, 
S. 232, 244. 

Beamte, fiche Staatsbeamte. 

Beerbigung und Sriebbofpoligei. Beſchluß vom 25. Jan., 
S. 95. 

—— armer Angehoͤriger anberer Kantone. Bundesgeſetz 
vom 22. Juni, S. 398. 

Beleidigungen, Gerichtsſtand. Nreisſchreiben vom 23. Juli, 
S. 461. 


Beiſitzer der Friedensgerichte, Bewilligung von Kundmachun⸗ 
gen. Kreisſchreiben vom 11. Hornung, S. 443. 
Bern, Armenweſen. Kreisſchreiben vom 80. Juli, S. 468. 
Berſet, J. M. von Cormerath, Nachlaſſenſchaft. Dekret vom 

25. Auguſt, ©. 254, 
Berſetia, ſiehe Berjet. | —— 
Bettagsfeier, eidgendifijhe. Beſchluß vom 6. Herbſtmonat, 
S. 264. 


Beſchimpfung in Religionsſachen, Abänderung des Straf⸗ 
geſetzbuches, S. 489. 
Bezirksgerichte, Tarif der Geſchäftsagenten. Kreisſchreiben 
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st 


vom 25. Hornung und 10. Wintermonat, ©. 444, 
446, 468. | 

Bezirksgerichte, Einregiſtrirung der Verluſtſcheine. Kreis⸗ 
ſchreiben vom 28. Mai und 21. Juli, S. 452, 459. 

Bezirksgerichtsſchreiber, Stempel der Strafprozeduren. Kreis⸗ 

| ſchreiben vom 4. Auguſt, ©. 464. 

—— Kaſſationsbegehren, erſtinſtanzlicher Urtheile. Kreis⸗ 
ſchreiben vom 7. Auguſt, S. 467. 

Betreibungsagenten ſollen ihren Tarif beſſer beobachten. 
Kreisſchreiben vom 25. Hornung und 10. Winter⸗ 
monat, S. 444, 446, 468. 

Bettel, ſiehe Armenpflege. 

Brandverſicherungsſteuer für 1874 feſtgeſetzt. Beſchluß vom 
2. Auguſt, S. 250. 

Bundesgeſchworne, Wahlen. Beſchlüſſe vom 1. Weinmonat 

. und 5. Wintermonat, S. 274, 337. 

Buben, Bezug. Reglement vom 29. Jänner, S. 99. 

—— Bezug, Geſetz vom 27. Auguſt und Beſchluß vom 25. 
Beinmonat, ©. 318, 324. 

—— wegen Nichterſcheinung, Nachlaß. Kreisſchreiben vom 
3. Chriſtmonat, ©. 475. 


C. 


Cerniat, Beitrag zu einer Straßenverbindung mit Boll⸗Bol⸗ 
tigen. Dekret vom 11. Mai, S. 225. 

Chaney, Gerichtspräſident, in ben Nationalrath gewählt. 
S. 274, 335. 

Chapelle und Menieres, Strabenverbindung mit Groß⸗Com⸗ 
bremont, Safel und Seterlingen. Defret vom 19, 
Bintermonat, S. 381. 6 

Givilftanb, fiche Zivilſtand. 

Cormerath, Erbſchaft Berjet. Defret vom 25. Aug., S. 254. 


iv 


Corminboeuf⸗Gumſchen, Beitrag für Stra ßenbaute bewilligt. 
Dekret vom 14. Dai, S. 229. 


D. 


Dampfſchiff⸗ und Eiſenbahnangeſtellte ſollen beim Referen⸗ 
dum betreffend Zivilſtands- und Ehegeſetz ſtimmen 
können, ©. 183. 

Dampfſchifffahrtsunternehmungen, Haftpflicht bei Tödtun⸗ 
gen und Verletzungen. Bundesgeſetz vom 1. —— 
nat, S. 400. 

Drabtbriden. Beſchluß vom 24. März betreffend den Bet: 
kehr, S. 134. 


E. 


Ehe⸗ und Zivilſtandsgeſetz, eidgenöſſiſches. Beſchlüſſe vom 
16. April und 7. Mai betreffend Volksabſtimmung, 
S. 172, 183. 
— — Text, ©. 184 
—— — Kantonale Erlaſſe: 
Geſetz vom 26. Auguſt über Organiſation des 
Zivilſtandes, ©, 358. 
Beſchluß vom 20. Herb#monat betreffend Preis: 
eintheilung, S. 358. 
Verordnung vom 24. Bintermonat betreffend 
Organijation, S. 368. 
Beſchluß vom 29. Mintermonat betreffend den 
Stempel für Auszüge, S. 375. 
Geſetz vom 27. Wintermonat betreffend Ehe⸗ 
ſcheidung, ©. 405. 
Gi und Handgelübde. Geſetz vom 27. Wintermonat, 
S. 441. 


\ 
Eidgenöſſiſche Bettagsfeier. Beſchluß vom 6. Herbfimonat, 
S. 264. Fa 


Einkommengſteuer, fiebe Vermögensſteuer. 

Einregiſtrirung der Unterziehungen. Kreisſchreiben vom 23. 
April, S. 450. 

—— der Verluſtſcheine. Kreisſchreiben vom 28. Mai und 
21. Juli, ©. 452, 459. | 

—— der Berläufe von Waldungen. Kreisſchreiben vom 
28. Mai, S. 454. 

Einregiſtrirungsbüreaux ſollen die Bußen einziehen, S. 99. 

— — Nachlaß der Bußen wegen Nichterſcheinen, S. 475. 

—— ſollen ſämmtliche Geldbußen einziehen. Geſetz vom 
27. Aug. und Beſchluß vom 25. Meinm., S. 318, 
324. 

Einregiſtrirungsgebühr ber Erbtheilausgleichungen. Geſetz 
vom 15. Wintermonat, S. 350. 

Einregiſtrirungs⸗ und Hypothekenbüreau Ueberſtein mit 
demjenigen bon Stäfis vereinigt. Beſchluß tom 22, 
Brachmonat und Dekret vom 10. Wintermonat, 
S. 242, 344. | 

Cijenbabnen, Haftpflidt bei Tödtungen und Berlebungen, 
Bunbdesgeleb vom 1. Heumonat, S. 400. 

Cijenbabnangeitellte ſollen an bder Abſtimmung Über bag 
Zivilſtands- und Ehegeſetz Theil nebmen lonnen, 
S. 183. 

—— u. Arbeiter, polizeiliche Beaufſichtigung. Beſchluß 

vom 23. April, S 176. 

Eiſenbahnunfälle, Unterſuchung. Kreisſchreiben vom 15. 
Chriſtmonat, S. 478. 

England. Auslieferungsvertrag mit der Schweiz, S. 121. 

Enteignungen bei Viehſeuchen. Geſetz vom 8. Mai, S. 211. 

Erbſchaft des J. M. Berſet von Cormerath fällt dem Staate 
zu. Dekret vom 25. Auguſt, ©. 254, 


VI 


Erbſchaftsſteuer der Erbtheilausgleichungen. Geſetz vom 15. 
Mintermonat, S. 350. 

Erbtheilausgleichungen, Steuer. Geſetz vom 15. Winter⸗ 
monat, S. 350. 

Erſatzmänner der Friedensgerichte, Bewilligung von Rund- 
madungen, ©. 443. 

Erziehungsweſen. Organifation der Studienkommiſſion. Be⸗ 
ſchluß vom 29. Jänner, S. 105. 

—— Baccalaureatendiplome. Beſchluß vom 26. Hornung, 
25. Weinmonat, S. 338. 

—— vorberathende Studienkommiſſion der Sektion Murten. 
Beſchluß vom 8. Wintermonat, S. 338. 

Expropriationen bei Viehſeuchen. Geſetz vom 8. Dai, 


S. 211. 
F. 


Finanzdirektion, Organiſationsgeſetz abgeändert. Geſetz vom 
18. Wintermonat, S. 379. 

Fiskalbußen, ſiehe Bußen. 

Forſtinſpektoren. Geſetz vom 15. Mai betreffend Reiſeent⸗ 
Ichädigungen, S. 236. 

Fracheboud Peter nimmt ſeine Entlaſſung als Großrath, 
S. 232, 244. 

Freiburg, Verkehr auf den Drahtbrücken. Beſchluß vom 24. 

Maärz, ©. 134. 

—— Plaffeyen, Strabenbaute. Defret vom 7. Mai, S. 209. 

—— Bergrüberung des Regierungsgebäudes. Delret vom 
15. Mai, S. 231. 

Fremde, Ronforbat zum Sdube junger Leute, S. 394. 

Stiebensgeridte, Benilligungen von Kundmachungen burd 
Beifiter und Erſatzmänner. Kreisſchreiben vom 11. 
Dornung, ©. 445. 
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Friedensgerichte, Beobachtung des Tarifs der Geſchäfts⸗ 
agenten. Kreisſchreiben vom 25. Hornung und 10. 
Wintermonat, ©. 444, 446, 468. 

—— ſollen von Todesfällen benadbridtigt werden. Kreis— 
ſchreiben vom 10. Juni, S. 458. 

—— Zuſtändigkeit in Beleidigungsfällen. Kreisſchreiben 

| vom 23. Juli, ©. 461. 

—— Kaſſationsbegehren erflinftanslider Urtheile. Sreis- 
jreiben vom 7. Auguſt, S. 467. 

—— Nachlaß der Bußen megen Nidterideinen. Kreis— 
ſchreiben bom 3. Gbriftmonat, ©. 475. 

Friedhofpolizei, kantonale. Beſchluß vom 38. Jänner, 
S. 95. 

Fuchsjagd, du Vorſchriften. Veſchluß vom 20. Auguſt, 
S. 251 | 


Fürſprecher, fiehe Rechtspatente. 


Gebäudeverſicherungsſteuer für 1874 feftgelebt. Beſchluß 
vom 2. Auguſt, S. 250. 

Geburtshelfer, Tarif der Honorare. Beſchluß vom 8. Herbſt⸗ 
monat, S. 257. 

Geldbußen, ſiehe Bußen. 

Gemeinden üben die Friedhofpolizei aus. Beſchluß vom 

25. Jänner, S. 95. 

—— Fortbezug der Militärſteuer. Dekret vom 17. Win⸗ 
termonat, S. 377. 

—— neue Beſtimmungen Über Niederlaſſung. Beſchluß 
vom 26. Wintermonat, S. 389. 

—— Kreisſchreiben vom 4. Brachmonat betreffend die 
Steuerregiſter, S. 456. 


Gemeinden follen Œobesfälle bem Friedensrichter anzeigen. 
Kreisſchreiben vom 10. Juli, S. 458. 

—— Kreisſchreiben vom 30. Juli betreffendD Armenpfiege 
im Kanton Bern, ©. 468. . 

Generaleinnebmer, Gejeb über die Sinangbireltion abgeün- 
dert. Geſetz vom 18. MBintermonat, S. 379. 
Generalkommiſſär, Einregiſtrirung der Verluſtſcheine. Kreis⸗ 

ſchreiben vom 28. Mai und 21. Juli, S. 452, 459. 
—— Einregiſtrirung der Verkäufe von Waldungen. Kreis⸗ 
ſchreiben vom 28. Mai, S. 454. 


Genf, Konkordat zum Schutze junger Leute in der Fremde, 
S. 394. 


Gerichte, fiehe Bußen. 

— Linregiſtrirung der Verluſtſcheine. Kreisſchreiben vom 
28. Mai und 21. Juli, S. 452, 459. 

—— Stempel der Strafprozeduren, Kreisſchreiben vom 
4. Auguſt, S. 464. 

— Kaſſationsbegehren erſtinſtanzlicher Urtheile. Kreis⸗ 
ſchreiben vom 7. Auguſt, S. 467. 

Gerichtliche Medizin, Tarif der Honorare vom 8. Herbſt⸗ 
monat, ©. 257. | 

Geſchaͤftagenten ſollen ibren Tarif befler beobadten. Kreis⸗ 
ſchreiben vom 25. Hornung und 10. Mintermonat, 
S. 444, 446, 468. | 

Geſchwornenwahlen, eibgendifiihe und tantonale. Beſchlüſſe 
bom 1. Weinmonat und 5. Wintermonat, S. 274, 
337. 

Gefebgebung, fantonale, ſiehe Großrath. 

Getverbefteuer, ſiehe Steuern. 

Getverbefreibeit, fiche HSanbdels- und Gewerbefreiheit. 

Glanekreiß wählt ben Ludwig Robadey in den Großen 
Rath, ©. 158, 179. 





IX 


Grand, Geridtäprüfibent, in ben Mationalrath gewählt, 
S. 274, 335. 

Granges = Paccot : Siebenzad, Straßenbaute, Staatsbeitrag 
bewilligt. Dekret vom 12. Wintermonat, S. 346. 

Greyerzkreis wählt die HH. Theraulaz, Staatsrath und 
Schwarz, Friedensrichter, in den Großen Rath, Seite 
232, 244. 

Großbritannien, Auslieferungsvertrag mit der Schwejz, 
S. 121. 

Groß-⸗Combrement⸗Stäaͤfis, Straßenbaute. Dekret vom 
8. Mai, S. 217. 

—— Straßenverbindung mit Chapelle und Menieres. 
Dekret vom 19. Wintermonat, S. 381. 

Großrath, Erſatzwahl im Glanekreis. Beſchlüſſe vom 2. 
und 28. April, S. 158, 179. 

—— beauftragt ben Staatsrath die Einſchleppung der Reb- 
laus ju verhindern, ©. 228. 

—— ermächtigt ben Staatérath zu proviforijhen Abände⸗ 
tungen an der fantonalen Gejebgebung, S. 226. 

—— Erſatzwahlen im Greyerzkreis. Beſchlüſſe vom 29. Mai 
und 29. Juni, ©. 232, 244, 

— Kreiseintheilung für die Wahlen durch die Verfaſ⸗ 
ſung beſtimmt, S. 270, 272. 

Gumſchen⸗-Corminboeuf, Beitrag für Straßenbaute bewil⸗ 
ligt. Dekret vom 14. Mai, S. 229. 


Handelsſteuer, ſiehe Steuern. 

Handels- und Gewerbefreiheit. Nachtragsgeſetz über die 
Wirthſchaften vom 12. Dai, S. 234. 

—-— Gejet vem 10. Mai und Beſchluß vom 22. Wein⸗ 
monat, ©. 308, 305, 


\ 


x 


Handels⸗ und techniſche Kenntniſſe, Baccalaureatendiplome. 
Beſchluß vom 26. Hornung, 25. Weinmonat, S. 333. 

Handgelübde und Eid. Geſetz vom 27. Wintermonat, S. 441. 

Hängbrücken. Beſchluß vom 24. Maärz betreffend den Ver⸗ 
kehr, S. 134. | 

Hauſirer. Gelet vom 10. Mai und Beſchluß vom 22. 
Beinmonat, S 503, 305. 

Debammen, Tarif der Honorare vom 3. Herbſtm. S. 257. 

Hypotheke, privilegirte, fiebe Juragewäſſerkorrektion. 

Hypothekenbeamte, Prüfung der Bemerber. Beſchluß vom 
17. Herbſtmonat, S. 269, 

—— fiche Einregifirirung. 


à. 


Jagderoͤffnung. Beſchluß vom 20. Auguſt, S. 251. 

Jaquet, Großrath, in den Nationalrath gewählt, S. 174, 385. 

Juragewäſſerkorrektion, Erſtellung eines beſonderen Kadaſters. 
Beſchlüſſe vom 19. Brachmonat und 1. Weinmonat, 
S. 239, 300. 

—— Dekret vom 24. Auguſt betreffend ein Anlehen, 
S. 253. 


K. 


Kadaſter, beſonderer, für bas Gebiet der Juragewäſſerkor⸗ 
rektion. Beſchlüſſe vom 19. Brachmonat und 1. Wein⸗ 
monat, S. 230, 309. 

Kantonsgeſchworne, Wahlen. Beſchlüſſe vom 1. Wein—⸗ 

monat und 5. Wintermonat, S. 274, 337. 

Kantonsgericht, Einregiſtrirung der Verluſtſcheine. Kreis⸗ 
ſchreiben vom 28. Mai und 21. Juli, ©. 452, 459. 

Rantonsverfafjung, Partialreviſion betreffend Wahlkreisein⸗ 


x 


theilung. Defret vom 1. Cbrifimonat 1874 und 
Bundesbeſchluß vom 17. Herbitm. 1875, S. 270, 272. 

Ranalei, ſiehe Staatskanzlei. 

Kapitalienſteuer, ſiehe Vermögensſteuer. 

Rüferei: und Milchereigeſellſchaften. Beſchluß vom 29. März, 
S. 138. 

—— Normalreglement für Subereitung au gemeinſchaft⸗ 
lichem Verkauf der Milbprodufte, S. 140. 

—— Mormalreglement für Subereitung auf eigene Lai 
nung jebes Gefellibaiters, ©. 151. 


Rafationsbegebren peinlider Urtheile. Kreisſchreiben vom 
7. Auguſt, S. 467. 


Kirchhofpolizei, fantonale. Beſchluß vom 25. Jünner, S. 95. 


Rollegium au St. Michael, Baccalaureatendiplome. Be- 
ſchluß vom 26. Yornung, 25. MBeinmonat, ©. 338. 


Konkordat, interfantonales, zum Schutze junger Leute in 
der Srembe, ©. 394. 


Kopfgeld ſoll fortbezogen werden. Defret vom 17. Winter. 
monat, ©. 377. 


Rrantenpflege armer Angebôriger anbderer Rantone. Bun- 
desgeſetz vom 22. Juni, ©. 398. 


Rreisldreiben vom 11. Hornung betreffend Bewilligung 
bon Kundmachungen burd die Beifiter und Erſatz⸗ 
münner, ©. 443. 

—— bom 25. Hornung und 10. MBintermonat betreffend 
den Tarif der Gejbüftsagenten, ©. 444, 446, 468. 

— vom 19. April betreffend die Führung der Staats⸗ 
tentenbider, S. 448.: 

—— bom 23. April betreffend die Einregiſtrirungsgebühr 
im Salle einer Untersiebung, S. 450, 

—— vom 28. Mai und 21. Juli betreffend Einregiſtri⸗ 
rung der Verluſtſcheine, S. 452. 459. 


zu 


Kreisſchreiben vom 28. Mai betreffend Einregiſtrirung der 
Bertäufe von Waldungen, S. 454. 

—— bom 4. Brachmonat betreffend die Steuerregifter, 
6. 456. 

—— bom 10. Juni betreffend Mittheilung der Todesfälle 
an ben ÿriebensridter, S. 458. 

—— vom 23. Juli betreffend Gerichtsſtand in Beleidi- 
gungsfällen, S. 461. 

— bom 930, Juli betreffend Armenpflege im Kanton 
Bern, S. 468. 

—— vom 4. Auguft betreffend Stempel der Strafprozedu⸗ 
ren, ©. 464. 

— bom 7. Auguſt betreffend Kaſſationsbegehren firaf- 
rechtlicher Urtheile, S. 467. 

—— vom 22. Wintermonat betreffend Wirthſchaftspolizei, 
G. 469. 

—— vom 3. Cbrifimonat beireffend Bußen wegen Nicht⸗ 
erfdeinen, S. 475. 

—— bon 15. Gbrifimonat betreffend Eiſenbahnunfäaͤlle, 
S. 478. 

Kriegsweſen, ſiehe Militärorganiſation. 


— 


Landwirthſchaftliches, ſiehe Kaſerei- und Milchereigeſell⸗ 
ſchaften. 

La⸗Souche, Domäne, Partialtauſch mit der Normalſchule 
Altenryf. Dekret vom 7. Mai, S. 207. 

Liegenſchaftsſteuer, ſiehe Vermögensfteuer. 

Lumpenſammeln. Geſetz vom 10. Mai und Beſchluß vom 
22. Weinmonat, S. 303, 305. 





M. 


Menieres und Chapelle, Strabenverbindung mit Grok-Com- 
bremont, Saſſel, Beterlingen. Defret vom 19. Win⸗ 
termonat, ©. 881. 

Medizin, geridtlide, Tarif der Honorare vom 3. Herbit- 
monat, ©. 257. 

Milcherei-⸗ und Käſereigeſellſchaften. Beſchluß vom 29. März, 
S. 138 


—— Rormalreglement für Zubereitung zu gemeinſchaft⸗ 
lichem Verkauf der Milchprodukte, S. 140. 

—— Normalreglement für Zubereitung auf eigene Rech— 
nung jedes Geſellſchafters, S. 151. 

Militärorganiſation, eidgenöſſiſche, vom 13. Wintermonat 
1874, S. 3. 

Militärſteuer der Gemeinden, Fortbezug. Dekret vom 17. 
Wintermonat, S. 377. 

Murten, fiktive Niederlagen für Wein und Spirituoſen. 
Beſchluß vom 23. Juni, S. 247. 

Murten, vorberathende Studienkommiſſion. Beſchluß vom 
8. Wintermonat, S. 338. 


N. 


Neuenburg, Konkordat zum Schutze junger Leute in der 
Fremde, S. 394. 

Nichterſcheinen, Nachlaß der Bußen. Kreisſchreiben vom 
3. Chriſtmonat, S. 475. 

Nationalrath, Geſammterneuerung. Beſchlüſſe vom 1. Wein⸗ 
monat und 5. Wintermonat, S. 274, 335. 

—— Erſetzung des Karl Viſſaula. Beſchlüſſe vom 5. Hor⸗ 
nung und 9. März, S. 110, 118. 


XIV 


Ricberlaffungsbenilligungen, neue Beftimmungen. Beſchluß 
vom 26. Wintermonat, S. 389. 

Normalſchule in Altenryf, theilweiſer Austaufd mit der 
Domäüne la-Soude. Dekret vom 7. Mai, S. 207. 

Rotare, fiche Redtspatente. 


D. 


Oberamtmänner. Geſetz vom 15. Mai betreſſend Reiſe⸗ 
entfdäbigungen, S. 236. 

— Berantiwortlibleit betreffend Suftellung von Geldern 
an Betbeiligte. Beſchluß vom 3. Gbrifimonat, S. 391. 

—— Bezug der Einregiſtrirungsgebühr im Salle einer Un⸗ 
teraiebung. Kreisſchreiben vom 23. April, S. 450. 

—— fireisireiben vom 4. Brachmonat betreffend bie 
Steuerregifter, S. 456. 

—— Hrmenpflege im Ranton Bern. Kreisſchreiben vom 
80. Juli, S. 468. 

—— Winrthſchaftspolizei, Preisfbreiben vom 22. Biuter- 
monat, ©. 469. 

—— Unterſuchung bei Eijenbabnunfällen. Kreisſchreiben 

vom 15. Gbriftmonat, ©. 478. 

Oberamtsidreiber, Stempel der Strafprogeburen. Kreis⸗ 
jdreiben vom 4. Auguft, S. 464. 

—— Kaſſationsbegehren peinlider Urtheile. Kreisſchreiben 
vom 7. Auguſt, S. 467. 

Oberamisſtatthalter, ſiehe Oberamtmänner. 

Organiſationsgeſetz über die Finanzdirektion abgeändert. 
Geſetz vom 18. Wintermonat, S. 379. 


D. 


Paterlingen, Straßenverbindung mit Chapelle und Menieres. 
Detret vom 19. Bintermonat, S. 381. 

Philloxera vastatrix (Reblaus), Mabregeln gegen Einſchlep⸗ 
pung. Geſetz vom 11. Mai, S. 228. 

Plaffeyen = Sreiburg, Strabenbaute. Defret vom 7. Mai, 
S. 209. 


Plazirungsbüreaux für bas Ausland, S. 394. 

Politiſche Stimmberechtigung der Schweizerbürger. Beſchlüſſe 
vom 16. April und 7. Mai betreffend Volksabſtim⸗ 
mung, ©. 172, 1885. 

Poligei Ur die Friedhöfe. Beſchluß bom 25. Jänner, 
6. 9 


—— — den Verkehr auf den Hängbrücken. Beſchluß 
vom 24. März, S. 134. 

—— betreffend die Käſerei- und Milchereigeſellſchaften, 

| ſiehe dieſe. 

—— betreffend Eiſenbahnarbeiter. Beſchluß vom 23. April, 

S. 176. 

—— bei Schießübungen. Geſetz vom 11. Mai, S. 220. 

Portalban, Gemeinde, erhält einen proviſoriſchen Verwalter. 
Dekret vom 29. Wintermonat, S. 392. 

Poſtangeſtellte, ſiehe Eiſenbahnangeſtellte. 

Prellerei in zuchtgerichtlichen Fällen, Feſtſetzung einer Fe 
Gefeh vom 13. Mai, S. 228. 


Proluratoren jollen ibren Tarif beobadten. Rreisfireiten 
vom 25. Hornung und 10. Bintermonat, ©. 444, 
446, 468. 


R. 

Reblaus, Maßregeln gegen Einſchleppung. Geſetz vom 11. 
Mai, S. 238. 

Nechtsagenten, ſollen ihren Tarif beobachten. Ktreisſchreiben 
vom 25. Hornung und 10. Wintermonat, S. 444, 
446, 468. 

Rechtspatente, Erlangung. Beſchluß vom 17. Herbſtmonat, 

S. 269. 

Referendum über Ehe⸗- und Zivilſtandsgeſetz, S. 172, 188. 

Reglement vom 29. Jänner betreffend den Bezug der Fis⸗ 
kalbußen, S. 99. 

—— für Müferei und Milchereigeſellſchaften, S. 140, 151. 

Regierungsgebäube, fiehe Staatskanzlei. 

Reiſende Schweizerbürger ſollen anläßlich des Referendums 
über Zivilſtands- und Ehegeſetz ſtimmen koͤnnen, 
S. 183. | 

Reiſeentſchädigung für die Oberamtmänner und Forſtinſpek⸗ 
toven. Gejet vom 15. Mai, S. 286. 

Refruticung, ſiehe Militérorganijation. 

Religion, fiebe Bejbimpfung. 

Rentenbüder, fiebe Staatseinnehmer. 

Revifion ſiehe Rantonsberfaffung. 

Robadey L. vom Glanetreis in ben Großen Rath gewählt, 
S. 158, 179. 


S. 


Saſſel, Straßenverbindung mit Chapelle und Meniers. Des 
fret vom 19. Bintermonat, S. 381. 

Schießübungen, Poligei und Kontrolle. Gejes vom 11. Mai, 
S. 220. 


t 
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XVIL 


Schießvereine, freiwillige, S. 41. 

Schwarz 3. Gricdensridter vom Greyerzkreis in ben Groben 
Rath gewählt, S. 232, 244, 

Schweizerbürger, Niederlaſſungsbewilligungen. Beſchluß vom 
26. Wintermonat, S. 389. 

Schwurgerichte, Wahlen der Geſchwornen. Beſchlüſſe vom 
1. Weinmonat und 5. Wintermonat, S. 274, 337. 

Seuchen, ſiehe Viehſeuchen. 

Schulweſen, Organiſation der Studien-Kommiſſion. Beſchluß 
vom 29. Jänner, S. 105. 

—— Baccalaureatendiplome. Beſchluß vom 26. Hornung, 
25. Weinmonat, S. 333. | 

—— vorberathende Stubienfommiifion der Geftion Murten. 
Beſchluß vom 8. Wintermonat, S. 338. 

Giebenaad= Granges = Paccot, Staatsbeitrag für Straben- 
bauten bewilligt. Detret vom 12. Bintermonat, S. 346. 

Staatsangeſtellte, Bezahlung von Geldſummen an Betheiligte. 
Beſchluß vom 3. Gbrifimonat, S. 391. 

Gtaatsanitelungen, Prüfung der Bewerber. Beſchluß vom 
17. Herbſtmonat, S. 269. 

Staatseinnehmer ſollen den Bezug der Bußen überwachen, 
S. 99, 318, 324. 

—— Bezug der Strafkoſtenliſten. Geſetz vom 27. Auguſt 
und Beſchluß vom 25. Weinmonat, S. 318, 324. 

—— VBezahlung von Geldſummen an Betheiligte. Beſchluß 
vom 3. Chriſtmonat, ©. 391. 

—— Führung der Rentenbüder. Kreisſchreiben vom 29. 
April, ©. 448. 

—— Cinregifirirung der Berluftideine. Kreisſchreiben vom 
28. Mai und 21. Juli, S. 452, 459. | 

—— Ginregifirivung der Berfäufe von Waldungen. Kreis⸗ 
breiben vom 28. Dai, S. 454. 
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XVII 


Gtaatseinnebmer, Stempel der Strafprozeduren. Kreisſchrei⸗ 
ben vom 4. Auguf, ©. 464. 

— fRaffations - Begebren firairedtliber Urtheile. Kreis— 
fhreiben vom 7. Auguſt, S. 467. 

Gtaatslanglei, Erhöhung des oͤſtlichen Seitenflügels. De= 
kret bom 15. Dai, ©. 281. 

Staatsrath fol die Einſchleppung der Reblaus berbindern, 
S. 228. 

—— iſt ju proviſoriſchen Abänderung an der kantonalen 
Geſetzgebung ermächtigt, S. 226. 

Staatsrentenbücher, Führung. Kreisſchreiben vom 19. April, 
©, 448. 


Gtüfis und Ueberftein, Bereinigung der Hypothekenkontroll⸗ 
und Ginregifirirungsbüreaur, S. 242, 344. 

—— Groi: Combremont, StraBenbaute. Dekret vom 
8. Dai, S. 217. 

Stempel der Strafprogeburen. Rreisidreiben vom 4. Auguſt, 
S. 464. 

—— (fr Auszüge aus ben Zivilſtandsregiſtern. Beſchluß 
vom 29. MBintermonat, ©. 375. 

Steuern, Bezug der Handels- und Geiverbefteuer. Be- 
ſchluß vom 5. Hornung, S. 108. 

—— Bezug der Bermôgensiteuer. Beſchlüſſe vom 22. März 
und 13. Herbſtmonat, ©. 132, 265. 

—— Aufſtellung und Rebifion der Vermogensftenerregiſter, 
S. 160, 383. 

—-— Brandverſicherungsſteuer für 1874. Beſchluß vom 
2. Auguſt, S. 250. 

—— für das Hauſiren. Geſetz vom 10. Mai und Beſchluß 
vom 22. Weinmonat, S. 303, 305. 

—— bei Crhtheilausgleidungen. Geſetz vom 15. Binters 
monat, ©. 350. 





XX 


Steuern, Heftiebung der Bermügensiteuer für 1876. Dekret 
vom 16. Bintermonat, ©. 351. : 

—— Militätiteuer der Gemeinden. Defret bom 17. Win⸗ 
termonat, ©. 377. 

—— Erſtellung der Regifter auf Einkommen, Handel und 
Gewerbe für 1876. din vom 26. Bintermonat, 
S. 383. 

Steuerregiſter. Kreisſchreiben vom 4. Brachmonat, S. 456. 

Steuerſchreiber, ſiehe Steuerregiſter. 

Stimmberechtigung, ſiehe politiſche Stimmberechtigung. 

Strafgeſetzbuch für Prellerei in zuchtgerichtlichen Fällen 
vervollſtändigt, S. 228. 

—— theilweiſe abgeändert, ©. 318, 324, 439. 

Gtraftoftenliften, Bezug. Geſetz vom 27. Auguit und Be- 
jélub vom 25. Weinmonat, S. 318, 324. 


Gtrafprozeburen, Stempel. Kreisſchreiben vom 4. Auguſt, 
©. 464. 


Straße Freiburg⸗Plaffeyen, Bau der 2. und 3. Abtheilung. 
Detret vom 7. Mai, ©. 209. 

—— Groÿs Combremont- @tüfis. Dekret vom 8. Mai, 
S. 217. 

— bon Gerniat nach Boll-Boltigen, Beitrag bewilligt. 
Detret vom 11. Mai, ©. 225. 

—— Gorminboeuf-Gumiden, Beitrag bewilligt.  Defret 
bom 14. Mai, S. 229. 

—" Billa⸗St.⸗Peter⸗Villarſiviriaux. Beſchluß vom 8. und 
Dekret vom 15. Bintermonat, S. 341, 348. 

—— Siebenzach-⸗Granges⸗Paccot, Staatsbeitrag bewilligt. 
Defret tom 12. MBintermonat, ©, 346. 

—— bon Menieres und Chapelle na Groß-Combremont, 
Saſſel, Peterlingen. Defret vom 19. MBintermonat, 


S. 381, 





XX 


Gtubienfommiffion, vorberathende, der Seltion Murten. Be- 
ſchluß vom 8. Wintermonat, S. 338. 
—— Crganifation. Beſchluß vom 29. Jünner, S. 105. 


T. 


Tarif vom 3. Herbſtmonat in Sachen gerichtlicher Medizin, 
S. 257. 
—— der Geſchäftsagenten ſoll beſſer beobachtet werden, 
S. 444. 446, 468. 
Tedtermann À. Staatsrath, in ben Rationalrath gemäbit. 
Beſchlüſſe vom 5. Hornung, 9. März, 1. Bein- 
monat und 5. Wintermonat, ©. 110, 113, 
274, 335. 
Theraulaz, Staatsrath, vom Greyerzkreis in ben groben 
Rath gemüblt, S. 232, 244. 
Titelfteuer, fiebe Bermügensfteuer. 


1. 


Ueberſtein, Hypothekenkontroll⸗ und Einregiſtrirungsbüreau 
mit dem von Stäfis vereinigt. Beſchluß vom 
22. Brachmonat und 10. Wintermonat, S. 242, 
344. 

Unterrichtsweſen, Organiſation der Studienkommiſſion. Be⸗ 
ſchluß vom 29. Jänner, S. 106. 

—— —— Baccalaureatendiplome. Beſchluß vom 26. Hor⸗ 
nung und 25. Weinmonat, ©. 338. 

— — borberatbende Stubienfommiffion der Sektion 
Murten. Beſchluß vom 8. Wintermonat, S. 338. 

Unterſtützung, ſiehe Armenpflege. 

Urtheils⸗Vollſtreckung in Betreff der Geldbußen, S. 318, 
3 
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V. 


Verbrecher, ſiehe Auslieferungsvertrag. 

Verfaſſung, ſiehe Kantonsverfaſſung. 

Vergehen der Prellerei in zuchtgerichtlichen Fällen, Feſt⸗ 
ſetzung einer Strafe, ©. 228. 

Berluftideine joflen eintegifirirt werden. Kreisſchreiben vom 
28. Mai und 21 Juli, S. 452, 459. | 

Vermögensſteuer, Bezug. Beſchlüſſe vom 22. März und 
13, Wintermonat, ©. 132, 265. 

—— —— Aufſtellung und Reviſion' der Regiſter. Be— 
ſchlüſſe vom 7. April und 26. Wintermonat, 
S. 160, 383. 

—— —— für 1876 feftgelebt. Defret bom 16. Binter- 
monat, ©. 351. 

Diebbann in Arrüffing aufgeboben. Belblup vom 29. 
Jänner, ©. 98. 

Viehſeuchen, Bann in Arrüffing aufgeboben, S. 98. 

—— —— Gejet vom 8. Mai betreffend Expropriationen, 
S. 211. 

Billa - St. = Peter» Billarfiviriaur, Strabenbaute. Beſchluß 
vom 8. und Defret vom 15. Bintermonat, 
S. 341, 348. 

Villarſiviriaux, fiebe Villa⸗St.-Peter. 

Viſſaula L., Nationalrath, nimmt ſeine Entlaſſung, S. 110, 
113. 


Wahlen, theilweiſe, für den Großrath, S. 158, 179, 232, 
244. 


— — fur ben Nationalrath, S. 110, 113, 274, 355, 


Waadt, Konkordat zum Sdube junger Leute in der Fremde, 
S. 394. 

Waaren, Haufirhandel. Geſetz vom 10. Mai und Beſchluß 
vom 22. Weinmonat, ©. 803, 305. 

Wahlkreiseintheilung durch die Berfafjung beftimmt. De- 
fret vom 1. und Bundesbeſchluß vom 17. 
Herbſtmonat, S. 270, 272. 

Weinberge, Mabregeln gegen die Cinfdleppung bder Reb⸗ 
(aus. Geſetz vom 11. Mai, S. 228. 

Weck⸗Reynold, Staatsrath, in ben ationalrath gewählt, 
S. 274, 335. 

Wirthſchaften. Nachtragsgeſetz vom 12. Dai, S. 234. 

Wirthſchaftspatente, zeitweilige. Kreisſchreiben vom 22. Win⸗ 
termonat, S. 469. 

Wirthſchaftspolizei, Kreisſchreiben vom 22. Wintermonat, 
S. 469 


Wiſſenſchaften, exackte und ſchöne, Baccalaureatendiplome. 
Beſchluß vom 26. Hornung, 25. Weinmonat, 
S. 338. 

Wuilleret L., Fürſprecher, in ben Nationalrath gewählt, 
S. 274, 385. 


3. 


Zivilſtands⸗ und Ehegeſetz, eidgenoͤfſiſches, Volksabſtimmung. 
Beſchlüſſe vom 16. April und 7. * S. 172. 
—— —— 183, Tert, S. 184. 
Zivilſtand, kantonale Erlaſſe: 
Geſetz vom 26. Auguſt über die Organiſation, 
S. 363. 
Beſchluß vom 26. Herbſtmonat betreffend Kreis⸗ 


antheilung, S. 858, 
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Beroronung vom 24. Bintermonat betreffen bd 
Organifation, S. 368. 

Beſchluß vom 29. Mintermonat betreffend den 
Stempel für Auszüge, S. 375. 

Gejet vom 27. Wintermonat über Zivilehe 
und Eheſcheidung, S. 405. 
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